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Referentenentwurf des Umweltbundesamtes 
Verordnung zur Einrichtung des Regionalnachweisregi sters und zur 
Fortentwicklung des Herkunftsnachweisregisters 

A. Problem und Ziel 
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2017) sowie die auf seiner Grundlage erlassene 
Erneuerbare-Energien-Verordnung (EEV) weisen dem Umweltbundesamt die Aufgabe zu, 
das Regionalnachweisregister zu betreiben und Regelungen für die Regionalnachweise 
und den Registerbetrieb zu erlassen. Konkret ist das Umweltbundesamt nach § 14 Absatz 1 
EEV unter anderem ermächtigt, durch Rechtsverordnung Anforderungen an das Verfahren 
der Ausstellung, Übertragung und Entwertung sowie den Inhalt von Herkunftsnachweisen 
und Regionalnachweisen zu regeln und das Herkunftsnachweisregister und das Regional-
nachweisregister konkret auszugestalten. Außerdem ist das Umweltbundesamt nach § 14 
Absatz 2 EEV ermächtigt, durch Rechtsverordnung die gebührenpflichtigen Tatbestände 
und Gebührensätze sowie erstattungsfähigen Auslagen nach § 87 EEG 2017 zu bestim-
men, die für seine Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Ausstellung, Anerkennung, 
Übertragung und Entwertung von Herkunftsnachweisen und der Ausstellung, Übertragung 
und Entwertung von Regionalnachweisen sowie für die Nutzung des Herkunftsnachweisre-
gisters und des Regionalnachweisregisters gelten. 

Mit dieser Verordnung macht das Umweltbundesamt von den ihm in § 14 EEV eingeräum-
ten Verordnungsermächtigungen Gebrauch. 

§ 79a EEG 2017 sieht die Einführung eines Regionalnachweisregisters vor. Für dessen 
Umsetzung bedarf es der Konkretisierung der Vorschriften des EEG 2017. Diese Konkreti-
sierung erfolgt in der Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchführungsverordnung 
(HkRNDV). Diese Verordnung enthält die neuen Umsetzungsregelungen zu Regionalnach-
weisen. Der Gesetzgeber sieht in § 79a EEG 2017 vor, dass das Umweltbundeamt Anla-
genbetreibern auf Antrag Regionalnachweise für Strom, der nach §§ 20, 21b Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 EEG 2017 direkt vermarktet wird, ausstellt, Regionalnachweise überträgt und 
entwertet. Dazu richtet das Umweltbundesamt eine elektronische Datenbank ein, in der die 
Ausstellung, die Übertragung und die Entwertung von Regionalnachweisen registriert wer-
den (§ 79a Absatz 4 EEG 2017). Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie macht 
das Datum der Inbetriebnahme des Regionalnachweisregisters im Bundesanzeiger be-
kannt (§ 8 Absatz 1 Satz 2 EEV).  

Zudem ändert diese Verordnung die Regelungen in der Herkunfts- und Regionalnachweis-
Durchführungsverordnung im Hinblick auf das Herkunftsnachweisregister. Die Richtlinie 
2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Förde-
rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung und anschlie-
ßenden Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG (ABl. L 140 vom 5.6.2009, 
S. 16) verpflichtet die Bundesrepublik Deutschland unter anderem dazu, ein zentrales elekt-
ronisches Register für Herkunftsnachweise für Strom aus erneuerbaren Energien einzufüh-
ren. Dies geschah in Deutschland vor allem mithilfe der Herkunftsnachweisverordnung 
(HkNV) vom 28. November 2011 (BGBl. I S. 2447), deren Regelungsinhalte zuletzt durch 
Artikel 11 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3106) geändert und in die 
EEV überführt worden sind, und der vom Umweltbundesamt erlassenen Herkunftsnach-
weis-Durchführungsverordnung vom 15. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2147), die zuletzt durch 
Artikel 126 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert und zuvor durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3106) in Herkunfts- und Regi-
onalnachweis-Durchführungsverordnung (HkRNDV) umbenannt worden ist. 

Nach mehr als vier Jahren des Betriebs des Herkunftsnachweisregisters auf dieser gesetz-
lichen Grundlage und nach der Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes bedarf die 
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HkRNDV der inhaltlichen Überarbeitung, der Präzisierung sowie der inhaltlichen Fortent-
wicklung aufgrund der bisher gesammelten praktischen Erfahrungen. Dies betrifft exemp-
larisch folgende Punkte:  

– Aufhebung der bisherigen Übergangsregelungen des 11 Absatz 5, des § 13 Absatz 4 
Satz 3 und des § 18 Absatz 3 HkRNDV wegen Zeitablaufs,   

– Systematisierung der Registrierung, Beendigung der Teilnahme am Register, Sanktionie-
rung und Aufhebung der Sanktionierung bei Registerteilnehmern und Nutzern (Tabelle im 
Entwurf der Begründung zu § 5 HkRNDV),  

– Festschreibung der bisherigen Praxis, Herkunftsnachweise ab dem ersten Tag des Ka-
lendermonats der Registrierung auszustellen (§ 9 Absatz 1 Nummer 2 HkRNDV-E),  

– Berücksichtigung von Speichern vor dem Netz (§ 9 Absatz 5 HkRNDV-E),  

– erstmalige Regelung der Grenzkraftwerke (§ 11 HkRNDV-E), 

– Übernahme technischer Vorgaben zur Registernutzung aus den bisherigen Nutzungsbe-
dingungen in den Verordnungstext (§ 36 HkRNDV-E),  

– Anpassung der Mitteilungspflichten der Netzbetreiber bei der Anlagenregistrierung an die 
bisherige Praxis (§ 38 Absatz 1 Satz 1 HkRNDV-E), 

– Präzisierung der Prüfaufgaben der Umweltgutachter bei Biomasseanlagen (§ 39 
HkRNDV-E) und  

– Möglichkeit zur Übertragung von Daten an die Association of Issuing Bodies (AIB) als 
Dachverband der europäischen Betreiber von Herkunftsnachweisregistern (§ 43 Absatz 1 
Nummer 2 Buchstabe e HkRNDV-E). 

Die Änderungen der Herkunfts- und Regionalnachweis-Gebührenverordnung (HkRNGebV) 
vom 17.12.2012 (BGBl. I S. 2703), die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2016 (BGBl. I S. 3106) geändert worden ist, sind Folgeänderungen redaktioneller 
Art. 

 

B. Lösung 
Novellierung der HkRNDV. Infolgedessen erfolgt eine redaktionelle Anpassung der HkRN-
GebV, die auf die HkRNDV verweist. 

C. Alternativen 
Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Bund 

Die vorliegende Verordnung regelt den Betrieb eines Herkunftsnachweisregisters und die 
Einrichtung und den Betrieb eines Regionalnachweisregisters durch das Umweltbundes-
amt. Hierdurch entstehen für den Bundeshaushalt über die unter E.3 dargestellten Kosten 
hinaus keine weiteren finanziellen Belastungen. 

Im Übrigen verursachen die Änderungen der HkRNDV und der HkRNGebV im Hinblick auf 
das Herkunftsnachweisregister keine weiteren finanziellen Belastungen, die über diejeni-
gen der bisherigen Verordnungen hinausgehen. 

Länder und Gemeinden 

Die Haushalte der Länder und der Gemeinden werden nicht belastet. 
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E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Durch die Änderungen der HkRNDV und der HkRNGebV entstehen keine Kosten für Bür-
gerinnen und Bürger. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Die HkRNDV behält in ihrer neu zu verkündenden Form die bisherigen Informationspflichten 
für die Wirtschaft bei, die für den effektiven und durch europäische Rechtsvorgaben gefor-
derten Betrieb des Herkunftsnachweisregisters notwendig sind. Hinzu kommen Informati-
onspflichten für den Betrieb des Regionalnachweisregisters. 

Dieses Regelungsvorhaben ergänzt die Informationspflichten im Herkunftsnachweisregis-
ter nur marginal um neue Informationspflichten zu beim Umweltgutachter oder der Umwelt-
gutachterorganisation vorhandenen Angaben (§ 40 Absatz 2 Satz 3 HkRNDV-E). Hierfür 
entstehen als jährlicher zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft Bürokratiekosten 
in Höhe von insgesamt 209,00 Euro.  

Das Regelungsvorhaben fällt hinsichtlich der Aktualisierung der Vorschriften zum Her-
kunftsnachweisregister in den Anwendungsbereich der „One in, one out“-Regel. Die Höhe 
des Erfüllungsaufwandes stellt eine zusätzliche Belastung („in“ im Sinne der „one in, one 
out“-Regel) dar. Der Vorschlag für den Abbau der Belastung für die Wirtschaft wird außer-
halb dieses Regelungsvorhabens in vergleichbarer Transparenz unterbreitet.   

Die Regelungen für die Regionalnachweise zur Umsetzung der optionalen regionalen 
Grünstromkennzeichnung begründen neue Informationspflichten für den Fall, dass Akteure 
an dem freiwilligen System der Regionalnachweise teilnehmen wollen, da sie Regio-
nalstrom am Strommarkt anbieten möchten. Das EEG 2017 führt diese noch nicht aus.1) 
Dies führt zu einem freiwilligen zusätzlichen Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft, dessen 
Höhe bei 828 282,50 Euro liegt. Hinzu kommt ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe 
von 35 472,50 Euro, der vor allem aus einmaligen Registrierungspflichten zu Beginn der 
Registernutzung resultiert. Die Höhe des Erfüllungsaufwandes stellt eine zusätzliche Be-
lastung („in“ im Sinne der „one in, one out“-Regel) dar. Der Vorschlag für den Abbau der 
Belastung für die Wirtschaft wird außerhalb dieses Regelungsvorhabens in vergleichbarer 
Transparenz unterbreitet.  

Die zusätzlichen Belastungen, die in den Bereichen des Herkunftsnachweisregisters und 
des Regionalnachweisregisters entstehen,  sind im EEG 2017 bereits angelegt und daher 
für den Verordnungsgeber unvermeidlich. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Die Änderungen der HkRNDV und der HkRNGebV hinsichtlich des Herkunftsnachweisre-
gisters haben keine Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand der Verwaltung.  

Hinsichtlich des Regionalnachweisregisters richtet das Umweltbundesamt einen neuen 
Vollzug ein. Das EEG 2017 sieht bereits in seinem Entwurf2 einen Aufwand in Form von 
Personal- und Sachkosten vor. Diese belaufen sich einmalig auf etwa 100 000 Euro für die 
Erstellung der Registersoftware sowie jährlich auf Sachkosten für Pflege und Wartung der 
Registersoftware in Höhe von 15 000 Euro und Personalkosten in Höhe von 450 000 Euro 
für vier Planstellen (zwei gehobener Dienst, zwei mittlerer Dienst). Diese Kosten sind be-
reits durch das EEG 2017 ausgelöst und werden hier nicht mehr gesondert betrachtet. 

                                                
1 BT-Drs. 18/8860, S. 171. 
2 BT-Drs. 18/8860, S. 6, 180. 
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Soweit der Vollzugsaufwand nicht durch Gebühreneinnahmen gedeckt wird, soll ein etwai-
ger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln finanziell und stellenmäßig im jeweiligen Ein-
zelplan ausgeglichen werden. 

F. Weitere Kosten 
Die Änderung der HkRNDV und der HkRNGebV hat keine Auswirkungen auf die Geste-
hungskosten von Strom aus erneuerbaren Energien. Auswirkungen auf das allgemeine 
Strompreisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

Die den Registerteilnehmenden entstehenden Kosten können zwar von den Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen an die Verbraucherinnen und Verbraucher, die sich für ein 
Grünstromprodukt entscheiden, über den Strompreis weitergegeben werden, ebenso wie 
der ggf. entstehende Kürzungsbetrag bei der Marktprämie (gemäß § 53b EEG 2017 0,1 
Cent pro kWh). Im Verhältnis zum gesamten Strompreis sind diese Kosten jedoch äußerst 
gering. Eine Erhöhung der Strompreise war mit der Inbetriebnahme des Herkunftsnach-
weisregisters bislang nicht verbunden und ist auch in Zukunft sowohl hinsichtlich des Her-
kunftsnachweisregisters als auch hinsichtlich des Regionalnachweisregisters nicht zu er-
warten. Zudem haben Verbraucherinnen und Verbraucher auch die Wahl, sich im Falle ei-
nes höheren Strompreises nicht für ein Grünstromprodukt zu entscheiden. 
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Referentenentwurf des Umweltbundesamtes 
Verordnung zur Einrichtung des Regionalnachweisregi sters und zur 

Fortentwicklung des Herkunftsnachweisregisters 

Vom ... 

Auf Grund  

- des § 92 Nummer 1 bis 4, 7, 8, 10 und 11 und des § 96 Absatz 3 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066) in Verbindung mit § 96 Absatz 3 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in Verbindung mit § 14 Absatz 1 der Erneuerbare-
Energien-Verordnung vom 17. Februar 2015 (BGBl. I S. 146), von denen § 92 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes durch Artikel 1 Nummer 41 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 
(BGBl. I S. 2258) neu gefasst worden ist, § 96 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes durch Artikel 1 Nummer 44 Buchstabe c des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBl. I 
S. 2258) geändert worden ist und § 14 der Erneuerbare-Energien-Verordnung durch Artikel 
11 Nummer 9 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3106) neu gefasst worden 
ist, verordnet das Umweltbundesamt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie und dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
und auf Grund 

- des § 87 Absatz 2 Satz 1 bis 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in Verbindung 
mit Absatz 1 Satz 2 und 3, in Verbindung mit dem 2. Abschnitt des Verwaltungskostenge-
setzes vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 821) und in Verbindung mit § 14 Absatz 2 der Erneu-
erbare-Energien-Verordnung, von denen § 87 Absatz 1 Satz 3 durch Artikel 1 Nummer 36 
des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2258) geändert worden ist und § 14 der 
Erneuerbare-Energien-Verordnung durch Artikel 11 Nummer 9 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2016 (BGBl. I S. 3106) neu gefasst worden ist, verordnet das Umweltbundesamt: 

Inhaltsübersicht 

Artikel 1 Durchführungsverordnung über für den Bereich Herkunfts- und Regionalnach-
weise für Strom aus erneuerbaren Energien (Herkunfts- und Regionalnach-
weis-Durchführungsverordnung – HkRNDV) 

Artikel 2 Änderung der Herkunfts- und Regionalnachweis-Gebührenverordnung 

Artikel 3 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Artikel 1 

Durchführungsverordnung über für den Bereich Herkun fts- und 
Regionalnachweise für Strom aus erneuerbaren Energi en 

(Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchführungsveror dnung – 
HkRNDV) 

Inhaltsübersicht 

A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e  V o r s c h r i f t e n  

§ 1 Registerführung 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

§ 3 Kommunikation mit der Registerverwaltung 

§ 4 Korrektur von Fehlern 

§ 5 Bestimmung der Verwendungsregionen für Regionalnachweise 

§ 6 Kontoeröffnung im Herkunftsnachweisregister 
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§ 7 Kontoeröffnung im Regionalnachweisregister 

§ 8 Registrierung und Bevollmächtigung von Dienstleistern 

§ 9 Registrierung von Umweltgutachtern und Umweltgutachterorganisationen 

A b s c h n i t t  2  

A u s s t e l l u n g  u n d  I n h a l t e  v o n  H e r k u n f t s n a c h w e i s e n  u n d  R e g i o -

n a l n a c h w e i s e n ,  R e g i s t r i e r u n g  v o n  A n l a g e n  

Unterabschnitt 1 

Ausstellung von Herkunftsnachweisen 

§ 10 Voraussetzungen für die Ausstellung von Herkunftsnachweisen 

§ 11 Ausstellung von Herkunftsnachweisen für Strom aus Pumpspeicherkraftwerken und aus Laufwasserkraftwerken mit 
Pumpbetrieb ohne Speicherung 

§ 12 Ausstellung von Herkunftsnachweisen für Strom aus Grenzkraftwerken 

§ 13 Verweigerung der Ausstellung von Herkunftsnachweisen ohne entsprechende Stromerzeugung 

§ 14 Inhalte des Herkunftsnachweises 

§ 15 Festlegung des Erzeugungszeitraums bei Herkunftsnachweisen 

Unterabschnitt 2 

Ausstellung von Regionalnachweisen 

§ 16 Voraussetzungen für die Ausstellung von Regionalnachweisen 

§ 17 Inhalte des Regionalnachweises 

§ 18 Festlegung des Erzeugungszeitraums bei Regionalnachweisen 

Unterabschnitt 3 

Registrierung von Anlagen 

§ 19 Anlagenregistrierung im Herkunftsnachweisregister 

§ 20 Einsatz von Umweltgutachter oder Umweltgutachterorganisationen bei der Anlagenregistrierung im Herkunftsnach-
weisregister 

§ 21 Anlagenregistrierung im Regionalnachweisregister 

§ 22 Änderung von Anlagendaten 

§ 23 Registrierung von Gesamtanlagen 

§ 24 Gültigkeitsdauer der Anlagenregistrierung; erneute Anlagenregistrierung 

§ 25 Löschung der Anlagenregistrierung und Wechsel des Anlagenbetreibers 

A b s c h n i t t  3  

Ü b e r t r a g u n g ,  E n t w e r t u n g ,  L ö s c h u n g  u n d  V e r f a l l  v o n  H e r k u n f t s -

n a c h w e i s e n  u n d  R e g i o n a l n a c h w e i s e n  

§ 26 Übertragung von Herkunftsnachweisen 

§ 27 Übertragung und Rückbuchung von Regionalnachweisen 

§ 28 Verwendung und Entwertung von Herkunftsnachweisen 

§ 29 Verwendung und Entwertung von Regionalnachweisen, Ausweisung in der Stromkennzeichnung 

§ 30 Löschung von Herkunftsnachweisen 

§ 31 Löschung von Regionalnachweisen 

§ 32 Verfall von Herkunftsnachweisen 

§ 33 Verfall von Regionalnachweisen 

A b s c h n i t t  4  

A n e r k e n n u n g  u n d  I m p o r t  v o n  H e r k u n f t s n a c h w e i s e n  

§ 34 Anerkennung von Herkunftsnachweisen 
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§ 35 Import anerkannter Herkunftsnachweise 

A b s c h n i t t  5  

P f l i c h t e n  v o n  R e g i s t e r t e i l n e h m e r n ,  N u t z e r n  u n d  N e t z b e t r e i b e r n  

§ 36 Allgemeine Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten 

§ 37 Pflichten bei der Nutzung des Herkunftsnachweisregisters oder des Regionalnachweisregisters 

§ 38 Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten der Kontoinhaber 

§ 39 Übermittlungs- und Mitteilungspflichten der Netzbetreiber und der Anlagenbetreiber 

§ 40 Begutachtungspflichten bei im Herkunftsnachweisregister registrierten Biomasse- und Mischfeuerungsanlagen 

§ 41 Tätigkeit von Umweltgutachtern und Umweltgutachterorganisationen 

§ 42 Vorlage weiterer Unterlagen durch Anlagenbetreiber und Kontoinhaber 

A b s c h n i t t  6  

D a t e n s c h u t z  

§ 43 Verarbeitung und Nutzung von personenbezogenen Daten 

§ 44 Datenübermittlung 

§ 45 Löschung von Daten 

A b s c h n i t t  7  

O r d n u n g s w i d r i g k e i t e n  

§ 46 Ordnungswidrigkeiten 

A b s c h n i t t  8  

S p e r r u n g  u n d  S c h l i e ß u n g  d e s  K o n t o s ,  A u s s c h l u s s  v o n  d e r  T e i l -

n a h m e  a n  d e n  R e g i s t e r n  

§ 47 Sperrung und Entsperrung des Kontos 

§ 48 Schließung des Kontos 

§ 49 Ausschluss von der Teilnahme an den Registern, erneute Teilnahme nach Ausschluss 

A b s c h n i t t  9  

S o n s t i g e  V o r s c h r i f t e n  

§ 50 Ausschluss des Widerspruchsverfahrens 

§ 51 Nutzungsbedingungen 

A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e  V o r s c h r i f t e n  

§ 1 

Registerführung 

(1) Die Registerverwaltung führt das Herkunftsnachweisregister als elektronische Da-
tenbank, in der die Ausstellung inländischer Herkunftsnachweise, die Anerkennung auslän-
discher Herkunftsnachweise sowie die Übertragung und die Entwertung in- und ausländi-
scher Herkunftsnachweise registriert werden.  

(2) Die Registerverwaltung führt das Regionalnachweisregister als elektronische Da-
tenbank, in der die Ausstellung, die Übertragung und die Entwertung von Regionalnachwei-
sen registriert werden.  
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§ 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung ist 

1. Biomasse ein erneuerbarer Energieträger nach § 3 Nummer 21 Buchstabe e des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3106) geändert worden ist; 

2. Biomasseanlage eine Anlage, die nach der für die Errichtung und den Betrieb der An-
lage erforderlichen Genehmigung ausschließlich Biomasse einsetzen darf, 

3. Dienstleister eine natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personen-
gesellschaft, die berechtigt ist, für einen Kontoinhaber gegenüber der Registerverwal-
tung Handlungen im Zusammenhang mit der Nutzung des Herkunftsnachweisregisters 
oder Regionalnachweisregisters vorzunehmen; 

4. Grenzkraftwerk eine Anlage, die auf der deutschen Staatsgrenze steht und bei der sich 
auf beiden Seiten der Staatsgrenze Einrichtungen befinden, die für die Stromerzeu-
gung notwendig sind, 

5. Konto eine dem Kontoinhaber durch die Registerverwaltung zugeordnete Einrichtung 
innerhalb des Herkunftsnachweisregisters oder des Regionalnachweisregisters, in der 
die Ausstellung, die Übertragung, die Anerkennung und die Entwertung von Herkunfts-
nachweisen oder die Ausstellung, die Übertragung und die Entwertung von Regional-
nachweisen erfolgt; 

6. Mischfeuerungsanlage eine Anlage, die nach der für die Errichtung und den Betrieb 
der Anlage erforderlichen Genehmigung neben Biomasse auch sonstige Energieträger 
einsetzen darf oder fossile Energieträger für die Anfahr-, die Zünd- oder die Stützfeue-
rung einsetzt, 

7. Nutzer eine natürliche Person, die berechtigt ist, im Herkunftsnachweisregister oder im 
Regionalnachweisregister für einen Registerteilnehmer sämtliche Handlungen gegen-
über der Registerverwaltung vorzunehmen, einschließlich solcher zur Beendigung der 
Teilnahme am Register;  

8. Postfach eine dem Registerteilnehmer und dem Netzbetreiber zugeordnete Einrichtung 
innerhalb des Herkunftsnachweisregisters oder des Regionalnachweisregisters, die 
von der Registerverwaltung für den Empfang von elektronischen Dokumenten und 
Nachrichten sowie für die Bekanntgabe von Entscheidungen bereitgestellt wird; 

9. Registerteilnehmer  

a) im Herkunftsnachweisregister: registrierte Kontoinhaber, Dienstleister, Umweltgut-
achter und Umweltgutachterorganisationen,  

b) im Regionalnachweisregister: registrierte Kontoinhaber und Dienstleister; 

10. Registerverwaltung das Umweltbundesamt als zuständige Stelle nach § 79 Absatz 4 
und § 79a Absatz 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes; 

11. Speicher eine Anlage im Sinne des § 3 Nummer 1 zweiter Halbsatz des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes; 

12. Umweltgutachter oder Umweltgutachterorganisation 

a) Umweltgutachter oder Umweltgutachterorganisationen im Sinne des § 2 Absatz 2 
oder Absatz 3 des Umweltauditgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. September 2002 (BGBl. I S. 3490), das durch Artikel 64 des Gesetzes vom 29. 
März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
soweit sie über eine Zulassung für den Bereich Elektrizitätserzeugung aus erneu-
erbaren Energien entsprechend dem Zulassungsbereich 35.11.6 nach dem An-
hang zur UAG-Zulassungsverfahrensverordnung in der Fassung der Bekanntma-
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chung vom 12. September 2002 (BGBl. I S. 3654), die durch Artikel 65 des Geset-
zes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert worden ist, über eine Zulassung 
für den Bereich Elektrizitätserzeugung aus Wasserkraft entsprechend dem Zulas-
sungsbereich 35.11.7 nach dem Anhang zur UAG-Zulassungsverfahrensverord-
nung oder über eine Zulassung für den Bereich Sammlung, Behandlung und Be-
seitigung von Abfällen; Rückgewinnung entsprechend dem Zulassungsbereich 38 
nach dem Anhang zur UAG-Zulassungsverfahrensverordnung verfügen, sowie 

b) Umweltgutachter oder Umweltgutachterorganisationen, die in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum über eine Zulassung in den in 
Buchstabe a genannten Bereichen verfügen und nach Maßgabe des § 18 Absatz 
1 und 2 des Umweltauditgesetzes im Bundesgebiet tätig werden dürfen; 

13. Verwendungsgebiet das Postleitzahlengebiet oder das Gemeindegebiet, wenn dieses 
mehrere Postleitzahlengebiete umfasst, am Wohnsitz oder Sitz des belieferten Letzt-
verbrauchers; es wird benannt anhand des Gemeindenamens und der Postleitzahl; 

14. Verwendungsregion das Verwendungsgebiet sowie alle Postleitzahlengebiete, die sich 
ganz oder teilweise im Umkreis von 50 Kilometern um das Verwendungsgebiet befin-
den. 

§ 3 

Kommunikation mit der Registerverwaltung 

(1) Die Registerverwaltung stellt ein Kommunikationssystem sowie Postfächer inner-
halb des Kommunikationssystems zur Verfügung. Registerteilnehmer sind verpflichtet, für 
die Kommunikation mit der Registerverwaltung einen elektronischen Zugang innerhalb des 
von der Registerverwaltung zur Verfügung gestellten Kommunikationssystems sowie zu ei-
nem E-Mail-Postfach zu eröffnen und zu nutzen. Registerteilnehmer sind verpflichtet, die 
Kommunikation mit der Registerverwaltung, insbesondere die Stellung von Anträgen und 
Abgabe von Erklärungen sowie die Übermittlung von Daten und Dokumenten über das 
Kommunikationssystem nach Satz 1 vorzunehmen. 

(2) Registerteilnehmer sind verpflichtet, für die Kommunikation mit der Registerver-
waltung, einschließlich der Übermittlung von Daten und Dokumenten an diese, die von der 
Registerverwaltung bereitgestellten elektronischen Formularvorlagen zu nutzen. In den 
Formularvorlagen gibt die Registerverwaltung vor, welche Angaben die Registerteilnehmer 
aufgrund dieser Verordnung machen müssen.  

(3) Ist ein von der Registerverwaltung elektronisch übermitteltes Dokument für den 
Registerteilnehmer aus technischen Gründen zur Ansicht und Verarbeitung nicht geeignet, 
so hat der Registerteilnehmer die Registerverwaltung unverzüglich über diesen Umstand 
zu informieren. 

(4) Die Registerverwaltung kann den Registerteilnehmern ein bestimmtes, etabliertes 
und dem Schutzbedarf angemessenes Verschlüsselungsverfahren für die Übermittlung von 
Daten und Dokumenten an die Registerverwaltung vorschreiben. Bei der Auswahl der Ver-
schlüsselung sind die Hinweise und Veröffentlichungen des Bundesamtes für Sicherheit in 
der Informationstechnik zu berücksichtigen. Die Verschlüsselung ist aktuell zu halten. 

§ 4 

Korrektur von Fehlern 

(1) Die Registerverwaltung ist berechtigt, Fehler, die bei der Ausstellung, der Übertra-
gung, der Anerkennung und der Entwertung von Herkunftsnachweisen und der Ausstellung, 
der Übertragung und der Entwertung von Regionalnachweisen auftreten, sowie Fehler in 
Anlagendaten und in Registerteilnehmerdaten zu korrigieren. Sie darf jedoch grundsätzlich 
keine Fehlerkorrekturen vornehmen, die sich  
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1. auswirken können auf die Stromkennzeichnung nach § 42 des Energiewirtschaftsge-
setzes vom …[einsetzen: Datum und Fundstelle der letzten Änderung],  

2. auf Herkunftsnachweise oder Regionalnachweise beziehen, die die Registerverwal-
tung gelöscht oder für verfallen erklärt hat oder löschen oder für verfallen erklären 
müsste. 

(2) Die Registerverwaltung ist berechtigt, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, 
um Fehler im Sinne von Absatz 1 künftig zu verhindern. 

(3) Die Registerverwaltung informiert die von einer Korrektur betroffenen Registerteil-
nehmer. 

§ 5 

Bestimmung der Verwendungsregionen für Regionalnach weise 

(1) Die Registerverwaltung benennt auf der Grundlage von amtlichen Daten oder von 
Daten sonstiger zuständiger Stellen durch Allgemeinverfügung die Verwendungsgebiete, 
für die Regionalnachweise entwertet werden dürfen, und bestimmt für jedes Verwendungs-
gebiet die Verwendungsregion, aus der Regionalnachweise für das Verwendungsgebiet 
genutzt werden dürfen.  

(2) Die Allgemeinverfügung nach Absatz 1 ist jeweils für ein Kalenderjahr anzuwen-
den. Sie kann öffentlich bekannt gemacht werden. 

§ 6 

Kontoeröffnung im Herkunftsnachweisregister 

(1) Für die Ausstellung, die Anerkennung, die Übertragung und die Entwertung von 
Herkunftsnachweisen ist ein Konto im Herkunftsnachweisregister erforderlich. Es ist zuläs-
sig, über mehrere Konten zu verfügen. 

(2) Für die Kontoeröffnung ist ein Antrag bei der Registerverwaltung erforderlich. Der 
Antragsteller hat der Registerverwaltung bei der Antragstellung die für die Kontoeröffnung 
und Kontoführung erforderlichen Daten nach Absatz 3 oder Absatz 4 zu übermitteln. Die 
Registerverwaltung eröffnet ein Konto, wenn sie festgestellt hat, dass die Voraussetzungen 
für die Kontoeröffnung in der beabsichtigten Funktion als Anlagenbetreiber, Händler oder 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen vorliegen. 

(3) Beantragt eine natürliche Person die Eröffnung eines Kontos, so hat sie der Re-
gisterverwaltung folgende Daten und Angaben zu übermitteln: 

1. den Vor- und den Nachnamen, 

2. die Straße, die Hausnummer, die Postleitzahl, den Ort und den Staat (Adresse) unter 
Angabe von Landkreis und Bundesland sowie die Telefonnummer und die E-Mail-Ad-
resse, 

3. die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer und die eindeutige Registrierungsnummer 
nach § 8 Absatz 2 der Marktstammdatenregisterverordnung vom 10. April 2017 (BGBl. 
I S. 842), soweit jeweils vorhanden, 

4. die beabsichtigte Funktion oder die beabsichtigten Funktionen als Anlagenbetreiber, 
Händler oder Elektrizitätsversorgungsunternehmen und 

5. die von der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation und Eisen-
bahn (Bundesnetzagentur) vergebene Betriebs- und Marktpartneridentifikationsnum-
mer, falls die Registrierung als Elektrizitätsversorgungsunternehmen erfolgen soll. 

Der Antragsteller hat seine Identität durch von der Registerverwaltung zu bestimmendes 
geeignetes Verfahren nachzuweisen. Bei der Übermittlung der Daten und beim Identitäts-
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nachweis ist eine Vertretung ausgeschlossen. Bei der Eröffnung weiterer Konten für die-
selbe Person ist ein erneuter Nachweis der Identität nicht erforderlich. Ein Identitätsnach-
weis ist auch nicht erforderlich, wenn die Identität des Antragstellers bereits bei der Eröff-
nung eines Kontos im Regionalnachweisregister nachgewiesen wurde. Legt die Register-
verwaltung in den Nutzungsbedingungen nach § 51 fest, dass bestimmte Nutzungen des 
Herkunftsnachweisregisters der Authentifizierung bedürfen, so ist sie berechtigt, die zur Au-
thentifizierung erforderlichen Daten zu erheben, zu speichern und zu nutzen. 

(4) Beantragt eine juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts oder eine 
rechtsfähige Personengesellschaft die Eröffnung eines Kontos, so hat sie der Registerver-
waltung folgende Daten und Angaben zu übermitteln: 

1. den Namen, den Sitz, die Telefonnummer und die E-Mail-Adresse, 

2. den Vor- und den Nachnamen, die Adresse des Büros sowie die Telefonnummer und 
die E-Mail-Adresse der natürlichen Person, die für den Antragsteller handelt,  

3. die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer und die eindeutige Registrierungsnummer 
nach § 8 Absatz 2 der Marktstammdatenregisterverordnung, soweit jeweils vorhanden, 

4. die beabsichtigte Funktion oder die beabsichtigten Funktionen als Anlagenbetreiber, 
Händler oder Elektrizitätsversorgungsunternehmen, 

5. die Registernummer, sofern der Antragsteller in einem öffentlichen Genossenschafts-, 
Handels-, Partnerschafts- oder Vereinsregister oder in einem ähnlichen Register ein-
getragen ist, und die Angabe, bei welcher Stelle das Register geführt wird, und 

6. die von der Bundesnetzagentur vergebene Betriebs- und Marktpartneridentifikations-
nummer, falls die Registrierung als Elektrizitätsversorgungsunternehmen erfolgen soll. 

Die Person nach Satz 1 Nummer 2 hat ihre Identität durch ein von der Registerverwaltung 
zu bestimmendes, geeignetes Verfahren und ihre Vertretungsmacht für die Beantragung 
des Kontos und für die Kontoführung durch geeignete Dokumente nachzuweisen; der Nach-
weis der Vertretungsmacht ist alle fünf Jahre nach Kontoeröffnung zu erneuern. Beim Iden-
titätsnachweis ist eine Vertretung der Person nach Satz 1 Nummer 2 ausgeschlossen. Bei 
der Eröffnung weiterer Konten für dieselbe juristische Person oder rechtsfähige Personen-
gesellschaft bedarf es des erneuten Nachweises der Identität der Person nach Satz 1 Num-
mer 2 nicht. Ein Identitätsnachweis ist auch nicht erforderlich, wenn die Identität des An-
tragstellers bereits bei der Eröffnung eines Kontos für dieselbe juristische Person oder 
rechtsfähige Personengesellschaft im Regionalnachweisregister nachgewiesen wurde. 
Wird die Person nach Satz 1 Nummer 2 durch eine andere Person ersetzt, kann die Regis-
terverwaltung die Nachweise der Identität und der Vertretungsmacht erneut verlangen. Legt 
die Registerverwaltung in den Nutzungsbedingungen nach § 51 fest, dass bestimmte Nut-
zungen des Herkunftsnachweisregisters der Authentifizierung bedürfen, so ist sie berech-
tigt, die zur Authentifizierung erforderlichen Daten zu erheben, zu speichern und zu nutzen. 

(5) Der Antragsteller ist berechtigt, eine oder mehrere natürliche Personen desselben 
Unternehmens als Nutzer im Herkunftsnachweisregister gegenüber der Registerverwaltung 
zu bevollmächtigen; die Bevollmächtigung kann bei der Beantragung der Kontoeröffnung 
oder zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. Die Bevollmächtigung kann jederzeit widerrufen 
werden. Ein Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation kann keinen Nutzer 
bevollmächtigen. 

(6) Die Registerverwaltung lehnt den Antrag auf Eröffnung eines Kontos ab, wenn der 
Antragsteller von der Teilnahme am Register ausgeschlossen ist. Die Registerverwaltung 
soll den Antrag ablehnen, wenn die Voraussetzungen für eine Sperrung oder für eine 
Schließung des Kontos vorliegen. 
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§ 7 

Kontoeröffnung im Regionalnachweisregister 

(1) Für die Ausstellung, Übertragung und Entwertung von Regionalnachweisen ist ein 
Konto im Regionalnachweisregister erforderlich. 

(2) § 6 ist entsprechend anzuwenden. Abweichend davon 

1. ist ein Identitätsnachweis nicht erforderlich, wenn die Identität des Antragstellers be-
reits bei der Eröffnung eines Kontos im Herkunftsnachweisregister nachgewiesen 
wurde, und 

2. ist bei der Datenübermittlung eine Vertretung durch den Dienstleister zulässig, wenn 
der Antragsteller im Regionalnachweisregister als Anlagenbetreiber fungieren will. 

Im Fall des Satzes 2 Nummer 2 ist ein Identitätsnachweis nicht erforderlich.  

§ 8 

Registrierung und Bevollmächtigung von Dienstleiste rn 

(1) Ein Kontoinhaber ist berechtigt, einen Dienstleister zur Vornahme von Handlungen 
gegenüber der Registerverwaltung durch eine Außenvollmacht zu bevollmächtigen. Im Re-
gionalnachweisregister ist der Dienstleister eines Anlagenbetreibers berechtigt, gegenüber 
der Registerverwaltung zu erklären, dass der Anlagenbetreiber ihm Vollmacht erteilt hat. 
Ein Dienstleister kann auch für mehrere Kontoinhaber tätig werden. 

(2) Als Dienstleister bevollmächtigt werden kann:  

1. eine natürliche Person, die nicht als Nutzer bevollmächtigt werden darf, 

2. eine juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts oder 

3. eine rechtsfähige Personengesellschaft.  

(3) Die Vollmacht erstreckt sich grundsätzlich auf alle Handlungen im Zusammenhang 
mit der Nutzung des Herkunftsnachweisregisters oder des Regionalnachweisregisters, zu 
denen der Kontoinhaber berechtigt und verpflichtet ist, wenn dem keine berechtigten Inte-
ressen der Registerverwaltung entgegenstehen. Der Benutzername und das Passwort des 
vertretenen Kontoinhabers dürfen dem Dienstleister nicht bekannt sein. 

(4) Die Vollmacht muss in Form und Inhalt den Vorgaben der Registerverwaltung ent-
sprechen.  

(5) Eine unbefristete Vollmacht erlischt, wenn der Kontoinhaber gegenüber der Regis-
terverwaltung das Erlöschen erklärt. 

(6) Der Dienstleister hat sich bei der Registerverwaltung zu registrieren. Für die Re-
gistrierung im Herkunftsnachweisregister ist § 6 Absatz 2 bis 6 und für die Registrierung im 
Regionalnachweisregister ist § 7 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 entsprechend anzuwenden. 
Die Registerverwaltung beendet die Teilnahme des Dienstleisters am Herkunftsnachweis-
register oder Regionalnachweisregister auf dessen Antrag. Mit dem Zeitpunkt der Beendi-
gung der Registrierung oder des Ausschlusses des Dienstleisters aus dem Herkunftsnach-
weisregister oder dem Regionalnachweisregister erlöschen sämtliche bestehenden Zuord-
nungen zu Kontoinhabern.  

§ 9 

Registrierung von Umweltgutachtern und Umweltgutach terorganisationen 

(1) Der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation hat sich vor Beginn 
seiner oder ihrer Tätigkeit nach dieser Verordnung im Herkunftsnachweisregister zu regist-
rieren.  
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(2) Für die Registrierung hat der Umweltgutachter oder die für die Umweltgutachter-
organisation handelnde natürliche Person der Registerverwaltung folgende Daten zu über-
mitteln:  

1. den Vor- und den Nachnamen,  

2. die Adresse,  

3. die Telefonnummer und 

4. die E-Mail-Adresse.  

Bei Umweltgutachterorganisationen sind darüber hinaus der Name und die Adresse der 
Umweltgutachterorganisation zu übermitteln. Legt die Registerverwaltung in den Nutzungs-
bedingungen nach § 51 fest, dass bestimmte Nutzungen des Herkunftsnachweisregisters 
der Authentifizierung bedürfen, so ist sie berechtigt, die zur Authentifizierung erforderlichen 
Daten zu erheben, zu speichern und zu nutzen. 

(3) Der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation hat der Registerver-
waltung einen Identitätsnachweis und einen Nachweis der Zulassung als Umweltgutachter 
oder Umweltgutachterorganisation vorzulegen. Als Zulassungsnachweis ist der Register-
verwaltung eine Kopie des Zulassungsbescheids oder der Zulassungsbescheide zu über-
mitteln. Für die Erbringung des Zulassungsnachweises bestimmt die Registerverwaltung 
ein geeignetes Verfahren. 

(4) Der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation hat der Registerver-
waltung den Verlust von einem oder mehreren Zulassungsbereichen nach § 2 Nummer 9 
Buchstabe a unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Die Registerverwaltung beendet die Registrierung des Umweltgutachters oder der 
Umweltgutachterorganisation auf dessen oder deren Antrag oder wenn der Umweltgutach-
ter oder die Umweltgutachterorganisation den letzten für die Teilnahme am Register quali-
fizierenden Zulassungsbereich nach § 2 Nummer 9 Buchstabe a verliert. Mit Beendigung 
der Registrierung des Umweltgutachters oder der Umweltgutachterorganisation erlöschen 
dessen oder deren sämtliche bestehenden Zuordnungen zu Anlagenbetreibern. 

(6) Die Registerverwaltung informiert die nach § 28 des Umweltauditgesetzes zustän-
dige Zulassungsstelle, wenn begründete Zweifel daran bestehen, dass der Umweltgutach-
ter oder die Umweltgutachterorganisation die Tätigkeiten nach dieser Verordnung ord-
nungsgemäß ausführt. 

A b s c h n i t t  2  

A u s s t e l l u n g  u n d  I n h a l t e  v o n  H e r k u n f t s n a c h w e i s e n  
u n d  R e g i o n a l n a c h w e i s e n ,  R e g i s t r i e r u n g  v o n  A n l a g e n  

Unterabschnitt 1 

Ausstellung von Herkunftsnachweisen 

§ 10 

Voraussetzungen für die Ausstellung von Herkunftsna chweisen 

(1) Auf Antrag des Anlagenbetreibers stellt die Registerverwaltung einen Herkunfts-
nachweis pro netto erzeugte Megawattstunde Strom aus erneuerbaren Energien aus und 
verbucht ihn auf dem Konto des Anlagenbetreibers, dem die Anlage zugeordnet ist, wenn  

1. eine gültige Registrierung für die Anlage vorliegt, 
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2. die Strommenge, für die die Ausstellung beantragt wird, in der registrierten Anlage seit 
dem Beginn des Kalendermonats ihrer Registrierung aus erneuerbaren Energien er-
zeugt worden ist; im Fall des Ablaufs der Jahresfrist des § 40 Absatz 1 Satz 1 oder des 
Versäumens der Pflicht des § 40 Absatz 3 Satz 3 gelten diese Strommengen nicht als 
aus erneuerbaren Energien produzierte Strommengen,  

3. die von der Anlage erzeugte und ins Netz eingespeiste Strommenge der Registerver-
waltung mitgeteilt worden ist, 

4. für die erzeugte Strommenge aus erneuerbaren Energien bisher weder ein Herkunfts-
nachweis und noch ein sonstiger Nachweis, der der Stromkennzeichnung oder einem 
anderen Verfahren zum Ausweis einer Stromlieferung im Inland oder Ausland zumin-
dest auch dient, ausgestellt worden ist, 

5. für die Strommenge, die in Kraft-Wärme-Kopplung erzeugt worden ist, von der zustän-
digen Stelle noch kein Herkunftsnachweis nach § 31 des Kraft-Wärme-Kopplungsge-
setzes ausgestellt worden ist für den Betreiber von hocheffizienten KWK-Anlagen im 
Sinne des § 2 Nummer 8 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes vom 21. Dezember 
2015 (BGBl. I S. 2498), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2016 (BGBl. I S. 3106), geändert worden ist, 

6. für die erzeugte Strommenge aus erneuerbaren Energien keine Zahlung nach § 19 
oder § 50 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in Anspruch genommen worden ist, 

7. noch keine zwölf Kalendermonate seit dem Ende des Erzeugungszeitraums nach § 15 
Absatz 1 Satz 1 vergangen sind, 

8. bei einer Biomasseanlage oder einer Mischfeuerungsanlage, die eine installierte Leis-
tung von mehr als 100 Kilowatt aufweist, ein Umweltgutachter oder eine Umweltgut-
achterorganisation, vor der Ausstellung bestätigt hat, dass die im Register eingetra-
gene Strommenge der Strommenge nach Nummer 3 entspricht und für die Strom-
menge unter Beachtung des § 40 Absatz 1 vor der Ausstellung die Erfüllung der Vo-
raussetzungen nach Nummer 2 fristgerecht bestätigt hat, 

9. bei einer Anlage mit einer installierten Leistung von mehr als 250 Kilowatt und wenn 
die Strommenge nicht vom Netzbetreiber übermittelt wurde, ein Umweltgutachter oder 
eine Umweltgutachterorganisation vor der Ausstellung bestätigt hat, dass die im Re-
gister eingetragene Strommenge der Strommenge nach Nummer 3 entspricht, es sei 
denn, es handelt sich um Anlagen nach Nummer 8, § 11 und § 12, und 

10. durch die Ausstellung des Herkunftsnachweises die Sicherheit, Richtigkeit oder Zuver-
lässigkeit des Herkunftsnachweisregisters nicht gefährdet wird. 

Eine Gefährdung im Sinne des Satz 1 Nummer 10 ist in der Regel gegeben, wenn in der 
Person des Antragstellers ein Grund für die Kontosperrung nach § 47 oder den Ausschluss 
von der Teilnahme am Herkunftsnachweisregister nach § 49 vorliegt. 

(2) Der Antrag auf Ausstellung eines Herkunftsnachweises kann vor der Erzeugung 
der Strommengen gestellt werden. 

(3) Der Anlagenbetreiber hat bei seinem Antrag auf Ausstellung der Herkunftsnach-
weise anzugeben, ob und auf welche Weise die Strommenge, für die Herkunftsnachweise 
beantragt wird, staatlich gefördert wurde. 

(4) Dem Anlagenbetreiber ist es untersagt, einen Herkunftsnachweis für eine Strom-
menge zu beantragen, 

1. für die eine Zahlung nach § 19 oder § 50 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in An-
spruch genommen worden ist, 

2. für die ein Herkunftsnachweis nach § 31 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes oder ein 
anderer Nachweis zum Ausweis einer Stromlieferung aus erneuerbaren Energien im 
Inland oder Ausland ausgestellt worden ist, 
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3. die nicht aus erneuerbaren Energien in einer Anlage nach deren Registrierung erzeugt 
wurde oder  

4. hinsichtlich derer die Registerverwaltung mitgeteilt hat, dass sie zum Ausgleich des 
negativen Vortrags nach § 13 genutzt werden soll.  

(5) Die Registerverwaltung stellt Herkunftsnachweise für Strommengen aus einem 
Speicher, in den mehrere registrierte Anlagen einspeisen, für die jeweilige Anlage anteilig 
aus. Die Berechnung der der Ausstellung zugrunde zu legenden Strommenge erfolgt dabei 
für jede einspeisende Anlage, indem das Produkt gebildet wird 

1. aus der in das Netz eingespeisten Strommenge und  

2. dem Quotienten aus 

a) der in den Speicher aus der jeweiligen einspeisenden Anlage eingespeisten 
Strommenge und  

b) der Summe der Strommengen aller in den Speicher einspeisenden Anlagen.  

§ 39 Absatz 3 bis 7 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 11 

Ausstellung von Herkunftsnachweisen für Strom aus P umpspeicherkraftwerken 
und aus Laufwasserkraftwerken mit Pumpbetrieb ohne Speicherung 

(1) Für Strom aus erneuerbaren Energien, der in Pumpspeicherkraftwerken mit natür-
lichen Zuflüssen oder in Laufwasserkraftwerken, die mittels Pumpbetrieb den Pegelunter-
schied regulieren, gewonnen wird, werden Herkunftsnachweise für die Strommenge aus-
gestellt, die mit dem natürlichen Zufluss erzeugt wurde. 

(2) Die für die Ausstellung von Herkunftsnachweisen relevante Strommenge errechnet 
sich, indem die für den Pumpbetrieb aufgewendete Strommenge abgezogen wird von der 
Strommenge, die die Anlage im Sinne des Absatzes 1 einspeist. Dabei ist weder die Quelle 
des für den Pumpbetrieb aufgewendeten Stroms noch die räumliche Lage der Pumpe rele-
vant. 

(3) Der Anlagenbetreiber ist berechtigt, für eine Anlage nach Absatz 1 einen Wir-
kungsgradfaktor für Pumpverluste an die Registerverwaltung zu übermitteln, um die aus 
erneuerbaren Energien erzeugte Strommenge nach den Absätzen 1 und 2 wegen Energie-
verlusten der Pumpe zu erhöhen; der Wirkungsgradfaktor ist durch eine Bestätigung des 
Umweltgutachters oder der Umweltgutachterorganisation nachzuweisen. Die für die Aus-
stellung von Herkunftsnachweisen relevante Strommenge wird errechnet, indem dieser Wir-
kungsgradfaktor mit der für den Pumpbetrieb aufgewendeten Strommenge multipliziert wird 
. 

(4) Der Betreiber einer Anlage nach Absatz 1 hat unbeschadet des § 10 bei dem An-
trag auf Ausstellung von Herkunftsnachweisen die für die Ausstellung von Herkunftsnach-
weisen relevante Strommenge nach den Absätzen 1 bis 3 anzugeben. Die Ausstellung er-
folgt, nachdem die Strommenge nach Satz 1 durch einen Umweltgutachter oder eine Um-
weltgutachterorganisation bestätigt worden ist. 

§ 12 

Ausstellung von Herkunftsnachweisen für Strom aus G renzkraftwerken 

(1) Für Strom aus erneuerbaren Energien, der in Grenzkraftwerken gewonnen wird, 
werden Herkunftsnachweise für die dem Inland zugeordnete Strommenge ausgestellt, die 
in dem Grenzkraftwerk aus erneuerbaren Energien gewonnen wird. Die relevante Strom-
menge errechnet sich, indem die aus erneuerbaren Energien erzeugte Strommenge, die 
dem Ausland zugeordnet ist, abgezogen wird von der gesamten Strommenge, die in dem 
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Grenzkraftwerk aus erneuerbaren Energien gewonnen wird. Die Zuordnung hat mittels völ-
kerrechtlichen Vertrages oder mittels Konzession, die auf einem völkerrechtlichen Vertrag 
beruht, zu erfolgen. Die Grenze der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone mit der 
ausschließlichen Wirtschaftszone eines anderen Staates gilt als deutsche Staatsgrenze. Im 
Einzelfall kann es zur Vermeidung der doppelten Ausstellung von Herkunftsnachweisen für 
dieselbe Strommenge in Abstimmung mit der betroffenen ausländischen registerführenden 
Stelle zu einer abweichenden Ausstellung kommen. Die Abweichung nach Satz 4 gibt die 
Registerverwaltung in den Nutzungsbedingungen nach § 51 bekannt. 

(2) Der Betreiber eines Grenzkraftwerks hat bei dem Antrag auf Ausstellung eines 
Herkunftsnachweises die nach Absatz 1 Satz 1 relevante Strommenge aus erneuerbaren 
Energien anzugeben.  

(3) Ist eine Zuordnung der Strommengen nach Absatz 1 Satz 2 nicht erfolgt, so wer-
den Herkunftsnachweise für die aus erneuerbaren Energien produzierten Strommengen 
ausgestellt, die aus Generatoren stammen, die sich innerhalb der Grenzen der Bundesre-
publik Deutschland befinden und in das deutsche Stromnetz einspeisen. In diesem Fall 
muss der Netzbetreiber dieser Strommenge der Registerverwaltung übermitteln. 

§ 13 

Verweigerung der Ausstellung von Herkunftsnachweise n ohne entsprechende 
Stromerzeugung 

(1) Die Registerverwaltung verweigert die Ausstellung von Herkunftsnachweisen, 
wenn 

1. dem Anlagenbetreiber zu einem früheren Zeitpunkt Herkunftsnachweise ausgestellt 
wurden,  

2. der damaligen Ausstellung eine entsprechende Erzeugung einer Strommenge aus er-
neuerbaren Energien nicht zugrunde lag und 

3. die so ausgestellten Herkunftsnachweise bereits auf ein anderes, nicht dem Anlagen-
betreiber gehörendes Konto übertragen wurden. 

(2) Die Registerverwaltung verweigert im Falle des Absatzes 1 die Ausstellung von 
Herkunftsnachweisen so lange, bis die Strommenge, für die Herkunftsnachweise ausge-
stellt worden sind, durch Strommengen ausgeglichen wurde, die in der Anlage aus erneu-
erbaren Energien erzeugt worden sind und für die der Anlagenbetreiber die Voraussetzun-
gen des § 10 Absatz 1 Nummer 1 bis 9 erfüllt (negativer Vortrag). 

§ 14 

Inhalte des Herkunftsnachweises 

(1) Ein von der Registerverwaltung ausgestellter Herkunftsnachweis enthält neben 
den Angaben nach § 9 der Erneuerbare-Energien-Verordnung vom 17. Februar 2015 
(BGBl. I S. 146), die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. 
I S. 3106) geändert worden ist, 

1. die Bezeichnung der Registerverwaltung als ausstellende Stelle, 

2. die von der Registerverwaltung vergebene Kennnummer der Anlage und 

3. die Bezeichnung der Anlage. 

(2) Auf Antrag des Anlagenbetreibers kann der Herkunftsnachweis zusätzlich Anga-
ben zu der Art und Weise der Stromerzeugung in der Anlage enthalten (Qualitätsmerk-
male). Die Qualitätsmerkmale werden in den Herkunftsnachweis nur aufgenommen, wenn 
ihre Richtigkeit durch einen Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation be-
stätigt worden ist. Die Bestätigung nach Satz 2 erfolgt  
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1. bei dem Antrag auf Ausstellung der Herkunftsnachweise oder  

2. bei der Registrierung der Anlage, soweit es sich um anlagenspezifische Angaben han-
delt, die bereits bei der Anlagenregistrierung feststehen.  

Wird der Herkunftsnachweis ins Ausland übertragen, entfallen sämtliche Qualitätsmerk-
male. 

(3) Auf Antrag des Anlagenbetreibers kann der Herkunftsnachweis zusätzlich die An-
gabe enthalten, dass der Anlagenbetreiber die Strommenge, die dem Herkunftsnachweis 
zugrunde liegt, an das Elektrizitätsversorgungsunternehmen veräußert und geliefert hat, an 
das er auch den Herkunftsnachweis übertragen wird (optionale Kopplung). Bei der Antrag-
stellung sind anzugeben: 

1. die Strommenge, für die Herkunftsnachweise mit der Kopplungsangabe nach Satz 1 
ausgestellt werden sollen, 

2. der Name und die Marktpartneridentifikationsnummer des Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmens,  

3. der Energieträger, aus dem der Strom produziert wurde,  

4. der Bilanzkreis, in den die erzeugte Strommenge geliefert wird, und 

5. soweit die zu erzeugende Strommenge an mehrere Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men geliefert wird, der jeweilige prozentuale Anteil an der gelieferten gesamten in der 
Anlage produzierten Strommenge.  

Der Anlagenbetreiber ist verpflichtet, die Strommenge, die den Herkunftsnachweisen mit 
der zusätzlichen Angabe nach Satz 1 zugrunde liegt, tatsächlich an das Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen zu liefern. Die Registerverwaltung ist berechtigt, nachträglich die tat-
sächliche Lieferung der Strommenge zu prüfen. Wird der Herkunftsnachweis von dem 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen an einen Dritten weiter übertragen, entfällt die optio-
nale Kopplung. 

(4) Wurde die dem Herkunftsnachweis zugrunde liegende Strommenge  

1. in einer Anlage erzeugt, die an ein außerhalb der Regelverantwortung eines Übertra-
gungsnetzbetreibers liegendes Stromnetz für den Betrieb von Schienenbahnen 
(Bahnstromnetz) angeschlossen ist,  

2. unter ausschließlicher Nutzung des Bahnstromnetzes von dem Anlagenbetreiber an 
ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen geliefert und  

3. von dem Elektrizitätsversorgungsunternehmen an einen Betreiber einer Schienenbahn 
geliefert,  

so muss der Anlagenbetreiber bei dem Antrag auf die Kopplungsangabe statt der Angabe 
nach Absatz 3 Nummer 4 angeben, dass die erzeugte Strommenge zur Versorgung des 
Fahrbetriebs von Schienenbahnen in das Bahnstromnetz eingespeist wurde. 

(5) Die Ausstellung erfolgt im Falle des Absatzes 3 oder 4, nachdem die Angaben 
nach Absatz 3 oder 4 durch einen Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation 
bestätigt worden sind.  

(6) Die Registerverwaltung ist berechtigt, zusätzliche, einschränkende oder abschlie-
ßende Vorgaben zum Inhalt der Angaben nach den Absätzen 2 bis 4 zu machen. Die Re-
gisterverwaltung beschreibt einzelne Qualitätsmerkmale nach Absatz 2 und die Vorausset-
zungen für deren Bestätigung in den Nutzungsbedingungen nach § 51. Die Aufnahme eines 
Qualitätsmerkmals kann mit einer Nebenbestimmung versehen werden; dies ist auch nach-
träglich zulässig, sofern es erforderlich ist, um die Richtigkeit des Registers sicherzustellen. 
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§ 15 

Festlegung des Erzeugungszeitraums bei Herkunftsnac hweisen 

(1) Auf dem Herkunftsnachweis ist der Erzeugungszeitraum der Strommenge anzu-
geben, die dem Herkunftsnachweis zugrunde liegt. Erzeugungszeitraum ist der Kalender-
monat, in dem das Ende der Stromerzeugung liegt.  

(2) Für Anlagen mit technischen Einrichtungen, mit denen der Netzbetreiber jederzeit 
die jeweilige Ist-Einspeisung abrufen kann, ist  

1. der Beginn der Stromerzeugung der erste Tag des Kalendermonats, in dem die Erzeu-
gung der Strommenge abgeschlossen wurde, und  

2. das Ende der Stromerzeugung der letzte Tag desselben Kalendermonats.  

Liegt die in diesem Zeitraum erzeugte Strommenge aus erneuerbaren Energien unter 1 
Megawattstunde, so ist das Ende der Stromerzeugung der letzte Tag des Kalendermonats, 
in dem die Erzeugung von 1 Megawattstunde Strom abgeschlossen wurde.  

(3) Für Anlagen, die nicht von Absatz 2 erfasst werden, ist  

1. der Beginn der Stromerzeugung der erste Tag nach der vorletzten Ablesung der Strom-
erzeugungsdaten und  

2. das Ende der Stromerzeugung der Tag der letzten Ablesung der Stromerzeugungsda-
ten.  

Liegt die in diesem Zeitraum erzeugte Strommenge aus erneuerbaren Energien unter 1 
Megawattstunde, so ist das Ende der Stromerzeugung der Tag der Ablesung, vor dem die 
Erzeugung von 1 Megawattstunde Strom abgeschlossen wurde. 

(4) Beginn und Ende der Stromerzeugung dürfen nicht wesentlich weiter als zwölf Mo-
nate auseinanderliegen. 

Unterabschnitt 2 

Ausstellung von Regionalnachweisen 

§ 16 

Voraussetzungen für die Ausstellung von Regionalnac hweisen  

(1) Auf Antrag des Anlagenbetreibers stellt die Registerverwaltung einen Regional-
nachweis pro netto erzeugter Kilowattstunde Strom aus erneuerbaren Energien aus und 
verbucht ihn auf dem Konto des Anlagenbetreibers, dem die Anlage zugeordnet ist, wenn 

1. eine gültige Registrierung für die Anlage vorliegt, 

2. die Strommenge, für die die Ausstellung beantragt wird, in der registrierten Anlage seit 
dem Beginn des Kalendermonats ihrer Registrierung aus erneuerbaren Energien er-
zeugt worden ist, 

3. die von der Anlage erzeugte und ins Netz eingespeiste Strommenge der Registerver-
waltung mitgeteilt worden ist, 

4. für die erzeugte Strommenge noch kein Regionalnachweis ausgestellt worden ist, 

5. für die erzeugte Strommenge ein Anspruch auf die Marktprämie nach dem Erneuerba-
ren-Energien-Gesetz besteht, 

6. noch keine 24 Kalendermonate seit dem Ende des Erzeugungszeitraums nach § 18 
vergangen sind und 

7. durch die Ausstellung des Regionalnachweises die Sicherheit, Richtigkeit und Zuver-
lässigkeit des Regionalnachweisregisters nicht gefährdet wird. 
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(2) § 10 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 und 5, § 12 und § 13 sind entsprechend anzu-
wenden. 

(3) Dem Anlagenbetreiber und seinem Dienstleister ist es untersagt, einen Regional-
nachweis für eine Strommenge zu beantragen,  

1. für die kein Anspruch auf die Marktprämie nach § 19 Absatz 1 Nummer 1 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes besteht, 

2. die vor dem Kalendermonat der Anlagenregistrierung erzeugt worden ist oder 

3. hinsichtlich derer die Registerverwaltung mitgeteilt hat, dass sie zum Ausgleich des 
negativen Vortrags entsprechend § 13 genutzt werden soll. 

§ 17 

Inhalte des Regionalnachweises 

Ein Regionalnachweis enthält neben den Angaben nach § 10 der Erneuerbare-Ener-
gien-Verordnung die folgenden Angaben: 

1. die Bezeichnung der Registerverwaltung als ausstellende Stelle, 

2. den ausstellenden Staat, 

3. die zur Stromerzeugung eingesetzten Energien nach Art und wesentlichen Bestandtei-
len, 

4. den Standort, den Typ, die installierte Leistung und den Zeitpunkt der Inbetriebnahme 
der Anlage, in der der Strom erzeugt wurde, 

5. die von der Registerverwaltung vergebene Kennnummer der Anlage, 

6. die Bezeichnung der Anlage und 

7. die Benennung der Verwendungsgebiete, in denen der Regionalnachweis genutzt wer-
den kann. 

§ 18 

Festlegung des Erzeugungszeitraums bei Regionalnach weisen 

Für die Festlegung des Erzeugungszeitraums bei Regionalnachweisen ist § 15 Absatz 
1 und 2 entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass dann, wenn die in einem Ka-
lendermonat erzeugte Strommenge aus erneuerbaren Energien unter 1 Kilowattstunde 
liegt, das Ende der Stromzeugung der letzte Tag desjenigen Kalendermonats ist, in dem 
die Erzeugung von 1 Kilowattstunde abgeschlossen wurde. 

Unterabschnitt 3 

Registrierung von Anlagen 

§ 19 

Anlagenregistrierung im Herkunftsnachweisregister 

(1) Auf Antrag des Anlagenbetreibers registriert die Registerverwaltung dessen An-
lage oder dessen Anlagen im Herkunftsnachweisregister und weist sie dem Konto des An-
tragstellers zu. Dafür hat der Anlagenbetreiber der Registerverwaltung folgende Daten zu 
übermitteln: 

1. bei natürlichen Personen: den Vor- und den Nachnamen; bei juristischen Personen: 
den Namen und den Sitz, 
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2. den Standort der Anlage:  

a) die geografischen Koordinaten in einem von der Registerverwaltung in den Nut-
zungsbedingungen nach § 51 zu bestimmenden Format und 

b) außer bei Windenergieanlagen auf See: die Adresse; bei Anlagen, die nicht über 
eine eigene Adresse verfügen, ist die nächstgelegene Adresse anzugeben, 

3. den Namen und die Adresse des Netzbetreibers, in dessen Netz die Anlage einspeist; 
soweit Strom aus der Anlage in ein Netz eingespeist wird, das kein Netz für die allge-
meine Versorgung ist, und soweit dieser Strom von Letztverbrauchern verbraucht wird, 
die an dieses Netz angeschlossen sind, sind der Name und die Adresse dieses Netz-
betreibers anzugeben, es sei denn, dem Netzbetreiber liegen die Daten nach § 39 Ab-
satz 1 und 2 vor, 

4. die Energieträger, aus denen der Strom in der Anlage erzeugt wird, 

5. bei Biomasseanlagen die Angabe, ob die Anlage auch andere Energieträger einsetzen 
darf, 

6. eine eindeutige Bezeichnung der Anlage und des Typs der Anlage und, sofern vorhan-
den, die Bezeichnung des Herstellers, 

7. der EEG-Anlagenschlüssel) oder die eindeutige Registrierungsnummer nach § 8 Ab-
satz 2 der Marktstammdatenregisterverordnung, sofern eine dieser Nummern vorhan-
den ist, 

8. die installierte Leistung der Anlage, 

9. das Datum der Inbetriebnahme der Anlage nach deutschem Recht; bei Anlagen nach 
§ 10 Absatz 1 Nummer 8 kommt es unabhängig von ihrer installierten Leistung auf den 
Energieträger, der bei der erstmaligen Inbetriebsetzung nach Herstellung ihrer techni-
schen Betriebsbereitschaft eingesetzt worden ist, nicht an,  

10. die Bezeichnung des realen Zählpunktes, der von dem den Strom aufnehmenden Netz-
betreiber vergeben worden ist, oder, sofern die Anlage an ein nicht unter § 3 Nummer 
35 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes fallendes Netz angeschlossen ist, die Be-
zeichnung des realen Zählpunktes, der von dem den Strom aufnehmenden sonstigen 
Netzbetreiber vergeben worden ist und über den die in der Anlage erzeugte Strom-
menge bei der Einspeisung in das Netz gemessen wird, 

11. die Bezeichnung eines virtuellen Zählpunktes für den Fall, dass die Strommenge, die 
die zu registrierende Anlage tatsächlich erzeugt, ins Netz einspeist und an Letztver-
braucher liefert,  

a) über mehrere Zählpunkte nach Nummer 10 gemessen und mittels der für diese 
Zählpunkte aufgestellten Berechnungsformel verrechnet wird oder 

b) nicht mit der an der Zählpunktbezeichnung nach Nummer 10 gemessenen Strom-
menge übereinstimmt;  

besteht kein virtueller Zählpunkt, ist der Netzbetreiber verpflichtet, einen solchen ein-
zurichten, 

12. die Angabe, ob die Anlage mit technischen Einrichtungen ausgestattet ist, mit denen 
der Netzbetreiber jederzeit die jeweilige Ist-Einspeisung abrufen kann, 

13. den Zählerstand zum Zeitpunkt der Antragstellung, falls eine technische Einrichtung 
nach Nummer 12 nicht vorhanden ist, 

14. den Wandlerfaktor der Anlage, falls vorhanden, 

15. die Angabe, mit welcher anderen registrierten Anlage oder mit welchen anderen re-
gistrierten Anlagen desselben Anlagenbetreibers die Anlage in einen Speicher des An-
lagenbetreibers einspeist, falls zutreffend, 
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16. Angaben dazu, ob, in welcher Art und in welchem Umfang für die Anlage Investitions-
beihilfen geleistet worden sind, 

17. das Konto, dem die Registerverwaltung die Anlage zuweisen soll, falls der Kontoinha-
ber mehrere Konten hat, und 

18. die Angabe, ob ein Fall des § 20 Absatz 1 Nummer 2 vorliegt. 

(2) Bei Grenzkraftwerken muss der Anlagenbetreiber darüber hinaus folgende Daten 
übermitteln: 

1. wenn das Grenzkraftwerk keine inländische Adresse hat, die ausländische Adresse, 
gegebenenfalls die nächstgelegene ausländische Adresse,  

2. die prozentuale Aufteilung der produzierten Strommengen auf die Staaten, in denen 
sich das Grenzkraftwerk befindet, und 

3. den völkerrechtlichen Vertrag, der der Aufteilung der Strommenge zugrunde liegt, oder 
die Konzession, die auf dem völkerrechtlichen Vertrag beruht.  

Bei Grenzkraftwerken ist das gesamte Grenzkraftwerk zu registrieren. Bei Grenzkraftwer-
ken, für die kein völkerrechtlicher Vertrag und keine auf einem völkerrechtlichen Vertrag 
beruhende Konzession vorliegen, hat der Anlagenbetreiber ausschließlich für die Stromer-
zeugungseinrichtung, die auf deutschem Staatsgebiet liegt, einen Antrag auf Registrierung 
zu stellen.  

(3) Eine Anlage, die Strommengen in Netze unterschiedlicher Netzbetreiber einspeist, 
ist für jeden Netzbetreiber gesondert nach Absatz 1 zu registrieren. 

§ 20 

Einsatz von Umweltgutachter oder Umweltgutachterorg anisationen bei der Anla-
genregistrierung im Herkunftsnachweisregister 

(1) Folgende Anlagen werden im Herkunftsnachweisregister erst dann registriert, 
wenn der Anlagenbetreiber die Richtigkeit der nach § 19 Absatz 1 Satz 2 übermittelten 
Daten durch einen Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation bestätigen las-
sen hat: 

1. Anlagen im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 8 und 

2. Anlagen mit einer installierten Leistung über 100 Kilowatt, deren erzeugter Strom in 
den letzten fünf Jahren vor dem Antrag auf Registrierung  

a) insgesamt höchstens sechs Monate eine Zahlung nach dem Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz erhalten hat oder  

b) zum Zwecke der Verringerung der EEG-Umlage nach § 39 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung durch ein Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen direkt vermarktet wurde. 

(2) Die nach Absatz 1 erforderliche Bestätigung des Umweltgutachters oder der Um-
weltgutachterorganisation erstreckt sich für Daten, deren Richtigkeit bereits durch einen 
Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation innerhalb der letzten fünf Jahre 
vor Beantragung der Registrierung bestätigt worden ist, nur auf den Umstand, dass die 
Richtigkeit dieser Daten bereits bestätigt worden ist. 

§ 21 

Anlagenregistrierung im Regionalnachweisregister 

(1) Für die erstmalige Registrierung einer Anlage im Regionalnachweisregister sind 
die Vorgaben für die Registrierung im Herkunftsnachweisregister nach § 19 entsprechend 
anzuwenden. Abweichend davon 
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1. ist zusätzlich die Postleitzahl des Standorts des technischen Zählpunktes der Anlage 
anzugeben, 

2. ist die Angabe entbehrlich, in welchem Umfang für die Anlage Investitionsbeihilfen ge-
leistet wurden, 

3. ist bei Biomasseanlagen anzugeben, dass die Anlage nicht auch andere Energieträger 
einsetzen darf, 

4. ist bei einer Anlage, die im Bundesgebiet gelegen ist, anzugeben, ob der jeweils anzu-
legende Wert gesetzlich bestimmt ist oder durch eine Ausschreibung ermittelt worden 
ist, 

5. sind bei Anlagen, die außerhalb des Bundesgebiets gelegen sind, anzugeben 

a) die eindeutige Registrierungsnummer nach § 8 Absatz 2 der Marktstammdatenre-
gisterverordnung und 

b) dass die Anlage einen Zuschlag in einer Ausschreibung nach § 5 Absatz 2 Satz 2 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes erhalten hat, und 

6. ist bei Anlagen, bei denen der anzulegende Wert durch eine Ausschreibung ermittelt 
worden ist, die Zuschlagsnummer anzugeben. 

(2) Wenn die Anlage bereits im Herkunftsnachweisregister registriert ist, registriert die 
Registerverwaltung sie im Regionalnachweisregister für fünf Jahre und weist sie dem Konto 
des Anlagenbetreibers zu, wenn der Anlagenbetreiber der Registerverwaltung die Daten 
nach Absatz 1 Satz 2 übermittelt.  

(3) Die Registerverwaltung verweigert die Registrierung von Anlagen, die außerhalb 
des Bundesgebietes gelegen sind, wenn sie sich in keiner Verwendungsregio befinden. 

§ 22 

Änderung von Anlagendaten 

(1) Ändern sich die nach § 19 oder nach § 21 Absatz 1 mitgeteilten Daten, ist der 
Anlagenbetreiber verpflichtet, die geänderten Daten sowie den Stichtag, an dem die Ände-
rungen wirksam werden, vollständig und unverzüglich der Registerverwaltung zu übermit-
teln. Eine Änderung der Postleitzahl am Standort des technischen Zählpunkts der Anlage 
wird erst mit Beginn des auf die Änderung folgenden Kalenderjahres wirksam. 

(2) Bei Anlagen mit einer installierten Leistung über 100 Kilowatt, die im Herkunfts-
nachweisregister registriert sind, hat der Anlagenbetreiber die Richtigkeit der geänderten 
Daten nach § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4, 5, 8 und 9 und Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
und 3 und Absatz 3 durch eine Bestätigung des Umweltgutachters oder der Umweltgut-
achterorganisation nachzuweisen; ein solcher Nachweis ist nicht erforderlich, wenn der zu-
ständige Betreiber des Netzes der allgemeinen Versorgung die geänderten Daten der Re-
gisterverwaltung übermittelt. Vor dem Eingang der Bestätigung bei der Registerverwaltung 
werden keine Herkunftsnachweise für die in der betreffenden Anlage erzeugte Strommenge 
ausgestellt.  

§ 23 

Registrierung von Gesamtanlagen 

(1) Auf Antrag registriert die Registerverwaltung eine Gesamtanlage, wenn mehrere 
Anlagen Strom aus gleichartigen erneuerbaren Energien erzeugen und diesen Strom über 
einen gemeinsamen geeichten Zähler und über einen Zählpunkt mit identischer Bezeich-
nung einspeisen. Der Anlagenbetreiber hat der Registerverwaltung für jede einzelne Anlage 
der Gesamtanlage folgende Daten zu übermitteln: 
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1. für eine Registrierung im Herkunftsnachweisregister: die Daten nach § 19 Absatz 1 
Satz 2 oder Absatz 2 Satz 1,  

2. für eine Registrierung im Regionalnachweisregister: die Daten nach § 21.  

(2) Handelt es sich um Anlagen, die Strom aus solarer Strahlungsenergie erzeugen, 
sind die Daten nur für die Gesamtanlage zu übermitteln. 

(3) Als Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Gesamtanlage ist der Zeitpunkt der Inbe-
triebnahme der ältesten Anlage der Gesamtanlage anzugeben. 

§ 24 

Gültigkeitsdauer der Anlagenregistrierung; erneute Anlagenregistrierung 

(1) Die Anlagenregistrierung ist fünf Jahre gültig. 

(2) Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer kann der Anlagenbetreiber eine erneute Anla-
genregistrierung bei der Registerverwaltung beantragen. Der Antrag auf eine erneute An-
lagenregistrierung kann frühestens drei Monate vor und spätestens drei Monate nach Ab-
lauf der Gültigkeitsdauer der ursprünglichen Anlagenregistrierung gestellt werden.  

(3) Für die erneute Anlagenregistrierung muss der Anlagenbetreiber die folgenden 
Daten gegenüber der Registerverwaltung durch eine Eigenerklärung bestätigen:  

1. bei im Herkunftsnachweisregister registrierten  

a) Anlagen die angegebenen Daten nach § 19 Absatz 1 Satz 2, 

b) Grenzkraftwerken die angegebenen Daten nach § 19 Absatz 2 Satz 1,  

2. bei im Regionalnachweisregister registrierten Anlagen die Daten nach § 21.  

(4) Wird die erneute Registrierung der Anlage nicht innerhalb von drei Monaten nach 
Ablauf der Gültigkeitsdauer der ursprünglichen Anlagenregistrierung beantragt, so kann 
eine neue Registrierung im Herkunftsnachweisregister nur nach § 19, im Regionalnach-
weisregister nur nach § 21 erfolgen. 

§ 25 

Löschung der Anlagenregistrierung und Wechsel des A nlagenbetreibers 

(1) Auf Antrag des Anlagenbetreibers oder wenn dieser, die ihm zugeordnete Anlage 
nicht mehr betreibt, löscht die Registerverwaltung die Registrierung der Anlage. Der Anla-
genbetreiber ist verpflichtet, der Registerverwaltung unverzüglich zu erklären, dass er die 
Anlage nicht mehr betreibt.  

(2) Wechselt der Anlagenbetreiber, so bleibt die Anlagenregistrierung trotz der Erklä-
rung nach Absatz 1 Satz 2 bestehen und wird die Anlage dem Konto des neuen Anlagen-
betreibers zugeordnet, wenn der neue Anlagenbetreiber 

1. die Zuordnung der Anlage zu seinem Konto beantragt hat und die Registrierung der 
Anlage noch gültig ist und 

2. den Wechsel des Anlagenbetreibers in einer von der Registerverwaltung zu bestim-
menden Form nachgewiesen hat.  



 - 24 - Bearbeitungsstand: 17.07.2017  13:57 Uhr 

A b s c h n i t t  3  

Ü b e r t r a g u n g ,  E n t w e r t u n g ,  L ö s c h u n g  u n d  V e r f a l l  v o n  
H e r k u n f t s n a c h w e i s e n  u n d  R e g i o n a l n a c h w e i s e n  

§ 26 

Übertragung von Herkunftsnachweisen 

(1) Auf Antrag des Kontoinhabers überträgt die Registerverwaltung einen Herkunfts-
nachweis auf das Konto eines anderen Kontoinhabers, wenn hierdurch die Sicherheit, Rich-
tigkeit und Zuverlässigkeit des Herkunftsnachweisregisters nicht gefährdet werden. Eine 
solche Gefährdung liegt in der Regel vor, wenn der zu übertragende Herkunftsnachweis auf 
der Grundlage falscher Angaben nach § 10 Absatz 1 oder § 19 Absatz 1 bis 4 oder falscher 
Strommengendaten nach § 39 Absatz 2 bis 5 ausgestellt wurde. 

(2) Auf Antrag des Kontoinhabers überträgt die Registerverwaltung einen Herkunfts-
nachweis an die zuständige Stelle  

1. eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union,  

2. eines anderen Vertragsstaats des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum,  

3. eines Vertragsstaats des Vertrags zur Gründung der Energiegemeinschaft oder  

4. der Schweiz.  

(3) Die Registerverwaltung darf die Übertragung ablehnen, wenn für die Übertragung 
keine elektronische und automatisierte Schnittstelle angeboten wird, mit der die Register-
verwaltung verbunden ist. 

(4) Der Antrag auf Übertragung eines Herkunftsnachweises auf das Konto eines an-
deren Kontoinhabers wird abgelehnt, wenn dem abgebenden Kontoinhaber beim Erwerb 
des zu übertragenden Herkunftsnachweises bekannt war, dass die für die Ausstellung er-
forderliche Strommenge aus erneuerbaren Energien nicht erzeugt worden ist. 

§ 27 

Übertragung und Rückbuchung von Regionalnachweisen 

(1) Auf Antrag des Kontoinhabers überträgt die Registerverwaltung einen oder meh-
rere Regionalnachweise auf das Konto eines anderen Kontoinhabers,  

1. wenn der abgebende Kontoinhaber und der empfangende Kontoinhaber einen Strom-
liefervertrag geschlossen haben, auf Grund dessen der abgebende Kontoinhaber dem 
empfangenden Kontoinhaber im Jahr der Stromerzeugung, welches den zu übertra-
genden Regionalnachweisen zugrunde liegt, die Lieferung von Strom schuldet,  

2. wenn die geschuldete Strommenge in diesem Jahr die durch die Regionalnachweise 
verkörperte Strommenge nicht übersteigt und  

3. soweit durch die Übertragung die Sicherheit, Richtigkeit und Zuverlässigkeit des Regi-
onalnachweisregisters nicht gefährdet wird.  

Die Übertragung mehrerer Regionalnachweise erfolgt in einem Vorgang. 

(2) Eine Gefährdung im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 liegt in der Regel vor, 
wenn ein zu übertragender Regionalnachweis auf der Grundlage falscher Angaben nach 
§ 16 Absatz 1 oder § 21 Absatz 1 oder Absatz 2 oder falscher Strommengendaten nach § 
39 Absatz 2, 4 und 5 ausgestellt wurde. 

(3) Die Registerverwaltung bucht sämtliche in einem Vorgang übertragene Regional-
nachweise auf das Konto des abgebenden Kontoinhabers zurück, sofern 
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1. der empfangende Kontoinhaber die Rückbuchung innerhalb von einem Monat nach der 
Übertragung beantragt und 

2. alle Regionalnachweise aus dem Übertragungsvorgang noch auf dem Konto des emp-
fangenden Kontoinhabers vorhanden sind. 

Der Verfall von übertragenen Regionalnachweisen auf dem Konto des empfangenden Kon-
toinhabers beeinträchtigt das Rückbuchungsrecht nicht. 

(4) Es ist verboten, die Übertragung eines Regionalnachweises zu beantragen, wenn 
der erforderliche Stromliefervertrag nach Absatz 1 Satz 1 nicht besteht.  

(5) Der empfangende Kontoinhaber ist verpflichtet, fristgerecht für die Rückbuchung 
zu sorgen, wenn der erforderliche Stromliefervertrag nach Absatz 1 Satz 1 nicht besteht. 

§ 28 

Verwendung und Entwertung von Herkunftsnachweisen 

(1) Die Verwendung eines Herkunftsnachweises zur Stromkennzeichnung nach § 42 
Absatz 1 Nummer 1, Absatz 3 und 5 Satz 1 Nummer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes 
erfolgt, indem das Elektrizitätsversorgungsunternehmen als Inhaber des Herkunftsnachwei-
ses gegenüber der Registerverwaltung erklärt, dass es den Herkunftsnachweis für eine 
Strommenge, die das Elektrizitätsversorgungsunternehmen im Geltungsbereich des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes an Letztverbraucher geliefert hat, der eigenen Stromkennzeich-
nung zu Grunde legen wird. Herkunftsnachweise dürfen nur zur Stromkennzeichnung ver-
wendet werden. Die gelieferte Strommenge nach Satz 1, ist auf ganze Megawattstunden 
aufzurunden. 

(2) Das Elektrizitätsversorgungsunternehmen darf den Herkunftsnachweis nur dann 
verwenden, wenn es die Entwertung des auf seinem Konto befindlichen Herkunftsnachwei-
ses bei der Registerverwaltung beantragt und die Registerverwaltung dem Antrag stattgibt. 
Der Antrag auf Entwertung wird abgelehnt, wenn dem Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men schon beim Erwerb des Herkunftsnachweises bekannt war, dass die für die Ausstel-
lung erforderliche Strommenge aus erneuerbaren Energien nicht erzeugt worden ist. Die 
Verwendung des Herkunftsnachweises ist in diesem Fall untersagt. 

(3) Das Elektrizitätsversorgungsunternehmen darf einen Antrag auf Entwertung nur 
für die eigene Stromlieferung und Stromkennzeichnung stellen. Das Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen darf in dem Antrag auf Entwertung ein bestimmtes Stromprodukt oder 
den Namen des Stromkunden angeben, für das oder für den der Herkunftsnachweis ver-
wendet wird. Handelt es sich bei dem Stromkunden um eine natürliche Person, so ist die 
Angabe des Namens nur mit Einwilligung des Stromkunden zulässig.  

(4) Ein Herkunftsnachweis darf nur zur Kennzeichnung von Strommengen verwendet 
werden, die das entwertende Elektrizitätsversorgungsunternehmen in demselben Kalen-
derjahr an Letztverbraucher geliefert hat, in dem der Erzeugungszeitraum der Strommenge 
liegt, für die der Herkunftsnachweis ausgestellt worden ist. 

§ 29 

Verwendung und Entwertung von Regionalnachweisen, A usweisung in der Strom-
kennzeichnung 

(1) Für die Verwendung und Entwertung von Regionalnachweisen sind die Vorschrif-
ten des § 28 zur Verwendung und Entwertung von Herkunftsnachweisen entsprechend mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass 

1. der Antrag auf Entwertung in der Zeit vom 1. August bis 15. Dezember des auf den 
Erzeugungszeitraum der Strommenge, für die der zu entwertende Regionalnachweis 
ausgestellt worden ist, folgenden Kalenderjahres zulässig ist,  
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2. Regionalnachweise nur zur Kennzeichnung des Stroms, der in regionalem Zusammen-
hang zur Erzeugung verbraucht worden ist, nach § 79a Absatz 8 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes und § 42 Absatz 5 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes verwen-
det werden dürfen, 

3. die gelieferte Strommenge, für die Regionalnachweise verwendet werden, auf ganze 
Kilowattstunden aufzurunden ist und 

4. im Entwertungsantrag das Verwendungsgebiet anzugeben ist, in dem die Regional-
nachweise genutzt werden sollen. 

(2) Weist ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen gegenüber Letztverbrauchern in 
der Stromkennzeichnung aus, zu welchen Anteilen der Strom, den das Unternehmen nach 
§ 78 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes als „erneuerbare Energien, finanziert 
aus der EEG-Umlage“ kennzeichnen muss, in regionalem Zusammenhang zum Stromver-
brauch erzeugt worden ist, so muss diese Ausweisung verbraucherfreundlich und deutlich 
erkennbar abgesetzt in grafischer Form dargestellt sein. Die Registerverwaltung ist berech-
tigt, die konkrete Gestaltung, insbesondere die textliche und grafische Darstellung, durch 
Allgemeinverfügung zu regeln. Die Allgemeinverfügung kann öffentlich bekannt gemacht 
werden. 

§ 30 

Löschung von Herkunftsnachweisen  

(1) Die Registerverwaltung löscht Herkunftsnachweise, wenn 

1. der Kontoinhaber die Löschung der Herkunftsnachweise beantragt hat, 

2. sie im Fall des § 13 entgegen § 13 Satz 1 Nummer 3 noch auf einem Konto des Anla-
genbetreibers vorhanden sind oder 

3. sie an einem besonders schwerwiegenden und offensichtlichen Fehler leiden. 

(2) Eine Verwendung gelöschter Herkunftsnachweise ist untersagt. 

(3) Inhaber von Herkunftsnachweisen haben die Löschung von Herkunftsnachweisen 
zu beantragen, die auf der Grundlage falscher Strommengendaten ausgestellt worden sind 
oder die an einem besonders schwerwiegenden und offensichtlichen Fehler leiden. Eine 
Verwendung dieser Herkunftsnachweise ist untersagt. 

§ 31 

Löschung von Regionalnachweisen 

Für die Löschung von Regionalnachweisen sind die Vorschriften des § 30 über die 
Löschung von Herkunftsnachweisen entsprechend anzuwenden. 

§ 32 

Verfall von Herkunftsnachweisen 

Die Registerverwaltung erklärt Herkunftsnachweise für verfallen, wenn sie nicht spä-
testens zwölf Kalendermonate nach dem Ende des Erzeugungszeitraums entwertet worden 
sind. Eine Verwendung der verfallenen Herkunftsnachweise ist untersagt. 
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§ 33 

Verfall von Regionalnachweisen 

Die Registerverwaltung erklärt Regionalnachweise für verfallen, wenn sie nicht spätes-
tens 24 Kalendermonate nach dem Ende des Erzeugungszeitraums entwertet worden sind. 
Eine Verwendung der verfallenen Regionalnachweise ist untersagt. 

A b s c h n i t t  4  

A n e r k e n n u n g  u n d  I m p o r t  v o n  H e r k u n f t s n a c h w e i s e n   

§ 34 

Anerkennung von Herkunftsnachweisen 

(1) Die Registerverwaltung erkennt auf Antrag des Inhabers einen Herkunftsnachweis 
für Strom aus erneuerbaren Energien aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union, aus 
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, aus 
Vertragsparteien des Vertrags zur Gründung der Energiegemeinschaft und aus der 
Schweiz an, wenn keine begründeten Zweifel an der Richtigkeit, Zuverlässigkeit oder Wahr-
haftigkeit des Herkunftsnachweises bestehen. Begründete Zweifel bestehen in der Regel 
nicht, wenn 

1. der Kalendermonat, in dem das Ende des Erzeugungszeitraums der im Herkunftsnach-
weis ausgewiesenen Strommenge liegt, bei Antragstellung nicht mehr als zwölf Kalen-
dermonate zurückliegt, 

2. der Herkunftsnachweis noch nicht entwertet oder verwendet wurde, 

3. ein sicheres und zuverlässiges System für die Ausstellung, die Übertragung, die Ent-
wertung und die Verwendung von Herkunftsnachweisen im ausstellenden und im ex-
portierenden Staat vorhanden ist, 

4. ausgeschlossen ist, dass die Strommenge im Staat der Erzeugung und im exportieren-
den Staat gegenüber Letztverbrauchern als Strom aus erneuerbaren Energien ausge-
wiesen wird, und 

5. der Herkunftsnachweis im ausstellenden und im exportierenden Staat nur der Strom-
kennzeichnung dient. 

Die Registerverwaltung soll den Antrag ablehnen, wenn für die Übertragung keine elektro-
nische und automatisierte Schnittstelle angeboten wird, mit der die Registerverwaltung ver-
bunden ist. 

(2) Lehnt die Registerverwaltung Anträge auf Anerkennung von Herkunftsnachweisen 
aus anderen Mitgliedstaaten ab, so teilt sie die Ablehnung der Europäischen Kommission 
mit; die Registerverwaltung hat ihre Entscheidung gegenüber der Europäischen Kommis-
sion zu begründen. 

§ 35 

Import anerkannter Herkunftsnachweise 

(1) Die Registerverwaltung überträgt auf Antrag des Inhabers nach § 34 anerkannte 
Herkunftsnachweise auf das inländische Konto des Erwerbers. Für die Übertragung muss 
die in das Inland übertragende registerführende Stelle der Registerverwaltung mit dem An-
trag auf Übertragung des Herkunftsnachweises folgende Angaben übermitteln: 

1. die ausländische Kontonummer des Kontoinhabers, von dessen Konto der Herkunfts-
nachweis übertragen wird, und 

2. die inländische Kontonummer des Erwerbers. 
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(2) Lehnt die Registerverwaltung die Übertragung eines anerkannten ausländischen 
Herkunftsnachweises ab, weil die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht vorliegen, so teilt 
sie die Ablehnung der ins Inland übertragenden registerführenden Stelle mit. 

A b s c h n i t t  5  

P f l i c h t e n  v o n  R e g i s t e r t e i l n e h m e r n ,  N u t z e r n  u n d  N e t z -
b e t r e i b e r n  

§ 36 

Allgemeine Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten 

Die Registerteilnehmer, die Nutzer und die Netzbetreiber haben, wenn sich Daten ge-
ändert haben, zu deren Übermittlung an die Registerverwaltung sie verpflichtet sind, die 
geänderten Daten vollständig und unverzüglich der Registerverwaltung zu übermitteln. 

§ 37 

Pflichten bei der Nutzung des Herkunftsnachweisregi sters oder des Regionalnach-
weisregisters  

Die Registerteilnehmer, die Nutzer und die Netzbetreiber sind verpflichtet, 

1. sorgfältig mit allen im Zusammenhang mit dem Betrieb des Herkunftsnachweisregisters 
oder Regionalnachweisregisters erhobenen und gespeicherten Daten umzugehen, sie 
vertraulich zu behandeln und nicht an Dritte weiterzugeben,  

2. durch technisch-organisatorische Maßnahmen zu gewährleisten, dass die für die Nut-
zung des Herkunftsnachweisregisters oder Regionalnachweisregisters verwendete In-
formationstechnik in einer vor fremden Zugriffen sicheren Umgebung verwahrt und ge-
nutzt wird, 

3. alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um den Zugriff von unbefugten Dritten auf 
ihr Konto zu verhindern, 

4. den Verlust oder den Diebstahl eines Authentifizierungsinstruments, die missbräuchli-
che Nutzung oder die sonstige nichtautorisierte Nutzung eines Authentifizierungsinstru-
ments oder eines persönlichen Sicherungsmerkmals der Registerverwaltung unver-
züglich nach der Feststellung mitzuteilen, 

5. die für die Nutzung des Herkunftsnachweisregisters oder Regionalnachweisregisters 
verwendete Informationstechnik zu überwachen und die Sicherheit der Nutzungsum-
gebung zu gewährleisten,  

6. solche technischen Systeme und Bestandteile einzusetzen, die laut dem Bundesamt 
für Sicherheit in der Informationstechnik für ihren Einsatzzweck als sicher bewertet sind 
und auf dem aktuellen Stand der Technik sind, und  

7. ihren Benutzernamen und das Passwort keiner anderen Person zugänglich zu machen; 
abweichend davon darf Mitarbeitern der Registerverwaltung der Benutzername mitge-
teilt werden. 

§ 38 

Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten der Kontoinha ber 

(1) Die Kontoinhaber sind verpflichtet, ihr Postfach und ihre Konten regelmäßig auf 
Eingänge zu überprüfen und die eingegangenen Herkunftsnachweise oder Regionalnach-
weise unverzüglich nach deren Eingang auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Weiterhin sind die 
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Kontoinhaber verpflichtet zu prüfen, ob ihre Anträge rechtzeitig durch die Registerverwal-
tung bearbeitet werden, und bei Zweifeln hierüber der Registerverwaltung Mitteilung zu ma-
chen. 

(2) Stellen die Kontoinhaber Unstimmigkeiten oder Fehler bei den Daten fest, die im 
Herkunftsnachweisregister oder Regionalnachweisregister über sie gespeichert sind, so 
sind sie verpflichtet, diese Unstimmigkeiten oder Fehler unverzüglich der Registerverwal-
tung mitzuteilen und die betreffenden Daten, soweit möglich, zu korrigieren. 

(3) Erlischt eine Bevollmächtigung, die der Kontoinhaber gegenüber der Registerver-
waltung erklärt hat, so ist der Kontoinhaber verpflichtet, der Registerverwaltung das Erlö-
schen unverzüglich mitzuteilen. 

§ 39 

Übermittlungs- und Mitteilungspflichten der Netzbet reiber und der Anlagenbetreiber   

(1) Der Netzbetreiber, an dessen Netz eine Anlage angeschlossen ist, für die eine 
Registrierung beantragt wurde, ist verpflichtet, der Registerverwaltung auf deren Anforde-
rung unverzüglich folgende Angaben zu übermitteln: 

1. die Bezeichnung des Zählpunkts der Anlage nach § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10 
oder Nummer 11,  

2. die Angabe, ob für den von der Anlage erzeugten und ins Netz eingespeisten Strom 
eine Zahlung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz beansprucht wird,  

3. die Form der Veräußerung des in der Anlage produzierten Stroms im Sinne des 
§ 21b Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,  

4. die Angabe, ob der in der Anlage produzierte Strom prozentual auf verschiedene Ver-
äußerungsformen im Sinne des § 21b Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
aufgeteilt wird, und die prozentuale Aufteilung auf die verschiedenen Veräußerungs-
formen, 

5. den Bilanzkreis, in den der von der Anlage erzeugte Strom eingestellt wurde; wurde 
der Strom in mehr als einen Bilanzkreis eingestellt, so sind alle Bilanzkreise anzuge-
ben, 

6. den Zeitreihentyp, 

7. die Art der Erzeugungsanlage, 

8. die Art der technischen Einrichtung, mit der der Netzbetreiber die Einspeisung abruft, 
und 

9. die Angabe des Wandlers und des Wandlerfaktors, soweit vorhanden. 

Die Registerverwaltung ist befugt, weitere für den Betrieb des Herkunftsnachweisregisters 
oder Regionalnachweisregisters erforderliche Daten in den Nutzungsbedingungen nach § 
51 zu bestimmen und vom Netzbetreiber zu erheben, zu speichern und zu nutzen. Der 
Netzbetreiber hat der Registerverwaltung bei Änderungen der Daten nach Satz 1 oder Satz 
2 die geänderten Daten unverzüglich zu übermitteln. 

(2) Der Netzbetreiber, an dessen Netz eine im Herkunftsnachweisregister registrierte 
Anlage angeschlossen ist, hat der Registerverwaltung die an den Zählpunkten der re-
gistrierten Anlage gemessenen Strommengen, für die keine Zahlung nach § 19 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes beansprucht worden ist, zu übermitteln. Dabei hat er  

1. für Anlagen, die mit technischen Einrichtungen ausgestattet sind, mit denen der Netz-
betreiber jederzeit die jeweilige Ist-Einspeisung abrufen kann, die Strommengen min-
destens einmal monatlich bis zum achten Werktag eines Kalendermonats für den vo-
rangegangenen Kalendermonat in viertelstündlicher Auflösung zu übermitteln, und 
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2. für andere Anlagen die Strommengen mindestens einmal jährlich zum 28. Tag des auf 
die Ablesung folgenden Kalendermonats zu übermitteln.  

Der Netzbetreiber, an dessen Netz eine im Regionalnachweisregister registrierte Anlage 
angeschlossen ist, hat der Registerverwaltung die an den Zählpunkten der registrierten An-
lage gemessenen Strommengen, für die ein Anspruch auf die Marktprämie nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz besteht, nach Satz 2 Nummer 1 zu übermitteln. Die Register-
verwaltung ist befugt, weitere für den Betrieb des Herkunftsnachweisregisters oder Regio-
nalnachweisregisters erforderliche Daten in den Nutzungsbedingungen nach § 51 zu be-
stimmen und diese Daten vom Netzbetreiber zu erheben, zu speichern und zu nutzen. 

(3) Soweit Strom aus einer im Herkunftsnachweisregister registrierten Anlage in ein 
nicht unter § 3 Nummer 35 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes fallendes Netz eingespeist 
und von Letztverbrauchern in diesem Netz verbraucht wird, ist der Netzbetreiber, an dessen 
Netz dieses Netz angeschlossen ist, zur Übermittlung der Daten nach den Absätzen 1 und 
2 verpflichtet, wenn ihm diese Daten vorliegen; im Übrigen ist der Betreiber des anderen 
Netzes zur Übermittlung verpflichtet. Soweit Strom aus einer im Herkunftsnachweisregister 
registrierten Anlage ohne Durchleitung durch ein Netz von einem Dritten in unmittelbarer 
räumlicher Nähe zur Anlage verbraucht wird, ist der Betreiber dieser Anlage verpflichtet, 
die Daten des direktverbrauchten Stroms nach den Absätzen 1 und 2 entsprechend Absatz 
4 zu übermitteln, sofern diese Daten dem Netzbetreiber, an dessen Netz die Anlage ange-
schlossen ist, nicht vorliegen. 

(4) Übermitteln Netzbetreiber, an deren Netz eine im Herkunftsnachweisregister oder 
im Regionalnachweisregister registrierte Anlage angeschlossen ist, oder Betreiber eines 
nicht unter § 3 Nummer 35 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes fallenden Netzes, an dem 
eine im Herkunftsnachweisregister registrierte Anlage angeschlossen ist, die der Register-
verwaltung nach den Absätzen 1 bis 3 zu übermittelnden Daten nicht, nicht rechtzeitig oder 
nicht vollständig per automatischer Datenübertragung, sind sie verpflichtet, diese Daten der 
Registerverwaltung spätestens bis zum 15. Januar, 15. Mai und 15. September für den 
jeweils vorhergehenden Zeitraum zu übermitteln; die Daten sind der Registerverwaltung 
über eine Formularvorlage zu übermitteln, die die Registerverwaltung bereitstellt. Die Re-
gisterverwaltung kann im Fall des Satzes 1 dem Betreiber einer im Regionalnachweisregis-
ter registrierten Anlage die Möglichkeit eröffnen, die Daten nach Absatz 1 oder Absatz 2 zu 
übermitteln; die Daten sind über eine Formularvorlage zu übermitteln, die die Registerver-
waltung bereitstellt. Die Registerverwaltung kann in den Nutzungsbedingungen nach § 51 
weitere Vorgaben zu der Übermittlung machen. 

(5) Soweit dem Netzbetreiber oder dem Betreiber eines nicht unter § 3 Nummer 35 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes fallenden Netzes die Daten nach Absatz 1 oder Ab-
satz 2 nicht vorliegen, sind diese Daten bei im Herkunftsnachweisregister registrierten An-
lagen durch den Anlagenbetreiber entsprechend Absatz 4 Satz 1 zu übermitteln. Sofern 
dem Netzbetreiber die Daten nach Absatz 1 oder Absatz 2 nicht vorliegen, sind diese Daten 
bei im Regionalnachweisregister registrierten Anlagen durch den Anlagenbetreiber nach 
Absatz 4 zu übermitteln.  

(6) In den Nutzungsbedingungen nach § 51 bestimmt die Registerverwaltung Katego-
rien von Anlagen, bei denen der Anlagenbetreiber die Daten nach Absatz 2 spätestens drei 
Monate nach dem Ende des Erzeugungszeitraums des produzierten Stroms mittels der 
Formularvorlagen an die Registerverwaltung zu übermitteln hat. 

(7) Die Registerverwaltung bestimmt den Prozess der Registrierung des Netzbetrei-
bers, das Format und den Übertragungsweg der Daten in den Nutzungsbedingungen nach 
§ 51. Die Netzbetreiber sind verpflichtet, der Registerverwaltung auf deren Anforderung und 
nach deren Vorgabe unverzüglich die Daten zu übermitteln, die für den Aufbau des elekt-
ronischen Kommunikationsweges zwischen beiden Seiten erforderlich sind. Bei einer Än-
derung dieser Daten sind die geänderten Daten der Registerverwaltung unverzüglich zu 
übermitteln. Die Registerverwaltung schreibt den Netzbetreibern in den Nutzungsbedingun-
gen nach § 51 ein bestimmtes, etabliertes und dem Schutzbedarf angemessenes Ver-
schlüsselungsverfahren für die Übermittlung der Daten an die Registerverwaltung vor. Die 
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Netzbetreiber haben die für die verschlüsselte Datenkommunikation notwendigen Zertifi-
kate bei der Registerverwaltung unaufgefordert vor deren Ablauf zu aktualisieren. 

§ 40 

Begutachtungspflichten bei im Herkunftsnachweisregi ster registrierten Biomasse- 
und Mischfeuerungsanlagen 

(1) Betreiber von Anlagen nach § 10 Absatz 1 Nummer 8, die die Ausstellung von 
Herkunftsnachweisen für Strom beantragen, müssen vor der Ausstellung mindestens ein-
mal im Kalenderjahr die in der Anlage produzierte Strommenge und die Anteile erneuerba-
rer Energien am Energiegehalt der eingesetzten Brennstoffe durch einen Umweltgutachter 
oder eine Umweltgutachterorganisation ermitteln und der Registerverwaltung übermitteln 
lassen. Die Registerverwaltung kann für die Ermittlung der Anteile erneuerbarer Energien 
der eingesetzten Brennstoffe in den Nutzungsbedingungen nach § 51 vereinfachende Vor-
gaben treffen. 

(2) Anlagenbetreiber nach Absatz 1 müssen ein Einsatzstoff-Tagebuch führen, in dem 
sie die eingesetzten Brennstoffe sowie Angaben und Belege über Art, Menge, Einheit und 
Herkunft der eingesetzten Brennstoffe und das Datum des Brennstoffeinsatzes dokumen-
tieren. Das Einsatzstoff-Tagebuch ist fünf Jahre ab dem Ende des Kalenderjahres des zu-
letzt dokumentierten Brennstoffeinsatzes aufzubewahren; es ist dem Umweltgutachter oder 
der Umweltgutachterorganisation in den Fällen des Absatzes 1 unaufgefordert, der Regis-
terverwaltung auf Verlangen vorzulegen.  

(3) Anlagenbetreiber nach Absatz 1 haben einen Umweltgutachter oder eine Umwelt-
gutachterorganisation zu beauftragen, die Einsatzstoff-Tagebücher nach Absatz 2 auf Plau-
sibilität zu kontrollieren und zu diesem Zweck zu berechtigen, zusätzlich ein Betriebstage-
buch über sämtliche relevanten Betriebsvorgänge oder vergleichbare Dokumente über die 
Anlage einzusehen. Zur Plausibilisierung der Einsatzstoff-Tagebücher nach Absatz 2 hat 
der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation die Anlage in Abständen von 
höchstens 15 Monaten in Augenschein zu nehmen und das Datum der Inaugenschein-
nahme im Herkunftsnachweisregister zu vermerken. Unterbleibt die Inaugenscheinnahme 
in dem Zeitraum nach Satz 2, steht der Strom für die Erzeugungszeiträume nach der letzten 
Inaugenscheinnahme dem als nicht aus erneuerbaren Energien produzierten gleich. Nimmt 
der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation die Inaugenscheinnahme der 
Anlage nach einer Unterbrechung von mehr als 15 Monaten seit der letzten Inaugenschein-
nahme wieder auf, so kann er die Strommengen und die biogenen Anteile für die Erzeu-
gungszeiträume, die höchstens zwölf Monate vor der Wiederaufnahme der Inaugenschein-
nahme liegen, ermitteln und bestätigen.  

(4) Die Ermittlung der Anteile erneuerbarer Energien an den eingesetzten Brennstof-
fen nach Absatz 1 kann unterjährig unter Nutzung der vorgelegten erforderlichen Nach-
weise nach Absatz 2 ortsunabhängig erfolgen, sofern die Ermittlung und Bestätigung der 
Anteile erneuerbarer Energien an den eingesetzten Brennstoffen dadurch nicht gefährdet 
wird. § 22 Absatz 2 bleibt unberührt. Die Registerverwaltung kann stichprobenartig prüfen, 
ob die Strommengen, für die die Ausstellung von Herkunftsnachweisen beantragt wurde, 
aus erneuerbaren Energien erzeugt worden ist. § 42 ist für diese Prüfung entsprechend 
anzuwenden. 

§ 41 

Tätigkeit von Umweltgutachtern und Umweltgutachtero rganisationen 

(1) Ein Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation hat die Angaben zu 
bestätigen, die ihm oder ihr vom Kontoinhaber nach § 11 Absatz 3 und 4, § 14 Absatz 2 
und 5, § 20 Absatz 1 und 2, § 22 Absatz 2, § 40 Absatz 1 und § 42 Absatz 3 übermittelt 
werden, und die Bestätigung nach § 10 Absatz 1 Nummer 8 und 9 vorzunehmen. Der Um-
weltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation ist zur Abgabe dieser Bestätigung und 
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sonstiger Erklärungen jeweils nur im Rahmen seines oder ihres Zulassungsbereichs befugt; 
Umweltgutachter mit einer Zulassung für den Bereich Elektrizitätserzeugung aus erneuer-
baren Energien können Bestätigungen und Erklärungen auch zu Anlagen im Sinne des § 
10 Absatz 1 Nummer 8 abgeben.  

(2) Der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation hat für die Bestäti-
gung nach Absatz 1 unverzüglich nach der Prüfung der übermittelten Angaben die wesent-
lichen Erkenntnisse und Schlussfolgerungen sowie die Grundlagen der Erkenntnisse und 
Schlussfolgerungen schriftlich oder elektronisch in einem Gutachten niederzulegen. Das 
Gutachten hat in nachvollziehbarer Weise Inhalt und Ergebnis der Prüfung erkennen zu 
lassen. Der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation hat die Bestätigung der 
Angaben in die von der Registerverwaltung zur Verfügung gestellten Formularvorlagen ein-
zugeben und gemeinsam mit dem Gutachten an die Registerverwaltung zu übermitteln. 

(3) Der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation wird bei seiner oder 
ihrer Tätigkeit nach den vorstehenden Absätzen im Auftrag desjenigen Registerteilnehmers 
tätig, dessen Angaben zu ermitteln oder zu bestätigen sind. Der Registerteilnehmer hat den 
Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation bei dessen oder deren Tätigkeiten 
zu unterstützen, insbesondere hat er richtige und vollständige Unterlagen und Daten auf 
Verlangen unverzüglich zur Verfügung zu stellen. 

§ 42 

Vorlage weiterer Unterlagen durch Anlagenbetreiber und Kontoinhaber 

(1) Von den Anlagenbetreibern darf die Registerverwaltung zur stichprobenartigen 
Überprüfung verlangen, dass sie die Richtigkeit der von ihnen nach § 10 Absatz 1 und 3, § 
16 Absatz 1, § 19 Absatz 1 bis 3, 21 Absatz 1 und 2 und § 24 Absatz 3 übermittelten Daten 
nachweisen. 

(2) Von den Kontoinhabern darf die Registerverwaltung zur stichprobenhaften Über-
prüfung verlangen, dass sie die Richtigkeit der von ihnen nach § 27 Absatz 1 Satz 1 abge-
gebenen Erklärung nachweisen. 

(3) Die Richtigkeit der von den Anlagenbetreibern übermittelten Daten nach Absatz 1 
und der von den Kontoinhabern abgegebenen Erklärung nach Absatz 2 ist durch die Vor-
lage geeigneter weiterer Unterlagen oder durch das Gutachten eines Umweltgutachters, 
einer Umweltgutachterorganisation, eines Wirtschaftsprüfers oder einer vergleichbaren Ge-
währsperson nachzuweisen. Die Registerverwaltung kann in den Nutzungsbedingungen 
nach § 51 bestimmen, auf welche Weise der Nachweis zu führen ist. Die angeforderten 
Nachweise sind unverzüglich zu übermitteln. 

(4) Kommen Anlagenbetreiber ihren Pflichten nach Absatz 1 nicht nach, kann die Re-
gisterverwaltung die Herkunftsnachweise oder die Regionalnachweise, die ihnen auf der 
Grundlage der nicht bestätigten Daten ausgestellt worden sind, löschen. Eine Verwendung 
der gelöschten Herkunftsnachweise oder Regionalnachweise ist untersagt.  

(5) Die Registerverwaltung kann dem Anlagenbetreiber auf Antrag Kosten für die Vor-
lage der Unterlagen und für die Beauftragung eines Umweltgutachters oder einer Umwelt-
gutachterorganisation in angemessenem Umfang erstatten, wenn ihr dies durch besondere 
Umstände des Einzelfalls geboten erscheint, insbesondere wenn und soweit es für den 
Anlagenbetreiber eine unzumutbare Härte darstellen würde, die Kosten des Umweltgutach-
ters oder der Umweltgutachterorganisation zu begleichen. 
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A b s c h n i t t  6  

D a t e n s c h u t z  

§ 43 

Verarbeitung und Nutzung von personenbezogenen Date n 

(1) Die Registerverwaltung ist befugt, die nach § 6 Absatz 3 bis 5, § 8 Absatz 6, § 9 
Absatz 2 und 3, § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2, § 22, § 28 Absatz 3 Satz 2 und 3, 
§ 35 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2, § 36, § 38 und § 42 3 erhobenen personenbezoge-
nen Daten verarbeiten und zu nutzen, soweit dies zur Führung des Herkunftsnachweisre-
gisters erforderlich ist. 

(2) Die Registerverwaltung ist befugt, die nach § 7 Absatz 2, § 8 Absatz 6, § 21 Absatz 
1 Satz 1 in Verbindung mit § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2, § 21 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1, § 22 Absatz 1, § 29 Absatz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 3 Satz 2 und 3, § 
36, § 38 und § 42 Absatz 3 erhobenen personenbezogenen Daten zu verarbeiten und zu 
nutzen, soweit dies zur Führung des Regionalnachweisregisters erforderlich ist. 

§ 44 

Datenübermittlung 

(1) Die Registerverwaltung kann im Herkunftsnachweisregister gespeicherte Daten, 
einschließlich der personenbezogenen Daten, an folgende Behörden und Stellen übermit-
teln: 

1. soweit dies im Einzelfall für die Aufgabenerfüllung der folgenden Behörden jeweils er-
forderlich ist, an: 

a) das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie,  

b) die Bundesnetzagentur oder 

c) die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung; 

2. soweit dies im Einzelfall zur Erfüllung der in § 79 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes genannten Aufgabe und zur Erfüllung der Berichtspflichten der Bundesre-
publik Deutschland jeweils erforderlich ist, an: 

a) registerführende Behörden oder andere für die Registerführung zuständige Stellen 
von anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union im Sinne der Richtlinie 
2009/28/EG, 

b) registerführende Behörden oder andere für die Registerführung zuständige Stellen 
von anderen Vertragsparteien des Vertrags zur Gründung der Energiegemein-
schaft im Sinne des Beschlusses der Kommission vom 19. März 2012 zur Festle-
gung des Vorschlags der Kommission an den Ministerrat der Energiegemeinschaft 
in Bezug auf die Umsetzung der Richtlinie 2009/28/EG und die Änderung des Ar-
tikels 20 des Vertrags zur Gründung der Energiegemeinschaft, 

c) registerführende Behörden oder andere für die Registerführung zuständige Stellen 
von Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
und der Schweiz, die mit den registerführenden Behörden oder anderen für die 
Registerführung zuständigen Stellen im Sinne der Nummer 2 Buchstabe a ver-
gleichbar sind, 

d) Organe und Einrichtungen der Europäischen Union oder 

e) die Association of Issuing Bodies. 

(2) Auf die im Regionalnachweisregister gespeicherten Daten ist Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe a und b entsprechend anzuwenden. Daneben kann die Registerverwaltung im 
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Regionalnachweisregister gespeicherte Daten über die ausgestellten Regionalnachweise, 
einschließlich der personenbezogenen Daten, an denjenigen Netzbetreiber übermitteln, der 
für die Auszahlung der Marktprämie nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz zuständig ist. 

(3) Die Registerverwaltung kann im Herkunftsnachweisregister oder im Regionalnach-
weisregister gespeicherte Daten ferner der Bundesnetzagentur übermitteln, soweit dies im 
Einzelfall erforderlich ist zum Abgleich der Daten des Herkunftsnachweisregisters oder des 
Regionalnachweisregisters mit den Daten, die gespeichert sind im Marktstammdatenregis-
ter nach § 1 der Marktstammdatenregisterverordnung. 

§ 45 

Löschung von Daten 

Im Herkunftsnachweisregister oder im Regionalnachweisregister gespeicherte Daten 
sind unverzüglich zu löschen, wenn sie für das Führen des jeweiligen Registers nicht mehr 
erforderlich sind.  

A b s c h n i t t  7  

O r d n u n g s w i d r i g k e i t e n  

§ 46 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 10 Absatz 4, § 16 Absatz 3 oder § 27 Absatz 4 einen Herkunftsnachweis 
oder einen Regionalnachweis oder die Übertragung eines Regionalnachweises bean-
tragt oder 

2. entgegen § 28 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 3 oder Absatz 4, jeweils in Verbindung 
mit § 29 Absatz 1, entgegen § 30 Absatz 2 oder 3 Satz 2, jeweils in Verbindung mit § 
31, oder § 32 Satz 2, auch in Verbindung mit § 33, einen Herkunftsnachweis oder einen 
Regionalnachweis verwendet. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe c des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 22 Absatz 1 Satz 1, § 39 Absatz 1 Satz 1 oder Satz 3 oder § 42 Absatz 3 
Satz 3 dort genannte Daten oder einen dort genannten Nachweis nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt, 

2. entgegen § 25 Absatz 1 Satz 2, § 38 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 oder Absatz 3 eine 
Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht. 

A b s c h n i t t  8  

S p e r r u n g  u n d  S c h l i e ß u n g  d e s  K o n t o s ,  A u s s c h l u s s  v o n  
d e r  T e i l n a h m e  a n  d e n  R e g i s t e r n  

§ 47 

Sperrung und Entsperrung des Kontos 

(1) Die Registerverwaltung sperrt ein Konto 

1. auf Antrag des Kontoinhabers oder 
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2. wenn der begründete Verdacht besteht, dass Registerteilnehmer oder Nutzer in Zu-
sammenhang mit der Nutzung des Kontos eine Straftat begangen haben oder beab-
sichtigen. 

(2) Die Registerverwaltung soll ein Konto sperren, wenn 

1. der begründete Verdacht besteht, dass die Sicherheit, Richtigkeit oder Zuverlässigkeit 
des Herkunftsnachweisregisters oder Regionalnachweisregisters gefährdet wird; dies 
ist in der Regel der Fall, wenn der begründete Verdacht besteht, dass mindestens einer 
der folgenden Anträge unter Angabe falscher Daten gestellt worden ist oder gestellt 
werden könnte: 

a) ein Antrag auf Ausstellung von Herkunftsnachweisen oder Regionalnachweisen 
auf das Konto, 

b) ein Antrag auf Übertragungen von Herkunftsnachweisen oder Regionalnachwei-
sen von dem Konto oder auf das Konto oder 

c) ein Antrag auf Entwertung von Herkunftsnachweisen oder Regionalnachweisen 
von dem Konto, 

2. der Kontoinhaber Gebühren oder Auslagen in nicht nur unerheblicher Höhe nicht ge-
zahlt hat oder 

3. der Registerteilnehmer oder der Nutzer in Bezug auf Daten, die für die Kontoeröffnung 
und Kontoführung erforderlich sind, falsche Angaben oder unvollständige Angaben ge-
macht hat. 

(3) Die Registerverwaltung unterrichtet den Kontoinhaber über die Sperrung. Die 
Sperrung des Kontos hat zur Folge, dass keine Herkunftsnachweise oder Regionalnach-
weise 

1. auf das Konto ausgestellt werden können,  

2. von dem Konto oder auf das Konto übertragen werden können und  

3. entwertet werden können.  

Ein Zugriff auf das Postfach ist während der Sperrung des Kontos weiterhin möglich. Die 
Vorschriften zur Löschung und zum Verfall von Herkunftsnachweisen und Regionalnach-
weisen bleiben unberührt. 

(4) Die Sperrung des Kontos ist aufzuheben, wenn der Grund für die Sperrung nicht 
mehr besteht. Die Registerverwaltung unterrichtet den Kontoinhaber über die Entsperrung. 

§ 48 

Schließung des Kontos 

(1) Die Registerverwaltung schließt das Konto, wenn der Kontoinhaber  

1. die Schließung des Kontos beantragt hat oder 

2. als juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts oder als rechtsfähige Per-
sonengesellschaft aufgelöst wurde. 

(2) Die Registerverwaltung soll ein Konto schließen, wenn von der Nutzung des Kon-
tos eine dauerhafte Gefahr für die Sicherheit, die Richtigkeit oder die Zuverlässigkeit des 
Herkunftsnachweisregisters oder des Regionalnachweisregisters ausgeht. Dies ist in der 
Regel der Fall, wenn der Verdacht besteht, dass für eine Anlage, die dem Konto zugeordnet 
ist, 

1. falsche Strommengendaten an die Registerverwaltung übermittelt werden oder 

2. falsche Bestätigungen eines Umweltgutachters oder einer Umweltgutachterorganisa-
tion an die Registerverwaltung übermittelt wurden. 
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(3) Mit der Schließung des Kontos wird der Zugang des Kontoinhabers und der zuge-
ordneten Nutzer geschlossen. Waren dem Konto registrierte Anlagen zugeordnet, erlö-
schen diese Zuordnungen. 

§ 49 

Ausschluss von der Teilnahme an den Registern, erne ute Teilnahme nach Aus-
schluss 

(1) Die Registerverwaltung schließt Registerteilnehmer und Nutzer von der Teilnahme 
am Herkunftsnachweisregister oder am Regionalnachweisregister aus, wenn sie durch die 
Nutzung des Herkunftsnachweisregister oder des Regionalnachweisregisters eine Straftat 
begangen haben. 

(2) Die Registerverwaltung soll Registerteilnehmer und Nutzer von der Teilnahme am 
Herkunftsnachweisregister oder am Regionalnachweisregister ausschließen, wenn sie die 
Sicherheit, die Richtigkeit oder die Zuverlässigkeit des Herkunftsnachweisregisters oder 
des Regionalnachweisregisters gefährden. Dies ist in der Regel der Fall, wenn sie 

1. durch die Nutzung des Herkunftsnachweisregister oder des Regionalnachweisregisters 
eine Ordnungswidrigkeit begangen haben, 

2. sich unbefugt Zugriff auf Konten oder andere Vorgänge im Herkunftsnachweisregister 
oder Regionalnachweisregister verschafft haben oder dies versucht haben oder 

3. vorsätzlich oder fahrlässig unbefugten Dritten den Zugriff auf das Konto ermöglicht ha-
ben. 

(3) Der Zugang und gegebenenfalls das Konto des ausgeschlossenen Registerteil-
nehmers oder des ausgeschlossenen Nutzers werden durch die Registerverwaltung ge-
schlossen. Waren dem Konto registrierte Anlagen zugeordnet, erlöschen diese Zuordnun-
gen. 

(4) Eine von der Teilnahme ausgeschlossene Person kann ihre erneute Teilnahme 
am Herkunftsnachweisregister oder Regionalnachweisregister bei der Registerverwaltung 
schriftlich oder elektronisch nach den §§ 6 bis 9 beantragen. Der Antrag wird genehmigt, 
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass von der ausgeschlossenen Person keine 
Gefahr für die Sicherheit, die Richtigkeit und die Zuverlässigkeit des Herkunftsnachweisre-
gister oder Regionalnachweisregisters mehr ausgeht. 

(5) Die Registerverwaltung kann den Zugang von Registerteilnehmern sowie von Nut-
zern zum Herkunftsnachweisregister oder zum Regionalnachweisregister sperren, wenn 
der begründete Verdacht besteht, dass sie das Authentifizierungsinstrument nichtautorisiert 
oder missbräuchlich verwendet haben. § 47 Absatz 1 und 4 ist entsprechend anzuwenden. 

A b s c h n i t t  9  

S o n s t i g e  V o r s c h r i f t e n  

§ 50 

Ausschluss des Widerspruchsverfahrens 

Gegen Maßnahmen und Entscheidungen der Registerverwaltung nach dieser Rechts-
verordnung findet kein Widerspruchsverfahren statt. 
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§ 51 

Nutzungsbedingungen 

Die Registerverwaltung ist berechtigt, im Rahmen der Registerführung durch Allge-
meinverfügung weitere konkretisierende Vorgaben zur Nutzung des Herkunftsnachweisre-
gisters und des Regionalnachweisregisters zu erlassen (Nutzungsbedingungen). Die Nut-
zungsbedingungen können öffentlich bekannt gemacht werden. Die Nutzungsbedingungen 
können auch nachträglich mit einer Nebenbestimmung versehen werden. 
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Artikel 2 

Änderung der Herkunfts- und Regionalnachweis-Gebühr enver-
ordnung 

Die Herkunfts- und Regionalnachweis-Gebührenverordnung vom 17. Dezember 2012 
(BGBl. I S. 2703), die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. 
I S. 3106) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 2 Nummer 3“ durch die Angabe „§ 2 Nummer 
2“ ersetzt.  

2. Die Anlage wird wie folgt gefasst:  

„Anlage  

(zu §1 Absatz 1) 

Gebührenverzeichnis zum Herkunftsnachweisregister 

Nr. Gebühren 

  Gebührentatbestände im Zusammenhang mit der Ausstellung, Anerken-
nung, Übertragung und Entwertung von Herkunftsnachweisen 

  

1    Gebührentatbestände, die Herkunftsnachweise betreffen 

Gebüh-
renhöhe 
in Euro 
je Her-
kunfts-
nachweis 

1.1 Ausstellung eines Herkunftsnachweises nach § 10 der Herkunfts- und Regi-
onalnachweis-Durchführungsverordnung 

0,01 

1.2 Übertragung eines Herkunftsnachweises auf ein anderes Konto innerhalb 
Deutschlands nach § 26 Absatz 1 der Herkunfts- und Regionalnachweis-
Durchführungsverordnung 

0,01 

1.3 Übertragung eines Herkunftsnachweises auf ein anderes, von einem Frem-
dregister geführtes Konto nach § 26 Absatz 2 der Herkunfts- und Regional-
nachweis-Durchführungsverordnung 

0,01 

1.4 Übertragung eines Herkunftsnachweises von einem Fremdregister auf ein 
Konto innerhalb Deutschlands nach § 35 Absatz 1 der Herkunfts- und Regi-
onalnachweis-Durchführungsverordnung 

0,01 

1.5 Entwertung eines Herkunftsnachweises für die Stromkennzeichnung nach § 
28 Absatz 2 der Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchführungsverord-
nung 

0,02 

2    Gebührentatbestände, die Anlagen im Herkunftsnachweisregister betreffen 

Gebüh-
renhöhe 
in Euro 
je Vor-
gang 
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Nr. Gebühren 

2.1 Registrierung einer Anlage im Herkunftsnachweisregister nach § 19 Absatz 
1 der Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchführungsverordnung 

50 

2.2 Zuordnung einer Anlage im Herkunftsnachweisregister zu einem neuen Be-
treiber nach § 25 Absatz 2 der Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchfüh-
rungsverordnung oder zu einem neuen Konto desselben Kontoinhabers 
nach § 16 Absatz 1 der Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchführungs-
verordnung 

10 

  Gebührentatbestände für die Nutzung des Herkunftsna chweisregisters    

3    Gebührentatbestände für die Führung eines Kontos im Herkunftsnachweis-
register  

Gebüh-
renhöhe 
in Euro 

3.1 Jahresgebühr für Nutzer je Konto mit Umsatz > 500 000 Herkunftsnachweise 
pro Jahr 

750 

3.2 Jahresgebühr für Nutzer je Konto mit Umsatz zwischen 15 001 bis ein-
schließlich 500 000 Herkunftsnachweise pro Jahr 

500 

3.3 Jahresgebühr für Nutzer je Konto mit Umsatz zwischen 2 501 bis einschließ-
lich 15 000 Herkunftsnachweise pro Jahr 

250 

3.4 Jahresgebühr für Nutzer je Konto mit Umsatz ≤ 2 500 Herkunftsnachweise 
pro Jahr 

50.“ 

Artikel 3 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Her-
kunfts- und Regionalnachweis-Durchführungsverordnung vom 15. Oktober 2012 (BGBl. I 
S. 2147), die zuletzt durch Artikel 126 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) 
geändert worden ist, außer Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und wesentlicher Inhalt 

Nach Artikel 15 der Richtlinie 2009/28/EG sind die Mitgliedstaaten u. a. verpflichtet, geeig-
nete Mechanismen zu schaffen, um sicherzustellen, dass Herkunftsnachweise von einer 
zentralen Stelle elektronisch ausgestellt, anerkannt, übertragen und entwertet werden so-
wie genau, zuverlässig, vor Missbrauch geschützt und betrugssicher sind. Für die Umset-
zung dieser europarechtlichen Vorgaben sind durch § 79 des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes (EEG 2017) vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22. Dezember 2016 (BGBl. I 3106), sowie die Verabschiedung der Herkunftsnachweisver-
ordnung (HkNV) vom 28. November 2011 (BGBl. I S. 2447), deren Regelungsinhalte zuletzt 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 BGBl. I S. 3106) geändert und in 
die Erneuerbare-Energien-Verordnung (EEV) vom 17.02.2015 (BGBl. I S. 146), die zuletzt 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3106) geändert worden 
ist, überführt worden sind, die rechtlichen Grundlagen geschaffen worden. Um die europa-
rechtlichen Vorgaben für ein genaues, zuverlässiges, vor Missbrauch geschütztes und be-
trugssicheres Herkunftsnachweisregister praktisch umzusetzen sowie die Ziele einer Ver-
hinderung der Doppelvermarktung von Strom aus erneuerbaren Energien zu erreichen, er-
ließ das Umweltbundesamt die Herkunftsnachweis-Durchführungsverordnung (HkNDV) 
vom 15. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2147), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 22. 
Dezember 2016 (BGBl. I S. 3106) geändert und in Herkunfts- und Regionalnachweis-
Durchführungsverordnung (HkRNDV) umbenannt worden ist.  

Erfahrungen des inzwischen mehr als vierjährigen Betriebs des Herkunftsnachweisregis-
ters beim Umweltbundesamt haben gezeigt, dass es der Ergänzung fehlender Regelungen 
oder der Anpassung bestehender Regelungen an die Vollzugswirklichkeit bedarf. Nur dies 
sichert einen rechtsstaatlich nachvollziehbaren und transparenten Vollzug, der für die am 
Herkunftsnachweisregister teilnehmenden Akteure hinreichend vorhersehbar ist. Die Er-
gänzungen und Änderungen betreffen exemplarisch folgende Punkte: Aufhebung der Über-
gangsregelungen der bisherigen §§ 11 Absatz 5, 13 Absatz 4 Satz 3, 18 Absatz 3 HkRNDV 
wegen Zeitablaufs; Systematisierung der Registrierung der unterschiedlichen Akteursgrup-
pen, Beendigung der Registrierung, Sanktionierung und Aufhebung der Sanktionierung bei 
Registerteilnehmern und Nutzern (Tabelle in Begründung zu § 6 HkRNDV); Festschreibung 
der bisherigen Praxis, Herkunftsnachweise ab dem ersten Tag des Monats auszustellen (§ 
10 Absatz 1 Nummer 2 HkRNDV); Berücksichtigung von Speichern vor dem Netz (§ 10 
Absatz 5 HkRNDV); erstmalige Regelung der Grenzkraftwerke (§ 12 HkRNDV); Übernahme 
technischer Vorgaben zur Registernutzung aus den bisherigen Nutzungsbedingungen in 
den Verordnungstext (§ 36 HkRNDV); Anpassung der Mitteilungspflichten der Netzbetrei-
ber bei der Anlagenregistrierung an die bisherige Praxis (§ 39 Absatz 1 Satz 1 HkRNDV); 
Präzisierung der Prüfaufgaben der Umweltgutachter bei Biomasseanlagen (§ 40 HkRNDV); 
Möglichkeit zur Übertragung von Daten an die Association of Issuing Bodies (AIB) als Dach-
verband der europäischen Betreiber von Herkunftsnachweisregistern (§ 44 Absatz 1 Num-
mer 2 Buchstabe e) HkRNDV).  

Die im Zuge dieses Verordnungsgebungsverfahrens vorgenommenen Änderungen der 
Herkunfts- und Regionalnachweis-Gebührenverordnung (HkRNGebV) vom 17. Dezember 
2012 (BGBl. I S. 2703), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2016 (BGBl. I S. 3106), sind redaktioneller Art. Für den Betrieb des Herkunftsnachweisre-
gisters und im Zusammenhang mit der Ausstellung, Übertragung, Entwertung und Aner-
kennung von Herkunftsnachweisen entstehen der Verwaltung Aufwendungen. § 87 EEG 
2017 enthält gemeinsam mit § 14 Absatz 2 EEV und den Grundsätzen des weiterhin auf 
Amtshandlungen nach dem EEG 2014 anwendbaren Verwaltungskostengesetzes 
(VwKostG) vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 821), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Geset-
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zes vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2415), eine Ermächtigung für die Registerverwal-
tung, Gebühren und Auslagen zu erheben und festzulegen. Die Gebühren können als Nut-
zungsgebühren und als Verwaltungsgebühren erhoben werden. Mit der HkRNGebV setzte 
das Umweltbundesamt diese Verordnungsermächtigung um. Die Prinzipien und Begrifflich-
keiten der HkRNGebV orientieren sich am VwKostG. Die über das Kostenrecht hinausge-
henden Begriffe sind in Übereinstimmung mit dem EEG 2017, der EEV und der HkRNDV 
auszulegen. 

Neben diesen Änderungen der Regelungen zu den Herkunftsnachweisen aufgrund gesam-
melter Erfahrungen im praktischen Vollzug enthält dieses Verordnungsgebungsverfahren 
auch Änderungen der HkRNDV, die neue Regelungen zu Regionalnachweisen einfügen. 
Der Gesetzgeber sieht in § 79a EEG 2017 vor, dass das Umweltbundeamt Anlagenbetrei-
bern auf Antrag Regionalnachweise für Strom, der nach §§ 20, 21b Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 EEG 2017 direkt vermarktet wird, ausstellt, Regionalnachweise überträgt und ent-
wertet. Dazu richtet das Umweltbundesamt eine elektronische Datenbank ein, in der die 
Ausstellung, die Übertragung und die Entwertung von Regionalnachweisen registriert wer-
den (§ 79a Absatz 4 HkRNDV). Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie macht 
das Datum der Inbetriebnahme des Regionalnachweisregisters im Bundesanzeiger be-
kannt (§ 8 Absatz 1 Satz 2 EEV).  

Zum Betrieb des Regionalnachweisregisters sind Vorschriften erforderlich, die die Vorga-
ben des § 79a EEG 2017 und der §§ 8 bis 14 EEV konkretisieren. Das Umweltbundesamt 
ist nach § 92 EEG 2017 in Verbindung mit § 14 EEV ermächtigt, die konkretisierenden 
Vorschriften in Form einer Verordnung zu schaffen. Dieses Verfahren zur Änderung der 
HkRNDV führt die Konkretisierung herbei. 

II. Alternativen 

Es gibt keine zulässigen Alternativen zum Erlass der betreffenden Vorschriften und zu de-
ren Aktualisierung und Ergänzung, insbesondere da die Anforderungen an Ausstellung, 
Übertragung, Anerkennung und Entwertung von Herkunftsnachweisen sowie die Errichtung 
und der Betrieb eines elektronischen Herkunftsnachweisregisters der europäischen Richt-
linie 2009/28/EG entsprechen und daher eine Pflicht zur Umsetzung in nationales Recht 
besteht und das Umweltbundesamt als registerführende Behörde einen einheitlichen und 
rechtsstaatlichen Vollzug zu gewährleisten hat. 

Hinsichtlich der Vorschriften zu Errichtung und Betrieb des Regionalnachweisregisters gibt 
es ebenfalls keine zulässige Alternative. Der Verzicht auf die konkretisierenden Regelun-
gen zu Regionalnachweisen hätte zur Folge, dass wegen der offenen Vorschriften des § 
79a EEG 2017 das Verwaltungsverfahren weitgehend unvorhersehbar abliefe, was mit dem 
Rechtsstaatsprinzip nicht vereinbar wäre. 

III. Folgen 

1. Gewollte und ungewollte Folgen 

Die Einrichtung und der Betrieb eines elektronischen Herkunftsnachweisregisters ist durch 
europäisches Recht vorgegeben, da die Richtlinie 2009/28/EG in Artikel 15 Absatz 4 ver-
langt, dass die Mitgliedstaaten oder die benannten zuständigen Stellen die Ausstellung, 
Übertragung und Entwertung der Herkunftsnachweise „überwachen“. Die Einrichtung und 
der Betrieb des Registers beim Umweltbundesamt führte zwar dazu, dass vergleichbare 
rein privatwirtschaftlich organisierte Nachweissysteme an Relevanz verloren, jedoch ist die 
Beauftragung einer zentralen Stelle insoweit eine Vorgabe des europäischen Rechts, die 
der Transparenz und dem Verbraucherschutz dient. Die Änderungen und Anpassungen 
des bestehenden Rechts sind nach bisherigen Vollzugserfahrungen zum rechtsstaatlichen 
Vollzug geboten. 

Die Einrichtung und der Betrieb des Regionalnachweisregisters sind durch höherrangiges 
Parlamentsrecht vorgegeben. So sieht § 79a Absatz 4 EEG 2017 vor, dass das Umwelt-
bundesamt ein elektronisches Regionalnachweisregister betreibt. Gewünschte Folge des 
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Regionalnachweisregisters ist nach dem Eckpunktepapier des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie3) die Erhöhung der Akzeptanz der Energiewende vor Ort. Unge-
wollte Folgen sind damit nicht verbunden: Erstens ist dieses Instrument freiwillig, so dass 
die Stromlieferanten nach eigenem Ermessen für die Nutzung der Regionalnachweise op-
tieren können und so ein Regionalstromprodukt anbieten. Zweitens besteht aktuell keine 
Möglichkeit, den Stromverbrauchern den mit der EEG-Umlage finanzierten Strom aus er-
neuerbaren Energien derart anzubieten, dass ein regionaler Zusammenhang zwischen der 
den Strom produzierenden Anlage und dem Stromverbraucher hergestellt werden könnte. 

2. Kosten für die öffentlichen Haushalte 

Kosten für den Bundeshaushalt entstehen durch die Änderung der bestehenden HkRNDV 
und der HkRNGebV hinsichtlich der Vorschriften zum Herkunftsnachweisregister nicht. 
Kosten für den Bundeshaushalt entstehen in Form von Personal- und Sachkosten insbe-
sondere durch die Einrichtung und Führung des Herkunfts- und Regionalnachweisregisters 
seitens des Umweltbundesamts nach § 1. Die HkRNDV macht in weitem Umfang von Mög-
lichkeiten der Automatisierung des Verwaltungsverfahrens und damit eines effizienten und 
kostengünstigen Vollzugs im Rahmen des § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes Ge-
brauch. Das Herkunftsnachweisregister ist ein weitgehend automatisiertes Register. Damit 
entstehen im Wesentlichen Kosten für die Bereitstellung und Unterhaltung der notwendigen 
Hard- und Software. Außerdem entstehen Kosten für Personal beim Umweltbundesamt; 
hinsichtlich der Personal- und Sachkosten wird auf die Begründung der ursprünglichen 
HkNV sowie auf die Bundeshaushalte der Jahre 2012 bis 2017 verwiesen. Diese Kosten 
sind über Gebühren, die den Nutzerinnen und Nutzern des Registers auf Grundlage der 
Gebührenverordnung zur Herkunftsnachweisverordnung (HkRNGebV) auferlegt werden, 
refinanzierbar und werden auch refinanziert.  

Für das Regionalnachweisregister entstehen dem Bundeshaushalt die bereits in der Be-
gründung des EEG 2017 dargestellten Personal- und Sachkosten.4) Die anfallenden Kosten 
sind durch die durch Gesetz ermöglichte gemeinsame Nutzung einer Datenbank durch Re-
gional- und Herkunftsnachweisregister (§ 79a Absatz 4 Satz 2 EEG 2017) reduziert, indem 
Effizienzpotenziale durch eine gemeinsam genutzte Datenbank gehoben werden. Dennoch 
anfallende Kosten sind durch Gebühreneinnahmen refinanzierbar. Die erforderlichen Tat-
bestände werden künftig noch festgestellt werden. 

3. Kosten für die Wirtschaft und die Verbraucherinn en und Verbraucher 

a) Kosten für die Verbraucherinnen und Verbraucher 

Für die Ausstellung, Übertragung, Entwertung und Anerkennung von Herkunftsnachweisen 
und die Ausstellung, Übertragung und Entwertung von Regionalnachweisen entstehen Kos-
ten, die die HkRNGebV den Registerteilnehmenden auferlegt, die das Register nutzen 
und/oder die konkreten Amtshandlungen veranlasst haben. Die Tatbestände und die Höhe 
dieser Kosten ergeben sich im Einzelnen aus der HkRNGebV, die dieses Regelungsvorha-
ben lediglich redaktionell an die geänderte HkRNDV anpasst (Folgeänderungen). Neue Ge-
bührentatbestände für das Regionalnachweisregister sieht dieses Regelungsvorhaben 
noch nicht vor; diese werden in einem späteren Verordnungsgebungsverfahren in die 
HkRNGebV eingeführt.  

Die den Registerteilnehmenden entstehenden Kosten können zwar von den Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen an die Verbraucherinnen und Verbraucher, die sich für ein 
Grünstromprodukt entscheiden, über den Strompreis weitergegeben werden, ebenso wie 
der ggf. entstehende Kürzungsbetrag bei der Marktprämie (gemäß § 53b EEG 2017 0,1 
Cent pro kWh). Im Verhältnis zum gesamten Strompreis sind diese Kosten jedoch äußerst 
gering. Eine Erhöhung der Strompreise war mit der Inbetriebnahme des Herkunftsnach-
weisregisters bislang nicht verbunden und ist auch in Zukunft  sowohl hinsichtlich des Her-

                                                
3) www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/eckpunktepapier-regionale-gruenstromkennzeich-

nung.html.  
4) BT-Drs. 18/8860, S. 180. 
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kunftsnachweisregisters als auch hinsichtlich des Regionalnachweisregisters nicht zu er-
warten. Zudem haben Verbraucherinnen und Verbraucher auch die Wahl, sich im Falle ei-
nes höheren Strompreises nicht für ein Grünstromprodukt zu entscheiden. 

b) Kosten für die Unternehmen 

Die Verwendung des Herkunftsnachweisregisters verursacht Kosten für die Unternehmen, 
welche das Herkunftsnachweisregister nach freiwilliger Unternehmensentscheidung nutzen 
wollen, sich dafür im Register registrieren lassen und ein Konto eingerichtet bekommen. 
Die Tatbestände und die Höhe dieser Kosten ergeben sich im Einzelnen aus der HkRN-
GebV. Für die Nutzung des Regionalnachweisregisters gilt dasselbe: Auch dessen Nutzung 
ist freiwillig möglich; die dabei anfallenden Kosten werden im späteren Verfahren zur Schaf-
fung der Gebührentatbestände der HkRNGebV ermittelt. 

4. Erfüllungsaufwand 

a) Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger  

Für Bürgerinnen und Bürger fallen durch die Verordnung oder deren Änderung keine Kos-
ten an. Für Bürgerinnen und Bürger sind sowohl Herkunftsnachweisregister als auch Regi-
onalnachweisregister also kostenneutral. 

b) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft durch das H erkunftsnachweisregister 

Nachfolgend wird der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft durch die Änderungen der Vor-
schriften hinsichtlich des Herkunftsnachweisregisters gegenüber der ursprünglichen Fas-
sung der HkRNDV dargestellt (siehe unter aa und bb), nachrichtlich aber auch hinsichtlich 
der sonstigen Handlungen im Herkunftsnachweisregister, die dieses Verordnungsgebungs-
verfahren nicht berührt (siehe unter cc und dd).  

Dieser wird dabei folgendermaßen gegliedert: Zunächst werden der sich aus der Novellie-
rung der HkRNDV ergebende Erfüllungsaufwand und die Bürokratiekosten dargestellt.  

Danach wird – nachrichtlich – der Erfüllungsaufwand dargestellt, der sich aus den bereits 
seit 2013 geltenden Vorgaben der HkRNDV für die Wirtschaft ergibt. Aufgrund einer Nach-
messung des Statistischen Bundesamtes ist feststellbar, dass im Vergleich zur damaligen 
Schätzung die Kosten geringer ausfallen. 

aa) Erfüllungsaufwand, der sich aus der Novellierun g der HkRNDV ergibt 

(1) Übermittlung der Stammdaten der Anlage an die Registerverwaltung nach § 39 Absatz 
1 Satz 1 HkRNDV – Erweiterung der Datenmeldung für Netzbetreiber um acht zusätzliche 
Daten 

§ 39 Absatz 1 Satz 1 HkRNDV regelt die Pflicht des jeweiligen Netzbetreibers, der Regis-
terverwaltung bestimmte Stammdaten der Anlage zu übermitteln. Hierbei handelt es sich 
um eine elektronische Übermittlung von Informationen im Rahmen der erstmaligen Anla-
genregistrierung, die dem Netzbetreiber vorliegen und die diese ohnehin im Rahmen der 
allgemeinen Prozesse der Kommunikation auf dem Strommarkt an die Übertragungsnetz-
betreiber senden.  

Diese Datenmeldepflicht ist als solche nicht neu. Gegenüber der bisherigen Fassung der 
HkRNDV (§ 22 Absatz 1 HkRNDV) soll der Entwurf der Novelle der HkRNDV diese Daten-
mitteilungspflicht jedoch eines der bisherigen Daten entfallen lassen und um acht Daten 
erweitern (§ 39 Absatz 1 Satz 1 des Entwurfs der HkRNDV). Diese Umstellung geht auf die 
Branchenfestlegung im Rahmen der Marktkommunikation zurück. Die Netzbetreiber setzen 
aufgrund des EDI@Energy-Handbuchs HKN-R in der jeweils geltenden Fassung und der 
Festlegungen der Bundesnetzagentur hinsichtlich der Marktkommunikation diese Vorgabe 
des künftigen § 39 Absatz 1 Satz 1 HkRNDV bereits seit Beginn des Betriebs des Her-
kunftsnachweisregisters freiwillig um. Daher ergibt sich im Rahmen der Novelle gegenüber 
der heutigen Situation kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.  

(2) Übermitteln des Gutachtens nach § 41 Absatz 2 Satz 3 HkRNDV 
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§ 41 Absatz 2 Satz 3 HkRNDV regelt neu, dass der Umweltgutachter oder die Umweltgut-
achterorganisation nicht nur in jedem Fall einer Begutachtung ein schriftliches oder elektro-
nisches Gutachten zu erstellen (siehe dazu unten cc (3)), sondern dieses auch der Regis-
terverwaltung elektronisch zu übermitteln hat. Dies soll es der Registerverwaltung ermögli-
chen, die Qualität der Begutachtungen zu sichern, aber auch ihrer Kontrollaufgabe hinsicht-
lich der Begutachtungen nachkommen zu können, ohne auf eine ad hoc angefragte Zusen-
dung des Gutachtens angewiesen zu sein. 

Nach den unten stehenden Ausführungen ist von etwa 100 Fällen im Jahr auszugehen, in 
denen das Gutachten der Registerverwaltung zur Verfügung zu stellen ist.  

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

3 Mittel 41,70 2,085 

Gesamt 3   2,09 

Jeder Vorgang verursacht einen Aufwand von 2,09 Euro. Der Erfüllungsaufwand beläuft 
sich in 100 Fällen daher jährlich auf 209,00 Euro. Dies stellt in gleicher Höhe Bürokratie-
kosten dar. 

Das Regelungsvorhaben fällt unter den Anwendungsbereich der „One in, one out“-Regel. 
Die Höhe des Erfüllungsaufwandes stellt ein „in“ dar. Der Vorschlag für die Kompensation 
erfolgt außerhalb dieses Regelungsvorhabens in vergleichbarer Transparenz. 

bb) Änderungen der HkRNDV ohne Auswirkung auf den E rfüllungsaufwand 

§ 37 des Entwurfs der HkRNDV sieht Pflichten der Personen vor, die mit dem Herkunfts-
nachweisregister arbeiten. Dabei handelt es sich um solche Pflichten, die keinen messba-
ren Erfüllungsaufwand nach sich ziehen, sondern bereits aus allgemeinen Erwägungen der 
Datensicherheit und des Schutzes der Integrität der benutzten Computersysteme anzuwen-
den sind. 

Die Vorschrift des § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Entwurfs der HkRNDV stellt als 
Übergangsvorschrift für neu in das Register aufgenommene Anlagen lediglich klar, dass 
Herkunftsnachweise ab dem ersten Tag des Kalendermonats ausgestellt werden. Wirkun-
gen auf den Erfüllungsaufwand hat dies nicht. 

§ 10 Absatz 5 des Entwurfs der HkRNDV stellt lediglich eine für den Erfüllungsaufwand 
irrelevante Vorschrift dar, die keine Pflichtenänderung nach sich zieht, sondern die Menge 
der aus einem Speicher auszustellenden Herkunftsnachweise festlegt.  

Die Vorschrift des § 12 des Entwurfs der HkRNDV, der Grenzkraftwerke einer Regelung 
unterwirft, beinhaltet keine Pflichtenänderung, da auch bislang Grenzkraftwerke als eigen-
ständige Anlagen zu registrieren sind. Es handelt sich um eine Vorschrift zur Zuweisung 
der Herkunftsnachweise zu den beteiligten Staaten. Sie waren zudem in den Fallzahlen der 
im Laufe des Betriebs des Herkunftsnachweisregisters zu registrierenden Anlagen einkal-
kuliert. 

Nach § 40 Absatz 3 Satz 3 der Entwurfsfassung der HkRNDV hat der Umweltgutachter oder 
die Umweltgutachterorganisation mindestens einmal im Kalenderjahr die Anlage zur Strom-
erzeugung aus Biomasse in Augenschein zu nehmen. Diese Pflicht ergibt sich als Ausfluss 
aus der Sicherung der Qualität der Begutachtung (§ 15 Absatz 1 Satz 1, Absatz 5 des Um-
weltauditgesetzes) sowie Nummer 8.2 der Nutzungsbedingungen (BAnz AT 01.07.2013 B 
10) bereits heute, so dass die Pflicht nicht neu ist. 

cc) Nachrichtliche Darstellung des Erfüllungsaufwan des der HkRNDV vom 15. Okto-
ber 2012 (BGBl. I S. 2147) in der Fassung vom 22. D ezember 2016 (BGBl. I 3106) hin-
sichtlich des Herkunftsnachweisregisters 
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Im Wege der Nachmessung des Statistischen Bundesamtes ergaben sich unter Berück-
sichtigung der bisherigen Erfahrungen im Vollzug und konkretisierter Fallzahlen Änderun-
gen im Erfüllungsaufwand für die Akteure, die freiwillig am Herkunftsnachweisregister teil-
nehmen. Die nachberechneten Erfüllungsaufwände werden hier nachrichtlich angegeben. 
Sie beruhen nicht auf der Änderung der HkRNDV, sondern auf der Ausrichtung der bishe-
rigen Prognosen an die Vollzugserfahrungen. 

(1) Antrag auf Eröffnung eines Kontos nach § 6 Absatz 2 HkRNDV 

Nicht ändern wird sich mit der Novelle der HkRNDV die Voraussetzung, dass die Teilnahme 
am Herkunftsnachweisregister die Beantragung einer Kontoeröffnung bei der Registerver-
waltung voraussetzt. Hierfür müssen Privatpersonen oder Unternehmen der Registerver-
waltung verschiedene, in § 6 HkRNDV näher konkretisierte Daten vorlegen. Die ordnungs-
gemäße Führung des Registers bedingt vollständige und richtige Daten der teilnehmenden 
Akteure. Der Umfang der Daten wurde auf das geringstmögliche Maß beschränkt. Die Fall-
zahlen sind an die Vollzugserfahrungen angepasst: Die Zahl der Konten eröffnenden Ak-
teure war erwartungsgemäß in der Anfangszeit des Betriebs des Herkunftsnachweisregis-
ters erheblich größer als in den Jahren danach. In den Jahren 2012 (die Möglichkeit zur 
Kontoeröffnung räumte das Umweltbundesamt technisch bereits ab dem 27.11.2012 ein) 
und 2013 wurden insgesamt etwa 1 600 Konten eröffnet (etwa 800 Anlagenbetreiber, 500 
Stromhändler und 900 Elektrizitätsversorgungsunternehmen). In den Jahren danach ging 
das Umweltbundesamt bei seiner Prognose von einer wesentlich darunter liegenden Fall-
zahl aus, da beispielsweise sämtliche am Markt tätigen Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men bereits über ein Konto verfügen. 2014 nahmen die Zahlen der Neuregistrierungen von 
Kontoinhabern daher auch erheblich ab auf 193 neue Konten. In den Folgejahren reduzierte 
sich die Zahl weiter auf 91 neue Konten in 2015 und 77 neue Konten in 2016. Es dürfte 
inzwischen eine gewisse Sättigung eingetreten sein dergestalt, dass die Akteure am Elekt-
rizitätsmarkt im Wesentlichen über Konten verfügen. Da für die nachfolgenden Jahre von 
weiter abnehmenden Zahlen auszugehen ist, werden für die Bürokratiekostenberechnung 
jährlich 100 Kontoeröffnungen angenommen.  

Die Berechnungen folgen dem „Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsauf-
wands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung“: 

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 30 Mittel 41,70 20,85 

Elektronische Formulare aus-
füllen 

10 Mittel 41,70 6,95 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zustän-
dige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 50   34,10 

Jeder Vorgang verursacht einen Aufwand in Höhe von 34,10 Euro. Bei 100 Vorgängen 
ergibt sich damit ein Erfüllungsaufwand in Höhe von 3 410,00 Euro pro Jahr. 

(2) Beauftragung eines Dienstleisters, § 8 Absatz 1 HkRNDV 

Zur Vereinfachung der Bedienung des Herkunftsnachweisregisters können sich Kontoinha-
ber eines Dienstleisters bedienen. Dieser greift mit eigenen Zugangsdaten auf das Konto 
des ihn beauftragenden Kontoinhabers zu und nimmt in Umsetzung des zugrundeliegenden 
Dienst- oder Geschäftsführungsvertrages Tätigkeiten auf diesem Konto des Kontoinhabers 
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vor. Dabei können diese Tätigkeiten im Innenverhältnis zum Kontoinhaber beschränkt wer-
den, was gegenüber der Registerverwaltung nicht wirkt. Damit die Registerverwaltung von 
der Beauftragung hinreichend Kenntnis erlangt, bedarf es der Beauftragung auf dem von 
der Registerverwaltung bestimmten Weg. Vorgesehen ist die Auswahl des Dienstleister in 
einem Auswahlfeld. Dies bewirkt Erfüllungsaufwand. Dieser Erfüllungsaufwand durch Aus-
wahl des betreffenden Dienstleisters in einem Auswahlfeld ist aber in jedem Einzelfall derart 
geringfügig und kommt nur selten vor, so dass von einer Berechnung abgesehen wird. 

(3) Antrag auf Ausstellung von Herkunftsnachweisen nach § 10 HkRNDV 

Die Ausstellung eines Herkunftsnachweises erfolgt wie bisher nach Antragstellung durch 
den Anlagenbetreiber. Dem Antrag wird nur entsprochen, wenn die Bedingungen in § 10 
HkRNDV erfüllt sind. Hierüber hat der Anlagenbetreiber Angaben zu machen. Dies soll eine 
klare Zuordnung des Stroms ermöglichen und eine Doppelvermarktung verhindern. Dar-
über hinaus dient diese Informationspflicht der Verhinderung von Missbrauch, der z. B. 
durch die mehrmalige Beantragung von Herkunftsnachweisen für denselben Strom zu be-
fürchten ist. Zu der Erhebung dieser Daten direkt von den Anlagenbetreibern gibt es keine 
Alternative. Auch der Datenumfang ist erforderlich, um eine sichere Abwicklung der Nach-
weisausstellung zu ermöglichen. Anträge auf Ausstellung der Herkunftsnachweise können 
die Anlagenbetreiber vor jedem Ausstellungsvorgang stellen. Es ist nach § 10 Absatz 2 
HkRNDV jedoch auch möglich, dass der Anlagenbetreiber einen einmaligen Antrag stellt 
und damit ein sog. „Antrags-Abonnement“ einrichten. Dies verringert in der Praxis die 
Menge der Anträge an die Registerverwaltung und damit auch der Informationspflichten 
erheblich.  

Erforderlich wurde die Neuberechnung wegen der gegenüber der bisherigen Fassung der 
HkRNDV erheblich verringerten Fallzahl. Während dort noch von 6 000 Anlagen ausgegan-
gen wurde, zeigte sich in der Praxis, dass aktuell etwa 1 000 Anlagen im Herkunftsnach-
weisregister registriert sind. Der Wegfall des sog. Grünstromprivilegs am 1. August 2014 
bewirkte, dass Anlagen, bei denen der mögliche Förderzeitraum noch nicht abgelaufen ist, 
wieder in die geförderte Stromproduktion wechselten und keine Herkunftsnachweise mehr 
ausstellen. Viele Anlagenbetreiber löschten diese Anlagen nicht im Herkunftsnachweisre-
gister, da die Beibehaltung der Registrierung keine Gebührenfolge auslöst. Eine Erhebung 
aus dem April 2016 ergab, dass im Jahr 2015 nur noch für 281 Anlagen tatsächlich Anträge 
auf Ausstellung von Herkunftsnachweisen gestellt wurden. Selbst wenn diese Zahl in den 
kommenden Jahren langsam ansteigt, wird sie weit unter der Prognose liegen. Das Um-
weltbundesamt geht hier von 400 Anlagen aus, für die Anträge auf die Ausstellung von 
Herkunftsnachweisen gestellt werden. Dabei ist davon auszugehen, dass bei 200 Anlagen 
ein Antrags-Abonnement eingerichtet ist, das auch eine Laufzeit von mehr als einem Jahr 
hat, so dass kein Antrag mehr erfolgt. Bei den übrigen 200 Anlagen erfolgt der Antrag auf 
Ausstellung unregelmäßig und nicht monatlich, da mithilfe eines Antrags auch Herkunfts-
nachweise für mehrere Monate ausgestellt werden können. Im Durchschnitt ist von 500 
Anträgen im Jahr auszugehen. 

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikati-
ons- 

niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 10 Mittel 41,70 6,95 

Elektronische Formulare 
ausfüllen 

10 Mittel 41,70 6,95 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 
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Gesamt 30   20,20 

Jeder Vorgang verursacht einen Aufwand in Höhe von 20,20 Euro. Bei 500 Vorgängen 
ergibt sich damit ein Erfüllungsaufwand in Höhe von 10 100,00 Euro pro Jahr. 

(4) Ermittlung und Bestätigung der Strommengen durch Umweltgutachter bei reinen Bio-
masseanlagen und Mischfeuerungsanlagen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 
HkRNDV, Pumpspeicherkraftwerken nach § 11 HkRNDV und reinen Biomasseanlagen 
nach § 40 Absatz 1 Satz 1 HkRNDV  

Bei Anlagen, die nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 HkRNDV entweder ausschließlich 
Biomasse oder außer erneuerbaren Energien auch sonstige Energien einsetzen dürfen, bei 
Pumpspeicherkraftwerken nach § 11 HkRNDV sowie bei reinen Biomasseanlagen nach § 
40 Absatz 1 Satz 2 HkRNDV entstehen durch die hier erforderliche Bestätigung der Strom-
menge durch einen Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation vor der Aus-
stellung von Herkunftsnachweisen weitere Kosten. Im Gegensatz zu den 1 500 betroffenen 
Anlagen nach der Prognose der derzeit geltenden HkRNDV ist nach der Erhebung aus dem 
April 2016 lediglich von etwa 70 betroffenen Anlagen auszugehen. Diese werden für die 
neue Prognose auf 100 Anlagen erweitert. 

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikati-
ons- 

niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Einarbeitung in die Informati-
onspflicht/Vorgabe 

10 Mittel 41,70 6,95 

Beschaffung von Daten 30 Mittel 41,70 20,85 

Elektronische Formulare 
ausfüllen 

20 Mittel 41,70 13,90 

Externe Sitzungen bei Erläu-
terungsbedarf/Unstimmigkei-
ten 

180 Mittel 41,70 125,10 

Gesamt 240   166,80 

Jeder Vorgang verursacht beim Anlagenbetreiber einen Aufwand in Höhe von 166,80 Euro. 
Bei 100 Vorgängen ergibt dies einen Aufwand in Höhe von 16 680,00 Euro pro Jahr. Hin-
zukommen Sachkosten für die Inanspruchnahme Dritter, nämlich der Umweltgutachter. 
Diese betragen ca. 1 000 Euro je Fall, mithin 100 000,00 Euro. Der Erfüllungsaufwand be-
trägt daher 116 680,00 Euro. 

(5) Erstmalige Anmeldung einer Anlage nach § 19 Absatz 1 HkRNDV 

Die Ausstellung der Herkunftsnachweise durch die Registerverwaltung und die Zuordnung 
der Herkunftsnachweise zu einem Konto erfordern die vorhergehende Registrierung der 
Anlagen. Dazu müssen die Anlagenbetreiber Daten vorlegen. Hierzu zählen z. B. der 
Standort der Anlage, den Energieträger, aus der Strom erzeugt wird, und die installierte 
Leistung der Anlage. Die in § 19 HkRNDV aufgeführten Daten sind für die Ausstellung der 
Herkunftsnachweise unerlässlich. Nur so kann eine genaue Zuordnung des Stroms zu einer 
Anlage erfolgen. Da die Daten nur durch die Anlagenbetreiber zur Verfügung gestellt wer-
den können, gibt es keine Alternative zu dieser Informationspflicht. Daten werden nur in 
einem Umfang angefordert, welcher zwingend für eine genaue Zuordnung des Stroms be-
nötigt wird. Die Anlagenregistrierung hat eine Gültigkeitsdauer von fünf Jahren. Eine län-
gere Gültigkeitsdauer ist nicht möglich, da nur so eine ausreichende Aktualität der Angaben 
gewährleistet werden kann. Die erneute Anlagenregistrierung nach § 24 Absatz 2 und 3 
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HkRNDV erfolgt durch Bestätigung der bereits in der Registersoftware vorhandenen Anga-
ben durch den Anlagenbetreiber selbst. Hierfür reicht eine Eigenerklärung gegenüber der 
Registerverwaltung. Folglich sind die mit der erneuten Registrierung verbundenen Bürokra-
tiekosten so gering, dass sie bei der folgenden Berechnung außer Betracht bleiben. Dies 
ist auch deshalb gerechtfertigt, weil es sich – im Gegensatz zur erstmaligen Anmeldung – 
lediglich um die Prüfung vorhandener Daten auf ihre weiterhin gegebene Richtigkeit han-
delt, die unter Zugrundelegung der regelmäßigen Aktualisierungspflicht immer dazu führt, 
dass keine Änderungen vorzunehmen sind.  

Hinsichtlich der Fallzahl realisierte sich wie auch bei der Zahl der Konten die Prognose der 
zu registrierenden Anlagen nach der derzeit geltenden HkRNDV nicht. Künftig wird sich die 
Menge der jährlich angemeldeten Anlagen auf etwa 100 reduzieren.  

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikati-
ons- 

niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 20 Mittel 41,70 13,90 

Elektronische Formulare 
ausfüllen 

10 Mittel 41,70 6,95 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 40   27,15 

Jeder Vorgang verursacht beim Anlagenbetreiber einen Aufwand in Höhe von 27,15 Euro. 
Bei 100 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 2 715,00 Euro pro 
Jahr.  

(6) Bestätigung der zur Registrierung übermittelten Daten durch Umweltgutachter oder Um-
weltgutachterorganisationen nach § 20 HkRNDV 

Bei bestimmten Anlagen ist der Einsatz eines Umweltgutachters oder einer Umweltgut-
achterorganisation erforderlich (§ 20 HkRNDV). Es handelt sich dabei in der Praxis insbe-
sondere um die Wasserkraftanlagen, die über eine komplexe Zählersituation verfügen, und 
um Biomasseanlagen, die neben Biomasse auch sonstige Energieträger einsetzen dürfen. 
Insgesamt liegt die Zahl bislang bei etwa 250 Anlagen. Mit einem weiteren Ansteigen ist 
derzeit kaum zu rechnen, so dass die Prognose der derzeit geltenden HkRNDV nicht ein-
traf. Dennoch ist von etwa 50 Anlagen auszugehen, die künftig jedes Jahr im Herkunfts-
nachweisregister registriert werden und deren Registrierung der Begutachtung bedarf.  

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikati-
ons- 

niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Einarbeitung in die Informati-
onspflicht/Vorgabe 

10 Mittel 41,70 6,95 

Beschaffung von Daten 20 Mittel 41,70 13,90 

Elektronische Formulare 
ausfüllen 

20 Mittel 41,70 13,90 

Externe Sitzungen bei Erläu-
terungsbedarf/Unstimmigkei-
ten 

120 Mittel 41,70 83,40 
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Gesamt 170  41,70 118,15 

Jeder Vorgang verursacht beim Anlagenbetreiber einen Aufwand in Höhe von 118,15 Euro. 
Bei 50 Vorgängen ergibt dies Bürokratiekosten in Höhe von 5 907,50 Euro. Hinzukommen 
Sachkosten für die Inanspruchnahme Dritter, nämlich der Umweltgutachter. Diese betragen 
1 000 Euro je Fall, mithin 50 000,00 Euro. Der Erfüllungsaufwand beträgt daher 55 907,50 
Euro. 

(7) Pflicht zur Meldung von Unstimmigkeiten nach § 38 Absatz 2 HkRNDV 

Nach § 38 Absatz 1 Satz 1 HkRNDV haben Kontoinhaber Eingänge von Herkunftsnachwei-
sen auf ihrem Konto unverzüglich auf ihre Richtigkeit zu überprüfen. Die Kontrollmaßnah-
men sind unentbehrlich, um eine korrekte und zuverlässige Funktion des Registers zu ge-
währleisten. Werden dabei Unstimmigkeiten festgestellt, sind diese der Registerverwaltung 
nach § 38 Absatz 2 HkRNDV zu melden. Dabei ist von ca. 50 Fällen pro Jahr auszugehen. 
Die konkreten Tätigkeiten verteilen sich dabei entgegen der ersten Berechnung wie folgt: 

Aktivitäten Standardzeiten 
in Minuten pro 

Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 10 Mittel 41,70 6,95 

Elektronische Formulare aus-
füllen 

10 Mittel 41,70 6,95 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zustän-
dige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 30   20,20 

Jeder Vorgang verursacht beim Anlagenbetreiber einen Aufwand in Höhe von 20,20 Euro. 
Bei 50 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 1 010,00 Euro. 

(8) Übertragung von Herkunftsnachweisen nach § 26 HkRNDV 

Auf Antrag des Inhabers eines Herkunftsnachweises wird der Herkunftsnachweis auf ein 
anderes Konto innerhalb des inländischen Registers oder auf das Konto eines Fremdregis-
ters übertragen. Die Möglichkeit, Herkunftsnachweise zu übertragen, ist zur Aufrechterhal-
tung des Handels zwischen den Anbietern unerlässlich. Es werden etwa 9 000 Übertra-
gungsvorgänge im Jahr vorgenommen. Diese Schätzung beruht auf folgenden Erwägun-
gen: Etwa 300 Anlagen stellen dreimal im Jahr Herkunftsnachweise aus und übertragen sie 
danach (= 1 000 Übertragungsvorgänge). Etwa 500mal im Jahr werden Herkunftsnach-
weise exportiert, etwa 3 500mal werden sie importiert. Etwa 1 500mal werden Herkunfts-
nachweise innerhalb Deutschlands gehandelt, ohne dass sie an Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen gelangen. Etwa 1 200 Elektrizitätsversorgungsunternehmen werden in 
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Deutschland im Schnitt zweimal im Jahr mit Herkunftsnachweisen beliefert (= 2 500 Über-
tragungsvorgänge). Dabei werden pro Übertragungsvorgang mehrere Herkunftsnachweise 
übertragen. Die konkreten Tätigkeiten verteilen sich dabei entgegen der ersten Berechnung 
wie folgt: 

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EUR O pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Elektronische Formulare aus-
füllen 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zustän-
dige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 10   6,30 

Jeder Vorgang verursacht beim Inhaber des Herkunftsnachweises einen Aufwand in Höhe 
von 6,30 Euro. Bei 9 000 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 56 
700,00 Euro pro Jahr. 

(9) Verwendung und Entwertung von Herkunftsnachweisen nach § 28 HkRNDV 

Auf Antrag des Verwenders werden Herkunftsnachweise verwendet und entwertet. Die Ver-
wendung/Entwertung nach § 28 HkRNDV ist das zentrale Werkzeug für die Nutzung der 
Herkunftsnachweise. Da der Verwender des Herkunftsnachweises in der Lage sein muss, 
den Zeitpunkt des Vorganges selber zu bestimmten, gibt es keine Alternative zu der An-
tragstellung. Da die Unternehmen die Entwertung zweimal jährlich vornehmen, treten bei 1 
000 Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die an dem Verfahren partizipieren, etwa 2 000 
Fälle pro Jahr auf. Die konkreten Tätigkeiten verteilen sich dabei entgegen der ersten Be-
rechnung wie folgt: 

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 30 Mittel 41,70 20,85 

Elektronische Formulare aus-
füllen 

15 Mittel 41,70 10,425 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

12 Mittel 41,70 8,34 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 60   41,05 

Jeder Vorgang verursacht beim Elektrizitätsversorgungsunternehmen einen Aufwand in 
Höhe von 41,05 Euro. Bei 2 000 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe 
von 82 100,00 Euro pro Jahr 

(10) Pflicht zur Prüfung eingegangener Herkunftsnachweise nach § 38 Absatz 1 Satz 1 
HkRNDV 

Nach § 38 Absatz 1 Satz 1 HkRNDV haben Kontoinhaber Eingänge von Herkunftsnachwei-
sen auf ihrem Konto unverzüglich auf ihre Richtigkeit zu überprüfen. Die Kontrollmaßnah-
men sind unentbehrlich, um eine korrekte und zuverlässige Funktion des Registers zu ge-
währleisten. Eingänge von Herkunftsnachweisen sind bei der Ausstellung und bei der Über-
tragung zu verzeichnen. Ausstellungsvorgänge erfolgen nach obigen Darlegungen etwa 2 
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600 pro Jahr (200 Antrags-Abonnements x 10 Strommengen und damit Ausstellungsvor-
gänge = 2 000 Ausstellungen; 200 Anlagen ohne Antrags-Abonnement x 3 Ausstellungen 
pro Jahr = 600 Ausstellungen). Übertragungsvorgänge erfolgen etwa 9 000 Mal im Jahr. Es 
ist von einer Fallzahl von 9 600 auszugehen ist.  

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 5 Mittel 41,70 3,475 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

15 Mittel 41,70 10,425 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 23  40,00 15,33 

Jeder Vorgang verursacht beim Elektrizitätsversorgungsunternehmen einen Aufwand in 
Höhe von 15,33 Euro. Bei 9 600 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe 
von 147 168,00 Euro pro Jahr. 

dd) Nachrichtliche Darstellung der bisherigen Bürok ratiekosten im Herkunftsnach-
weisregister speziell für Netzbetreiber  

Durch die Verordnung können Netzbetreibern Kosten im Rahmen der Mitteilungspflichten 
gegenüber der Registerverwaltung bezüglich der am Herkunftsnachweisverfahren teilneh-
menden Anlagen in § 38 HkRNDV entstehen. 

(1) Übermittlung der Stammdaten der Anlage an die Registerverwaltung nach § 39 Absatz 
1 Satz 1 HkRNDV 

§ 39 Absatz 1 Satz 1 HkRNDV regelt die Pflicht des jeweiligen Netzbetreibers, der Regis-
terverwaltung bestimmte Stammdaten der Anlage zu übermitteln. Hierbei handelt es sich 
um eine elektronische Übermittlung von Informationen im Rahmen der erstmaligen Anla-
genregistrierung, die dem Netzbetreiber vorliegen und die diese ohnehin im Rahmen der 
allgemeinen Prozesse der Kommunikation auf dem Strommarkt an die Übertragungsnetz-
betreiber senden.  

Bereits unter Doppelbuchstabe aa Absatz (1) ist dargelegt, dass der Verordnungsgeber § 
39 des Entwurfs der HkRNDV gegenüber der derzeit geltenden Fassung insofern ändert, 
als eine Datenmeldungspflicht entfällt und acht Datenmeldungspflichten hinzukommen. Die 
früheren zwei Datenmeldepflichten und die weiteren Managementaufgaben, die sämtliche 
Daten betreffen, sind folgend dargestellt und gegenüber den Prognosen der bisherigen 
HkRNDV neu berechnet. Danach folgen die neuen acht zu übermittelnden Daten. 

Zu den bisherigen Daten: Bislang wurden etwa 1 000 Anlagen registriert. Künftig ist von 
jährlich etwa 100 Anlagen auszugehen, die die Betreiber neu anmelden. Die geforderten 
Angaben liegen den Netzbetreibern vor; sie werden ohnehin an die Übertragungsnetzbe-
treiber gesendet. Für eine zuverlässige und sichere Anlagenregistrierung ist das Zurück-
greifen auf die Netzbetreiber somit sachgerecht und notwendig.  

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 10 Mittel 41,70 6,95 

Elektronische Formulare aus-
füllen 

10 Mittel 41,70 6,95 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

5 Mittel 41,70 3,475 
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Datenübermittlung an zustän-
dige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 30   20,20 

Jeder Vorgang verursacht beim Netzbetreiber einen Aufwand in Höhe von 20,20 Euro. Bei 
100 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 2 020,00 Euro pro Jahr. 

Jeder Vorgang verursacht beim Netzbetreiber einen Aufwand in Höhe von 41,70 Euro. Bei 
100 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 4 170,00 Euro pro Jahr. 
Dies stellt in gleicher Höhe Bürokratiekosten dar. 

Die Netzbetreiber sind damit im Herkunftsnachweisregister mit einen Erfüllungsaufwand in 
Höhe von 6 190,00 Euro pro Jahr belastet. Dies stellt in gleicher Höhe Bürokratiekosten 
dar. 

(2) Mitteilung einer Änderung der Stammdaten nach § 39 Absatz 1 Satz 3 HkRNDV 

§ 39 Absatz 1 Satz 3 HkRNDV verpflichten den jeweiligen Netzbetreiber, der Registerver-
waltung die Änderung der Stammdaten einer teilnehmenden Anlage mitzuteilen. Bei derzeit 
1 000 teilnehmenden Anlagen erfolgten Stammdatenänderungen in etwa 500 Fällen im 
Jahr.  

Aktivitäten Standardzeiten 
in Minuten pro 

Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 10 Mittel 41,70 6,95 

Elektronische Formulare aus-
füllen 

10 Mittel 41,70 6,95 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zustän-
dige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 30  40,40 20,20 

Jeder Vorgang verursacht beim Netzbetreiber einen Aufwand in Höhe von 20,20 Euro. Bei 
50 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 10 100,00 Euro pro Jahr.  

(3) Übermittlung der in der Anlage produzierten Strommengen nach § 39 Absatz 2 HkRNDV 

§ 39 Absatz 2 HkRNDV verpflichtet den Netzbetreiber, der Registerverwaltung die in der 
Anlage produzierten und ins Netz eingespeisten gelieferten Strommengen teilnehmender 
Anlagen mitzuteilen, die über einen Zählpunkt einspeisen, der dem jeweiligen Netzbetreiber 
zugeordnet ist. Dies gilt nur, wenn der Strom nicht nach dem EEG finanziell gefördert wird. 
Da diese Informationen beim Netzbetreiber vorliegen, ist es sachgerecht, ihn heranzuzie-
hen. Die Periodizität der Mitteilung gegenüber der Registerverwaltung schwankt zwischen 
einem und zwölf Vorgängen im Jahr, je nachdem, ob es sich um eine leistungsgemessene 
oder eine nicht leistungsgemessene Anlage handelt. Die Fälle, bei denen häufiger als ein-
mal im Jahr eine Datenübermittlung erfolgt, überwiegen bei weitem. Deswegen wird ein 
durchschnittlicher Wert von zehn Vorgängen pro Jahr angenommen. Sowohl im Falle der 
leistungsgemessenen Anlagen – bei denen die Daten automatisch an den Netzbetreiber 
gesandt werden – als auch bei den nicht leistungsgemessenen Anlagen – bei denen der 
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Netzbetreiber die Stromerzeugung aus anderen Gründen abliest – liegen dem Netzbetrei-
ber die Daten zu den gelieferten Strommengen vor. Auch technisch stellt sich die Übertra-
gung der Daten an die Registerverwaltung als unproblematisch, da automatisiert, dar. Bei 
den durchschnittlich zehn Vorgängen pro Jahr und 300 Anlagen beträgt die zu erwartenden 
Fallzahl 3 000.  

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikati-
ons- 

niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 2 Mittel 41,70 1,39 

Elektronische Formulare 
ausfüllen 

6 Mittel 41,70 4,17 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 2 Niedrig 28,70 0,96 

Gesamt 12   7,91 

Jeder Vorgang verursacht beim Netzbetreiber einen Aufwand in Höhe von 7,91 Euro. Bei 3 
000 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 23 730,00 Euro pro Jahr. 

c) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft im Rahmen d es Regionalnachweisregisters 

Dieses Verordnungsgebungsverfahren führt konkrete Verfahrensnormen für das Regional-
nachweisregister neu ein. Da das Regionalnachweisregister derzeit noch eingerichtet wird, 
können die einzelnen Aufwände lediglich anhand von Prognosen geschätzt werden.  

Das Potenzial an Anlagen, für deren Strom Regionalnachweise ausgestellt werden, ist we-
gen der unterschiedlichen Voraussetzungen gegenüber den Anlagen, die Herkunftsnach-
weise ausstellen könnten, ungleich größer. Während die installierte Leistung in der geför-
derte Direktvermarktung nach § 21b Absatz 1 Nummer 1 EEG 2017 nach Aussage der vier 
Übertragungsnetzbetreiber5) im März 2017 61 688 Megawatt betrug, betrug sie in der sons-
tigen Direktvermarktung nach § 21b Absatz 1 Nummer 3 EEG 2017 lediglich 166 Megawatt.  

Zu bedenken ist bei der Prognose jedoch, dass bei den geförderten Anlagen, bei denen der 
anzulegende Wert um 0,1 Cent je Kilowattstunde produzierten Stroms gesenkt wird (§ 53b 
EEG 2017), gerade kein wirtschaftlicher Anreiz bestehen könnte, Regionalnachweise zu 
beantragen. Hinzukommen die Kosten für die Nutzung des Regionalnachweisregisters, die 
das Umweltbundesamt derzeit im Rahmen der Novellierung der HkRNGebV kalkuliert. Bei-
dem könnte eine eher geringe Mehrzahlungsbereitschaft der Verbraucher entgegenstehen. 
Im Gegensatz dazu sind Herkunftsnachweise bei den meisten Anlagen in der sonstigen 
Direktvermarktung eher ein Instrument, um den Ertrag einer Anlage zu steigern; hier be-
steht gegebenenfalls ein größeres Interesse, Herkunftsnachweise zu beantragen, als bei 
den geförderten Anlagen die Beantragung von Regionalnachweisen. 

Insofern bestehen noch große Unsicherheiten in den Grundlagen, auf denen die Prognose 
basiert. Es ist von ca. 37 000 Anlagen auszugehen, die sich in der geförderten Direktver-
marktung nach § 21b Absatz 1 Nummer 1 EEG 2017 befinden.6) Diese werden jedoch vo-
raussichtlich erst dann im Regionalnachweisregister registriert, wenn für die Regionalnach-
weise der konkreten Anlage auch ein nachfragender Verbraucher existiert, in dessen Ver-
wendungsregion die Anlage steht. Letztlich hängt die Registrierung der Akteure und der 
Anlagen also vom Nachfrageverhalten der Verbraucher nach Regionalstrom ab. Befragun-
gen ergaben, dass in der Theorie zwei Drittel der Verbraucher bevorzugt Regionalstrom 

                                                
5) www.netztransparenz.de (12.04.2017).  
6) www.netztransparenz.de (12.04.2017).  
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kaufen würden, falls er ihnen angeboten wird.7) Die Mehrzahlungsbereitschaft der Verbrau-
cher ist nach nicht repräsentativen Befragungen des Umweltbundesamtes jedoch eher ge-
ring.8) Dies spricht aktuell für eine eher punktuelle Nutzung des Regionalnachweisregisters 
durch Anlagenbetreiber und Direktvermarkter. Besonders die Direktvermarkter werden ver-
suchen, den Anlageneinsatz derart zu optimieren, dass sie mit möglichst wenig registrierten 
Anlagen möglichst viele Verbraucher mit Regionalnachweisen beliefern können.  

Unter Berücksichtigung dieser Aspekte stellen wir folgende Prognose auf und gehen daher 
von folgenden Eckpunkten für die Berechnung des Erfüllungsaufwandes aus: Hauptakteure 
im Regionalnachweisregister und Treiber der Verwaltungsverfahren werden etwa 150 Di-
rektvermarkter sein, die sich als Händler, gegebenenfalls auch als Anlagenbetreiber regist-
rieren. Hinzukommen werden etwa 2 000 weitere Anlagenbetreiber mit insgesamt 5 000 
Anlagen. Die Ausstellung der Regionalnachweise wird punktgenau die Nachfrage der Ver-
braucher treffen, da Letztere die Erstere auslösen wird. Die Anlagen dürften einmal im Jahr 
ausstellen. Die Handelsketten werden kurz sein und den Stromlieferketten in der Direktver-
marktung folgen. Nach maximal zwei Übertragungsvorgängen erreichen die Regionalnach-
weise die etwa 500 Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die Regionalstrom anbieten, und 
werden von diesen entwertet. Von diesen 500 Elektrizitätsversorgungsunternehmen hat 
etwa die Hälfte eine eigene Anlage, die sie regional vermarkten, so dass sich die Gesamt-
zahl der Kontoinhaber auf (2 000 Anlagenbetreiber plus 150 Händler/Direktvermarkter plus 
500 Elektrizitätsversorger / 2, die bereits als Anlagenbetreiber über ein Konto verfügen und 
damit eine Rollenkombination eingehen) 2 400. Tätigkeiten von Umweltgutachtern finden 
im Regionalnachweisregister nicht statt. 

Der Erfüllungsaufwand bemisst sich im Rahmen der vorgenommenen Prognosen für die 
einzelnen Verfahren im Regionalnachweisregister wie folgt: 

aa) Antrag auf Eröffnung eines Kontos, § 7 HkRNDV 

Auch im Regionalnachweisregister ist Voraussetzung der Teilnahme die Beantragung einer 
Kontoeröffnung bei der Registerverwaltung. Hierfür müssen Privatpersonen oder Unterneh-
men der Registerverwaltung verschiedene, in § 7 in Verbindung mit § 6 HkRNDV näher 
konkretisierte Daten übermitteln. Die ordnungsgemäße Führung des Registers bedingt voll-
ständige und richtige Daten der teilnehmenden Akteure. Der Umfang der Daten wurde auf 
das geringstmögliche Maß beschränkt. Nach obiger Prognose beläuft sich die Zahl der Kon-
toinhaber (Anlagenbetreiber, Händler, Elektrizitätsversorgungsunternehmen) für das erste 
Jahr des Regionalnachweisregisters auf etwa 2 400. Danach werden sich pro Jahr weitere 
100 Akteure ein Konto einrichten lassen. Wir gehen daher am Ende des zehnten Jahres 
von 3 300 Konten aus, also von 330 Kontoeröffnungen pro Jahr; diese legen wir der Be-
messung zugrunde. 

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikati-
ons- 

niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 30 Mittel 41,70 20,85 

Elektronische Formulare 
ausfüllen 

10 Mittel 41,70 6,95 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

                                                
7) Fachagentur Windenergie an Land, Umfrage zur Akzeptanz der Windenergie an Land, Frühjahr 2016, 

veröffentlicht Juni 2016, S. 8. Ähnlich Umweltbundesamt (Hrsg.), Marktanalyse Ökostrom, UBA-
TEXTE 04/2014, S. 76. 

8) www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/dokumente/2_rnr-workshop_des_umwelt-
bundesamtes_vortrag.pdf, Folie 23. 
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Gesamt 50   34,10 

Jeder Vorgang verursacht einen einmaligen Aufwand in Höhe von 34,10 Euro. Bei 330 Vor-
gängen ergibt sich damit ein Erfüllungsaufwand in Höhe von 11 253 Euro pro Jahr. 

bb) Beauftragung eines Dienstleisters, § 8 Absatz 1  HkRNDV 

Zur Vereinfachung der Bedienung des Regionalnachweisregisters können sich Kontoinha-
ber eines Dienstleisters bedienen. Dieser greift mit eigenen Zugangsdaten auf das Konto 
des ihn beauftragenden Kontoinhabers zu und nimmt in Umsetzung des zugrundeliegenden 
Dienst- oder Geschäftsführungsvertrages Tätigkeiten auf diesem Konto des Kontoinhabers 
vor. Dabei können diese Tätigkeiten im Innenverhältnis zum Kontoinhaber beschränkt wer-
den, was gegenüber der Registerverwaltung nicht wirkt. Damit die Registerverwaltung von 
der Beauftragung hinreichend Kenntnis erlangt, bedarf es der Beauftragung auf dem von 
der Registerverwaltung bestimmten Weg. Vorgesehen ist die Auswahl des Dienstleister in 
einem Auswahlfeld. Dies bewirkt Erfüllungsaufwand. Dieser Erfüllungsaufwand durch Aus-
wahl des betreffenden Dienstleisters in einem Auswahlfeld ist aber in jedem Einzelfall derart 
geringfügig und kommt nur selten vor, so dass von einer Berechnung abgesehen wird. 

cc) Registrierung einer Anlage, § 21 HkRNDV 

Die Ausstellung der Regionalnachweise durch die Registerverwaltung und die Zuordnung 
der Regionalnachweise zu einem Konto erfordern die vorhergehende Registrierung der An-
lagen. Dazu müssen die Anlagenbetreiber Daten übermitteln. Hierzu zählen z. B. der Stand-
ort der Anlage, der Energieträger, aus der Strom erzeugt wird, und die installierte Leistung 
der Anlage. Die in § 21 in Verbindung mit § 19 HkRNDV aufgeführten Daten sind für die 
Ausstellung der Regionalnachweise unerlässlich. Nur so kann eine genaue Zuordnung des 
Stroms zu einer Anlage erfolgen. Da die Daten nur durch die Anlagenbetreiber zur Verfü-
gung gestellt werden können, gibt es keine Alternative zu dieser Informationspflicht. Daten 
werden nur in einem Umfang angefordert, welcher zwingend für eine genaue Zuordnung 
des Stroms benötigt wird. Die Anlagenregistrierung hat eine Gültigkeitsdauer von fünf Jah-
ren. Eine längere Gültigkeitsdauer ist nicht möglich, da nur so eine ausreichende Aktualität 
der Angaben gewährleistet werden kann. Die erneute Anlagenregistrierung nach § 24 Ab-
satz 2 und 3 HkRNDV erfolgt durch Bestätigung der bereits in der Registersoftware vorhan-
denen Angaben durch den Anlagenbetreiber selbst. Hierfür reicht eine Eigenerklärung ge-
genüber der Registerverwaltung. Wegen der maximalen Finanzierungsdauer der Strompro-
duktion von 20 Jahren ab Inbetriebnahme der Anlage nach § 25 EEG 2017 kommt eine 
solche erneute Anlagenregistrierung in den meisten Fällen maximal dreimal vor. Folglich 
sind die mit der erneuten Registrierung verbundenen Bürokratiekosten so gering, dass sie 
bei der folgenden Berechnung außer Betracht bleiben. Dies ist auch deshalb gerechtfertigt, 
weil es sich – im Gegensatz zur erstmaligen Anmeldung – lediglich um die Prüfung vorhan-
dener Daten auf ihre weiterhin gegebene Richtigkeit handelt, die unter Zugrundelegung der 
regelmäßigen Aktualisierungspflicht immer dazu führt, dass keine Änderungen vorzuneh-
men sind.  

Hinsichtlich der Fallzahl ist nach obigen Ausführungen von 5 000 Anlagen auszugehen, die 
zunächst registriert werden. Dabei ist zu unterscheiden zwischen Anlagen, die im Regio-
nalnachweisregister völlig neu angelegt werden müssen, und solchen, die bereits im Her-
kunftsnachweisregister gespeichert sind. Für letztere Anlagen gibt es ein vereinfachtes Ver-
fahren nach § 21 Absatz 2, nach dem der Anlagenbetreiber der Registerverwaltung weniger 
Daten melden muss. Hier ist der Aufwand geringer. Von den aktuell im Herkunftsnachweis-
register registrierten etwa 1 000 Anlagen könnten etwa die Hälfte, also 500 Anlagen auch 
in der Lage sein, in die Direktvermarktung mit Marktprämie wechseln zu können und damit 
auch eine Registrierung im Regionalnachweisregister beantragen. Diese 500 Anlagen kön-
nen nach dem vereinfachten Verfahren registriert werden, bei dem sich der Aufwand für die 
Beschaffung der Daten erheblich verringert. Im Ergebnis wären damit zu Beginn des Regi-
onalnachweisregisters 4 500 Anlagen neu zu registrieren mit einem Zeitaufwand für die 
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Datenbeschaffung von etwa 20 Minuten. 500 Anlagen wären aus dem Herkunftsnachweis-
register in das Regionalnachweisregister zu übernehmen mit einem Datenbeschaffungs-
aufwand von nur noch 5 Minuten. Künftig wird sich die Menge der jährlich neu im Regional-
nachweisregister angemeldeten Anlagen auf etwa 100 reduzieren.  

Nach zehn Jahren dürften damit insgesamt 5 900 Anlagen registriert sein, davon sind 500 
Anlagen im vereinfachten Verfahren nach § 21 Absatz 2 und 5 400 Anlagen im Verfahren 
nach § 21 Absatz 1 registriert worden. 

Der Berechnung des Erfüllungsaufwandes im normalen Verfahren des § 21 Absatz 1 wer-
den 540 Anlagen zugrunde gelegt. 

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 20 Mittel 41,70 13,90 

Elektronische Formulare aus-
füllen 

10 Mittel 41,70 6,95 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 40    27,15 

Jeder Vorgang verursacht beim Anlagenbetreiber einen Aufwand in Höhe von 27,15 Euro. 
Bei 540 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 14 661 Euro pro Jahr.  

Der Berechnung des Erfüllungsaufwandes im vereinfachten Verfahren des § 21 Absatz 2 
werden auf 10 Jahre verteilt jährlich 50 Anlagen zugrunde gelegt. 

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 5 Mittel 41,70 3,475 

Elektronische Formulare 
ausfüllen 

10 Mittel 41,70 6,95 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 25   16,72 

Jeder Vorgang verursacht beim Anlagenbetreiber einen Aufwand in Höhe von 16,27 Euro. 
Bei 50 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 836 Euro pro Jahr. 

Für die Anlagenregistrierung ist damit von einem Erfüllungsaufwand in Höhe von 15 497 
Euro pro Jahr auszugehen. Es handelt sich dabei nicht um einen einmaligen Aufwand des 
Anlagenbetreibers, da sich aus der Registrierung der Anlage regelmäßige Folgeaktivitäten, 
hier in Form der erneuten Anlagenregistrierung, ableiten. 
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dd) Änderung der Stammdaten durch den Anlagenbetrei ber nach § 22 HkRNDV 

Der Anlagenbetreiber ist nach § 22 HkRNDV verpflichtet, seine beim Regionalnachweisre-
gister abgespeicherten Daten laufend zu beobachten und bei Änderung zu aktualisieren. 
Dabei gehen die Änderungen im Regelfall vom Anlagenbetreiber aus: Er ist es, der die 
Anlagenstammdaten ändert, so dass es auf ihn zurückgeht, dass sich die Pflicht zur Ände-
rung der Anlagendaten aktualisiert.  

Auszugehen ist laut Prognose von 5 000 Anlagen. Davon ändern sich bei 500 Anlagen die 
Stammdaten, beispielsweise die Adresse oder die installierte Leistung. Diese Daten werden 
dem Anlagenbetreiber jeweils ohne weiteres zugänglich sein, so dass es einer Datenbe-
schaffung nicht bedarf. 

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikati-
ons- 

niveau 

Lohnsatz in 
EUR pro 
Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Elektronische Formulare 
ausfüllen 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 10  37,37 6,30 

Jeder Vorgang verursacht beim Anlagenbetreiber einen Aufwand in Höhe von 6,30 Euro. 
Bei 500 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 3 150 Euro pro Jahr.  

ee) Übermittlung der Stammdaten durch den Netzbetre iber an die Registerverwal-
tung, § 39 Absatz 1 Satz 1 HkRNDV 

§ 39 Absatz 1 Satz 1 HkRNDV regelt die Pflicht des jeweiligen Netzbetreibers, der Regis-
terverwaltung bestimmte Stammdaten der registrierten Anlage zu übermitteln. Hierbei han-
delt es sich um eine elektronische Übermittlung von Informationen im Rahmen der erstma-
ligen Anlagenregistrierung, die dem Netzbetreiber vorliegen und die dieser ohnehin im Rah-
men der allgemeinen Prozesse der Kommunikation auf dem Strommarkt an die Übertra-
gungsnetzbetreiber senden.  

Die Pflicht ist aus dem Herkunftsnachweisregister bekannt. Auch hier beruht sie dem Inhalt 
nach auf der identischen freiwilligen Branchenfestlegung des EDI@Energy-Handbuchs 
HKN-R in der jeweils geltenden Fassung und der Festlegungen der Bundesnetzagentur 
hinsichtlich der Marktkommunikation. Die Daten beziehen sich auf technische Details der 
Anlage und sind daher in den Abrechnungssystemen der verpflichteten Netzbetreiber nah 
beieinander zu finden; sie werden ohnehin an die Übertragungsnetzbetreiber gesendet. Für 
eine zuverlässige und sichere Anlagenregistrierung ist das Zurückgreifen auf die Netzbe-
treiber somit sachgerecht und notwendig.  

Nach den Ausführungen unter bb) ist von 590 zu registrierenden Anlagen pro Jahr auszu-
gehen.  

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikati-
ons- 

niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 30 Mittel 41,70 20,85 

elektronische Formulare 
ausfüllen 

20 Mittel 41,70 13,90 
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Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 60   41,05 

Jeder Vorgang verursacht beim Netzbetreiber einen einmaligen Aufwand in Höhe von 41,05 
Euro. Bei 590 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 24 219,50 Euro 
pro Jahr. Dies stellt in gleicher Höhe Bürokratiekosten dar. 

ff) Übermittlung der Änderungen von Stammdaten, § 3 9 Absatz 1 Satz 3 HkRNDV 

§ 39 Absatz 1 Satz 3 HkRNDV verpflichtet den jeweiligen Netzbetreiber, der Registerver-
waltung die Änderung der Stammdaten einer teilnehmenden Anlage mitzuteilen. Bei ange-
nommenen 5 000 teilnehmenden Anlagen erfolgten Stammdatenänderungen in etwa 1 000 
Fällen im Jahr.  

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 10 Mittel 41,70 6,95 

Elektronische Formulare 
ausfüllen 

10 Mittel 41,70 6,95 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 30   20,20 

Jeder Vorgang verursacht beim Netzbetreiber einen Aufwand in Höhe von 20,20 Euro. Bei 
1 000 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 20 200,00 Euro pro Jahr. 

gg) Übermittlung der in der Anlage produzierten Str ommenge, § 39 Absatz 2 HkRNDV 

§ 39 Absatz 2 HkRNDV verpflichtet den Netzbetreiber, der Registerverwaltung die von der 
Anlage produzierte und ins Netz eingespeiste Strommenge teilnehmender Anlagen mitzu-
teilen, die über einen Zählpunkt einspeisen, der dem jeweiligen Netzbetreiber zugeordnet 
ist. Dies gilt nur, wenn der Strom mittels der Marktprämie im Wege der Direktvermarktung 
nach dem EEG finanziell gefördert wird. Da diese Informationen beim Netzbetreiber vorlie-
gen, ist es sachgerecht, ihn heranzuziehen. Die Mitteilung erfolgt monatlich, da sämtliche 
Anlagen fernauslesbar sind. Dem Netzbetreiber liegen die Daten zu den gelieferten Strom-
mengen vor. Auch technisch stellt sich die Übertragung der Daten an die Registerverwal-
tung als unproblematisch, da automatisiert, dar. Bei den durchschnittlich zwölf Vorgängen 
pro Jahr und 5 000 Anlagen beträgt die zu erwartenden Fallzahl 60 000.  
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Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikati-
ons- 

niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 2 Mittel 41,70 1,39 

Elektronische Formulare 
ausfüllen 

6 Mittel 41,70 4,17 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 2 Niedrig 28,70 0,96 

Gesamt 12   7,91 

Jeder Vorgang verursacht beim Netzbetreiber einen Aufwand in Höhe von 7,91 Euro. Bei 
60 000 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 474 600,00 Euro pro 
Jahr. 

hh) Antrag auf Ausstellung der Regionalnachweise, §  16 HkRNDV 

Die Ausstellung eines Regionalnachweises erfolgt nach Antragstellung durch den Anlagen-
betreiber. Dem Antrag wird nur entsprochen, wenn die Bedingungen des § 16 HkRNDV 
erfüllt sind. Hierüber hat der Anlagenbetreiber Angaben zu machen. Dies soll eine klare 
Zuordnung des Stroms ermöglichen und eine Doppelvermarktung verhindern. Darüber hin-
aus dient diese Informationspflicht der Verhinderung von Missbrauch, der z. B. durch die 
mehrmalige Beantragung von Regionalnachweisen für denselben Strom zu befürchten ist. 
Zu der Erhebung dieser Daten direkt von den Anlagenbetreibern gibt es keine Alternative. 
Auch der Datenumfang ist erforderlich, um eine sichere Abwicklung der Nachweisausstel-
lung zu ermöglichen. Anträge auf Ausstellung der Regionalnachweise können die Anlagen-
betreiber vor jedem Ausstellungsvorgang stellen. Es ist nach § 16 Absatz 2 in Verbindung 
mit § 10 Absatz 2 HkRNDV jedoch auch möglich, dass der Anlagenbetreiber einen einma-
ligen Antrag stellt und damit ein sog. „Antrags-Abonnement“ einrichten. Dies verringert in 
der Praxis die Menge der Anträge an die Registerverwaltung und damit auch der Informa-
tionspflichten erheblich. Dieses dürfte jedoch wegen der oben unter c) beschriebenen 
Nachfragegebundenheit der Ausstellung der Regionalnachweise eher selten der Fall sein. 
Es ist von ca. 100 Anlagen auszugehen, die im Wege des Antrags-Abonnements die Regi-
onalnachweise ausstellen. Für alle übrigen 4 900 Anlagen werden die Anträge auf Ausstel-
lung einmal, maximal zweimal im Jahr gestellt. Es ist daher von 7 000 Anträgen pro Jahr 
auszugehen. 

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 10 Mittel 41,70 6,95 

Elektronische Formulare aus-
füllen 

10 Mittel 41,70 6,95 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zustän-
dige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 30    20,20 



 - 60 - Bearbeitungsstand: 17.07.2017  13:57 Uhr 

Jeder Vorgang verursacht einen Aufwand in Höhe von 20,20 Euro. Bei 7 000 Vorgängen 
ergibt sich damit ein Erfüllungsaufwand in Höhe von 141 400,00 Euro pro Jahr. 

ii) Antrag auf Übertragung von Regionalnachweisen, § 27 Absatz 1 HkRNDV 

Auf Antrag des Inhabers eines Regionalnachweises wird dieser auf ein anderes Konto in-
nerhalb des Registers übertragen. Die Möglichkeit, Regionalnachweise zu übertragen, ist 
zur Aufrechterhaltung des Handels zwischen den Anbietern unerlässlich. Wegen der Ge-
bundenheit der Übertragung an den zu liefernden Strom (verpflichtende vertragliche Kopp-
lung nach § 79a Absatz 5 Satz 3 EEG 2017) wird es jedoch weniger Übertragungsvorgänge 
geben als bei Herkunftsnachweisen, die auch ohne Strom handelbar sind. Die angenom-
menen 2 000 Anlagenbetreiber werden versuchen, ihre Regionalnachweise weiter zu ver-
äußern. Da manche der Anlagenbetreiber selber Elektrizitätsversorger sind (oben wurde 
angenommen, dass dies auf 250 Anlagenbetreiber zutrifft) und anzunehmen sein wird, dass 
diese die Regionalnachweise für eigene Regionalstromprodukte verwenden, ohne dass es 
einer Übertragung bedürfte, verblieben noch 1 750 Anlagenbetreiber, die ihre Regional-
nachweise übertragen. Ein Übertragungsvorgang kann gleichzeitig mehrere Regionalnach-
weise betreffen. Von den 1 750 Anlagenbetreibern werden 1 000 Anlagenbetreiber zweimal 
im Jahr Regionalnachweise übertragen, die verbleibenden 750 Anlagenbetreiber hingegen 
nur einmal im Jahr. Die Empfänger der Übertragungsvorgänge der Anlagenbetreiber wer-
den wegen der entstehenden Kosten je Übertragungsvorgang und wegen der Komplexität 
der Übertragung der Regionalnachweise (Kopplung der Übertragung an einen Stromliefer-
vertrag) in vielen Fällen bereits die Elektrizitätsversorgungsunternehmen sein. Hier wird an-
genommen, dass es in 50 Prozent der Fälle (das sind 1 375 Fälle) bereits das Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen ist, das Empfänger der Erstübertragung vom Anlagenbetreiber 
ist. In den anderen 50 Prozent der Fälle (also in weiteren 1 375 Fällen), bedarf es einer 
weiteren Übertragung, um die Regionalnachweise zum Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men zu bringen. Es wird daher etwa 4 125 Übertragungsvorgänge im Jahr geben.  

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Elektronische Formulare 
ausfüllen 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 10    6,30 

Jeder Vorgang verursacht beim Inhaber des Herkunftsnachweises einen Aufwand in Höhe 
von 6,30 Euro. Bei 4 125 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 25 
987,50 Euro pro Jahr. 

jj) Antrag auf Rückbuchung von Regionalnachweisen, § 27 Absatz 3 HkRNDV 

Ein gegenüber dem Herkunftsnachweisregister neuer Prozess ist der Antrag auf Rückbu-
chung von Regionalnachweisen nach § 27 Absatz 3 HkRNDV. Dieser ist erforderlich, um 
Fehlübertragungen rückgängig zu machen, wenn also beispielsweise ein Inhaber von Re-
gionalnachweisen diese fälschlicherweise einem anderen Kontoinhaber überträgt, obwohl 
er mit diesem keinen Stromliefervertrag hat. Den Ausgleich dieses Flüchtigkeitsfehlers führt 
die Rückbuchung nach § 27 Absatz 3 HkRNDV herbei. Hieraus folgt zudem, dass der Pro-
zess eher selten zur Anwendung kommen dürfte, da die Teilnehmer am Regionalnachweis-
register professionell sind und nicht zu viele Fehlübertragungen vorkommen sollten. Die 
Fallzahl beläuft sich daher auf 100 Vorgänge im Jahr. 
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Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Elektronische Formulare 
ausfüllen 

5 Mittel 41,70 3,475 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

2 Mittel 41,70 1,39 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 10   6,30 

Jeder Vorgang verursacht beim Inhaber des Herkunftsnachweises einen Aufwand in Höhe 
von 6,30 Euro. Bei 100 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 630,00 
Euro pro Jahr 

kk) Antrag auf Entwertung und Verwendung von Region alnachweisen, § 29 HkRNDV 

Auf Antrag des Verwenders werden Regionalnachweise verwendet und entwertet. Die Ver-
wendung/Entwertung nach § 29 HkRNDV ist das zentrale Werkzeug für die Nutzung der 
Regionalnachweise. Da der Verwender des Regionalnachweises in der Lage sein muss, 
den Zeitpunkt des Vorgangs selber zu bestimmten, gibt es keine Alternative zu der Antrag-
stellung. Anders als im Herkunftsnachweisregister werden die Unternehmen im Regional-
nachweisregister die Entwertung nicht zweimal, sondern nur einmal vornehmen. Grund da-
für ist, dass die Lebensdauer der Regionalnachweise mit 24 Monaten wesentlich länger ist 
und sie daher in dem Zeitpunkt allesamt entwertet werden können, wenn die Stromkenn-
zeichnung ansteht. Es treten daher bei den ca. 500 Elektrizitätsversorgungsunternehmen, 
die am Regionalnachweisregister teilnehmen, ebenso viele Anträge auf Entwertungen auf.  

Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 30 Mittel 41,70 20,85 

Elektronische Formulare aus-
füllen 

15 Mittel 41,70 10,425 

Datenübermittlung an zu-
ständige Stelle 

12 Mittel 41,70 8,34 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 60   41,05 

Jeder Vorgang verursacht beim Elektrizitätsversorgungsunternehmen einen Aufwand in 
Höhe von 41,05 Euro. Bei 500 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe von 
20 525,00 Euro pro Jahr. 

ll) Pflicht zur Prüfung eingegangener Regionalnachw eise, § 38 Absatz 1 Satz 1 
HkRNDV 

Nach § 38 Absatz 1 Satz 1 HkRNDV haben Kontoinhaber Eingänge von Regionalnachwei-
sen auf ihrem Konto unverzüglich auf ihre Richtigkeit zu überprüfen. Die Kontrollmaßnah-
men sind unentbehrlich, um eine korrekte und zuverlässige Funktion des Registers zu ge-
währleisten. Eingänge von Regionalnachweisen sind bei der Ausstellung und bei der Über-
tragung zu verzeichnen. Ausstellungsvorgänge erfolgen nach obigen Darlegungen etwa 7 
000 pro Jahr. Übertragungsvorgänge erfolgen etwa 2 250 Mal im Jahr. Es ist von einer 
Fallzahl von 9 250 auszugehen.  
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Aktivitäten Standardzei-
ten in Minuten 

pro Fall 

Qualifikations-  
niveau 

Lohnsatz in 
EURO pro 

Stunde 

Lohnsatz in 
EURO je Vor-

gang 

Beschaffung von Daten 5 Mittel 41,70 3,475 

Überprüfung der Daten und 
vorgenommenen Einträge 

15 Mittel 41,70 10,425 

Kopieren, Archivieren 3 Niedrig 28,70 1,435 

Gesamt 23   15,33 

Jeder Vorgang verursacht beim Elektrizitätsversorgungsunternehmen einen Aufwand in 
Höhe von 15,33 Euro. Bei 9 250 Vorgängen ergibt dies einen Erfüllungsaufwand in Höhe 
von 141 802,50 Euro pro Jahr 

mm) Pflicht zur Meldung von Unstimmigkeiten, § 38 A bsatz 2 HkRNDV 

Nach § 38 Absatz 1 Satz 1 HkRNDV haben Kontoinhaber Eingänge von Regionalnachwei-
sen auf ihrem Konto unverzüglich auf ihre Richtigkeit zu überprüfen. Die Kontrollmaßnah-
men sind unentbehrlich, um eine korrekte und zuverlässige Funktion des Registers zu ge-
währleisten. Werden dabei Unstimmigkeiten festgestellt, sind diese der Registerverwaltung 
nach § 38 Absatz 2 HkRNDV zu melden. Dabei ist von nur wenigen Fällen auszugehen, da 
es einen eigenen Prozess zur Rückbuchung fehlerhaft übertragener Regionalnachweise 
gibt, die sicherlich einen Großteil der aufgetretenen Unstimmigkeiten bereits erledigen. Von 
einer Kalkulation dieses Prozesses wir wegen der geringen Häufigkeit hier daher abgese-
hen. 

d) Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 

Die Änderungen der HkRNDV und der HkRNGebV hinsichtlich des Herkunftsnachweisre-
gisters haben keine Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand der Verwaltung. Die Vor-
schrift des § 44 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e HkRNDV gibt der Registerverwaltung die 
Option, der Association of Issuing Bodies Daten zu übermitteln. Eine Pflicht ergibt sich nicht 
direkt aus der Verordnung, sondern allenfalls aus den zwischen der Registerverwaltung und 
der Association of Issuing Bodies geschlossenen Verträgen. Insofern bildet der künftige § 
44 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e HkRNDV lediglich die bisherige Verwaltungspraxis 
wieder und begründet keinen neuen Erfüllungsaufwand. 

Hinsichtlich des Regionalnachweisregisters richtet das Umweltbundesamt einen neuen 
Vollzug ein. Das EEG 2017 sieht bereits in seinem Entwurf9 einen Aufwand in Form von 
Personal- und Sachkosten vor. Diese belaufen sich einmalig auf etwa 100 000 Euro für die 
Erstellung der Registersoftware sowie jährlich auf Sachkosten für Pflege und Wartung der 
Registersoftware in Höhe von 15 000 Euro und Personalkosten in Höhe von 450 000 Euro 
für vier Planstellen (zwei gehobener Dienst, zwei mittlerer Dienst). Diese Kosten sind be-
reits durch das EEG 2017 ausgelöst und werden hier nicht mehr gesondert betrachtet. 

Soweit der Vollzugsaufwand nicht durch Gebühreneinnahmen gedeckt wird, soll ein etwai-
ger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln finanziell und stellenmäßig im jeweiligen Ein-
zelplan ausgeglichen werden. 

e) Weitere Kosten 

Die Änderungen dieser Verordnungen haben keine Auswirkungen auf die Gestehungskos-
ten von Strom aus erneuerbaren Energien. Auswirkungen auf das allgemeine Strompreis-
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, entstehen nicht. Die Kosten sind 
jeweils derart gering, dass sie nicht quantifizierbar sind. Die in diesem Regelungsvorhaben 
                                                
2 BT-Drs. 18/8860, S. 6, 180. 
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vorgenommene Änderung der Herkunfts- und Regionalnachweis-Gebührenverordnung ist 
redaktioneller Natur und hat daher keine Auswirkungen auf die weiteren Kosten. 

f) Alternativenprüfung 

Alternativen für eine Verringerung des Erfüllungsaufwands wurden bei der Erarbeitung um-
fassend geprüft. Allerdings konnten keine Lösungen gefunden, mit denen eine effiziente, 
rechtsichere und betrugssichere Ausgestaltung des Herkunfts- oder Regionalnachweisre-
gisters möglich gewesen wäre und mit der die Vorgaben aus dem europäischen Recht zur 
Errichtung des Herkunftsnachweisregisters erfüllt worden wären. Von den möglichen Lö-
sungen wurde stets die Lösung gewählt, die den geringsten Erfüllungsaufwand verursacht. 

IV. Zeitliche Geltung 

Eine Befristung der HkRNDV und der HkRNGebV ist geprüft, aber abgelehnt worden. Eine 
Befristung wäre weder mit der Umsetzung der Richtlinie 2009/28/EG in deutsches Recht 
vereinbar, da diese ebenfalls zeitlich nicht befristet ist, noch mit § 79a EEG 2017, der eben-
falls unbefristet ist.  

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Uni on 

Die HkRNDV steht weiterhin im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union, da sie 
Vorgaben der Richtlinie 2009/28/EG (hier Artikel 15 „Herkunftsnachweis für Elektrizität, 
Wärme und Kälte, die aus erneuerbaren Energiequellen erzeugt wurden“) in dem zwingend 
vorgeschriebenen Umfang umsetzt. Soweit die Verordnung teilweise über die Anforderun-
gen der Richtlinie 2009/28/EG hinausgeht, ist dies ebenfalls mit der Richtlinie 2009/28/EG 
vereinbar, denn Artikel 15 der Richtlinie 2009/28/EG gibt lediglich die Mindestangaben vor 
und hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, darüber hinausgehende Anforderungen an Her-
kunftsnachweise festzusetzen, sofern dadurch das Ziel einer gegenseitigen Anerkennung 
von Herkunftsnachweisen nicht beeinträchtigt wird. 

Die Vorschriften zum Regionalnachweisregister sind nicht europarechtlich fundiert. Sie ste-
hen ebenfalls mit dem Recht der Europäischen Union in Einklang. So ist die Nutzung des 
Regionalnachweisregisters nicht auf Lieferanten mit Sitz in Deutschland beschränkt; statt-
dessen steht das Instrument der Regionalnachweise jedem Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen offen, wenn und soweit es Verbraucher in Deutschland beliefert. 

VI. Vereinbarkeit mit höherrangigem nationalen Rech t 

Mit der Umsetzung der Richtlinie 2009/28/EG und der Einführung des Regionalnachweis-
registers verbundene Eingriffe in Grundrechte sind durch höherrangige Ziele des Gemein-
wohls, niedergelegt vor allem in § 1 Absatz 1 EEG 2017, gerechtfertigt und ergeben sich 
aus dem zwingenden Umsetzungsbedarf des europäischen Sekundärrechts. 

VII. Vereinbarkeit mit der nationalen Nachhaltigkei tsstrategie  

Der Verordnungsentwurf der HkRNDV steht im Einklang mit der Nachhaltigkeitsstrategie 
der Bundesregierung 2016.10 Er schafft die Grundlage für den Betrieb des Herkunftsnach-
weisregisters und die Errichtung und den Betrieb des Regionalnachweisregisters, deren 
Ziel es ist, die Stromkennzeichnung transparenter zu gestalten und einer Doppelvermark-
tung von Strom aus erneuerbaren Energien entgegenzuwirken; bei Regionalnachweisen 
kommt als Ziel die Steigerung der Akzeptanz der Energiewende vor Ort hinzu.  

Durch Herkunftsnachweise wird der Handel mit Strom aus erneuerbaren Energien, der nicht 
unmittelbar durch das EEG gefördert wird, verbraucherfreundlicher und transparenter. Die 
Letztverbraucher können dadurch besser anhand der Stromkennzeichnung der Energie-
versorgungsunternehmen eine Auswahl zwischen den unterschiedlichen Anbietern treffen 
                                                
Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 2016. 
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und durch ihre Entscheidung für einen Anbieter mit einem hohen Anteil an erneuerbaren 
Energien im Energiemix ein Statement setzen, das den Ausbau der erneuerbaren Energien 
zumindest mittelbar unterstützen kann. Der hierdurch induzierte Ausbau der erneuerbaren 
Energien ist ein Beitrag zur Transformation der Energieversorgung weg von fossilen und 
nuklearen Brennstoffen hin zu einer Energieversorgung, die stärker auf erneuerbaren Ener-
gien basiert. Vor dem Hintergrund der Endlichkeit der fossilen Primärenergieträger und de-
ren Beitrag zum Klimawandel ist dieser Umstieg auf erneuerbare Energien der einzige Weg 
hin zu einer nachhaltigen Energieversorgung. Durch diesen Umstieg werden natürliche Le-
bensgrundlagen, Klima und Energieressourcen zugunsten der folgenden Generationen ge-
schont und gleichzeitig Lebensqualität erhalten und wirtschaftliche Potenziale erschlossen. 

Für die Ziele der Energiewende bestehen in der Bevölkerung großer Rückhalt und hohe 
Zustimmung. Dennoch erscheint es angebracht, etwaigen Vorbehalten gegen den Ausbau 
erneuerbarer Energien vor Ort im Sinne einzelner neuer Vorhaben entgegenzuwirken. Ein 
Beitrag zur Steigerung der Akzeptanz der Energiewende vor Ort ist die regionale Vermark-
tung des durch das EEG geförderten Stroms. Diese kann bewirken, dass vor Ort, wo die 
Energiewende stattfindet, Flächen für neue Anlagen ausgewiesen werden. Neue Flächen-
ausweisungen sind für den weiteren Ausbau, aber auch für ausreichenden Wettbewerb in 
den Ausschreibungen des Anlagenzubaus unerlässlich. Die Regionalnachweise sind das 
Instrument, die Verbindung zwischen Strom erzeugenden Anlagen und den Verbrauchern 
herzustellen, so dass der Strom aus bestimmten Anlagen und so als regional produziert 
angeboten werden kann. 

VIII. Änderungen zur geltenden Rechtslage 

Das geltende Recht wird an die Bestimmungen der Richtlinie 2009/28/EG angepasst. Dies 
bedingt insbesondere die Einrichtung eines elektronischen Registers für Herkunfts- und Re-
gionalnachweise für Strom aus erneuerbaren Energien sowie Regelungen zum Betrieb des 
Registers und Vorgaben für die Ausstellung, Übertragung, Anerkennung und Entwertung 
von Herkunftsnachweisen und Regionalnachweisen. 

IX. Gleichstellungspolitische Auswirkungen 

Die Verordnung hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern. 

X. Evaluierung des Regelungsvorhabens 

Der Staatssekretärs-Ausschuss Bürokratieabbau beschloss am 23. Januar 2013 eine Kon-
zeption zur Evaluierung neuer Regelungsvorhaben. Die Evaluierung stellt einen Zusam-
menhang zwischen Ziel und Zweck einer Regelung her und den tatsächlich erzielten Wir-
kungen sowie den damit verbundenen Kosten. Das neue Regelungsvorhaben ist die Ein-
führung eines Regionalnachweisregisters. Zwar liegt dieses neue Regelungsvorhaben un-
terhalb des Schwellenwertes des jährlichen Erfüllungsaufwands; doch ist hier die Evaluie-
rung gerechtfertigt aus dem Gedanken von Unsicherheiten über Wirkungen oder Verwal-
tungsvollzug. Daher wird das Umweltbundesamt fünf Jahre nach Inbetriebnahme die Wir-
kung der Regelungen für das Regionalnachweisregister daraufhin überprüfen, ob die ge-
plante Zielerreichung eingetreten ist; dabei wird das Umweltbundesamt die Prüfung, ob 
auch die Akzeptanz für die Energiewende gestiegen ist – das Hauptziel des Regionalnach-
weisregisters –, allenfalls näherungsweise und indirekt beschreiben können. Denn es han-
delt sich bei der „Akzeptanz“ um ein inneres Motiv, dessen „Steigerung“ einen Vergleich mit 
der Zeit vor der Inbetriebnahme des Regionalnachweisregisters erforderlich machte, der 
nicht mehr leistbar ist. Dies wird das Umweltbundesamt anhand folgender Indikatoren vor-
nehmen, die sich aus den im Regionalnachweisregister gespeicherten Daten ableiten las-
sen: Zahl der Anlagen im Regionalnachweisregister; durchschnittliches Alter der Anlagen, 
für deren Stromproduktion Regionalnachweise ausgestellt werden; Zahl der Anlagen, die 
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seit Start des Regionalnachweisregisters in Betrieb genommen worden sind, sortiert nach 
Kalenderjahren; Zahl der ausgestellten und entwerteten Regionalnachweise und Zahl der 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die Regionalnachweise entwerten und damit voraus-
sichtlich Regionalstrom an Verbraucherinnen und Verbraucher liefern, aufgeschlüsselt 
nach Bundesländern des Unternehmenssitzes. Aus der Zahl und der regionalen Verteilung 
der entwertenden Elektrizitätsversorgungsunternehmen kann man ermitteln, wie weit ver-
breitet in Deutschland Regionalstromangebote nachgefragt werden. Aus dem Analgenalter 
lässt sich ein erster Rückschluss darauf ziehen, ob das Ziel des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie, dass aufgrund größerer Akzeptanz für die Energiewende vor Ort 
mehr Flächen für die Nutzung erneuerbarer Energien ausgewiesen werden.11) Den Evalu-
ierungsbericht gibt das Umweltbundesamt dann dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie Ressorts sowie dem Koordinator der Bundesregierung für Bürokratieabbau und 
bessere Rechtsetzung im Bundeskanzleramt und dem Nationalen Normenkontrollrat zur 
Kenntnis. 

  

                                                
11) Siehe dazu das Eckpunktepapier des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie, Regionale 

Grünstromkennzeichnung vom 11. März 2016, Seite 1. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Verordnung zur Durchführung der Erneu erbare-Energien-Verordnung 
für den Bereich Herkunfts- und Regionalnachweise fü r Strom aus erneuerbaren 
Energien) 

Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Vorschriften) 

Zu § 1 (Registerführung) 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 führt die Registerverwaltung das Herkunftsnachweisregister als elektroni-
sche Datenbank, in der die Ausstellung inländischer Herkunftsnachweise, die Anerkennung 
ausländischer Herkunftsnachweise sowie die Übertragung und Entwertung in- und auslän-
discher Herkunftsnachweise registriert wird. Herkunftsnachweise werden demnach nicht 
als physische Dokumente ausgestellt, sondern lediglich in einer elektronischen Datenbank 
registriert. Auch die Übertragung, Anerkennung und Entwertung von Herkunftsnachweisen 
erfolgen rein elektronisch. Dies entspricht § 79 Absatz 1 Satz 3 EEG 2017 und Artikel 15 
Absatz 5 der Richtlinie 2009/28/EG. Mit dieser Art der Führung des Herkunftsnachweisre-
gisters, die europarechtlich vorgegeben ist, wird ein effizienter, kostengünstiger und unbü-
rokratischer Betrieb des Herkunftsnachweisregisters gewährleistet. 

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 führt die Registerverwaltung das Regionalnachweisregister ebenfalls als 
elektronische Datenbank. Da es nur im Regionalnachweisregister der Registerverwaltung 
Regionalnachweise gibt, ist eine Anerkennung ausländischer Regionalnachweise und eine 
Übertragung von Regionalnachweisen in das Ausland nicht möglich. Im europäischen 
Recht finden die Regionalnachweise keine Grundlage, sie sind durch dieses jedoch auch 
nicht ausgeschlossen. Der deutsche Gesetzgeber hat sich mit § 79a EEG 2017 entschie-
den, die Regionalnachweise als neues Instrument für den Nachweis der Regionalität der 
Stromerzeugung in der Stromkennzeichnung gegenüber dem Stromverbraucher einzufüh-
ren. Wesentliche Unterschiede zwischen dem Herkunftsnachweis und dem Regionalnach-
weis sind neben der rein nationalen Geltung der Regionalnachweise und der europarecht-
lichen Fundierung der Herkunftsnachweise unter anderem  

– der Aussagegehalt (Herkunftsnachweis: 1 MWh Strom wurde aus erneuerbaren Ener-
gien produziert; Regionalnachweis: 1 kWh Strom wurde in einer regionalen Anlage pro-
duziert),  

– die der Ausstellung zugrundeliegende Vermarktungsart nach § 19 EEG (Herkunfts-
nachweis: sonstige Direktvermarktung; Regionalnachweis: mit Marktprämie geförderte 
Direktvermarktung),  

– die unterschiedliche Möglichkeit des Handels der Nachweise (Herkunftsnachweis: freie 
Handelbarkeit; Regionalnachweis: Handel nur entlang einer Stromliefervertragskette) 
und  

– die Lebensdauer (Herkunftsnachweis: 12 Monate; Regionalnachweis: 24 Monate).  

Beide Nachweisarten darf die Registerverwaltung in einer elektronischen Datenbank führen 
(§ 79a Absatz 4 Satz 2 EEG 2017). 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

§ 2 enthält eine Reihe von Definitionen von Begriffen, die in dieser Verordnung mehrfach 
verwendet werden; diese war zu erweitern, um neue, häufig genutzte Begriffe zu erläutern 
oder definitorische Fehlstellen zu füllen. Im Übrigen gelten auch die 
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Begriffsbestimmungen aus dem EEG 2017 (§ 3 EEG 2017) im Anwendungsbereich dieser 
Verordnung. 

Zu Nummer 1 

In Nummer 1 wird der Begriff der Biomasse definiert. Der genutzte Begriff greift die Defini-
tion des § 3 Nummer 21 Buchstabe e EEG 2017 auf und beschreibt Biomasse nach dem 
weiten Begriff des europäischen Rechts. Hintergrund hierfür ist, dass die Verordnung der 
Umsetzung der Richtlinie 2009/28/EG dient, wonach Herkunftsnachweise für Strom aus 
erneuerbaren Energien und damit auch aus Biomasse im Sinne der Richtlinie auszustellen 
sind. Demgegenüber verwendet das EEG 2017 mit dem Bezug auf die Biomasseverord-
nung im Rahmen der Förderung einen in der Regel engeren Biomassebegriff (§ 42 EEG 
2017). Somit erfasst das Register auch Anlagen bzw. Strommengen, für die keine Vergü-
tung nach dem EEG 2017 gezahlt werden könnte. Nummer 1 bezieht über den Verweis in 
§ 3 Nummer 21 Buchstabe e EEG 2017 die Gase Biogas, Biomethan, Deponiegas und 
Klärgas in den Begriff der Biomasse mit ein. Dies ist insofern sachgerecht, als die Sachre-
gelungen dieser Verordnung diese Gase ebenfalls mit umfassen sollen. Auf dem auszustel-
lenden Herkunftsnachweis wird der jeweilige Biomasse-Energieträger gesondert aufge-
führt. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 definiert den Begriff der Biomasseanlage. Maßgeblich ist danach, ob die Anlage 
nach ihrer Bau- und Betriebsgenehmigung ausschließlich Biomasse einsetzen darf. Anla-
gen, die auch andere Energieträger einsetzen dürfen sind keine Biomasseanlagen nach 
der Verordnung, sondern Mischfeuerungsanlagen (vgl. Nr. 6). Das „Dürfen“ bezieht sich 
dabei auf die behördliche Genehmigung, aufgrund derer der Anlagenbetreiber die Anlage 
errichtet hat und/oder betreibt. 

Zu Nummer 3 

Nummer 3 enthält eine Legaldefinition des Dienstleisters im Herkunftsnachweisregister o-
der Regionalnachweisregister. Dienstleister sind Registerteilnehmer, die von einem Konto-
inhaber bevollmächtigt werden, für diesen im Herkunfts- oder Regionalnachweisregister tä-
tig zu werden. Als Dienstleister kann sowohl eine natürliche Person als auch eine juristische 
Person oder rechtsfähige Personengesellschaft bevollmächtigt werden. Die Rolle des 
Dienstleisters ist dafür gedacht, dass der Kontoinhaber einen Unternehmensexternen mit 
der Bewirtschaftung seines Kontos beauftragen kann. Dienstleister verfügen über kein ei-
genes Konto. Damit Dienstleister im Herkunfts- oder Regionalnachweisregister tätig werden 
können, müssen sie sich im jeweiligen Register registrieren. 

Zu Nummer 4 

Grenzkraftwerke werden für die Zwecke der Verordnung als Anlagen definiert, die auf der 
deutschen Staatsgrenze stehen und bei denen sich auf beiden Seiten der Staatsgrenze 
Einrichtungen befinden, die für die Stromerzeugung notwendig sind. Es handelt sich im 
Wesentlichen um Wasserkraftwerke. Dabei ist unerheblich, ob es sich bei den Anlagentei-
len auf dem ausländischen Staatsgebiet um reine technische Hilfseinrichtungen handelt, 
beispielsweise Teile der Wehranlage bei einem Wasserkraftwerk, oder ob sich auf dem 
ausländischen Staatsgebiet ein weiterer Generator befindet. 

Zu Nummer 5 

Nummer 5 definiert den Begriff des Kontos. Konto ist danach eine bei der Registerverwal-
tung geführte Einrichtung innerhalb des Registers, in der die Ausstellung, die Übertragung, 
die Anerkennung und die Entwertung von Herkunftsnachweisen oder die Ausstellung, die 
Übertragung und die Entwertung von Regionalnachweisen erfolgt. Das Konto ist einer na-
türlichen oder juristischen Person oder einer rechtsfähigen Personengesellschaft zugeord-
net; diese Person heißt Kontoinhaber. Kontoinhaber haben sich für die Eröffnung eines 
Kontos im Herkunfts- oder Regionalnachweisregister zu registrieren. Konten dienen nur der 
Ausstellung, Übertragung, Anerkennung und Entwertung von Herkunftsnachweisen oder 
der Ausstellung, der Übertragung und der Entwertung von Regionalnachweisen. Allerdings 
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können auch andere Registerteilnehmer, die nicht die Ausstellung, Übertragung, Anerken-
nung und Entwertung eines Nachweises beabsichtigten, einen Zugang zum Register – Her-
kunftsnachweisregister wie auch Regionalnachweisregister – erhalten. Dies gilt für Dienst-
leister, Stromnetzbetreiber und im Bereich des Herkunftsnachweisregisters für Umweltgut-
achter und Umweltgutachterorganisationen. Dieser Zugang erfolgt jedoch nicht über ein 
Konto, sondern über eine anderweitige elektronische Zugangsmöglichkeit zum jeweiligen 
Register. 

Zu Nummer 6 

Eine Mischfeuerungsanlage stellt eine Stromerzeugungsanlage dar, die nach ihrer Bau- 
und Betriebsgenehmigung neben Biomasse auch sonstige Energieträger einsetzen darf. 
Unter Mischfeuerungsanlagen fallen daher beispielsweise auch Anlagen, die Abfälle oder 
aus Abfällen hergestellte Ersatzbrennstoffe zur Stromproduktion einsetzen (Müllverbren-
nungsanlagen und Ersatzbrennstoffwerke). Eine Anlage ist auch dann eine Mischfeue-
rungsanlage, wenn sie für die Anfahr-, Zünd- oder Stützfeuerung fossile Energieträger tat-
sächlich einsetzt, unabhängig davon, ob sie nach ihrer Bau- und Betriebsgenehmigung aus-
schließlich Biomasse oder auch sonstige Energieträger einsetzen darf. Die Nutzung von 
anderen als rein biogenen Brennstoffen bei der Anfahr-, Zünd- oder Stützfeuerung führt 
bereits dazu, dass aus einer reinen Biomasseanlage eine Mischfeuerungsanlage wird. Bei 
der Anfahr-, Zünd- oder Stützfeuerung stellt diese Verordnung damit also nicht mehr auf 
die Genehmigung, sondern auf die faktische Nutzung fossiler Energieträger ab. 

Zu Nummer 7 

Nutzer ist eine als natürliche Person, die für einen Registerteilnehmer zur Vornahme von 
Handlungen gegenüber dem Register berechtigt ist. Registerteilnehmer nach Nummer 9 
können juristische Personen oder Personengesellschaften sein, die selbstständig nicht 
handlungsfähig sind. Die Handlungen gegenüber dem Register müssen durch natürliche 
Personen vorgenommen werden, die in der Verordnung als Nutzer definiert werden. Nutzer 
leiten ihre Rechte und Pflichten grundsätzlich von den Registerteilnehmern ab, die sie ver-
treten. Teilweise bestehen aber auch eigenständige Pflichten der Nutzer gegenüber der 
Registerverwaltung. 

Zu Nummer 8 

Das Postfach ist eine, dem Registerteilnehmer und dem Netzbetreiber zugeordnete Ein-
richtung innerhalb des Kommunikationssystems des Registers, die für den Empfang von 
elektronischen Dokumenten und Nachrichten sowie für die Bekanntgabe von Entscheidun-
gen durch die Registerverwaltung bereitgestellt wird. Eine Einstellung von Entscheidungen 
in das Postfach löst beispielsweise die Zugangsfiktion des § 41 Absatz 2 Satz 2 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) aus. 

Zu Nummer 9 

Registerteilnehmer von Herkunftsnachweisregister und Regionalnachweisregister können 
Inhaber von Konten im Sinne der Nummer 5 und Dienstleister nach Nummer 3 sein. Um-
weltgutachter und Umweltgutachterorganisationen nach Nummer 12 können Registerteil-
nehmer nur des Herkunftsnachweisregisters sein (Buchstabe a). Registerteilnehmer haben 
Pflichten gegenüber der Registerverwaltung und können bei groben Pflichtverletzungen 
von der Teilnahme am Register ausgeschlossen werden. 

Zu Nummer 10 

Die Registerverwaltung führt das Herkunftsnachweisregister und das Regionalnachweisre-
gister und ist zu allen Handlungen in diesem Zusammenhang ermächtigt. Registerverwal-
tung ist das Umweltbundesamt, das nach § 79 Absatz 4 EEG 2017 als zuständige Stelle 
für die Ausstellung, die Übertragung, die Anerkennung und die Entwertung von Herkunfts-
nachweisen und nach § 79a Absatz 4 EEG 2017 als zuständige Stelle für die Ausstellung, 
die Übertragung und die Entwertung von Regionalnachweisen zuständig ist. 
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Zu Nummer 11 

Speicher werden technologieoffen mit Ausnahme von Pumpspeichersystemen nach § 3 
Nummer 1 zweiter Halbsatz des EEG 2017 definiert. „Speicher im Netz“, die über eine 
Rückspeisung aus dem Netz verfügen, werden nicht umfasst. Speicher werden so im Sys-
tem der Verordnung nicht als Anlagen gewertet, sondern als selbstständige Speichersys-
teme. Dadurch kann auch dem Umstand Rechnung getragen werden, dass vor Speichern 
Ersterzeugungsanlagen mit unterschiedlichen Primärenergieträgern vorhanden sein kön-
nen. Die Pumpspeicher sind gesondert geregelt; bei ihnen werden Herkunftsnachweise nur 
diejenigen Strommengen ausgestellt, die den natürlichen Zuflüssen zugeordnet werden 
können. 

Zu Nummer 12 

Mit Umweltgutachter und Umweltgutachterorganisationen sind solche im Sinne des Um-
weltauditgesetzes gemeint. 

Zu Buchstabe a 

Buchstabe a sieht vor, dass Umweltgutachter und Umweltgutachterorganisationen gemäß 
§ 2 Absatz 2 und 3 des Umweltauditgesetzes (UAG) zugelassen sein müssen. Umweltgut-
achter oder Umweltgutachterorganisationen können natürliche Personen oder Organisatio-
nen sein. Dies entspricht den Regelungen des EEG 2017 und des § 4 Absatz 4 und § 10 
Absatz 5 UAG zur Berufsbezeichnung. Der Umweltgutachter oder die Umweltgutachteror-
ganisation muss über eine Zulassung für den Bereich Elektrizitätserzeugung aus erneuer-
baren Energien, für den Bereich Elektrizitätserzeugung aus Wasserkraft und/oder für den 
Bereich Abfallbehandlung und --beseitigung verfügen. Die Aufnahme des Zulassungsbe-
reichs Abfallbehandlung und --beseitigung erscheint wegen der Relevanz der Müllverbren-
nungsanlagen und der Ersatzbrennstoffwerke für das Herkunftsnachweisregister gerecht-
fertigt. Zur Konkretisierung verweist die Definition auf die Zulassungsbereiche nach der 
UAG-Zulassungsverfahrensverordnung. Aufgrund der Zulassungsvoraussetzungen des § 
10 UAG muss auch die Umweltgutachterorganisation immer über mindestens einen zuge-
lassenen Umweltgutachter verfügen, der über eine solche Zulassung verfügt. 

Zu Buchstabe b 

Umweltgutachter oder Umweltgutachterorganisationen mit einer entsprechenden Zulas-
sung in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder in anderen Vertragsstaaten 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind nach Buchstabe b ebenfalls 
zugelassen. Aufgrund des Verweises auf § 18 UAG haben sie ihre beabsichtigte Tätigkeit 
der deutschen Zulassungsstelle anzuzeigen. Diese Anzeigepflicht entspricht den Regelun-
gen des Artikels 24 der EMAS-Verordnung, der diese Notifizierungspflicht für Tätigkeiten 
von Umweltgutachtern oder Umweltgutachterorganisationen in anderen Mitgliedstaaten 
aus Gründen des Umweltschutzes enthält. 

Zu Nummer 13 

Basierend auf § 79a Absatz 6 EEG 2017 wird in Nummer 13 das Verwendungsgebiet für 
Regionalnachweise definiert. Verwendungsgebiet ist das Postleitzahlengebiet am Wohnsitz 
oder Sitz des belieferten Letztverbrauchers, oder das Gemeindegebiet, in dem der belie-
ferte Letztverbraucher seinen Wohnsitz oder Sitz hat, wenn die Gemeinde aus mehreren 
Postleitzahlen besteht. Durch die Definition des Verwendungsgebiets macht das Umwelt-
bundesamt von der im in § 79a Absatz 6 Satz 4 eingeräumten Ermessen Gebrauch, auf 
das gesamte Gemeindegebiet abzustellen, wenn die Gemeinde, in der Letztverbraucher 
den Strom verbraucht, mehrere Postleitzahlengebiete umfasst. Belieferte Letztverbraucher 
sind dabei solche im Sinne des § 3 Nummer 25 EnWG. Zur eindeutigen Identifizierung 
werden Verwendungsgebiete mit ihrer Postleitzahl und ihrem Gemeindenamen bezeichnet. 
Denn die alleinige Verwendung des Merkmals Postleitzahl oder des Merkmals Gemeinde-
name genügt nicht immer, um eine eineindeutige Bestimmung des Verwendungsgebiets zu 
erreichen. Beispielsweise gehört das Postleitzahlengebiet 07155 teilweise zum Gemeinde-
gebiet der Stadt Jena, es umfasst aber auch Gemeinden außerhalb der Stadt Jena, z. B. 
die Gemeinde Jenalöbnitz. Wohnt ein Letztverbraucher im PLZ-Gebiet 07155 kann sein 
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Verwendungsgebiet entweder das Gemeindegebiet der Stadt Jena sein, wenn er in Jena 
wohnt. Wohnt der Letztverbraucher aber in 07155 Jenalöbnitz ist das Verwendungsgebiet 
das Postleitzahlengebiet 07155, weil die Gemeinde Jenalöbnitz nicht mehrere Postleitzah-
lengebiete umfasst. Nur bei Angabe beider Merkmale (PLZ und Gemeindename) ist in allen 
Fällen eine eindeutige Identifizierung des Verwendungsgebiets und damit auch eine einein-
deutige Bestimmung der zugehörigen Verwendungsregion möglich. 

Zu Nummer 14 

Nummer 14 definiert die Verwendungsregion bezogen auf ein bestimmtes Verwendungs-
gebiet als das Gebiet aus dem die Regionalnachweise stammen dürfen, um in diesem Ver-
wendungsgebiet für die regionale Grünstromkennzeichnung genutzt zu werden. Die Krite-
rien für die Bestimmung der Verwendungsregion entstammen § 79a Absatz 6 EEG 2017. 
Klargestellt wird mit der Definition, dass zur Verwendungsregion nicht nur der Umkreis des 
Verwendungsgebiets, sondern auch das Verwendungsgebiet selbst gehört. Verwendungs-
regionen können auch in das Staatsgebiet eines anderen EU-Mitgliedstaats hineinreichen, 
sofern mit diesem eine völkerrechtliche Vereinbarung nach § 5 Absatz 3 EEG 2017 besteht 
(vgl. § 79a Absatz 3 EEG 2017). 

Zu § 3 (Kommunikation mit der Registerverwaltung) 

§ 3 enthält allgemeine Vorgaben für die Kommunikation mit der Registerverwaltung. Die 
Vorschriften des § 3 gelten dabei gleichermaßen für beide Register: für das Herkunftsnach-
weisregister wie für das Regionalnachweisregister, unabhängig davon, ob die Registerver-
waltung von den Möglichkeiten des § 79a Absatz 4 Satz 2 EEG 2017 Gebrauch gemacht 
hat und beide Register in derselben elektronischen Datenbank betreibt. 

Zu Absatz 1 

Die Registerverwaltung stellt nach Satz 1 ein Kommunikationssystem sowie Postfächer in-
nerhalb des Kommunikationssystems zur Verfügung, welche der elektronischen Kommuni-
kation und dem elektronischen Datenverkehr dienen. Nach Satz 2 müssen Registerteilneh-
mer für die Kommunikation mit der Registerverwaltung einen elektronischen Zugang inner-
halb dieses Kommunikationssystems eröffnen und nutzen. Dies dient einer einfachen und 
effizienten Abwicklung der Kommunikation mit dem Register und der Bekanntgabe von Ent-
scheidungen der Registerverwaltung. Gleiches gilt für die verpflichtende Nutzung von E-
Mail-Postfächern. Der Verweis sämtlicher Registerteilnehmer auf eine elektronische Kom-
munikation ist gerechtfertigt. So sind Registerteilnehmer gewerblich tätig, wenn sie das Re-
gister bedienen. In Fällen beruflicher Tätigkeit sind bereits in einigen Fällen gesetzliche 
Durchbrechungen des Freiwilligkeitsprinzips des § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert worden 
ist, anerkannt (vgl. § 18 Absatz 1 Satz 1 Umsatzsteuergesetz, § 18 Absatz 1 Nachweisver-
ordnung). Spätestens am dritten Tag nach der Übermittlung über das Postfach gelten sämt-
liche Mitteilungen und Bescheide der Registerverwaltung als bekannt gegeben, § 41 Absatz 
2 Satz 2 VwVfG. Im Gegensatz zu § 37 Absatz 1 Satz 1 VwVfG formuliert die Verordnung 
hier jedoch keine Pflicht der Registerteilnehmer sowie Nutzer, das Postfach regelmäßig auf 
Eingänge zu überprüfen. Es handelt sich dabei um eine Obliegenheit, bei deren Verletzung 
der Registerteilnehmer oder der Nutzer Rechte verliert, weil beispielsweise Rechtsmittel-
fristen abgelaufen sind. Satz 3 verpflichtet die Registerteilnehmer über das Kommunikati-
onssystem sämtliche Kommunikation mit der Registerverwaltung abzuwickeln, insbeson-
dere darüber Anträge zu stellen, Erklärungen abzugeben sowie Daten und Dokumente zu 
übermitteln. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 macht Vorgaben für die Form der Kommunikation zwischen Registerteilnehmern 
einerseits und der Registerverwaltung andererseits. Nach Satz 1 sind Registerteilnehmer 
verpflichtet, elektronische Formularvorlagen zu nutzen, soweit die Registerverwaltung der-
artige Formularvorlagen bereitstellt. Für eine effiziente Abwicklung der Register stellt die 
Registerverwaltung auf der elektronischen Plattform der Register im Internet für Anträge 
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und sonstige Erklärungen ihr gegenüber entsprechende Formularvorlagen bereit. Satz 2 
stellt klar, dass die Registerverwaltung auch die im Rahmen dieser Verordnung abstrakt 
beschriebenen anzugebenden Daten in diesen Formularvorlagen weiter konkretisieren 
kann. Die Konkretisierung erfolgt beispielsweise in Form der Einheit von Messgrößen.  

Zu Absatz 3 

Ist ein von der Registerverwaltung versandtes elektronisches Dokument, beispielsweise 
eine Nachricht oder ein Verwaltungsakt, aus technischen Gründen nicht lesbar, kann also 
der Empfänger das übersandte Dokument technisch weder lesen noch ver- oder bearbei-
ten, so hat der Registerteilnehmer nach Absatz 3 eine Informationspflicht gegenüber der 
Registerverwaltung. Die Mitwirkung der Registerteilnehmer ist erforderlich, damit die Re-
gisterverwaltung technische Fehler der Register zügig erkennen und beheben kann. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 gibt der Registerverwaltung die Kompetenz, für die Datenübermittlung ein be-
stimmtes Verschlüsselungsverfahren vorzuschreiben, was etwa in den Nutzungsbedingun-
gen nach § 51 erfolgen kann. Bei der Auswahl der Verschlüsselung sind die Hinweise und 
Veröffentlichungen des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik zu berück-
sichtigen. Die Verschlüsselung ist aktuell zu halten. Für Netzbetreiber gilt diese Vorschrift 
nicht; § 39 Absatz 7 sieht für sie eine gesonderte Normierung vor. 

Zu § 4 (Korrektur von Fehlern) 

Eine besonders wichtige Aufgabe der Registerverwaltung ist es, die auch durch europa-
rechtliche Normen vorgegebene Sicherheit, Richtigkeit und Zuverlässigkeit des Herkunfts-
nachweisregisters zu gewährleisten. Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2009/28/EG fordert 
beispielsweise, dass die Herkunft des Stroms gemäß objektiven, transparenten und nicht-
diskriminierenden Kriterien garantiert werden kann. Um diese europarechtlich zwingend 
vorgegebene Garantiefunktion erfüllen zu können, muss die Registerverwaltung in der Lage 
sein, auftretende Fehler und Unrichtigkeiten effektiv in einem Massenverfahren mit mehre-
ren Millionen Herkunftsnachweisen korrigieren zu können. Eine gleichgeartete Garantie-
funktion übernimmt die die Registerverwaltung auch in Bezug auf das Regionalnachweis-
register, da sie die Regionalnachweise nach § 79a Absatz 2 Satz 2 vor Missbrauch zu 
schützen hat. Zu diesen Regelungen über die Fehlerkorrektur ist das Umweltbundesamt 
aufgrund der Ermächtigungsgrundlage des § 92 Nummer 3 EEG 2017 berechtigt. 

Zu Absatz 1 

§ 4 ermöglicht es der Registerverwaltung Maßnahmen zur Fehlerbeseitigung zu treffen. 
Absatz 1 Satz 1 stellt klar, dass die Registerverwaltung grundsätzlich zu Berichtigungen 
berechtigt ist, die im Zusammenhang mit der Führung des Herkunftsnachweisregisters und 
des Regionalnachweisregisters und der Ausstellung, der Übertragung, der Anerkennung 
und der Entwertung von Herkunftsnachweisen sowie der Ausstellung, der Übertragung und 
der Entwertung von Regionalnachweisen notwendig sind. Satz 2 beschränkt die Möglich-
keiten der Registerverwaltung, Korrekturen nach Satz 1 vorzunehmen. Die Beschränkung 
folgt aus der Tatsache, dass sich Korrekturen auf bereits abgeschlossene und nicht mehr 
änderbare Sachverhalte beziehen könnten, die als solche bereits Außenwirkung, beispiels-
weise gegenüber Verbrauchern, haben können. Nach Nummer 1 bedeutete beispielsweise 
eine Änderung der Angabe des Stromprodukts nach § 28 Absatz 3 nach dem 31. Oktober, 
dass sich die Verteilung entwerteter Herkunftsnachweise innerhalb der Stromkennzeich-
nung nach § 42 EnWG verschieben kann. Da diese jedoch ab dem 1. November für das 
vorangegangenen Lieferjahr anzugeben (§ 42 Absatz 1 Nummer 1 EnWG) und damit auch 
den Kunden mitzuteilen ist, bedeutete eine Änderung des Stromprodukts nach dem 1. No-
vember, dass die bisherige, der Öffentlichkeit bereits mitgeteilte Stromkennzeichnung nicht 
mehr korrekt wäre. Eine solche Veränderung des Stromkennzeichens sieht das Recht nicht 
vor und ist daher aus Gründen des Schutzes der Verbraucher zu verhindern. Auch wird die 
Registerverwaltung nach Nummer 2 keine Korrekturen an Herkunftsnachweisen vorneh-
men, die nach § 32 für verfallen erklärt worden sind. An einer Korrektur dieser Herkunfts-
nachweise besteht regelmäßig kein Interesse, da sie für den ehemaligen Inhaber nicht mehr 
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nutzbar sind. Auch verweigert die Registerverwaltung grundsätzlich eine Korrektur, falls 
sich diese auf Herkunftsnachweise bezieht, die direkt nach der Fehlerkorrektur nach § 32 
für verfallen erklärt werden müssten. Hierunter können beispielsweise Fälle gefasst werden, 
in denen der Import aufgrund von Fehlern anderer, von der Registerverwaltung nicht beein-
flussbarer Softwarekomponenten stockt und erst nach Ablauf der 12-Monats-Dauer des § 
21 Absatz 2 abgeschlossen werden kann.  

Zu Absatz 2 

Die Möglichkeit zur Korrektur durch die Registerverwaltung betrifft nach Absatz 2 auch 
Maßnahmen, die notwendig sind, um Fehler in Zukunft zu verhindern. Diese Berechtigun-
gen ergeben sich auch aus der allgemeinen Ermächtigung in § 79 EEG 2017.. Um aufge-
tretene Fehler künftig zu vermeiden, berechtigt Absatz 2 die Registerverwaltung, präventive 
Maßnahmen zu ergreifen, die den Fehlereintritt ausschließen oder weniger häufig machen.  

Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 werden die von einer Korrektur betroffenen Registerteilnehmer von der Re-
gisterverwaltung über die Korrektur informiert. 

Zu § 5 (Bestimmung der Verwendungsregionen für Regi onalnachweise) 

Das Regionalnachweisregister beruht auf der räumlichen Zuordnung von Strom aus erneu-
erbaren-Energien-Anlagen, zu Stromverbrauchern, denen dieser mittels Marktprämie finan-
zierte Strom zugeordnet wird, falls die Anlage in ihrer Region steht. Diese Umstände regelt 
§ 79a Absatz 6 EEG 2017 abstrakt. Mit § 5 macht das Umweltbundesamt von der Ermäch-
tigung nach § 92 Nummer 7 EEG 2017 in Verbindung mit § 14 Absatz 1 Nummer 6 EEV 
Gebrauch. Sie ermöglicht dem Umweltbundesamt zu regeln und zu veröffentlichen, welche 
Postleitzahlengebiete konkret jeweils eine Region bilden. So werden Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen von einer eigenen Prüfung dieser räumlichen Verknüpfung entlastet. 
Die Bestimmung der Verwendungsregionen erfolgt im Wege einer Allgemeinverfügung der 
Registerverwaltung auf der Grundlage von amtlichen Daten, etwa des Bundesamts für Kar-
tographie und Geographie hinsichtlich der Gemeindegebiete, sowie von Daten sonstiger 
zuständiger Stellen. Eine sonstige zuständige Stelle ist etwa die Postdirekt GmbH, welche 
die Postleitzahlen für Deutschland bereitstellt. Sonstige zuständige Stellen können auch 
öffentliche oder private Stellen im Ausland sein, welche der Registerverwaltung die Daten 
bezüglich ausländischer Gemeinde- und Postleitzahlengebiete zur Verfügung stellen, die 
diese zur Bestimmung der Verwendungsregionen benötigt. Die Bestimmung der Verwen-
dungsregionen ist nach Absatz 2 jeweils für ein Kalenderjahr gültig. Hintergrund dieser Be-
fristung ist, dass sich Postleitzahlengebiete und Gemeindegebiete ändern können. Diese 
Änderungen sind für die Zwecke der regionalen Grünstromkennzeichnung nachzuvollzie-
hen. Allerdings soll sich aus Gründen der Rechtssicherheit und Vorhersehbarkeit für die 
Marktakteure eine Änderung von Postleitzahlen- oder Gemeindegebieten nicht sofort auf 
die Verwendbarkeit von Regionalnachweisen auswirken. Es ist vielmehr sinnvoll, dass die 
Verwendbarkeit von Regionalnachweisen für ein Kalenderjahr, welches der Bezugszeit-
raum der (regionalen Grün-)Stromkennzeichnung ist, gleich bleibt. Die Registerverwaltung 
kann die Allgemeinverfügung öffentlich bekannt machen. Die Registerverwaltung strebt an, 
dass die Bestimmung der Verwendungsregionen bis zum 1. Oktober des dem Gültigkeits-
jahr vorhergehenden Jahres öffentlich bekannt gemacht ist. 

Zu § 6 (Kontoeröffnung im Herkunftsnachweisregister ) 

§ 6 enthält die Vorgaben, die für die Eröffnung eines Kontos im Herkunftsnachweisregister 
bei der Registerverwaltung einzuhalten sind. Es gibt mehrere Akteure, die – je nach Funk-
tion und abhängig von der Frage, ob sie über ein Konto verfügen oder nicht – unterschied-
lich registriert werden. Überblicksartig stellen sich Registrierung und deren gegenteilige 
Akte im HKNR wie folgt dar: 

  
Eintritt in 

das Register 
Austritt aus dem 

Register Sanktionierung 

Rücknahme der 
Sanktionierung  
oder Wiederein-

tritt 
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Anlagenbetrei-
ber § 6 § 48 § 47 oder § 49 

§ 47 Absatz 4  
oder 

§ 49 Absatz 4 

Elektrizitätsver-
sorger § 6 § 48 § 47 oder § 49 

§ 47 Absatz 4  
oder 

§ 49 Absatz 4  

Händler § 6 § 48 § 47 oder § 49 
§ 47 Absatz 4  

oder 
§ 49 Absatz 4 

Umweltgutach-
ter/Umweltgut-
achterorganisa-
tion 

§ 9 Absatz 1 § 9 Absatz 5 

§ 9 Absatz 5, 
ggf. mit  

§ 9 Absatz 6  
 

§ 9 Absatz 1 

Dienstleister § 8 Absatz 6 § 8 Absatz 6 § 37 § 49 Absatz 4 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 stellt zunächst klar, dass für die Ausstellung inländischer Herkunftsnachweise, die 
Anerkennung ausländischer Herkunftsnachweise sowie die Übertragung und die Entwer-
tung in- und ausländischer Herkunftsnachweise ein Konto bei der Registerverwaltung zu 
eröffnen ist, da nur über diese Konten die genannten Vorgänge durchgeführt und die Her-
kunftsnachweise dem jeweiligen Inhaber zugeordnet werden können. Dies entspricht der 
Vorgabe in § 7 Absatz 2 EEV. Satz 2 stellt klar, dass eine natürliche oder juristische Person 
oder Personengesellschaft auch mehrere Konten bei der Registerverwaltung eröffnen 
kann. Dies kann etwa sinnvoll sein, wenn eine Person mehrere Anlagen betreibt oder den 
Stromhandel für mehrere Personen übernimmt. 

 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt die allgemeinen Voraussetzungen für die Eröffnung eines Kontos durch die 
Registerverwaltung. Grundsätzlich kann nach Satz 1 jede natürliche oder juristische Person 
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des privaten oder öffentlichen Rechts oder rechtsfähige Personengesellschaft ein Konto 
führen. Die Gruppe der Personenmehrheiten, die am Herkunftsnachweisregister teilneh-
men kann, ist denkbar weit gefasst. Voraussetzung für die Eröffnung eines Kontos ist ein 
Antrag bei der Registerverwaltung sowie die Übermittlung der in den Absätzen 3 und 4 
genannten Daten. Die Übermittlung der Daten hat in der Form des § 3 Absatz 1 zu erfolgen. 
Zudem hat die Registerverwaltung die Aufgabe, die Voraussetzungen der Kontoeröffnung 
zu prüfen. Dies betrifft vor allem die Mitteilung der beabsichtigten Funktion des künftigen 
Kontoinhabers. So hat die Registerverwaltung beispielsweise zu prüfen, ob es sich bei dem 
Antragsteller tatsächlich um ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen handelt, da nur ein 
solches nach § 42 EnWG mit dem Recht ausgestattet werden darf, Herkunftsnachweise zu 
entwerten. Auch muss es sich um ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen handeln, das 
Letztverbraucher in Deutschland mit Strom beliefert. Liegen die Voraussetzungen für die 
Kontoeröffnung in der beantragten Funktion vor, eröffnet die Registerverwaltung nach Satz 
2 das Konto. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 bestimmt die Daten, die ein Antragsteller der Registerverwaltung für die Eröffnung 
eines Kontos als natürliche Person elektronisch zu übermitteln hat. Dazu zählt beispiels-
weise die Meldeanschrift des Antragstellers. Nach Nummer 4 ist insbesondere anzugeben, 
welche Funktion der Antragsteller im Herkunftsnachweisregister wahrzunehmen beabsich-
tigt. Das Register enthält drei verschiedene Funktionen, die ein Kontoinhaber wahrnehmen 
kann: Anlagenbetreiber, Händler und Elektrizitätsversorgungsunternehmen. Die drei Funk-
tionen unterscheiden sich in ihren Rechten im Herkunftsnachweisregister: Herkunftsnach-
weise können nur für Anlagenbetreiber ausgestellt werden. Händler sind wie Anlagenbe-
treiber und Elektrizitätsversorgungsunternehmen berechtigt, die nationale Übertragung von 
Herkunftsnachweisen zu beantragen. Sie können im Gegensatz zu den beiden anderen 
Akteursgruppen auch Übertragungen in das Ausland beantragen sowie Herkunftsnach-
weise aus dem Ausland erhalten(§ 26 Absatz 2, § 35). Nur Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen dürfen Herkunftsnachweise zum Zweck der Verwendung entwerten. Kontoinhaber 
können auch mehrere Funktionen mithilfe eines einzigen Kontos wahrnehmen. Nummer 5 
verlangt, genauso wie Absatz 4 Satz 1 Nummer 6, dass Antragsteller, die sich mit der Funk-
tion des Elektrizitätsversorgers im Register anmelden, die Betriebsnummer angeben, die 
die Bundesnetzagentur vergibt. Es handelt sich dabei um eine achtstellige Kennzahl mit der 
führenden „2000xxxx“, die die Bundesnetzagentur bei der Anmeldung eines Elektrizitäts-
versorgungsunternehmens erteilt. Die Nutzung dieser Nummer ermöglicht eine verein-
fachte Zuordnung der Daten, die die Bundesnetzagentur im Rahmen der Prüfung der 
Stromkennzeichnung nach § 42 Absatz 7 Satz 2 EnWG an das Umweltbundesamt sendet. 
Zudem geben Elektrizitätsversorgungsunternehmen die Marktpartneridentifikationsnum-
mer an. Dabei handelt es sich um eine dreizehnstellige Nummer, mit deren Hilfe die Identi-
fikation der Akteure auf dem Elektrizitätsmarkt; auf der Grundlage dieser Identifikation er-
folgt die Kommunikation auf dem Markt. Für die Beantragung eines Kontos ist nach Satz 2 
außerdem erforderlich, dass die antragstellende natürliche Person durch ein von der Re-
gisterverwaltung zu bestimmendes geeignetes Verfahren ihre Identität nachweist. Nach 
Satz 3 bedarf es des Nachweises der Identität – im Gegensatz zu juristischen Personen 
oder rechtsfähigen Personengesellschaften, bei denen sich Vertretungsbefugnisse jeder-
zeit ändern können – bei der Eröffnung weiterer Konten durch eine natürliche Person nicht. 
Satz 4 bestimmt, dass ein Identitätsnachweis ebenfalls unterbleiben kann, wenn der An-
tragsteller seine Identität bereits bei der Eröffnung eines Kontos im Regionalnachweisre-
gister nachgewiesen hat. Satz 5 bestimmt, dass sich der künftige Kontoinhaber bei der 
Übermittlung der Daten und beim Identitätsnachweis nicht vertreten lassen darf. Es handelt 
sich dabei jeweils um höchstpersönliche Handlungen. Anderenfalls bestünde die Gefahr, 
dass sich fremde Personen an die Stelle beispielsweise des angeblichen Anlagenbetreibers 
setzen. Sollte dennoch – trotz des Verbots – eine fremde Person die Daten für eine natür-
liche Person eingeben und so die Kontoeröffnung beantragen, geht die Registerverwaltung 
davon aus, dass es sich um falsche Daten im Sinne des § 47 Absatz 2 Nummer 3 handelt, 
und sperrt das gegebenenfalls eröffnete Konto. Falls die Registerverwaltung ein Verfahren 
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zur Authentifizierung bestimmt, ist sie nach Satz 5 berechtigt, die hierfür erforderlichen Da-
ten, die über den Datenkranz des Satzes 1 hinausgehen, zu erheben, zu speichern und zu 
nutzen. Die Prozesse und Vorgänge im Register, die der Authentifizierung bedürfen, legt 
die Registerverwaltung in den Nutzungsbedingungen nach § 51 fest. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 bestimmt zunächst, dass auch Personenmehrheiten am Register teilnehmen kön-
nen. Dabei ist die Gruppe der Personenmehrheiten denkbar weit gefasst. Sie erfasst zu-
nächst sämtliche juristischen Personen und rechtsfähigen Personenmehrheiten des priva-
ten Rechts, beispielsweise Kapitalgesellschaften in der Rechtsform der GmbH oder der AG, 
der oHG oder der KG, rechtsfähige Vereine, haftungsbeschränkte Unternehmergesell-
schaften und eingetragene Genossenschaften, aber auch Gesellschaften bürgerlichen 
Rechts. Neben Personenmehrheiten des privaten Rechts sind auch juristische Personen 
des öffentlichen Rechts erfasst. Hierunter fallen beispielsweise Behörden, die für sämtliche 
Verwaltungsgebäude einer Gebietskörperschaft (Staat, Bundesland, Gemeinde) die Strom-
beschaffung vornehmen und dann diesen gegenüber wie ein Elektrizitätsversorger auftre-
ten, Müllverbrennungsanlagen, die in der Rechtsform einer Anstalt des öffentlichen Rechts 
betrieben werden, sowie Zweckverbände und Eigenbetriebe. Wegen ihrer organisatori-
schen und finanzwirtschaftlichen Abhängigkeit treten Regiebetriebe gegenüber dem Regis-
ter nicht eigenständig auf.  

Für die Registrierung im Register bestimmt Absatz 4 Satz 1 die Daten, die juristische Per-
sonen des privaten oder öffentlichen Rechts oder rechtsfähige Personengesellschaften für 
die Beantragung der Kontoeröffnung an die Registerverwaltung zu übermitteln haben. Im 
Vergleich zu natürlichen Personen ist insbesondere auch die Registernummer anzugeben, 
falls die Person in einem öffentlichen Register registriert ist. Unter diese Register fallen 
beispielsweise das Handelsregister, das Vereinsregister, das Genossenschaftsregister und 
das Partnerschaftsregister. Außerdem sind Daten und der Nachweis zur Identität für dieje-
nige natürliche Person zu übermitteln, die den Antrag für die juristische Person oder die 
Personengesellschaft stellt. Zudem ist nach Satz 2 zu belegen, dass die antragstellende 
natürliche Person zur Beantragung der Kontoeröffnung sowie zu allen im Zusammenhang 
mit der Kontoführung stehenden Handlungen berechtigt ist. Dies erfolgt beispielsweise 
durch die Übermittlung eines Auszugs aus dem Handelsregister oder aus der Satzung einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts. Die Vertretungsmacht muss lückenlos nachvollziehbar dar-
gelegt werden. Dies erfordert beispielsweise bei einer Antragstellerin in der Rechtsform der 
GmbH & Co. KG, dass die handelnde Person eine Vollmacht der Geschäftsführung (Han-
delsregisterauszug Teil B) der Komplementär-GmbH der anzumeldenden KG (Handelsre-
gisterauszug Teil A) vorlegt. Bei einer Behörde erfolgt der Nachweis der Vertretungsmacht 
durch Vorlage einer Vollmachtsurkunde, die die Behördenleitung unterzeichnet hat. Dies 
gilt nach Satz 6 auch bei einer Änderung des sog. Hauptnutzers. Weiterhin besteht nach 
Satz 2 die Verpflichtung, dass im Fall einer juristischen Person des privaten oder öffentli-
chen Rechts oder einer rechtsfähigen Personengesellschaft die für diese im Register han-
delnde Person die eingereichten Unterlagen, aus denen sich die Vertretungsmacht der han-
delnden Person ergibt, alle fünf Jahre entsprechend der aktuellen Vertretungslage zu er-
neuern und in aktualisierter Fassung der Registerverwaltung zu übermitteln hat. Hinter-
grund der Vorschrift ist, dass die Registerverwaltung im Übrigen die Vertretungsmacht nur 
auf dem zeitlichen Stand des Registrierungsvorgangs kennt. Ein Wechsel der vertretungs-
berechtigten natürlichen Personen der juristischen Person oder Änderungen innerhalb der 
juristischen Person selber bekäme die Registerverwaltung ansonsten nicht mit. Zu verhin-
dern ist, dass die gespeicherten Unterlagen veralten. Wie bereits zu Absatz 3 Satz 2 und 
Satz 5 erläutert, ist die Registerverwaltung nach Absatz 4 Satz 2 für Verfahren zum Nach-
weis der Identität und nach Absatz 4 Satz7 für Verfahren zur Authentifizierung berechtigt, 
die erforderlichen Daten zu erheben, zu speichern und zu nutzen, die über den Datenkranz 
des Satzes 1 hinausgehen. Die Prozesse und Vorgänge im Register, die der Authentifizie-
rung bedürfen, bestimmt die Registerverwaltung in den Nutzungsbedingungen. Wie auch 
bei Absatz 3 Satz 4 bestimmt Absatz 4 Satz 3, dass sich die natürliche Person, die für die 
Antragstellerin handelt, ihrerseits bei der Übermittlung der Daten und beim Identitätsnach-
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weis nicht vertreten lassen darf. Anderenfalls bestünde die Gefahr, dass sich fremde Per-
sonen an die Stelle beispielsweise des angeblichen Anlagenbetreibers setzen. Sollte den-
noch – trotz des Verbots – eine fremde Person die Daten für eine natürliche Person einge-
ben und so die Kontoeröffnung beantragen, geht die Registerverwaltung davon aus, dass 
es sich um falsche Daten im Sinne des § 46 Absatz 2 Nummer 4 handelt und sperrt das 
gegebenenfalls eröffnete Konto. Nach Satz 4 und 5 ist ein Identitätsnachweis dann nicht 
nötig, wenn der Antragsteller seine Identität schon einmal bei der Eröffnung eines Kontos 
für denselben Kontoinhaber im Herkunftsnachweisregister (Satz 4) oder Regionalnachweis-
register (Satz 5) nachgewiesen hat. 

Zu Absatz 5 

Nach Absatz 5 Satz 1 ist es möglich, dass der Antragsteller bei der Kontoeröffnung oder zu 
einem beliebigen späteren Zeitpunkt natürliche Personen innerhalb eines Unternehmens 
als Nutzer benennen kann. Diese Nutzer sind dann berechtigt, die mit der Kontoführung 
und sonstigen Registernutzung zusammenhängenden Handlungen im Register vorzuneh-
men. Damit können etwa in einem Unternehmen weitere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in arbeitsrechtlich beschränkbarer Weise berechtigt sein, das Herkunftsnachweiskonto zu 
führen. Satz 2 stellt außerdem klar, dass die Benennung der Nutzer jederzeit widerrufen 
werden kann. Satz 3 nimmt Umweltgutachter und Umweltgutachterorganisationen, bei de-
nen es sich ebenfalls um Registerteilnehmer im Sinne des § 2 Nummer 5 handelt, aus der 
Gruppe der Registerteilnehmer aus, die einen Nutzer bestimmen können. Dies ist dadurch 
begründet, dass die Zulassung als Umweltgutachter nach § 9 des Umweltauditgesetzes 
(UAG) streng personengebunden ist. Das Herkunftsnachweisregister nutzt den Umweltgut-
achter gerade wegen dieser personengebundenen Qualifikationen. Eine Weitergabe der 
mit dem Register verbundenen Aufgabe ist daher ausgeschlossen, um den Zweck der Nut-
zung der Umweltgutachter nicht zu gefährden. Auch ein Inhaber einer Fachkenntnisbe-
scheinigung (§ 8 UAG) darf daher nicht Nutzer eines Umweltgutachters sein. Gleiches gilt 
bei einer Umweltgutachterorganisation: Auch hier nutzt der Verordnungsgeber den Umwelt-
gutachter wegen seiner personengebundenen Qualifikation. Auch die Umweltgutachteror-
ganisation ist daher keine Organisationsform, die als solche Registerteilnehmer werden 
kann, sondern jeweils der Umweltgutachter. Eine Umweltgutachterorganisation aus einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union hat ihre Tätigkeit vier Wochen vor jeder Be-
gutachtung bei der Zulassungsstelle anzuzeigen (§ 18 Absatz 1 UAG). Falls eine solche 
Anzeige im Rahmen der Tätigkeit des Registers erfolgt, wird die Registerverwaltung den 
jeweils tätigen Umweltgutachter oder die jeweils tätige Person mit vergleichbarer Qualifika-
tion zur Nutzung des Registers ermächtigen. Einen Nutzer kann dann auch dieser nicht 
anlegen. 

Zu Absatz 6 

Nach Absatz 6 Satz 1 ist ein Konto nicht zu eröffnen, wenn der Antragsteller von der Teil-
nahme am Herkunftsnachweisregister nach § 49 Absatz 1 ausgeschlossen ist. Damit wird 
gewährleistet, dass der Ausschluss von der Teilnahme am Register nicht durch die Eröff-
nung eines neuen Kontos umgangen werden kann. Die Eröffnung des Kontos soll nach 
Satz 2 außerdem von der Registerverwaltung verweigert werden, wenn die Voraussetzun-
gen für eine Sperrung des Kontos nach § 47 Absatz 1 oder 2 oder für eine Schließung des 
Kontos nach § 48 Absatz 1 oder 2 vorliegen. Nur in bestimmten Umständen, etwa wenn die 
Übermittlung falscher Daten nicht schuldhaft erfolgte oder sich nur auf unwesentliche Daten 
bezog, darf die Registerverwaltung das Konto gleichwohl zu eröffnen. 

Zu § 7 (Kontoeröffnung im Regionalnachweisregister)  

Zu Absatz 1 

Absatz 1 stellt zunächst klar, dass für die Ausstellung von Regionalnachweisen sowie die 
Übertragung und die Entwertung von Regionalnachweisen ein Konto im Regionalnachweis-
register zu eröffnen ist, da nur über diese Konten die genannten Vorgänge durchgeführt 
und die Regionalnachweise dem jeweiligen Inhaber zugeordnet werden können. Dies ent-
spricht der Vorgabe in § 8 Absatz 2 in Verbindung mit § 7 Absatz 2 EEV. 
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Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 gelten für die Kontoeröffnung im Regionalnachweisregister die Vorschriften 
des § 5 für die Kontoeröffnung im Herkunftsnachweisregister entsprechend. Auf die Be-
gründung zu § 5 Absatz 2 bis 6 wird verwiesen. Satz 2 enthält hierzu zwei Ausnahmen: 

Zu Nummer 1 

Zur Vermeidung unnötigen bürokratischen Aufwands muss ein Antragsteller, der bereits 
über ein Konto im Herkunftsnachweisregister verfügt, für die Kontoeröffnung im Regional-
nachweisregister nicht noch einmal seine Identität nachweisen. Die Identität ist in dem Fall 
bereits im Zuge der Kontoeröffnung im Herkunftsnachweisregister geprüft worden, einer 
Wiederholung dieser Prüfung bedarf es nicht. 

Zu Nummer 2 

Zur Entlastung der Anlagenbetreiber dürfen sich diese bei der Kontoeröffnung von ihrem 
jeweiligen Dienstleister vertreten lassen. Voraussetzung dafür ist, dass der Dienstleister 
bereits im Regionalnachweisregister nach § 8 Absatz 6 registriert ist. Zudem muss der Re-
gisterverwaltung eine von dem vertretenen Anlagenbetreiber erteilte Vollmacht nach Maß-
gabe des § 7 Absatz 1 bis 4 vorliegen oder im Zuge der Antragstellung zur Kontoeröffnung 
vorgelegt werden. Wird der Anlagenbetreiber von seinem Dienstleister bei der Kontoeröff-
nung vertreten, ist er auch von der Pflicht zum Identitätsnachweis enthoben. Hiervon bleibt 
die Pflicht des Dienstleisters unberührt, seine Identität im Rahmen der Dienstleisterregist-
rierung nach § 7 Absatz 6 nachzuweisen. 

Zu § 8 (Registrierung und Bevollmächtigung von Dien stleistern) 

§ 8 enthält Regelungen zu Dienstleistern, die im Herkunft- oder Regionalnachweisregister 
für Kontoinhaber tätig werden können und sie bei ihrer Tätigkeit unterstützen oder sogar – 
mit wenigen Ausnahmen – vollständig entlasten können. Während Nutzer, die ebenfalls 
aufgrund einer Bevollmächtigung von Kontoinhabern tätig werden, stets natürliche Perso-
nen sind und aus dem Unternehmen stammen, das sie vertreten (§ 6 Absatz 5 Satz 1), 
können Dienstleister auch juristische Personen sein, die ihrerseits Nutzer haben. Die Vor-
schrift bezieht sich damit insbesondere auf gewerblich tätige Unternehmen, die – meist ge-
gen Entgelt und aufgrund vertraglicher Veranlassung – für Anlagenbetreiber, Händler oder 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen die mit der Kontoführung beim Herkunfts- oder Regi-
onalnachweisregister verbundenen Handlungen wahrnehmen. Für Umweltgutachter, Um-
weltgutachterorganisationen, Netzbetreiber oder andere Dienstleister können Dienstleister 
nicht tätig werden. Wird ein Dienstleister für einen Kontoinhaber tätig, der mehrere Funkti-
onen nach oder entsprechend § 5 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 oder Absatz 4 Satz 1 Nummer 
4 inne hat, so kann der Dienstleister mehrere oder alle Funktionen des Kontoinhabers aus-
üben. Auch juristische Personen des öffentlichen oder des privaten Rechts können als 
Dienstleister auftreten. So können (beispielsweise kommunale) Eigenbetriebe als innerbe-
hördlich zuständige Funktionseinheiten den Stromeinkauf und die Verteilung auf andere 
Funktionseinheiten innerhalb einer (Gebiets-)Körperschaft des öffentlichen Rechts wahr-
nehmen und zu diesem Zweck als Dienstleister im Register registriert werden. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt zunächst, dass Kontoinhaber generell berechtigt sind, die mit der Kontofüh-
rung und sonstigen Registernutzung zusammenhängenden Handlungen auf einen externen 
Dienstleister zu übertragen. Diese Übertragung der Kontoführung auf einen Dienstleister ist 
nach dem Wortlaut des Absatzes 1 Satz 1 in zweierlei Hinsicht beschränkt: Erstens muss 
die Beauftragung des Dienstleisters gegenüber der Registerverwaltung durch den Kontoin-
haber erfolgen. Dies verbietet umgekehrt, dass ein Dienstleister sich selbst zur Kontofüh-
rung bevollmächtigt. Zweitens folgt aus Satz 1, dass der Antrag auf Eröffnung eines Kontos 
wegen der erfolgenden Identitätsprüfung immer durch den (künftigen) Kontoinhaber selbst 
erfolgen muss und nicht durch den Dienstleister erfolgen darf. Dies folgt daraus, dass die 
handelnde Person in Absatz 1 Satz 1 als „Kontoinhaber“ bezeichnet wird, was voraussetzt, 
dass die Person, die berechtigt ist, einen Dienstleister zu beauftragen, bereits Inhaber eines 
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Kontos sein muss. Mindestens die beiden Handlungen der Kontoeröffnung und der Bevoll-
mächtigung eines Dienstleisters sind Handlungen, die der Kontoinhaber nicht auf einen 
Dienstleister übertragen darf und die daher höchstpersönlich sind. 

Dienstleister werden aufgrund einer Vollmacht der jeweiligen Kontoinhaber tätig. Damit die 
Registerverwaltung die Wirksamkeit der Übertragung der Rechte der Kontoinhaber auf die 
Dienstleister durch die Vollmacht prüfen kann, legt Satz 1 fest, dass die entsprechende 
Vollmachterteilung zwingend gegenüber der Registerverwaltung erfolgen muss (Außenvoll-
macht im Sinne des § 167 Absatz 1 Variante 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (Bürgerliches 
Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 
2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2015 (BGBl. I 
S. 2018) geändert worden ist), nicht hingegen gegenüber dem Dienstleister. Dies beinhaltet 
zweierlei: Erstens muss es sich bei der beauftragenden Person um einen Kontoinhaber 
handeln. Diese muss sich also bereits gemäß § 6 im Herkunftsnachweisregister angemel-
det und ein Konto erfolgreich eingerichtet bekommen haben, erst dann ist sie berechtigt, 
einen Dienstleister zu beauftragen. Zweitens muss die Beauftragung zwingend von dem 
Kontoinhaber selbst ausgehen. Bei diesen beiden Aufgaben kann und darf der Dienstleister 
den (künftigen) Kontoinhaber also nicht entlasten und vertreten: Beide Aufgaben könnten 
– falls ein Dienstleister sie ausführte – die nach Artikel 15 Absatz 5 der Richtlinie 
2009/28/EG geforderte Betrugssicherheit des Herkunftsnachweisregisters gefährden. 

Im Regionalnachweisregister gilt das Erfordernis der Erteilung der Außenvollmacht durch 
den Kontoinhaber ebenso, allerdings mit einer Einschränkung zugunsten von Anlagenbe-
treibern. Nach Satz 2 kann ausnahmsweise der Dienstleister gegenüber der Registerver-
waltung erklären, dass er vom Anlagenbetreiber bevollmächtigt wurde. Diese Regelung ist 
erforderlich, weil Anlagenbetreiber im Regionalnachweisregister sich auch bereits für die 
Kontoeröffnung von ihrem Dienstleister vertreten lassen dürfen. Wenn sie es wünschen, 
können Anlagenbetreiber es also vermeiden, jemals selbst im Regionalnachweisregister 
tätig zu werden. Dies ist aus Gründen der Entlastung der vielen, oft privaten Betreiber klei-
ner Anlagen geboten. Dann kann von diesen Anlagenbetreibern aber auch nicht verlangt 
werden, dass diese für die Erteilung der Vollmacht doch im Regionalnachweisregister tätig 
werden. Es genügt daher, wenn der Dienstleister die vom Anlagenbetreiber erteilte Voll-
macht der Registerverwaltung gegenüber übermittelt. 

Satz 3 stellt klar, dass Dienstleister auch für mehrere Kontoinhaber tätig werden dürfen. 
Damit wird es ermöglicht, dass Dienstleister die Kontoführung gebündelt übernehmen und 
somit die Expertise der Dienstleister für eine effiziente Kontoführung für zahlreiche Regis-
terteilnehmer genutzt werden kann.  

Zu Absatz 2 

Absatz 2 zählt abschließend auf, welche Personen als Dienstleister bevollmächtigt werden 
dürfen. Nummer 1 unterscheidet die Nutzer von den Dienstleistern. Dienstleister dürfen da-
nach nicht in dem Unternehmen tätig sein, welches das Konto führt. Die Unterstützung 
durch den Dienstleister ist nur insoweit zulässig, als weiterhin die rechtserheblichen Erklä-
rungen zur Kontoeröffnung durch den Antragsteller bzw. den künftigen Kontoinhaber selbst 
abgegeben werden. Auch juristische Personen des privaten oder öffentlichen Rechts (Num-
mer 2) oder rechtsfähige Personengesellschaften (Nummer 3) können Dienstleister sein. 

Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 ist der Dienstleister nur berechtigt, grundsätzlich alle Handlungen im Zu-
sammenhang mit der Nutzung des Registers vorzunehmen. Einschränkungen sind im Rah-
men der Bevollmächtigung durch den Kontoinhaber möglich. Neben den bereits erwähnten 
Handlungen, die der Dienstleister nicht vornehmen darf – der Kontoeröffnung (Ausnahme: 
Kontoeröffnung im Regionalnachweisregister als Anlagenbetreiber) sowie der Dienstleis-
terbeauftragung und der Beendigung der Vollmacht des Dienstleisters –, zählt die Pass-
wortänderung zu den unvertretbaren Handlungen des Kontoinhabers. Von der Dienstleis-
tervollmacht ebenfalls nicht umfasst ist die Löschung eines Kontos. Der Tätigkeit des 
Dienstleisters dürfen, wie Satz 1 weiter klarstellt, keine berechtigten Interessen der Regis-
terverwaltung entgegenstehen. Nach Satz 2 dürfen dem Dienstleister die Zugangsdaten 
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des vertretenen Kontoinhabers nicht bekannt sein, wie Satz 3 festlegt. Dies schützt in Kon-
kretisierung des § 36 Nummer 5 die Integrität des Kontos. Vielmehr nutzt der Dienstleister 
seinen eigenen Zugang zum Register und ist auf die Zugangsdaten, also den Benutzerna-
men und das Passwort des vertretenen Kontoinhabers nicht angewiesen. 

Zu Absatz 4  

Absatz 4 ermächtigt die Registerverwaltung, Vorgaben über die Form und den Inhalt der 
Erteilung der Vertretungsmacht zu machen. Werden diese Vorgaben im Einzelfall missach-
tet, so unterliegt die Vollmachterteilung einem Formfehler und ist daher unwirksam.   

Zu Absatz 5 

Nach Absatz 5 erlischt eine unbefristete Vollmacht, sobald der Kontoinhaber das Erlöschen 
gegenüber der Registerverwaltung erklärt. Der Kontoinhaber kann diese Erklärung jederzeit 
für die Zukunft abgeben. Dies entspricht der Regelung des § 170 BGB. Dabei hat der Kon-
toinhaber darauf zu achten, dass mit der Erklärung des Erlöschens der Vollmacht gegen-
über der Registerverwaltung der Dienstleister keinen Zugriff mehr auf die Daten des vor-
mals Vertretenen hat. Dies ist vor allem beim Wechsel des Dienstleisters zu beachten, da-
mit der vormalige Dienstleister die noch ausstehenden Geschäfte abwickeln kann. Da die 
Erteilung der Vertretungsmacht im Wege der Außenvollmacht erfolgt (Absatz 1 Satz 1), 
muss auch die Erklärung über das Erlöschen der Vollmacht gegenüber dem Dritten, also 
der Registerverwaltung erfolgen. Erklärt der Kontoinhaber allein gegenüber dem Dienstleis-
ter, dass die Vollmacht beendet sei, ist dies der Registerverwaltung gegenüber nicht wirk-
sam (§ 171 Absatz 2 BGB). Zwar macht sich der Dienstleister im Innenverhältnis zu dem 
Kontoinhaber möglicherweise schadensersatzpflichtig; nach Entziehung der Vollmacht vor-
genommene Handlungen des Dienstleisters sind Dritten und der Registerverwaltung ge-
genüber jedoch noch wirksam. Wenn Absatz 5 regelt, dass eine nicht befristete Vollmacht 
unter bestimmten Umständen erlischt, so bedeutet dies im Umkehrschluss, dass der Kon-
toinhaber auch eine befristete Vollmacht erteilen kann.  

Zu Absatz 6 

Bevor Dienstleister gegenüber der Registerverwaltung tätig werden können, müssen sie 
sich ebenso wie Kontoinhaber bei der Registerverwaltung registrieren. Dabei gelten die 
Vorschriften für die Registrierung von Kontoinhabern im Herkunftsnachweisregister bezie-
hungsweise im Regionalnachweisregister für Dienstleister entsprechend. Sofern Dienstleis-
ter juristische Personen des privaten oder öffentlichen Rechts oder sonstige rechtsfähige 
Personengesellschaften sind, müssen Dienstleister für ihre Registrierung im Herkunfts-
nachweisregister oder im Regionalnachweisregister also die Daten nach § 6 Absatz 4 über-
mitteln. Bei der Dienstleisterregistrierung im Regionalnachweisregister ist ein erneuter Iden-
titätsnachweis des Dienstleister nach § 7 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 nicht erforderlich, 
wenn der Dienstleister bereits im Herkunftsnachweisregister registriert ist. Umgekehrt gilt 
dies auch: Sollte der Dienstleister zuerst im Regionalnachweisregister registriert worden 
sein und beantragt später auch die Registrierung im Herkunftsnachweisregister, so ist der 
erneute Identitätsnachweis entbehrlich (§ 6 Absatz 3 Satz 5 oder Absatz 4 Satz 5). Dienst-
leister können entsprechend § 6 Absatz 5 unternehmensinterne natürliche Personen als 
Nutzer registrieren, die für sie tätig werden. 

Als actus contrarius zur Registrierung nach den Sätzen 1 und 2 kann der Dienstleister seine 
Tätigkeit als Dienstleister auch wieder aufgeben und dann von Kontoinhabern nicht mehr 
bevollmächtigt werden. Dazu stellt der Dienstleister nach Satz 3 einen Antrag bei der Re-
gisterverwaltung. Die Registerverwaltung beendet daraufhin die Registrierung. Satz 4 regelt 
die Folge der Beendigung. Die Zuordnungen des Dienstleisters zu Kontoinhabern werden 
gelöscht. Im Fall des § 48 greift diese Folge ebenfalls. Sollten nach der Beendigung des 
Dienstleistungsverhältnisses dem ehemaligen Dienstleister noch Ansprüche gegenüber 
dem Kontoinhaber beispielsweise auf Herkunftsnachweise zustehen, hat der ehemalige 
Dienstleister diese im Innenverhältnis gegenüber dem Kontoinhaber geltend zu machen.  
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Zu § 9 (Registrierung von Umweltgutachtern und Umwe ltgutachterorganisationen) 

Zu Absatz 1 

Umweltgutachter und Umweltgutachterorganisationen können sich nur im Herkunftsnach-
weisregister registrieren lassen. Im Regionalnachweisregister haben Umweltgutachter oder 
Umweltgutachterorganisationen keine Funktion; daher haben sie auch keinen Zugang zum 
Register. Eine Registrierung ist stets erforderlich, bevor ein Umweltgutachter oder eine Um-
weltgutachterorganisation im Herkunftsnachweisregister tätig werden darf. Vor einer Re-
gistrierung können die von dem Umweltgutachter oder der Umweltgutachterorganisation 
übermittelten Daten oder Gutachten nicht als Bestätigung nach dieser Verordnung dienen.  

Zu Absatz 2 

Für die Registrierung sind die in Absatz 2 genannten Daten zu übermitteln. Die Daten sind 
aktuell nach § 36 zu halten. Falls die Registerverwaltung ein Verfahren zur Authentifizierung 
bestimmt, ist sie nach Satz 2 berechtigt, die hierfür erforderlichen Daten, die über den Da-
tenkranz des Satzes 1 hinausgehen, zu erheben, zu speichern und zu nutzen. Die Prozesse 
und Vorgänge im Register, die der Authentifizierung bedürfen, legt die Registerverwaltung 
in den Nutzungsbedingungen nach § 51 fest.  

Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 hat der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation für die Ver-
vollständigung des Antrags auf Registrierung der Registerverwaltung Der Nachweis der 
Identität entspricht dem § 6 Absatz 3 Satz 2 und § 6 Absatz 4 Satz 2. Den Nachweis der 
Zulassung erbringen Umweltgutachter und Umweltgutachterorganisationen dadurch, dass 
sie dem Register eine Kopie der Urkunde zusenden, die die Zulassung in einem der in § 2 
Nummer 12 genannten Bereiche enthält. 

Zu Absatz 4 

Hat der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation einen oder mehrere zur 
Teilnahme am Register berechtigende Zulassungsbereiche nach § 2 Nummer 12 Buch-
stabe a verloren, hat der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation dies un-
verzüglich, also ohne schuldhaftes Zögern der Registerverwaltung mitzuteilen. Speziell in 
dem Fall, dass ein Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation die Zulassung 
oder einen Teil der Zulassungsbereiche im Rahmen des UAG-Verfahrens verloren hat, ist 
dies der Registerverwaltung unverzüglich mitzuteilen. Hiervon umfasst ist einerseits die An-
gabe der Änderung im Register, andererseits das Hochladen der aktuellen Zulassungsur-
kunde. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 eröffnet der Registerverwaltung die Möglichkeit, die Registrierung eines Umwelt-
gutachters oder einer Umweltgutachterorganisation zu beenden. Dies kann auf deren An-
trag oder bei Verlust von dessen oder deren letzten für die Teilnahme am Register erfor-
derlichen Zulassungsbereich (siehe § 2 Nummer 12) geschehen. Nach Beendigung der 
Registrierung erlöschen noch bestehende Zuordnungen zu Anlagenbetreibern, die entwe-
der begutachtet oder deren Energiemengen oder biogene Anteile bestätigt werden sollen. 
Im Fall des § 49 (Ausschluss des Umweltgutachters oder der Umweltgutachterorganisation) 
greift diese Folge ebenfalls. 

Der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation können auf Antrag unter der 
Voraussetzung wieder im Register registriert werden, dass zumindest einer der in 
§ 2 Nummer 12 genannten Zulassungsbereiche nachweislich wieder vorhanden ist. Bei der 
erneuten Registrierung sind die in den Absätzen 2 und 3 genannten Daten und Unterlagen 
zu übermitteln und ein Nachweis der Identität zu führen.  

Zu Absatz 6 

Der Absatz 6 regelt die Zusammenarbeit zwischen der Registerverwaltung und der Zulas-
sungsstelle für Umweltgutachter und Umweltgutachterorganisationen, die nach § 15 Absatz 
9 UAG auch die Aufsicht über diese wahrnimmt, wenn sie Tätigkeiten aufgrund anderer 
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gesetzlicher Regelungen wahrnehmen. Auf der Grundlage des § 16 UAG kann die Auf-
sichtsstelle die jeweils notwendigen Maßnahmen ergreifen. So kann sie zum Beispiel bei 
fehlender Zuverlässigkeit im Hinblick auf Tätigkeiten nach dieser Verordnung Anordnungen 
treffen oder die Fortführung der Tätigkeiten so lange untersagen, bis Anordnungen befolgt 
werden. Unberührt bleibt ohnehin die Möglichkeit der Entziehung der Zulassung als Um-
weltgutachter oder als Umweltgutachterorganisation nach § 17 UAG.  

Zu Abschnitt 2 (Ausstellung und Inhalte von Herkunf tsnachweisen und 
Regionalnachweisen, Registrierung von Anlagen) 

Abschnitt 2 regelt die Ausstellung von Herkunftsnachweisen und Regionalnachweisen und 
die Registrierung von Anlagen durch die Registerverwaltung. Die Entscheidung über die 
Ausstellung von Herkunftsnachweisen oder Regionalnachweisen stellt einen Verwaltungs-
akt dar, der einzelne Herkunftsnachweis oder Regionalnachweis an sich ist kein Verwal-
tungsakt, sondern Ergebnis der Verwaltungsentscheidung. Der Regelungswille, den die Re-
gisterverwaltung bildet, manifestiert sich erstmalig in der Mitteilung an den Kontoinhaber 
mittels des Kommunikationssystems nach § 3 als Publizitätsakt mit dem Inhalt, dass und in 
welcher Menge Herkunftsnachweise oder Regionalnachweise ausgestellt werden. Auch die 
Anlagenregistrierung durch die Registerverwaltung ist ein Verwaltungsakt. 

Zu Unterabschnitt 1 (Ausstellung von Herkunftsnachw eisen) 

Unterabschnitt 1 regelt die Ausstellung von Herkunftsnachweisen durch die Registerver-
waltung. 

Zu § 10 (Voraussetzungen für die Ausstellung von He rkunftsnachweisen) 

§ 10 regelt die Voraussetzungen für die Ausstellung von Herkunftsnachweisen. Die Regis-
terverwaltung stellt beantragte Herkunftsnachweise im Regelfall einmal im Monat aus. Da-
mit korrespondiert die Regelung des § 15 Absatz 2. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält die Bedingungen für die Ausstellung eines Herkunftsnachweises. Allge-
meine Voraussetzung ist zunächst der Antrag des Betreibers der Anlage auf Ausstellung. 
Wenn die Voraussetzungen für die Ausstellung vorliegen, wird der Herkunftsnachweis dem 
Konto des Antragstellers zugeordnet. Dabei berücksichtigt die Registerverwaltung nur die 
netto produzierte Strommenge beispielsweise abzüglich etwaiger Verbräuche, Trafo- oder 
Wandlerverluste vor der Netzeinspeisung. Nur die netto in das Netz eingespeiste Strom-
menge kann im Sinne des § 79 Absatz 5 an Letztverbraucher geliefert werden. 

Die abzuziehenden Verbräuche erfassen dabei den von der Anlage produzierten Strom, 
der vor der Netzeinspeisung zum Betrieb der Anlage (Betrieb einer Pumpe zur Erhöhung 
des Niveauunterschieds bei einem Wasserkraftwerk; Trocknung der Biomasse) zurückge-
leitet wird, sowie den nicht von der Anlagen produzierten, sondern direkt aus dem Netz 
bezogenen und über einen Zähler mit einem Elektrizitätsversorgungsunternehmen abge-
rechneten Strom. Letzteres entspricht dem Begriff der Nettoleistung des VGB-Standard-S-
002-T-01;2012-04.DE „Elektrizitätswirtschaftliche Grundbegriffe“ sowie Ziffer 11.1.2 der 
DIN EN 16325. Diese Abkehr vom bisherigen Vorgehen erklärt sich daraus, dass ansonsten 
Strom unbekannter Herkunft zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien genutzt 
werden könnte, der zwar die Gesamtbilanz der Erzeugungseigenschaften in Richtung er-
neuerbarer Energien verschiebt, jedoch keine MWh an Strom „produziert“, sondern nur de-
ren Eigenschaft verändert. Da Artikel 15 Absatz 2 Satz 1 der Richtlinie 2009/28/EG verlangt, 
dass die Mitgliedstaaten einem „Produzenten von Elektrizität aus erneuerbaren Energie-
quellen“ und nach Artikel 15 Absatz 2 Satz 5 der Richtlinie 2009/28/EG für „jede Einheit 
erzeugte Energie“ ein Herkunftsnachweis ausgestellt wird, kommt es für die Ausstellung 
von Herkunftsnachweisen nicht nur auf die Erzeugungsart „aus erneuerbaren Energien“, 
sondern auch darauf an, dass überhaupt Elektrizität produziert wurde.  

Der Antrag auf einen Herkunftsnachweis kann nur durch den Anlagenbetreiber gestellt wer-
den, wobei eine Vertretung durch einen Dienstleister möglich ist. Auch die Verbuchung des 
Herkunftsnachweises kann nur zugunsten des Anlagenbetreibers erfolgen. Außerdem 
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muss der Anlagenbetreiber, der den Antrag stellt, ein Herkunftsnachweiskonto bei der Re-
gisterverwaltung eröffnet haben, dem die Anlage, für deren Strom Herkunftsnachweise aus-
gestellt werden sollen, zugeordnet ist. 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 muss die Anlage, für deren Strom Herkunftsnachweise ausgestellt werden 
sollen, bei der Registerverwaltung registriert sein. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 stellt klar, dass der Strom, für den Herkunftsnachweise ausgestellt werden sol-
len, aus erneuerbaren Energien gewonnen werden muss. Weiterhin ist eine Ausstellung 
von Herkunftsnachweisen nur für Strommengen möglich, die zeitlich ab dem ersten Tag 
des Kalendermonats, in dem die Anlage registriert wurde, erzeugt wurden. Der zweite Teil-
satz betrifft Biomasseanlagen. Betroffen sind reine Biomasseanlagen und Mischfeuerungs-
anlagen nach Nummer 8. Bei diesen muss ein Umweltgutachter oder eine Umweltgut-
achterorganisation einmal im Kalenderjahr die in der Anlage produzierte Strommenge und 
die Anteile erneuerbarer Energien am Energiegehalt der eingesetzten Brennstoffe ermitteln 
(§ 40 Absatz 1 Satz 1). Lässt der Anlagenbetreiber diese Frist verstreichen, so gilt die 
Strommenge des betreffenden Begutachtungsjahres als nicht aus erneuerbaren Energien 
produziert. Die Registerverwaltung wird dann den Antrag auf Ausstellung ablehnen und für 
bereits ausgestellte Herkunftsnachweise gegebenenfalls weitere Maßnahmen nach den §§ 
13 und 30 ergreifen. Weiterhin betroffen sind Biomasseanlagen, bei denen zudem die 
Pflicht besteht, dass der Anlagenbetreiber einmal im Kalenderjahr die Anlage durch einen 
Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation in Augenschein nehmen lässt (§ 
40 Absatz 3 Satz 3) und der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation das 
Datum der Inaugenscheinnahme in das Herkunftsnachweisregister einzutragen hat (§ 40 
Absatz 3 Satz 4). Erfolgt dies für ein Kalenderjahr nicht, sind die Strommengen des betref-
fenden Kalenderjahres als nicht aus erneuerbaren Energien produziert, so dass für sie 
keine Herkunftsnachweise ausgestellt werden können. Die Rechtsfolge ergibt sich dann 
ebenfalls gegebenenfalls aus den §§ 13 und 30. 

Zu Nummer 3 

Nach Nummer 3 wird der Herkunftsnachweis für die von der Anlage erzeugte und in das 
Netz eingespeiste Strommenge ausgestellt. Gemeint ist mit dem Netz, in das der Strom 
eingespeist wird, grundsätzlich das Netz der allgemeinen Versorgung (§ 3 Nummer 35 EEG 
2017). Es kann sich jedoch auch um ein Arealnetz oder das Übertragungsnetz handeln, 
falls beispielsweise ein Windpark direkt in das Transportnetz einspeist.  

Die Registerverwaltung stellt grundsätzlich dann für vor der Netzeinspeisung verbrauchten 
Strom Herkunftsnachweise aus, wenn ein vom Anlagenbetreiber personenverschiedener 
Letztverbraucher den Strom aus der registrierten Erneuerbare-Energien-Anlage für sich 
verbraucht und die Pflicht besteht, dem Letztverbraucher für diesen gelieferten und ver-
brauchten Strom ein Stromkennzeichen gemäß § 42 EnWG zu erstellen. In solchen Fällen 
können unter Umständen und im Einzelfall auch Kundenanlagen (§ 3 Nummer 24a EnWG) 
und Kundenanlagen zur betrieblichen Eigenversorgung (§ 3 Nummer 24b EnWG) sowie 
geschlossene Verteilernetze (§ 110 EnWG) Netze im Sinne des § 7 sein. 

Als „von der Anlage erzeugte und ins Netz eingespeiste Strommenge“ gilt nicht der Strom, 
den die Anlage erzeugt und – bevor dieser in das Netz der allgemeinen Versorgung einge-
speist wird – selber wieder für die Stromerzeugung in der Anlage verbraucht, beispielsweise 
für die Trocknung genutzter Biomasse oder den Betrieb technischer Einrichtungen in einer 
Windenergieanlage. In diesem Falle besteht regelmäßig Personenidentität zwischen Anla-
genbetreiber (§ 3 Nummer 2 EEG 2017) und Letztverbraucher (§ 3 Nummer 33 EEG 2017) 
und damit Eigenversorgung (§ 3 Nummer 19 EEG 2017). Diese Strommenge wird nicht in 
das Netz eingespeist, steht damit für eine Stromlieferung an andere Letztverbraucher sowie 
die Berücksichtigung in einem Stromkennzeichen nicht zur Verfügung. Herkunftsnachweise 
stellt die Registerverwaltung für diesen eigenverbrauchten Strom nicht aus. Dies gilt eben-
falls für die Konstellation, in der der Verbrauch des in der Anlage erzeugten Stroms zwar 



 - 83 - Bearbeitungsstand: 17.07.2017  13:57 Uhr 

nicht für die Stromerzeugung als solche zwingend erforderlich ist, jedoch für Nebeneinrich-
tungen erfolgt, die den in der Anlage erzeugten Strom nutzen, ohne dass dieser vorab durch 
das Netz der allgemeinen Versorgung fließt. Beispiele hierfür sind die Befeuerung einer 
Windenergieanlage, die nicht in Rechnung gestellte Stromversorgung einer Hausmeister-
wohnung an einer Wasserkraftanlage oder der Betrieb einer – auch mehrere Kilometer ent-
fernt auf einem anderen Grundstück stehenden – Pumpe, die den Grundwasserspiegel 
flussaufwärts einer Wasserkraftanlage regulieren soll. Auch in solchen Fällen erlangt der 
Strom grundsätzlich keine Herkunftsnachweise, da der im Regelfall mit dem Anlagenbetrei-
ber identische Letztverbraucher diesen Strom, der in der Erzeugungsanlage produziert 
wird, dann jedoch durch kein Netz der allgemeinen Versorgung fließt, verbraucht. Es fehlt 
auch hier für die Ausstellung von Herkunftsnachweisen an der erforderlichen Netzeinspei-
sung. Ebenfalls abzuziehen von der Strommenge, die Herkunftsnachweise erlangt, ist der 
Stromverbrauch der Anlage, der von dritten Stromlieferanten bezogen wird, bei der also im 
Gegensatz zur Konstellation „Anlageneigenverbrauch“ der Anlagenverbrauch nicht durch 
den selbst erzeugten, sondern durch fremd bezogenen Strom gedeckt wird. Darauf weist 
der Begriff „netto“ im Einleitungssatz des § 10 Absatz 1 hin. 

Die Ausstellung der Herkunftsnachweise kann grundsätzlich nur erfolgen, wenn die Infor-
mation über die erzeugten Strommengen durch den zuständigen Netzbetreiber – oder nach 
Maßgabe des § 39 Absatz 3 durch den Arealnetzbetreiber – zuvor übermittelt wurde. Dabei 
teilt der Netzbetreiber die Daten mit, auf deren Basis die Registerverwaltung diese Strom-
menge berechnet. Über die Mitteilungspflicht der Netzbetreiber wird sichergestellt, dass ein 
von dem Anlagenbetreiber unabhängiger Dritter die erzeugten Strommengen meldet. Eine 
Ausnahme gilt lediglich beispielsweise für Strom aus Pumpspeicherkraftwerken, bei reinen 
Biomasseanlagen, Mischfeuerungsanlagen sowie bei Grenzkraftwerken mit Staatsvertrag, 
bei denen der Anlagenbetreiber die produzierten Strommengen mitteilt. 

Zu Nummer 4  

Die Nummern 4 bis 6 dienen der konsequenten Umsetzung des Doppelvermarktungsver-
bots. Nach Nummer 4 muss zunächst sichergestellt sein, dass für den Strom zuvor noch 
kein Herkunftsnachweis ausgestellt wurde. Außerdem muss gewährleistet sein, dass auch 
kein sonstiger für die Stromkennzeichnung oder ein anderes Verfahren zum Ausweis einer 
Stromlieferung aus erneuerbaren Energien im Inland oder Ausland verwendbarer Nachweis 
ausgestellt worden ist. Hierunter können etwa Nachweise fallen, die durch private Organi-
sationen im Inland oder Ausland mit dem Zweck ausgestellt wurden, die besondere Eigen-
schaft des Stroms als Strom aus erneuerbaren Energien zu nutzen. Nachhaltigkeitsnach-
weise oder Nachhaltigkeits-Teilnachweise, die im Rahmen der Biomassestrom-Nachhaltig-
keitsverordnung vom 23. Juli 2009 (BGBl. I S. 2174), die zuletzt durch Artikel 125 des Ge-
setzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert worden ist, ausgestellt werden, dienen 
nicht der Stromkennzeichnung im Sinne dieser Verordnung, sondern als Nachweis der sich 
aus Artikel 17 Absatz 2 bis 5 der Richtlinie 2009/28/EG ergebenden Nachhaltigkeitskriterien 
für Bioenergie. Sie sind hier daher nicht erfasst. 

Zu Nummer 5 

Nummer 5 schließt aus, dass die Registerverwaltung einen Herkunftsnachweis für eine 
Strommenge ausstellt, für die das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle bereits 
einen Herkunftsnachweis nach § 31 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes wegen der Er-
zeugung in einer hocheffizienten KWK-Anlage ausgestellt hat. 

Zu Nummer 6  

Nach Nummer 6 wird außerdem der – bereits in § 79 EEG 2017 angelegte – Grundsatz 
umgesetzt, dass die Ausstellung von Herkunftsnachweisen nicht für Strommengen erfolgt, 
für die eine Zahlung nach § 19 oder § 50 EEG 2017 in Anspruch genommen wird. Die 
Bestätigung, dass eine solche Zahlung nach dem EEG nicht beansprucht wurde, erfolgt 
gemäß § 38 regelmäßig durch den Netzbetreiber, dem diese Information vorliegt, weil er 
gesetzlich zur Auszahlung der EEG-Förderung verpflichtet ist. In Ausnahmefällen kann bei-
spielsweise auch der Anlagenbetreiber berechtigt und verpflichtet sein, diese Information 
mitzuteilen. 
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Zu Nummer 7 

Nummer 7 stellt klar, dass ein Herkunftsnachweis nicht ausgestellt wird, wenn zwölf oder 
mehr Monate seit dem Ende des Erzeugungszeitraums vergangen sind. Denn dann müsste 
der Herkunftsnachweis unmittelbar nach der Ausstellung nach § 32 für verfallen erklärt wer-
den.  

Zu Nummer 8 

Nummer 8 stellt eine besonders strenge Nachweisvoraussetzung für reine Biomasseanla-
gen und Mischfeuerungsanlagen auf. Neu gegenüber der bisherigen Fassung der HkRNDV 
ist, dass auch reine Biomasseanlagen in die Regelung miteinbezogen werden, d. h. der 
vorherigen Gutachterpflicht unterliegen. Im Gegenzug entfällt die nachträgliche Bestätigung 
der Strommengen und eingesetzten Brennstoffe. Die strengeren Nachweisvoraussetzun-
gen sind hier gerechtfertigt, da bei diesen Anlagen der Nachweis vergleichsweise komplex 
ist. Für die Anlagen nach Nummer 8 hat der Umweltgutachter oder die Umweltgutachteror-
ganisation zunächst die im Register enthaltene Strommenge zu verifizieren; der Maßstab 
ist dabei weder die erste Ist-Einspeisemeldung des Netzbetreibers noch die abschließende 
Korrektur-Bilanzkreisabrechnung nach Ziffer 2.7 der Mitteilung Nummer 1 zur Festlegung 
„Marktregeln für die Durchführung der Bilanzkreisabrechnung Strom (MaBiS)“ der Be-
schlusskammer 6 der Bundesnetzagentur, Az.: BK6-07-002 vom 29.09.2009, sondern eine 
Strommenge, wie sie der Netzbetreiber nach einem ersten Clearing um den 8. Werktag 
nach dem Liefermonat feststellte. Zudem ist durch ein Umweltgutachten nachzuweisen, 
dass die Strommenge, für die die Ausstellung von Herkunftsnachweisen beantragt wird, in 
der registrierten Anlage aus erneuerbaren Energien und zeitlich ab dem ersten Tag des 
Monats der Registrierung der Anlage erzeugt wurde (siehe Nummer 2). Maßstab für diese 
Ermittlung der biogenen Anteile des eingesetzten Energieträgers sind die dem Umweltgut-
achter oder der Umweltgutachterorganisation im Zeitpunkt der Begutachtung des jeweiligen 
Monats vorliegenden Unterlagen. 

Zu Nummer 9 

Nummer 9 sieht unter anderem eine besondere Kontrolle der Daten nach § 38 Absatz 3 bis 
5 vor, die der Registerverwaltung von den Anlagenbetreibern übermittelt wurden. Sofern es 
um Strommengen aus Anlagen mit einer installierten Leistung ab 250 kW geht, trifft den 
Anlagenbetreiber die Pflicht, die der Registerverwaltung übermittelten Daten durch einen 
Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation bestätigen zu lassen. Dadurch 
soll eine größere Verlässlichkeit der Daten gewährleistet werden. Dies gilt insbesondere für 
Fälle, in denen eine enge rechtliche Verbindung oder gar Personenidentität zwischen An-
lagenbetreiber und Betreiber des Netzes oder der Direktleitung besteht. Biomasseanlagen, 
Pumpspeicherkraftwerke und Grenzkraftwerke sind von der Begutachtungspflicht ausge-
nommen. 

Zu Nummer 10  

Schließlich darf nach Nummer 10 die Ausstellung von Herkunftsnachweisen nicht die Si-
cherheit, Richtigkeit oder Zuverlässigkeit des Registers gefährden. Durch diese General-
klausel kann die Ausstellung von Herkunftsnachweisen in besonderen Einzelfällen abge-
lehnt werden, in denen etwa ein falscher Nachweis auszustellen wäre oder zumindest ein 
begründeter Verdacht für einen Verstoß gegen die Sicherheit, Richtigkeit oder Zuverlässig-
keit des Registers besteht. Satz 2 konkretisiert die Ausstellungsvoraussetzung nach Num-
mer 10 mit zwei Regelbeispielen. Eine die Ausstellung hindernde Gefährdung der Sicher-
heit, Richtigkeit oder Zuverlässigkeit des Herkunftsnachweisregisters liegt danach in der 
Regel vor, wenn in der Person des Antragstellers ein Grund für die Kontosperrung nach § 
47 oder den Registerausschluss nach § 49 vorliegt. 

Zu Absatz 2  

Nach Absatz 2 ist auch ein so genannter Ex-ante-Antrag möglich, bei dem der Antrag auf 
die Ausstellung von Herkunftsnachweisen vor Erzeugung der entsprechenden Strommenge 
erfolgt. Damit ist es etwa auch zulässig, dass ein Anlagenbetreiber einmalig einen Antrag 
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auf Herkunftsnachweise stellt, der dann für einen längeren Zeitraum gilt und die regelmä-
ßige Ausstellung von Herkunftsnachweisen umfasst („Antrags-Abonnement“). Bei Bio-
masseanlagen und Mischfeuerungsanlagen mit mehr als 100 Kilowatt (kW) installierter 
Leistung, bei Pumpspeicherkraftwerken im Sinne des § 11, ist zu beachten, dass der Anla-
genbetreiber den Antrag zwar auch vor der Bestätigung durch den Umweltgutachter oder 
die Umweltgutachterorganisation stellen kann, doch wird die Registerverwaltung diesen 
nicht bearbeiten, da die zu dessen positiver Bescheidung erforderlichen Voraussetzungen 
noch nicht alle erfüllt sind. 

Zu Absatz 3  

Absatz 3 Satz 1 verpflichtet die Anlagenbetreiber dazu anzugeben, ob und gegebenenfalls 
in welcher Art und in welchem Umfang die Strommenge, für die Herkunftsnachweise bean-
tragt werden, staatlich gefördert wurde. Die Angabe ist eine europarechtlich vorgegebene 
Pflichtangabe, die der Herkunftsnachweis enthalten muss (Artikel 15 Absatz 6 Buchstabe d 
der Richtlinie 2009/28/EG). Artikel 2 Buchstabe k der Richtlinie 2009/28/EG definiert den 
Begriff der Förderregelung.  

Zu Absatz 4 

Absatz 4 enthält Verbote der Doppelverwertung. Nummer 1 verbietet die Beantragung eines 
Herkunftsnachweises für Strommengen, die bereits nach § 19 oder § 50 EEG 2017 geför-
dert wurden. Dem Anlagenbetreiber ist es nach Nummer 2 nicht gestattet, für Strom, für 
den bereits ein Herkunftsnachweis nach § 31 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes ausge-
stellt wurde, Herkunftsnachweise nach dieser Verordnung zu beantragen. Auch für den Fall, 
dass für die erzeugte Strommenge ein anderer Nachweis im In- oder Ausland, der auch der 
Stromkennzeichnung dienen kann, ausgestellt wurde, ist die Beantragung eines Herkunfts-
nachweises nach dieser Verordnung untersagt. Nummer 3 verbietet darüber hinaus die Be-
antragung von Herkunftsnachweisen für Strom, der in nichtregistrierten Anlagen oder nicht 
aus erneuerbaren Energien erzeugt wurde. Nummer 4 untersagt die Beantragung eines 
Herkunftsnachweises für die Strommenge, die nach Mitteilung der Registerverwaltung zum 
Ausgleich des negativen Vortrags gemäß § 13 genutzt werden soll. Die Verbotsnormen des 
Absatzes 4 sind zusätzlich nach § 46 Absatz 1 Nummer 1 als Ordnungswidrigkeit bewehrt. 

Zu Absatz 5 

Durch den Anlagenbetreiber, der mindestens zwei Anlagen vor einem ihm gehörenden 
Speicher betreibt, der sich wiederum vor dem Netz befindet, ist dies gegenüber der Regis-
terverwaltung anzuzeigen. Daneben sind die in den Speicher einspeisenden Anlagen mit 
diesem zu verknüpfen. Die einspeisenden Anlagen müssen separat registriert werden, in 
den Speicher eingespeiste Strommengen erhalten keine Herkunftsnachweise. Als mögliche 
Anlagenkonstellation kommt auch die Einspeisung in den Speicher durch Anlagen unter-
schiedlicher Energieträger in Betracht. Die Strommengendaten müssen nach Satz 3 durch 
den Anlagen- und Speicherbetreiber entsprechend § 39 Absatz 3 bis 7 angegeben werden. 

Satz 2 regelt, wie die Verrechnung der jeweils in den Speicher eingespeisten sowie der ins 
Netz eingespeisten Strommengen unter Berücksichtigung der Verlustströme erfolgt. Die 
Verrechnung ist im  folgenden Schema illustriert. 
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Zu § 11 (Ausstellung von Herkunftsnachweisen für St rom aus 
Pumpspeicherkraftwerken und aus Laufwasserkraftwerk en mit Pumpbetrieb ohne 
Speicherung) 

§ 11 regelt die Ausstellung von Herkunftsnachweisen für Pumpspeicherkraftwerke sowie 
für Laufwasserkraftwerke, die mittels Pumpbetrieb den für die Stromerzeugung erforderli-
chen Pegelunterschied vor und hinter dem Wehr regulieren können. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält den Grundsatz zur Ermittlung der Strommenge aus erneuerbaren Ener-
gien, die in Pumpspeicherkraftwerken mit natürlichen Zuflüssen und in Laufwasserkraftwer-
ken, die mittels Pumpbetrieb den Pegelunterschied regulieren können, gewonnen wird. Für 
Pumpspeicherkraftwerke ohne natürliche Zuflüsse kommt die Ausstellung von Herkunfts-
nachweisen nicht in Betracht, da es sich bei dem in diesen Kraftwerken gewonnenen Strom 
nicht um Strom aus erneuerbaren Energien handelt. 

Bei den beiden von § 11 erfassten Arten der Stromerzeugung aus Wasserkraft stellt sich 
das Problem, dass ein Teil des Stroms unmittelbar aus erneuerbaren Energien gewonnen 
wird, nämlich der Strom, der dem Wasser aus den natürlichen Zuflüssen oder dem natürli-
chen Fließverhalten des Flusses, den § 11 auch als „natürlichen Zufluss“ beschreibt, zuzu-
ordnen ist. Für den Teil des Stroms, der aus der Menge des gepumpten und danach turbi-
nierten Wassers – in den Hochspeicher oder flussaufwärts vor das Wehr – gewonnen wird, 
können keine Herkunftsnachweise ausgestellt werden. Diese Strommenge ist also von der 
in dem Wasserkraftwerk insgesamt erzeugten Strommenge abzuziehen. Diese Abkehr von 
der Berechnung nach der abgelösten Fassung dieser Verordnung beruht auf Vorgaben der 
EECS-Regeln (European Energy Certificate System) der Association of Issuing Bodies. Die 
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aufgewendete Pumpenergie wird als Hilfsenergie angesehen und muss somit in Abzug ge-
bracht werden. Dabei ist die Art der Energiequelle für den Pumpbetrieb nicht relevant. 

Zu Absatz 2  

Satz 1 bestimmt die Methode für die Berechnung der Strommenge, für die nach Absatz 1 
Herkunftsnachweise ausgestellt werden können. Danach ist die Strommenge, für die der 
Anlagenbetreiber Herkunftsnachweise erlangen kann, das Ergebnis der Subtraktion der für 
den Pumpbetrieb aufgewendeten Strommenge von der gesamten im Wasserkraftwerk nach 
Absatz 1 erzeugten Strommenge. Nach Satz 2 ist es zunächst irrelevant, woher der für den 
Pumpbetrieb genutzte Strom stammt. Dieser kann direkt aus der in der Anlage erzeugten 
Strommenge stammen oder aber aus dem Netz bezogen werden. Weiterhin ist es irrele-
vant, ob die Leistung des Wasserkraftwerks durch eine möglicherweise weit entfernt gele-
gene Pumpe gestützt oder ermöglicht wird. Die eingesetzte Hilfsenergie für die Pumpe 
muss für die Ausstellung von Herkunftsnachweisen in Abzug gebracht werden. 

Zu Absatz 3  

Absatz 3 ermöglicht es dem Anlagenbetreiber, einen Wirkungsgradfaktor anzusetzen, um 
den Energieverlust, der durch den Pumpbetrieb entsteht, von der erzeugten Strommenge 
zu subtrahieren. Es ist dem Anlagenbetreiber freigestellt, durch die Übermittlung einer Be-
stätigung eines Umweltgutachters oder einer Umweltgutachterorganisation einen Wir-
kungsgrad <1 der Pumpe nachzuweisen, der dann für die Berechnung der Strommenge als 
Faktor verwendet wird. Bei dem Betrieb der Pumpe entstehen Energieverluste, die sich 
nicht in der Menge des hochgepumpten Wassers widerspiegeln. Im Fall einer ineffizienten 
Pumpe können diese – durch den Umweltgutachter bestätigt – mit einem Wirkungsgrad <1 
adressiert und in der Menge der auszustellenden Herkunftsnachweise durch Multiplikation 
mit der für den Pumpbetrieb aufgewendeten Strommenge insgesamt positiv berücksichtigt 
werden. Dies sichert, dass die Registerverwaltung tatsächlich für die aus erneuerbaren 
Energien produzierten Strommengen Herkunftsnachweise ausstellt. 

Zu Absatz 4  

Absatz 4 verpflichtet den Betreiber von Pumpspeicherkraftwerken und von Laufwasserkraft-
werken mit Pumpbetrieb, die für den Pumpbetrieb bezogene Strommenge sowie die nach 
den Absätzen 1 bis 3 zu berechnende, für die Ausstellung von Herkunftsnachweisen rele-
vante Strommenge selbst an die Registerverwaltung zu übermitteln. Dies ist notwendig, da 
den Netzbetreibern der Anteil an Pumpstrom an der Gesamtstrommenge, die eingespeist 
worden ist, nicht bekannt ist. Da in diesem Fall kein Dritter, sondern der Anlagenbetreiber 
selbst die Strommengendaten übermittelt, ist die Bestätigung dieser Daten durch einen Um-
weltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation vor der Ausstellung der Herkunfts-
nachweise erforderlich. Ein Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation muss 
von der Menge der produzierten Elektrizität die Menge des für die Pumpe aufgewendeten 
Stroms abziehen und bestätigt der Registerverwaltung die für die Ausstellung von Her-
kunftsnachweisen relevante Menge produzierten Stroms aus natürlichem Zufluss. 

Zu § 12 (Ausstellung von Herkunftsnachweisen für St rom aus Grenzkraftwerken) 

§ 12 stellt Sonderregelungen für Grenzkraftwerke auf. Nach § 5 Absatz 1 EEG 2017 gilt das 
EEG 2017, auf dem diese Verordnung beruht, für Anlagen, wenn und soweit die Erzeugung 
des Stroms im Bundesgebiet einschließlich der deutschen ausschließlichen Wirtschafts-
zone erfolgt. Dabei sieht der Gesetzgeber wegen des weiten Anlagenbegriffs die Geltung 
des EEG 2017 grundsätzlich auch für solche Anlagen vor, bei denen sich nicht nur die 
Stromerzeugungseinrichtungen, sondern lediglich die übrigen zur Stromerzeugung notwen-
digen Einrichtungen, wie etwa Wehranlagen, im Geltungsbereich des EEG 2017 befinden. 
Damit beseitigte der Gesetzgeber eine bestehende Rechtsunsicherheit für Anlagen, die 
sich nicht ausschließlich im Bundesgebiet befinden (BT-Drs. 18/1891, Seite 200). Hieran 
knüpft § 12 an. Die Anwendbarkeit des EEG sagt dabei noch nichts darüber aus, für welche 
Strommenge Herkunftsnachweise ausgestellt werden können. 



 - 88 - Bearbeitungsstand: 17.07.2017  13:57 Uhr 

Zu Absatz 1 

Satz 1 stellt die Grundregel auf, dass die Registerverwaltung für Strom aus solchen Grenz-
kraftwerken Herkunftsnachweise ausstellt, falls diese Kraftwerke aus erneuerbaren Ener-
gien, beispielsweise Wasserenergie, Strom produzieren, und zwar für die Strommenge, die 
dem deutschen Staat völkervertraglich zugeordnet ist. Bau und Betrieb der Grenzkraftwerke 
beruhen grundsätzlich auf einem Staatsvertrag, einem völkerrechtlichen Vertrag oder auf 
einer Konzession, die auf einem Staatsvertrag beruht. Diese Verträge ordnen den in der 
Anlage produzierten Strom den beiden beteiligten Staaten zu. Die vertragliche Zuordnung 
geht dabei als Spezialregelung der Geltung des EEG vor (BT-Drs. 18/1891, Seite 200; BT-
Drs. 16/8148, Seite 38). Für die Ausstellung der Herkunftsnachweise ist es daher irrelevant, 
welche Strommengen tatsächlich in das deutsche Netz eingespeist werden. Die Register-
verwaltung stellt Herkunftsnachweise in der Menge aus, die der Gesamtmenge abzüglich 
der dem ausländischen Staat völkervertraglich oder per Staatsvertrag zugeordneten Strom-
menge entspricht. Es ist insofern wegen der Spezialität der völkervertraglichen Regelung 
sogar irrelevant, dass einige der Anlagen faktisch über keine direkte Anbindung an das 
deutsche Stromnetz verfügen oder den produzierten Strom ausschließlich in das deutsche 
Stromnetz einspeisen. Der Betreiber solcher Anlagen kann dennoch in der Menge, wie der 
völkerrechtliche oder Staatsvertrag Deutschland den Strom zuordnet, Herkunftsnachweise 
erlangen. Aus Satz 2 folgt, dass eine lediglich zwischen den Betreibern geschlossene Ver-
einbarung über die Zuordnung des Stroms nicht ausreichend ist. Es muss sich vielmehr um 
eine Vereinbarung über die Zuweisung von Strommengen aufgrund eines völkerrechtlichen 
Vertrags oder einer Konzession, die auf einem solchen Vertrag beruht, handeln. Satz 3 
stellt eine Anlage, die auf der Grenze der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone 
Deutschlands mit derjenigen eines anderen Staates steht, dem Grenzkraftwerk nach Satz 
1 gleich. Hier ist vor allem an Offshore-Windparks zu denken. Nach Satz 4 ist es möglich, 
dass die Registerverwaltung eine von der Regel der Verteilung des Stroms nach Satz 1 
abweichende Regelung treffen kann. Dies kann darauf beruhen, dass die andere betroffene 
ausländische registerführende Stelle für eine andere Strommenge Herkunftsnachweise 
ausstellt als für die nach dem Staats- oder völkerrechtlichen Vertrag oder der Konzession 
zugeordnete Menge. Um hier die nach der Richtlinie 2009/28/EG verbotene doppelte Aus-
stellung von Herkunftsnachweisen für eine Megawattstunde Strom auszuschließen, bedarf 
es im Einzelfall und in Abstimmung mit der registerführenden Stelle des anderen Staates 
des Abweichens von der Vorgabe des Satzes 1. Eine Abweichung nach Satz 4 gibt die 
Registerverwaltung nach Satz 5 in den Nutzungsbedingungen nach § 51 bekannt.  

Zu Absatz 2  

Da in dem Fall eines Grenzkraftwerks der deutsche Netzbetreiber in den wenigsten Fällen 
Kenntnis von der in dem Kraftwerk produzierten Strommenge hat, muss der Betreiber des 
Grenzkraftwerks der Registerverwaltung die Strommengen direkt mitteilen. Dabei handelt 
es sich um die Strommenge, die sich nach Abzug der dem ausländischen Staat zustehende 
Strommenge ergibt. 

Zu Absatz 3 

Im Regelfall wird es für die Zuordnung der in einem Grenzkraftwerk produzierten Strom-
menge einen völkerrechtlichen Vertrag oder eine Konzession geben. Für den Fall, dass 
solche Verträge und Konzessionen fehlen, regelt Satz 1, dass die Registerverwaltung nur 
für die Strommenge aus erneuerbaren Energien Herkunftsnachweise ausstellt, die in Ge-
neratoren produziert wurde, die auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland oder in-
nerhalb deren ausschließlicher Wirtschaftszone liegen, und in das deutsche Netz einge-
speist wurde. Für diese Strommenge aktualisiert sich dann nach Satz 2 die Pflicht des Netz-
betreibers für die allgemeine Versorgung nach § 39, der Registerverwaltung die relevanten 
Strommengen mitzuteilen.  

Zu § 13 (Verweigerung der Ausstellung von Herkunfts nachweisen ohne 
entsprechende Stromerzeugung) 

Absatz 1 ermöglicht es der Registerverwaltung, die Ausstellung von Herkunftsnachweisen 
abzulehnen, wenn dem Anlagenbetreiber zu einem früheren Zeitpunkt Herkunftsnachweise 
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ausgestellt wurden, ohne dass der Ausstellung die Erzeugung einer entsprechenden Strom-
menge aus erneuerbaren Energien zugrunde gelegen hat und die Herkunftsnachweise be-
reits vom Konto des Anlagenbetreibers übertragen worden sind. Der so durch den Vergleich 
der tatsächlich produzierten mit der im Register hinterlegten Strommenge errechnete „ne-
gative Vortrag“ muss durch den Anlagenbetreiber zunächst abgebaut werden, bevor die 
Registerverwaltung neue Herkunftsnachweise ausstellen wird. Der Abbau kann dabei nach 
Absatz 2 nur mit solchen Strommengen aus der betroffenen Anlage erfolgen, für die der 
Anlagenbetreiber grundsätzlich nach § 10 Absatz 1 berechtigt wäre, Herkunftsnachweise 
zu erhalten. Der Anlagenbetreiber kann den negativen Vortrag jederzeit in seinem Konto 
nachvollziehen und dadurch feststellen, welche Strommenge auszugleichen ist. Übertra-
gene Herkunftsnachweise, die bereits in den Verkehr gebracht worden sind, werden durch 
die Regelung nicht berührt, da für sie Vertrauensschutz gilt. Der negative Vortrag ist, um 
Missbrauch auszuschließen, der Anlage unbefristet zugeordnet. 

Zu § 14 (Inhalte des Herkunftsnachweises) 

Zu Absatz 1 

§ 14 Absatz 1 regelt, welche weiteren Inhalte neben den Vorgaben in § 9 EEV die von der 
Registerverwaltung ausgestellten Herkunftsnachweise erhalten. Weitere Angaben, bei-
spielsweise CO2 Emissionen, können nicht Inhalt des Herkunftsnachweises sein, sofern sie 
nicht ausdrücklich zugelassen sind. 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 ist auf dem Herkunftsnachweis die Registerverwaltung als ausstellende 
Stelle anzugeben. Dies ist insbesondere erforderlich, wenn der Herkunftsnachweis in einen 
anderen Staat übertragen wird. 

Zu Nummer 2  

Nach Nummer 2 ist die von der Registerverwaltung im Rahmen der Anlagenregistrierung 
vergebene Kennnummer der Anlage – die nicht der vom Netzbetreiber verwendete EEG-
Anlagenschlüssel oder der eindeutigen Registrierungsnummer nach § 8 Absatz 2 MaStR-
V entspricht – auf dem Herkunftsnachweis anzugeben. Die Regelung dient der einfachen 
eineindeutigen Zuordnung von Herkunftsnachweisen zu Anlagen. 

Zu Nummer 3  

Nach Nummer 3 ist schließlich die Bezeichnung der Anlage anzugeben. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält optionale Angaben, so genannte Qualitätsmerkmale, die auf dem Her-
kunftsnachweis auf Antrag des Anlagenbetreibers angegeben werden können und dafür 
der Anlage zugeordnet werden. Dies betrifft nach Satz 1 Angaben zu der Art und Weise der 
Stromerzeugung in der Anlage, etwa zu besonderen ökologischen Anforderungen. Die in-
haltlichen Vorgaben macht die Registerverwaltung nach Absatz 6. Beispielsweise handelt 
es sich bei den Qualitätsmerkmalen für Wasserkraftwerke um Merkmale, die einen ökolo-
gischen Bau und Betrieb der Anlage bescheinigen. Ein Qualitätsmerkmal kann nach Satz 
2 nur dann Inhalt des Herkunftsnachweises sein, wenn die Richtigkeit der Angabe des An-
lagenbetreibers durch ein Umweltgutachten bestätigt wurde. Weiterhin regelt Satz 3 den 
Zeitpunkt der notwendigen Bestätigung. Anlagenspezifische Daten, die bereits im Zeitpunkt 
der Anlagenregistrierung feststehen, können dabei bereits zu diesem Zeitpunkt bestätigt 
werden. Wird der Herkunftsnachweis ins Ausland übertragen, entfallen sämtliche Qualitäts-
merkmale nach Satz 4, da diese in der Regel von ausländischen Registern nicht erkannt 
und übernommen werden können. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält gegenüber der Vorgängerfassung neben der neuen Legaldefinition der 
optionalen Kopplung eine neue Pflicht zur Angabe des Energieträgers, aus dem die zu kop-
pelnden Strommengen produziert wurden. Satz 1 schafft die Möglichkeit für den Anlagen-
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betreiber, auf Antrag auf dem Herkunftsnachweis vermerken zu lassen, dass dieser Her-
kunftsnachweis mit der zugrundeliegenden Strommenge bilanziell verbunden ist und ver-
marktet wird. Wer von dieser „optionalen Kopplung“ Gebrauch machen möchte, muss nach 
Satz 2 beim Antrag auf Ausstellung der Herkunftsnachweise die Strommenge, für die Her-
kunftsnachweise mit dem Kopplungsmerkmal ausgestellt werden sollen, den Namen des 
Elektrizitätsversorgungsunternehmens, dessen Marktpartneridentifikationsnummer, den 
Energieträger, aus dem der Strom produziert wurde, den Bilanzkreis, in den die erzeugte 
Strommenge geliefert wird, und, soweit die zu erzeugende Strommenge an mehrere Elekt-
rizitätsversorgungsunternehmen geliefert wird, den jeweiligen prozentualen Anteil angeben 
und durch einen Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation bestätigen las-
sen. Derjenige Bilanzkreis muss angeben werden, durch den das Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen seine Letztverbraucher mit Strom versorgt. D.h. es ist nicht zwingend notwen-
dig, dass das Elektrizitätsversorgungsunternehmen einen eigenen Bilanzkreis führt.  Nach 
Satz 3 muss die Stromlieferung durch einen bilanziellen Stromfluss von dem Anlagenbe-
treiber zum Elektrizitätsversorgungsunternehmen tatsächlich erfolgen. Eine tatsächliche 
Lieferung des Stroms an das Elektrizitätsversorgungsunternehmen hat stattgefunden, 
wenn im Rahmen der Fahrplananmeldung bei den Netzbetreibern die zu erzeugende 
Strommenge der Anlage zählpunktscharf in dem Bilanzkreis des Elektrizitätsversorgungs-
unternehmens angemeldet wird und sich dies in dem Bilanzkreis ohne gegenläufiges Ge-
schäft tatsächlich niederschlägt. Die Kopplung ist damit weder eine solche, die als „physi-
kalisch“ zu bezeichnen wäre, da keine exklusive Leitung zwischen Strom erzeugender An-
lage und dem Verbraucher existiert, noch als „vertraglich“ zu bezeichnen wäre, da es nicht 
allein auf die vertraglichen Beziehungen ankommt, die zwischen den Akteuren bestehen 
und die mittels gegenläufiger Verträge (beispielsweise Swap-Geschäfte) einfach ausgehe-
belt werden können. Die Registerverwaltung hat nach Satz 4 das Recht zu prüfen, ob eine 
solche bilanzielle Stromlieferung tatsächlich vorlag. Wird der Herkunftsnachweis von dem 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen an einen Dritten weiter übertragen, entfällt nach Satz 
5 die zusätzliche Angabe, da im Moment der Weiterübertragung die bilanzielle Nachweis-
barkeit der Verbindung des Stroms mit dem Herkunftsnachweis nicht mehr besteht. Die 
Aufnahme der optionalen Kopplung bei Ausstellung des Herkunftsnachweises bringt es mit 
sich, dass die Registerverwaltung bei im Ausland produziertem Strom den Kopplungsver-
merk nicht vornehmen kann. Zum Nachweis einer Kopplung gegenüber Endkunden bei im 
Ausland produziertem Strom können Elektrizitätsversorgungsunternehmen jedoch gegebe-
nenfalls auf ein Gutachten beispielsweise eines Wirtschaftsprüfers, eines Umweltgutach-
ters oder einer Umweltgutachterorganisation außerhalb des Registerbetriebs zurückgrei-
fen. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 bezieht auch Anlagen in die Möglichkeit einer optionalen Kopplung mit ein, die 
direkt in ein Bahnstromnetz einspeisen. Bahnstromnetze verfügen grundsätzlich nicht über 
Bilanzkreissysteme, die angegeben werden könnten. Sie haben jedoch die Besonderheit, 
dass sie technisch vom Stromnetz für die allgemeine Versorgung getrennt sind. Dies kommt 
darin zum Ausdruck, dass sie nach Nummer 1 außerhalb der Regelverantwortung eines 
Übertragungsnetzbetreibers liegen müssen. Die Verbindung zum Stromnetz der allgemei-
nen Versorgung darf allenfalls über dezentrale Umrichter oder Umformer an nur wenigen 
Stellen im Gesamtnetz erfolgen. Solche Netze sind hinreichend abgetrennt von den Netzen 
der allgemeinen Versorgung. Daher ist es gerechtfertigt, das Bahnstromnetz wie einen ei-
genen Bilanzkreis im Sinne des Absatzes 3 Nummer 4  zu behandeln. Speist nun eine 
Anlage direkt in ein solches Bahnstromnetz ein, so kann der Anlagenbetreiber die optionale 
Kopplung beantragen, falls er den Herkunftsnachweis an das Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen weitergibt, das in dem Bahnstromnetz mit dem Strom den Fahrbetrieb eines 
Betreiber eines Schienenbahnunternehmens ermöglicht. In diesem Falle gibt der Anlagen-
betreiber entgegen Absatz 3 Nummer 4 nicht einen Bilanzkreis an, sondern stattdessen 
lediglich, dass er in ein Bahnstromnetz einspeist. 
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Zu Absatz 5 

Absatz 4 bestimmt, dass ein Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation die 
vom Anlagenbetreiber mitgeteilten Daten zur Kopplung zu überprüfen hat. Zeitlich erfolgt 
dies beim Antrag auf Ausstellung. Die Ausstellung der gekoppelten Herkunftsnachweise 
erfolgt damit erst nach der Bestätigung durch den Umweltgutachter oder die Umweltgut-
achterorganisation.  

Zu Absatz 6 

Nach Absatz 6 kann die Registerverwaltung die optionalen Angaben nach den Absätzen 2 
und 3 weiter konkretisieren. Die Registerverwaltung kann die Vorgaben abschließend re-
geln, so dass die Registerverwaltung durch die Auswahl der möglichen Angaben auch eine 
Beschränkung der zusätzlichen optionalen Angaben herbeiführen kann. 

Die Zuordnung des Qualitätsmerkmals zu der Anlage kann nach Satz 3 mit einer Nebenbe-
stimmung nach § 36 VwVfG versehen, also beispielsweise befristet oder mit einem Wider-
rufsvorbehalt erteilt werden. Nach Ablauf der Frist erlischt das Qualitätsmerkmal entweder 
oder wird durch die Registerverwaltung bei weiterem Vorliegen der Rechtmäßigkeitsbedin-
gungen automatisch verlängert. Auch bereits erteilte Zuordnungen von Qualitätsmerkmalen 
können nach Halbsatz 2 des Satzes 3 nachträglich mit einer Nebenbestimmung versehen, 
beispielsweise befristet oder mit einem Widerrufsvorbehalt ergänzt werden. Dies liegt darin 
begründet, dass die Auswahl und Vergabekriterien für Qualitätsangaben regelmäßig neuen 
Erkenntnissen durch die Registerverwaltung angepasst werden. Die Aufnahme einer Mög-
lichkeit der Zuteilung von Qualitätsmerkmalen mit Nebenbestimmung dient der Flexibilisie-
rung von Qualitätsmerkmalen unter Berücksichtigung des Vertrauensschutzes. Die Quali-
tätsmerkmale unterliegen einer laufenden Evaluation durch die Registerverwaltung. 

Zu § 15 (Festlegung des Erzeugungszeitraums bei Her kunftsnachweisen) 

§ 15 regelt in Konkretisierung der Vorgaben in § 9 Nummer 3 EEV die Angabe des Erzeu-
gungszeitraums. Der Erzeugungszeitraum ist insbesondere relevant für die Verwendung 
und Entwertung von Herkunftsnachweisen nach § 28. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 stellt in Satz 1 klar, dass auf dem Herkunftsnachweis der Erzeugungszeitraum 
anzugeben ist. Dies ergibt sich bereits aus § 9 Nummer 3 EEV und setzt zudem Vorgaben 
aus der Erneuerbare-Energien-Richtlinie um. Die folgenden Absätze enthalten konkretisie-
rende Vorgaben dazu, wie der Erzeugungszeitraum bestimmt wird. Den Erzeugungszeit-
raum gibt die Registerverwaltung nach Satz 2 als Monat auf dem Herkunftsnachweis an. 
Dabei ist derjenige Monat, in dem die Stromerzeugung abgeschlossen wurde, in dem also 
das Ende der Stromerzeugung nach Absatz 2 oder Absatz 3 liegt, maßgeblich. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 befasst sich mit den so genannten leistungsgemessenen Anlagen im Sinne des § 
9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 EEG 2017, die mit einer technischen Einrichtung ausgestattet 
sind, mit denen der Netzbetreiber jederzeit die jeweilige Ist-Einspeisung in viertelstündlicher 
Auflösung abrufen kann – auch „geeichte registrierende Lastgangmessung“ genannt. Hier 
liegen der Registerverwaltung über die von den Netzbetreibern nach § 39 übermittelten 
Daten die erzeugten Strommengen für jede Viertelstunde vor. Auf dieser Grundlage könnte 
der Erzeugungszeitraum auch viertelstundengenau auf dem Herkunftsnachweis angege-
ben werden. Zur Vereinfachung der Abwicklung sieht Satz 1 in Verbindung mit Absatz 1 
Satz 2 jedoch vor, dass die Angabe des Erzeugungszeitraums auch für leistungsgemes-
sene Anlagen nur monatsscharf erfolgt. Da Herkunftsnachweise immer für eine Strom-
menge von 1 Megawattstunde (MWh) ausgestellt werden, ist der Erzeugungszeitraum je-
weils für die dem Herkunftsnachweis zugrunde liegende Strommenge von 1 MWh anzuge-
ben. Beginn der Stromerzeugung ist dabei der erste Tag des Kalendermonats, in dem die 
Stromerzeugung erfolgt ist. Ende der Stromerzeugung ist der letzte Tag desselben Kalen-
dermonats, in dem die Stromerzeugung erfolgt ist. Wenn also die Erzeugung der 1 MWh 
Strom am 3. März begann und am 19. März abgeschlossen war (und danach die nächste 
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Einheit von 1 MWh erzeugt wurde), ist als Beginn der Stromerzeugung der 1. März und als 
Ende der Stromerzeugung der 31. März anzusehen. Damit wird also der Erzeugungszeit-
raum „März“ auf dem Herkunftsnachweis angegeben. 

Für Anlagen, die in einem Monat Strommengen unter einer MWh aus erneuerbaren Ener-
gien produzieren, kann Satz 1 nicht zur Anwendung kommen. Satz 2 verschiebt für diese 
Anlagen das Ende der Stromerzeugung im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 auf den letzten 
Tag desjenigen Monats, in dem die Anlage seit dem Beginn der Stromerzeugung mindes-
tens eine volle MWh an Strom produzierte. Wenn also die Anlage im März 0,3 MWh an 
Strom produzierte, im April stillstand, im Mai 0,2 MWh und im Juni 1,8 MWh produzierte, so 
ist der Beginn der eine MWh überschreitenden Stromerzeugung der 1. März (Absatz 2 Satz 
1) und das Ende der Stromerzeugung der 30. Juni (Absatz 2 Satz 2). Die Registerverwal-
tung wird dann für die in diesem Zeitraum erzeugten 2,3 MWh Strom zwei Herkunftsnach-
weise mit dem Erzeugungszeitraum „Juni“ ausstellen (Absatz 1 Satz 2). Für die verbleiben-
den 0,3 MWh Strom gilt dann wieder Absatz 2 Satz 2, so dass diese auf die im Juli erzeug-
ten Mengen addiert werden. 

Zu Absatz 3 

Satz 1 regelt die Bestimmung des Erzeugungszeitraums für nicht leistungsgemessene An-
lagen, bei denen die Zählerdaten mindestens einmal jährlich an die Registerverwaltung 
übermittelt werden (so § 39 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2). Bei diesen Anlagen ist eine mo-
natsscharfe Angabe des Erzeugungszeitraums, wie sie nach Absatz 2 für leistungsgemes-
sene Anlagen erfolgt, nicht möglich. Der Erzeugungszeitraum kann hier nur auf Grundlage 
der Kalenderdaten erfolgen, an denen eine Ablesung der Stromeinspeisemengen erfolgt 
ist. Demgemäß werden Beginn und Ende des Erzeugungszeitraums nach den Kalenderda-
ten der beiden letzten Ablesungen der Stromerzeugungsdaten bestimmt. Der Herkunfts-
nachweis trägt als Erzeugungszeitraum nicht die Informationen über Beginn und Ende, son-
dern ausschließlich die Information des Endes der Stromproduktion und hier den Monat, in 
dem die Stromerzeugung abgeschlossen wurde. Wie auch bei den leistungsgemessenen 
Anlagen nach Absatz 2 werden nach Satz 2 Strommengen, die in einem Ablesezyklus pro-
duziert werden und für die kein Herkunftsnachweis ausgestellt werden kann, da keine volle 
MWh erreicht wurde, in den nächsten Ablesezyklus übertragen. Diese erhalten dann in ent-
sprechender Anwendung des Absatzes 2 Satz 2 als Inhalt den Monat der letzten Ablesung, 
in dem mindestens eine volle MWh produziert wurde. 

Zu Absatz 6  

Nach Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 können der Beginn und das Ende der Stromer-
zeugung länger als einen Monat auseinanderliegen. Es besteht also sowohl die Möglichkeit, 
dass im Fall des Absatzes 2 Satz 2 oder des Absatzes 3 Satz 2 der Anlagenbetreiber über 
einen längeren Zeitraum Strommengen „sammelt“, um 1 MWh an Strom aus erneuerbaren 
Energien zusammenzubekommen, als auch die Möglichkeit, dass im Fall des Absatzes 3 
Satz 1 die Stromablesungen nur in sehr weit auseinanderliegenden Zeitpunkten stattfindet. 
Um in diesen beiden Fällen zu verhindern, dass der Zeitraum zwischen Beginn und Ende 
der Stromerzeugung zu groß wird, beschränkt Absatz 4 den Zeitraum zwischen diesen Zeit-
punkten auf eine Zeitspanne, die zwölf Monate nicht wesentlich überschreiten darf. Diese 
Formulierung der Beschreibung einer Zeitspanne nutzt das Energiewirtschaftsrecht bereits 
in § 40 Absatz 3 Satz 1 EnWG. Diese Zeitspanne ist entgegen § 10 Absatz 1 Nummer 7 
festgelegt, da die Ablesung der Anlagen in manchen Fällen in etwas größeren Zeitabstän-
den als genau 12 Monaten erfolgen kann (Beispiel: Ablesung am 13.01.2018 und dann 
wieder am 01.02.2019). 

Zu Unterabschnitt 2 (Ausstellung von Regionalnachwe isen) 

Der Unterabschnitt 2 ist neu und regelt die Ausstellung von Regionalnachweisen. 

Zu § 16 (Voraussetzungen für die Ausstellung von Re gionalnachweisen ) 

§ 16 regelt die Voraussetzungen für die Ausstellung von Regionalnachweisen.  
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Zu Absatz 1 

Absatz 1 übernimmt die Vorgabe aus § 79a Nummer 1 EEG 2017, dass Regionalnachweise 
nur auf Antrag dem Anlagenbetreiber ausgestellt werden. Aus § 79a Absatz 5 EEG 2017 
folgt, dass Regionalnachweise in der Einheit Kilowattstunde ausgestellt werden. Grundlage 
für die Ausstellung ist nach Absatz 1 die netto erzeugte, also ins Netz eingespeiste Strom-
menge. Die weiteren Ausstellungsvoraussetzungen sind in Absatz 1 abschließend aufge-
zählt. 

Zu Nummer 1 

Eine Ausstellung von Regionalnachweisen kann für Strommengen erfolgen, die in einer im 
Regionalnachweisregister registrierten Anlage erzeugt wurden. Die Registrierung von An-
lagen im Regionalnachweisregister richtet sich nach § 20.  

Zu Nummer 2  

Nach Nummer 2 ist nur der Strom regionalnachweisfähig, der ab dem Monat der Anlagen-
registrierung in der im Regionalnachweisregister registrierten Anlage erzeugt wurde. Strom-
mengen, die in der Anlage vor dem Registrierungsmonat erzeugt worden sind, können nicht 
berücksichtigt werden. Ein entsprechender Ausstellungsantrag ist nach Absatz 3 verboten 
und nach § 46 Absatz 1 Nummer 1 mit einer Ordnungswidrigkeit bewehrt. 

Zu Nummer 3  

Die Registerverwaltung muss über die netto erzeugte und ins Netz eingespeiste Menge 
eine Mitteilung erhalten haben. Diese übermittelt im Regelfall der Netzbetreiber nach § 39. 

Zu Nummer 4  

Strommengen, für die bereits ein Regionalnachweis ausgestellt worden ist, dürfen nicht ein 
weiteres Mal für die Ausstellung herangezogen werden. Dies ergibt sich aus § 79a Absatz 
5 Satz 2 EEG 2017. 

Zu Nummer 5  

Berücksichtigungsfähig ist nach § 79a Nummer 1 EEG 2017 nur die Strommenge, für die 
der Anlagenbetreiber die Marktprämie nach § 19 EEG 2017 beansprucht. Eine Ausstellung 
kann nur hinsichtlich der Strommengen erfolgen, für die der Netzbetreiber die Vermark-
tungsart „Marktprämie“ nach § 39 mitgeteilt hat. 

Zu Nummer 6  

Die Ausstellung setzt nach Nummer 6 voraus, dass noch keine 24 Kalendermonate seit 
dem Ende des Erzeugungszeitraums vergangen sind. Sonst müsste die Registerverwal-
tung diese Regionalnachweise direkt nach Ausstellung nach § 33 für verfallen erklären. 
Eine Ausstellung für solche Strommengen würde daher nur unnötigen Mehraufwand verur-
sachen und hat aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu unterbleiben. 

Zu Nummer 7  

Schließlich darf nach Nummer 7 die Ausstellung nicht die Sicherheit, Richtigkeit und Zuver-
lässigkeit des Regionalnachweisregisters gefährden. Diese Voraussetzung ist Ausdruck 
des Missbrauchsschutzes nach § 79a Absatz 2 Satz 2 EEG 2017. 

Zu Absatz 2  

Nach Absatz 2 sind einige Vorschriften für die Ausstellung von Herkunftsnachweisen ent-
sprechend anwendbar. So gelten die Regelbeispiele des § 10 Absatz 1 Satz 2 für eine 
Gefährdung der Sicherheit, Richtigkeit und Zuverlässigkeit des Herkunftsnachweisregisters 
im Regionalnachweisregister entsprechend. Auch kann im Regionalnachweisregister der 
Antrag auf Ausstellung von Regionalnachweisen vor der Stromerzeugung gestellt werden 
(vgl. § 10 Absatz 2). Im Unterschied zum Herkunftsnachweisregister bestehen im Regio-
nalnachweisregister für reine Biomasseanlagen und Mischfeuerungsanlagen insoweit keine 
Besonderheiten, da im Regionalnachweisregister keine Bestätigung durch einen Umwelt-
gutachter oder eine Umweltgutachterorganisation erforderlich ist. Die Ausstellung für 
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Strommengen aus einem Speicher folgt den Regelungen für die Herkunftsnachweise (§ 9 
Absatz 5). Für Strom aus Grenzkraftwerken werden Regionalnachweise entsprechend § 11 
ausgestellt. Die Verweigerung der Ausstellung wegen zuvor zuviel ausgestellter Regional-
nachweise und der negative Vortrag richten sich ebenfalls nach den Regelungen für Her-
kunftsnachweise (§ 13). 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt drei an den Anlagenbetreiber und seinen Dienstleister gerichtete Verbote, 
die auch mit einer Ordnungswidrigkeit nach § 45 Absatz 1 Nummer 2 bewehrt sind. 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 ist es verboten, die Ausstellung eines Regionalnachweises zu beantragen 
hinsichtlich einer Strommenge, für die ein Anspruch auf die Marktprämie nach dem EEG 
nicht besteht. Hiervon erfasst sind etwa Strommengen, die nicht ausschließlich aus erneu-
erbaren Energiequellen erzeugt worden sind oder die in einer anderen Veräußerungsform 
nach § 21b EEG 2017, z. B. der Einspeisevergütung oder der sonstigen Direktvermarktung, 
vermarktet worden sind.  

Zu Nummer 2  

Nach Nummer 2 ist es verboten, die Ausstellung eines Regionalnachweises hinsichtlich 
einer Strommenge zu beantragen, die vor dem Monat der Registrierung der Anlage im Re-
gionalnachweisregister erzeugt wurde. Dieser Verbotstatbestand korrespondiert der Aus-
stellungsvoraussetzung nach Absatz 1 Nummer 2. 

Zu Nummer 3  

Nach Nummer 3 ist es verboten, die Ausstellung eines Regionalnachweises für eine Strom-
menge zu beantragen hinsichtlich derer die Registerverwaltung mitgeteilt hat, dass diese 
für den Ausgleich des Strommengenkontos nach § 13 (negativer Vortrag) genutzt werden 
soll. Das Verbot soll verhindern, dass Anlagenbetreiber durch den Ausstellungsantrag die 
Durchführung des negativen Vortrags nach § 13 vereiteln. 

Zu § 17 (Inhalte des Regionalnachweises) 

§ 17 bestimmt, welche Angaben ein Regionalnachweis zusätzlich zu denjenigen nach § 10 
EEV enthält. Die Aufzählung ist abschließend. 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 ist auf dem Regionalnachweis die Registerverwaltung als ausstellende 
Stelle anzugeben. Dies verdeutlicht den hoheitlichen Charakter der Regionalnachweise. 
Die Parallele zu den Herkunftsnachweisen dient zudem der Verwaltungsvereinfachung und 
Kosteneffizienz. 

Zu Nummer 2 

Nach Nummer 2 ist auf dem Regionalnachweis der ausstellende Staat anzugeben. Diese 
Parallele zu den Herkunftsnachweisen dient der Verwaltungsvereinfachung.  

Zu Nummer 3 

Nach Nummer 3 ist auf dem Regionalnachweis der Energieträger anzugeben. Dies ermög-
licht es dem Elektrizitätsversorgungsunternehmen im Rahmen der regionalen Grünstrom-
kennzeichnung gegenüber dem belieferten Letztverbraucher entsprechende Aussagen zu 
machen. 

Zu Nummer 4 

Nach Nummer 4 sind der Standort der Anlage, also ihre Adresse im Sinne des § 5 Absatz 
3 Nummer 1, der Anlagentyp, die installierte Leistung und das Inbetriebnahmedatum anzu-
geben. Diese Parallele zu den Herkunftsnachweisen dient einerseits der Verwaltungsver-
einfachung. Außerdem ermöglichen es diese Angaben dem Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen im Rahmen der regionalen Grünstromkennzeichnung gegenüber dem belieferten 
Letztverbraucher entsprechende Aussagen zu machen. 



 - 95 - Bearbeitungsstand: 17.07.2017  13:57 Uhr 

Zu Nummer 5 

Nach Nummer 5 ist die von der Registerverwaltung im Rahmen der Anlagenregistrierung 
vergebene Kennnummer der Anlage – die nicht der vom Netzbetreiber verwendeten EEG-
Kennnummer oder der Nummer nach § 8 Absatz 2 MaStR-V nach § 18 Absatz 1 Nummer 
7 entspricht – auf dem Regionalnachweis anzugeben. Die Regelung dient der einfachen 
eineindeutigen Zuordnung von Regionalnachweisen zu Anlagen. 

Zu Nummer 6 

Nach Nummer 6 ist die Bezeichnung der Anlage anzugeben. Dies vereinfacht es dem Re-
gisterteilnehmer, den Regionalnachweis einer Anlage zuzuordnen. 

Zu Nummer 7  

Nach Nummer 7 sind auf dem Regionalnachweise die Verwendungsgebiete im Sinne des 
§ 2 Nummer 13 anzugeben, in denen der Regionalnachweis genutzt werden kann. Diese 
Regelung dient der Rechtssicherheit und Vorhersehbarkeit, denn sie stellt sicher, dass Re-
gisterteilnehmer einfach und schnell die Verwendbarkeit eines bestimmten Regionalnach-
weises erkennen können. 

Zu § 18 (Festlegung des Erzeugungszeitraums bei Reg ionalnachweisen) 

§ 18 regelt wie bei Regionalnachweisen der Erzeugungszeitraum bestimmt wird. Er be-
stimmt, dass die Regelungen für die Festlegung des Erzeugungszeitraums bei Herkunfts-
nachweisen nach § 15 Absatz 1 und 2 entsprechend anzuwenden sind, allerdings ange-
passt daran, dass Regionalnachweise in kWh und nicht wie Herkunftsnachweise in MWh 
ausgestellt werden. Der Erzeugungszeitraum, der nach § 10 Nummer 3 EEV auf dem Re-
gionalnachweis anzugeben ist, ist der Kalendermonat, in dem die Stromerzeugung abge-
schlossen wurde. Sollte die Anlage in einem Kalendermonat nicht eine volle Kilowattstunde 
Strom erzeugt haben, so wird der Kalendermonat herangezogen, an die Erzeugung der 
Kilowattstunde abgeschlossen wurde. 

Da Anlagen, die die Marktprämie in Anspruch nehmen, nach § 20 EEG über technische 
Einrichtungen zu verfügen haben, mit denen jederzeit die jeweiligen Ist-Einspeisung abge-
rufen werden kann, besteht keine Notwendigkeit die entsprechende Anwendung des § 15 
Absatz 3 zu regeln. Auch die entsprechende Anwendbarkeit des § 15 Absatz 4 ist entbehr-
lich, da es wegen Ausstellung in Kilowattstunde ausgeschlossen werden kann, dass eine 
Anlage mehr als 24 Monate benötigt, um die für die Ausstellung eines Regionalnachweises 
notwendige Mindeststrommenge zu erzeugen. 

Zu Unterabschnitt 3 (Registrierung von Anlagen) 

Die §§ 19 bis 25 regeln die Registrierung von Anlagen im Herkunftsnachweisregister und 
im Regionalnachweisregister ausschließlich zum Zweck der Ausstellung von Herkunfts-
nachweisen bzw. Regionalnachweisen. Grundlage für diese Regelungen bildet die Verord-
nungsermächtigung zu Herkunftsnachweisen und Regionalnachweisen in § 92 Nummer 1, 
3 und 4 EEG 2017. Hiervon zu unterscheiden ist das Anlagenregister nach §§ 6, 93 EEG 
2017 sowie das Marktstammdatenregister nach § 111e EnWG. 

Nach Inbetriebnahme des Marktstammdatenregisters, bei Vorliegen der organisatorischen 
und technischen Voraussetzungen für den Zugriff auf das Marktstammdatenregister und 
wenn die jeweils benötigten Daten nach Maßgabe der Marktstammdatenregister-Verord-
nung vollständig und richtig an das Marktstammdatenregister übermittelt worden sind, wird 
die Registerverwaltung die für die Anlagenregistrierung erforderlichen Daten nicht mehr bei 
den Registerteilnehmern erheben soweit sie im Marktstammdatenregister enthalten sind. 

Zu § 19 (Anlagenregistrierung im Herkunftsnachweisr egister) 

§ 19 regelt die Registrierung von Anlagen, wenn für Strom aus diesen Anlagen Herkunfts-
nachweise ausgestellt werden sollen. Damit die Registerverwaltung Kenntnis und Nach-
weise über die anlagenbezogenen Daten der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
erhält, ist vor der Ausstellung von Herkunftsnachweisen für den Strom aus der Anlage deren 
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Registrierung erforderlich. Vor Registrierung der Anlagen ist gemäß § 10 Absatz 1 Nummer 
2 eine Ausstellung von Herkunftsnachweisen nicht möglich. 

Zu Absatz 1 

Satz 1 regelt zunächst generell, dass die Zuordnung von Anlagen zu Konten von – bei der 
Registerverwaltung nach § 6 registrierten – Kontoinhabern erfolgt. Voraussetzung für die 
Registrierung einer Anlage ist also, dass der Betreiber der Anlage ein Herkunftsnachweis-
konto bei der Registerverwaltung hat. Es können außerdem nur Anlagen registriert werden, 
die sich im Geltungsbereich des EEG 2017 befinden. Dieser Geltungsbereich wird in § 5 
Absatz 1 EEG 2017 als das Bundesgebiet einschließlich der deutschen ausschließlichen 
Wirtschaftszone definiert. Für Grenzkraftwerke im Sinne des § 12 gelten nach Absatz 2 
zusätzliche Regelungen, die deren Besonderheiten Rechnung tragen. Die weiteren Voraus-
setzungen für eine Registrierung der Anlage im Herkunftsnachweisregister sind in den §§ 
20, 22 bis 25 geregelt. Die Registrierung gilt für fünf Jahre.  

Satz 2 gibt die Daten vor, die der antragstellende Betreiber der Anlage im Rahmen des 
Antrags auf Anlagenregistrierung der Registerverwaltung vorlegen muss. Die vorzulegen-
den Daten sind insbesondere notwendig, um die Identität der Anlage feststellen sowie die 
Plausibilität im Hinblick auf die Eigenschaften der Anlage und die in der Anlage erzeugten 
Strommengen prüfen zu können. Die Übertragung der Daten erfolgt elektronisch nach § 3. 

Zu Nummer 1 bis 3 

Die Nummern 1 bis 3 enthalten allgemeine Datenanforderungen zum Anlagenbetreiber, zur 
Anlage und zum Netzbetreiber. Die Festlegung des geografischen Koordinatensystems er-
folgt im Rahmen der Nutzungsbedingungen nach § 51. Die geografischen Koordinaten 
müssen neben den Standortdaten wegen der Verpflichtung der Registerverwaltung nach § 
14 des E-Government-Gesetzes (EGovG) vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749), das durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert worden ist, eine Geo-
referenzierung im Rahmen der Überarbeitung eines Registers, das Angaben und Bezüge 
zu inländischen Grundstücken enthält, vorzusehen, erhoben werden. Betreiber von Wind-
energieanlagen auf See im Sinne des § 3 Nummer 49 EEG 2017 geben als Standort nur 
die geografischen Koordinaten an. Bei anderen Anlagen ist die Adresse der Anlage anzu-
geben. Manche Anlagen verfügen über keine eigene Adresse, beispielsweise ein Windpark 
oder eine Wasserkraftanlage, die nur über eine unbenannte Stichstraße erreichbar sind. 
Hier hat der Anlagenbetreiber die nächstgelegene Adresse anzugeben. 

Zu Nummer 4  

Den Energieträger gibt der Anlagenbetreiber nur in der Detailtiefe an, wie sie die Register-
software anbietet. Die spätere Nutzung beispielsweise anderer Abfälle bei einer Müllver-
brennungsanlage, so dass Abfälle mit einem anderen Abfallschlüssel gemäß Abfallver-
zeichnis-Verordnung vom 10. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3379), die zuletzt durch Artikel 2 
der Verordnung vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3103) geändert worden ist, genutzt 
werden, führt nicht dazu, dass der Energieträger geändert werden muss. Der eingesetzte 
erneuerbare Energieträger bei Müllverbrennungsanlagen wird grundsätzlich als „feste Bio-
masse“ in der Registersoftware angegeben, nicht jedoch in der Detailtiefe der Abfallschlüs-
sel. 

Zu Nummer 5  

Nach Nummer 5 ist bei Biomasseanlagen anzugeben, ob die Anlage nach ihrer behördli-
chen Anlagengenehmigung ausschließlich Biomasse oder auch andere Einsatzstoffe ein-
setzen darf. Diese Angabe ist erforderlich, um einschätzen zu können, ob für die gesamten 
in der Anlage erzeugten Strommengen Herkunftsnachweise ausgestellt werden können. 
Außerdem ist die Nachweispflicht der Anlagenbetreiber gemäß § 40 Absatz 1 für Biomasse-
anlagen mit einer installierten Leistung über 100 kW zu beachten. 

Zu Nummer 6  

Nach Nummer 6 sind die Bezeichnung und der Typ der Anlage anzugeben sowie, wenn 
vorhanden, die Bezeichnung des Herstellers der Anlage. Als Bezeichnung der Anlage ist 
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eine eindeutige, umgangssprachliche Bezeichnung der Anlage anzugeben, die auch in den 
Bestätigungen über die Entwertung der Herkunftsnachweise auftauchen kann, z. B. „Wind-
park Dessau Süd“. Damit wird auch die europarechtliche Vorgabe erfüllt, wonach im Her-
kunftsnachweis die „Bezeichnung“ der Anlage anzugeben ist. 

Zu Nummer 7 

Nach Nummer 7 sind ist der EEG-Anlagenschlüssel anzugeben, die die Netzbetreiber bei 
der Abwicklung des EEG verwenden. Diese Pflicht gilt nur für Anlagen, die eine EEG-Ver-
gütung erhalten haben. Soweit die Anlage im Marktstammdatenregister registriert ist, ist die 
Nummer nach § 8 Absatz 2 MaStR-V anzugeben. Mit diesen Daten kann ein einfacherer 
Abgleich mit den vorhandenen Daten der Übertragungsnetzbetreiber und der Bundesnetz-
agentur erfolgen.  

Zu Nummer 8  

Nach Nummer 8 ist die installierte Leistung der Anlage anzugeben, wobei auf den Begriff 
der installierten Leistung nach § 3 Nummer 31 EEG 2017 zurückzugreifen ist, also die elekt-
rische Wirkleistung, die die Anlage bei bestimmungsgemäßem Betrieb ohne zeitliche Ein-
schränkung unbeschadet kurzfristiger geringfügiger Abweichungen technisch erbringen 
kann. Diese stimmt in der Regel mit der Leistung überein, die auf dem Typenschild des 
Generators oder in einer Herstellerbescheinigung ausgewiesen ist. 

Zu Nummer 9  

Das Datum der Inbetriebnahme der Anlage nach Nummer 9 ist nach deutschem Recht zu 
bestimmen. Unabhängig davon kommt es bei Biomasseanlagen, die neben Biomasse auch 
sonstige Energieträger zur Stromproduktion verwenden dürfen, nicht auf den Energieträger 
an, der nach der Herstellung der technischen Betriebsbereitschaft eingesetzt worden ist. 

Zu Nummer 10  

Nach Nummer 10 ist die Bezeichnung des Zählpunktes der Anlage anzugeben, über den 
die Anlage – nach möglichem Eigenverbrauch durch die Anlage und die Entnahme des 
Anlagenbetreibers – in das Netz einspeist. Gemeint ist hier der reale Zählpunkt im Gegen-
satz zum virtuellen Zählpunkt, der in Nummer 11 beschrieben wird. Verfügt die zu registrie-
rende Anlage also lediglich über einen technischen Zählpunkt, so ist diese reale Zählpunkt-
bezeichnung anzugeben. Gleiches gilt für den Fall, dass die Strommenge nach § 21b Ab-
satz 2 EEG 2017 prozentual auf verschiedene Veräußerungsformen aufgeteilt wird („Tran-
chierung“): Hier richtet der Netzbetreiber neben dem realen Zählpunkt virtuelle Zählpunkt-
bezeichnungen in der Menge der gebildeten Tranchen ein. Da nur ein realer Zählpunkt vor-
liegt, ist in diesem Fall nach Nummer 10 die Bezeichnung dieses realen Zählpunktes anzu-
geben. Gleiches gilt – also nur der reale Zählpunkt ist anzugeben – in dem Fall, dass neben 
dem einen realen Zählpunkt ein virtueller Zählpunkt existiert. Bei dem Strom muss es sich 
um in das Stromnetz eingespeiste Strommengen handeln, d. h. nicht um durch die Anlage 
oder den Anlagenbetreiber selbst verbrauchte Strommengen. Nur für Mengen, die der An-
lagenbetreiber nicht selbst verbraucht, sondern die gemäß § 79 Absatz 5 Satz 1 EEG 2017 
in das Stromnetz eingespeist und an Letztverbraucher geliefert werden, können Herkunfts-
nachweise ausgestellt werden. Sofern der Anlagenbetreiber die Bezeichnung des Zähl-
punkts der Anlage nicht kennt, muss er sich diese Information für die Registrierung der 
Anlage beim Netzbetreiber besorgen. 

Im Regelfall ist vom Anlagenbetreiber die reale Zählpunktbezeichnung anzugeben, die der 
Netzbetreiber der allgemeinen Versorgung festgelegt hat. Sollten diesem aber keine der 
gemäß § 39 Absatz 1 und 2 zu übermittelnden Daten vorliegen, da die Anlage nicht direkt 
in das Netz der allgemeinen Versorgung einspeist, so ist die Zählpunktbezeichnung anzu-
geben, die von dem Netzbetreiber (Arealnetz oder Übertragungsnetz) festgelegt wurde, in 
das die Anlage direkt einspeist. 

Zu Nummer 11 

In bestimmten, in den Buchstaben a und b genannten Fällen, hat der Anlagenbetreiber die 
Bezeichnung des virtuellen Zählpunktes anzugeben. 
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Liegt ein virtueller Zählpunkt nicht vor, ist der zuständige Netzbetreiber nach dem zweiten 
Halbsatz verpflichtet, einen solchen vorzugeben. Dies konkretisiert die Regelung der Ziffer 
5.2.3 der VDE-Anwendungsregel VDE-AR-N 4400 – Metering Code. 

Zu Buchstabe a 

Buchstabe a gilt für eine Anlage, die über mehrere reale Zählpunkte nach Nummer 10 in 
das Netz einspeist. Für diese Anlage ist vom Netzbetreiber ein einziger virtueller Zählpunkt 
zu bilden und vom Anlagenbetreiber mitzuteilen, der angibt, wie sich aus den über die ver-
schiedenen realen Zählpunkte eingespeisten Strommengen die Gesamtstrommenge ergibt, 
die die jeweilige Anlage erzeugt und an Letztverbraucher liefert. Die Verantwortlichkeit des 
Netzbetreibers ergibt sich aus Ziffer 5.2.3 der VDE-Anwendungsregel VDE-AR-N 4400 – 
Metering Code. In der Regel wird hierfür eine Summierung der an den Zählpunkten gemes-
senen Werte erforderlich sein. Gegebenenfalls sind noch Werte für Strombezug zu berück-
sichtigen oder es ist Eigenverbrauch abzuziehen; soweit hierfür keine Zählerwerte vorlie-
gen, ist mit Pauschalierungen zu arbeiten. Der Netzbetreiber ist für die Richtigkeit der Bil-
dung des virtuellen Zählpunktes verantwortlich. 

Die Regelung des Buchstaben a ist gedacht für Fälle, in denen einen Anlage über mehrere 
reale Zählpunkte verfügt und erst eine formelhafte Berechnung aus den an den jeweiligen 
realen Zählpunkten gemessene Leistung die Gesamtstrommenge der Anlage ergibt. Speist 
eine Anlage mit einem realen und mehreren virtuellen Zählpunkten in das Netz ein, bei-
spielsweise weil der Anlagenbetreiber die Stromproduktion nach § 21b Absatz 2 EEG 2017 
prozentual auf verschiedene Veräußerungsformen aufteilt („tranchiert“), so liegt kein Fall 
der Nummer 11, sondern der Nummer 10 vor: Der Anlagenbetreiber hat der Registerver-
waltung die reale Zählpunktbezeichnung anzugeben, nicht eine virtuelle. Demgegenüber 
kommt Nummer 11 zur Anwendung, wenn die Anlage über mehrere reale und mehrere 
virtuelle Zählpunkte verfügt; in diesem Fall hat der Anlagenbetreiber den virtuellen Zähl-
punkt anzugeben, der die beiden relevanten realen Zählpunkte zusammenfasst. Existiert 
ein solcher noch nicht, hat der Netzbetreiber ihn nach Ziffer 5.2.3 der VDE-Anwendungsre-
gel VDE-AR-N 4400 – Metering Code zu bilden. 

Zu Buchstabe b 

Buchstabe b gilt als Generalklausel für eine Anlage, die zwar nur über einen einzigen Zähl-
punkt gemäß Nummer 10 verfügt, die an diesem Zählpunkt gemessene Strommenge den-
noch nicht der Strommenge entspricht, die durch die Anlage erzeugt und an Letztverbrau-
cher geliefert wurde. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn über den Zählpunkt der zu 
registrierenden Anlage eine weitere Anlage einspeist, die keine gleichartige erneuerbare 
Energie einsetzt. In diesem Fall hat ebenfalls der Netzbetreiber einen virtuellen Zählpunkt 
einzurichten, wie im zweiten Halbsatz verdeutlicht, der aus der an dem realen Zählpunkt 
gemessenen Strommenge die für die Ausstellung von Herkunftsnachweisen relevante 
Strommenge, d. h. die Strommenge, die auch an Letztverbraucher geliefert wurde, errech-
net. 

Zu Nummer 12  

Die Angabe in Nummer 12 zur registrierenden Leistungsmessung im Sinne des § 10 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 2 EEG 2017 ist erforderlich, um die Art der Erfassung der für die Ausstel-
lung der Herkunftsnachweise relevanten Strommengen zu kennen. Für Anlagen mit regist-
rierender Leistungsmessung gelten insbesondere unterschiedliche Regelungen für die 
Feststellung des Erzeugungszeitraums nach § 15. 

Zu Nummer 13 

Nummer 13 erfasst Fälle, in denen die Anlage nicht über eine technische Einrichtung ver-
fügt, mit der der Netzbetreiber jederzeit die jeweilige Ist-Einspeisung abrufen kann. In die-
sen Fällen erhält die Registerverwaltung mit jeder Zählerablesung einen neuen Wert er-
zeugter Strommengen. Für die erstmalige Ausstellung bedarf es jedoch eines Anfangswer-
tes des Stromzählers. Diesen hat der Anlagenbetreiber der Registerverwaltung bei der An-
lagenregistrierung mitzuteilen.  
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Zu Nummer 14  

Nach Nummer 14 ist der Wandlerfaktor für die Anlage anzugeben. Der Wandlerfaktor wird 
benötigt, um die tatsächlich geflossene Energiemenge zu berechnen. Er ist vor allem bei 
Anlagen, die nicht über eine registrierende Lastgangmessung verfügen, erforderlich, um 
den Zählerstand in eine Strommenge umzurechnen. 

Zu Nummer 15 

Nach Nummer 15 hat der Anlagenbetreiber anzugeben, ob die Anlage gemeinsam mit einer 
andere Anlage, die bereits im Herkunftsnachweisregister registriert ist und vom selben An-
lagenbetreiber betrieben wird, oder mehreren solchen Anlagen, in einen Speicher nach § 2 
Nummer 11 einspeist. Diese Angabe ist im Hinblick auf § 10 Absatz 5 erforderlich. Nach § 
10 Absatz 5 scheidet eine Ausstellung von Herkunftsnachweisen aus, wenn in den Speicher 
nicht ausschließlich Strommengen aus erneuerbaren Energiequellen eingespeist werden. 
Hierbei ist es unerheblich, wenn Anlagen im Sinne der HkRNDV, die nicht im EEG 2017 
geregelt sind, Strommengen in den Speicher einspeisen. Für diese werden nur nach ihrem 
biogenen Anteil Herkunftsnachweise ausgestellt. 

Zu Nummer 16  

Die Angaben nach Nummer 16 sind notwendig, weil der Herkunftsnachweis in Umsetzung 
der europarechtlichen Vorgaben Angaben dazu enthalten muss, ob, in welcher Art und in 
welchem Umfang die Anlage Investitionsbeihilfen erhalten hat. 

Zu Nummer 17  

Da gemäß § 6 Absatz 2 Satz 2 eine Person Inhaber mehrerer Konten sein kann, hat der 
Antragsteller für den Fall, dass er mehrere Konten betreibt, nach Nummer 17 dasjenige 
Konto der Registerverwaltung mitzuteilen, dem die Anlage zugewiesen werden soll. 

Zu Nummer 18  

Nummer 18 verpflichtet Anlagenbetreiber außerdem bei der Anlagenregistrierung über den 
Verweis auf § 20 Absatz 1 Nummer 2 zur Mitteilung darüber, ob für den in der Anlage er-
zeugten Strom in der jüngeren Vergangenheit bereits in relevantem Umfang eine Zahlung 
nach dem EEG 2017, eine finanzielle Förderung nach dem EEG 2014, eine Vergütung nach 
EEG in der bis zum 31. Juli 2014 geltenden Fassung beansprucht wurde oder eine Direkt-
vermarktung nach § 33b Nummer 1 oder Nummer 2 EEG in der bis zum 31. Juli 2014 
geltenden Fassung erfolgte oder das Elektrizitätsversorgungsunternehmen, an das der An-
lagenbetreiber seinen Strom lieferte, die EEG-Umlage gemäß § 39 EEG in der bis zum 31. 
Juli 2014 geltenden Fassung und § 104 Absatz 2 EEG 2014 verringerte. Diese Angabe 
bezieht sich auf die Stromerzeugung vor Registrierung der Anlage, ist allerdings beschränkt 
auf einen Zeitraum von fünf Jahren vor Anlagenregistrierung und gilt nur dann, wenn die 
EEG-Vergütung und die Marktprämie innerhalb dieser fünf Jahre für einen Zeitraum von 
insgesamt mindestens sechs Monaten in Anspruch genommen wurden. Die Angabe ist er-
forderlich, um ermitteln zu können, ob die nach § 20 Absatz 1 Nummer 2 erforderliche Be-
stätigung von Daten durch den Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation bei 
der Registrierung der Anlage notwendig ist. 

Zu Absatz 2  

Grenzkraftwerke weisen bei ihrer Registrierung einige Besonderheiten auf. Satz 1 fasst 
diese Abweichungen gegenüber Absatz 1 zusammen. 

Zu Nummer 1 

Grenzkraftwerke verfügen zum Teil nur über ausländische Adressen und Katasterdaten. In 
diesem Falle ist die ausländische Adresse anzugeben. Gegebenenfalls sind auch die 
nächstgelegene ausländische Adresse beziehungsweise die ausländischen Katasterdaten 
anzugeben, falls das Grenzkraftwerk nicht über eine eigene Adresse verfügt und die nächst-
gelegene Adresse keine deutsche ist. 
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Zu Nummer 2  

Bei Grenzkraftwerken verteilt sich der Strom regelmäßig auf die involvierten Staaten nach 
bestimmten Vorgaben, die auf völkerrechtlicher Ebene vereinbart worden sind. Daher hat 
der Anlagenbetreiber eines Grenzkraftwerks nach Nummer 2 über die Daten des Absatzes 
1 hinaus der Registerverwaltung den Prozentwert mitzuteilen, wie sich die produzierte 
Strommenge auf die beteiligten Staaten – die Bundesrepublik Deutschland auf der einen 
Seite und der oder die ausländischen Staaten auf der anderen Seite – verteilt. 

Zu Nummer 3  

Zudem hat der Anlagenbetreiber den völkerrechtlichen Vertrag oder die auf diesem beru-
hende Konzession der Registerverwaltung zu übermitteln. Dies geschieht durch die Über-
mittlung einer Kopie aus dem Bundesgesetzblatt Teil II. Praktisch erfolgt dies über die 
Hochladefunktion, wie sie § 3 Absatz 2 Satz 3 und die Nutzungsbedingungen zur Nutzung 
des Herkunftsnachweisregisters nach § 51 beschreibt.  

Bei der Eingabe der Daten für ein Grenzkraftwerk kann es vorkommen, dass sich die Daten 
nach dem deutschen Recht und dem ausländischen Recht widersprechen. So ist es mög-
lich, dass das Recht des ausländischen Staates, in dem sich das Grenzkraftwerk ebenfalls 
befindet, das Inbetriebnahmedatum anders bestimmt als das deutsche Recht. In solchen 
Fällen ist für die Registrierung des Grenzkraftwerks im deutschen Herkunftsnachweisregis-
ter immer von der deutschen Rechtslage des EEG 2017 und seinen späteren Änderungen 
auszugehen (§ 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9). Die damit verbundene Möglichkeit, dass 
sich die Daten einer Anlage in den beiden betroffenen Registern widersprechen, ist dabei 
hinzunehmen. Dies gilt nicht nur für die erstmalige Registrierung, sondern auch für die Än-
derung der Anlagendaten.  

Satz 2 stellt klar, dass der Betreiber des Grenzkraftwerkes dieses vollständig zu registrieren 
hat. Bei dem Vorhandensein mehrerer Generatoren, bei denen einige auf deutschem, die 
anderen hingegen auf ausländischem Staatsgebiet liegen, sind demnach sämtliche Gene-
ratoren anzugeben, was sich entsprechend beispielsweise auf die installierte Leistung aus-
wirkt, die die Summe der Leistungen sämtlicher Generatoren darstellt. Da in dem Fall eines 
Grenzkraftwerks wegen der grundsätzlich erfolgenden völkerrechtlichen Verteilung der 
Strommengen die an dem Zählpunkt gemessene Strommenge nicht derjenigen entspricht, 
die tatsächlich produziert, ins Netz eingespeist und an Letztverbraucher geliefert wird, ist 
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 11 Buchstabe b und § 19 Absatz 2 eine Begutachtung durch 
einen Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation erforderlich. Für den Fall, 
dass das Grenzkraftwerk ausnahmsweise nicht über eine Verteilung der Strommengen 
durch völkerrechtlichen Vertrag oder Konzession verfügt, darf der Anlagenbetreiber nach 
Satz 3 auch nur diejenigen Strom erzeugenden Einrichtungen im Herkunftsnachweisregis-
ter registrieren, die sich im Geltungsbereich der Verordnung befinden. 

Zu Absatz 4  

Anlagen, die in mehrere Netzebenen einspeisen, dienen zum Teil als Umspannwerk zwi-
schen den Netzebenen (sog. Durchschubkraftwerk). Da das Herkunftsnachweisregister vor 
allem von den Zählpunkten als bestimmenden Anlagenfaktor ausgeht (siehe Absatz 1 Satz 
2 Nummer 10), ist hier davon auszugehen, dass die Anlage so häufig im Register registriert 
werden muss, wie sie Netzebenen und damit Netzbetreiber beliefert. Entsprechend fallen 
mehrere Gebühren für die Anlagenregistrierung an. 

Zu § 20 (Einsatz von Umweltgutachter oder Umweltgut achterorganisationen bei der 
Anlagenregistrierung im Herkunftsnachweisregister) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 macht Vorgaben für die Registrierung von Anlagen nach § 10 Absatz 1 Nummer 
8, also Biomasse- und Mischfeuerungsanlagen (Nummer 1), sowie für alle sonstigen Anla-
gen mit einer installierten Leistung über 100 kW, die in den letzten fünf Jahren vor Regist-
rierung nicht mindestens sechs Monate eine Marktprämie (§ 20 EEG 2017 und vergleich-
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bare Vorgängervorschriften), eine EEG-Einspeisevergütung (§ 21 EEG 2017 und vergleich-
bare Vorgängervorschriften) oder den Mieterstromzuschlag nach § 19 Absatz 1 Nummer 3 
EEG 2017 erhalten haben (Nummer 2 Buchstabe a) oder deren Strom zum Zwecke der 
Verringerung der EEG-Umlage durch ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen direktver-
marktet wurde (ehemaliges sog. „Grünstromprivileg“ des § 39 EEG 2012 – Nummer 2 Buch-
stabe b). Für diese Anlagen sind sämtliche Angaben nach § 20 Absatz 1 durch einen Um-
weltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation zu bestätigen, denn die Daten von 
Anlagen nach Nummer 2 sind in der Regel noch nicht oder jedenfalls letztmalig vor langer 
Zeit durch Netzbetreiber im Rahmen der Inanspruchnahme einer EEG-Vergütung oder 
Marktprämie geprüft wurden. Erst nach der Bestätigung ist die Anlage registriert im Sinne 
des § 10 Absatz 1 Nummer 1. Bei seiner oder ihrer Tätigkeit muss der Umweltgutachter 
oder die Umweltgutachterorganisation teilweise auf Daten zurückgreifen, deren Quelle nicht 
der Anlagenbetreiber ist, sondern beispielsweise der Netzbetreiber (vgl. § 10 Absatz 1 
Nummer 3). Hier ist es ausreichend, wenn der Umweltgutachter oder die Umweltgutachter-
organisation auf Unterlagen zurückgreift, die der Anlagenbetreiber über diesen Umstand 
vorlegen kann (beispielsweise die Netznutzungsentgeltabrechnung bei der Feststellung 
des Netzbetreibers). 

Zu Absatz 2  

Sofern bestimmte zu begutachtende Daten bereits vormals durch ein Umweltgutachten be-
stätigt wurden, etwa im Rahmen eines vorher bestehenden Herkunftsnachweissystems, 
kann nach Absatz 2 auf die erneute Prüfung dieser im Umweltgutachten bestätigten Daten 
durch den Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation verzichtet werden. Der 
Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation muss in diesem Fall nur bestäti-
gen, dass eine Prüfung dieser Daten bereits erfolgte. 

Zu § 21 (Anlagenregistrierung im Regionalnachweisre gister) 

§ 21 regelt die initiale Anlagenregistrierung im Regionalnachweisregister. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, dass grundsätzlich für die Anlagenregistrierung im Regional-
nachweisregister die Vorschriften über die Anlagenregistrierung im Herkunftsnachweisre-
gister nach § 19 entsprechend anzuwenden sind. Eine entsprechende Anwendung von § 
20 ist nicht erforderlich, da im Regionalnachweisregister eine Begutachtung durch Umwelt-
gutachter oder Umweltgutachterorganisationen entfallen kann. Satz 2 regelt in einer ab-
schließenden Aufzählung, inwieweit die Anlagenregistrierung im Regionalnachweisregister 
von derjenigen im Herkunftsnachweisregister abweicht. 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 ist zusätzlich die Postleitzahl am Standort des technischen Zählpunkts der 
Anlage anzugeben. Diese Angabe wird nach § 10 Nummer 4 auf dem Regionalnachweis 
vermerkt und ist Anknüpfungspunkt für die Verortung der Anlage in den Verwendungsregi-
onen. 

Zu Nummer 2  

Nach Nummer 2 ist abweichend von § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 16 nicht anzugeben, in 
welchem Umfang die Anlage Investitionsbeihilfen erhalten hat, da diese Angabe nach § 10 
Nummer 5 Buchstabe a EEV nicht auf dem Regionalnachweis enthalten sein muss. 

Zu Nummer 3  

Nummer 3 dient der Umsetzung des Ausschließlichkeitsprinzips nach § 19 EEG 2017. 

Zu Nummer 4  

Nach Nummer 4 ist bei Anlagen, die im Bundesgebiet gelegen sind, anzugeben, ob der 
anzulegende Wert gesetzlich bestimmt oder durch eine Ausschreibung ermittelt ist. Diese 
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Angabe ist wegen § 53b EEG 2017 notwendig. Sie ist beschränkt auf Anlagen, die im Bun-
desgebiet gelegen sind, weil Anlagen außerhalb des Bundesgebiets stets nur über eine 
Ausschreibung Marktprämie erhalten können. Für diese Anlagen gilt Nummer 5. 

Zu Nummer 5  

Nummer 5 bestimmt zusätzlich Angaben die bei Anlagen, die außerhalb des Bundesgebiets 
gelegen sind, anzugeben sind. 

Zu Buchstabe a 

Entgegen § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer ist stets die Marktstammdatenregisternummer 
nach § 8 Absatz 2 MaStR-V anzugeben, da Anlagen im Ausland, die die Marktprämie er-
halten stets im Marktstammdatenregister registriert sind.  

Zu Buchstabe b  

Anders als bei Anlagen auf dem Bundesgebiet ist bei Anlagen außerhalb des Bundesge-
biets der Anspruch auf die Marktprämie nur gegeben, wenn diese einen Zuschlag in einer 
geöffneten Ausschreibung nach § 5 Absatz 2 Satz EEG 2017 erhalten haben. Die Tatsache 
der Zuschlagserteilung ist anzugeben im Hinblick auf die Ausstellungsvoraussetzung des § 
16 Absatz 1 Nummer 5. 

Zu Nummer 6  

Nach Nummer 6 ist bei Anlagen, bei denen der anzulegende Wert durch eine Ausschrei-
bung ermittelt wird, die Zuschlagsnummer anzugeben. Dies gilt für Anlagen im Ausland und 
falls relevant auch für Anlagen im Inland. Die Angabe wird im Hinblick auf § 53b EEG 2017 
erhoben und ermöglicht eine gute Prüfbarkeit durch einen Abgleich mit den Daten der Bun-
desnetzagentur. 

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 können Anlagen die bereits im Herkunftsnachweisregister registriert sind in 
einem vereinfachten Verfahren im Regionalnachweisregister registriert werden. Hierzu 
muss der Anlagenbetreiber der Registerverwaltung lediglich die zusätzlich nach Absatz 1 
Satz 2 anzugebenden Daten übermitteln. 

Zu Absatz 3  

Nach Absatz 3 verweigert die Registerverwaltung die Registrierung von Anlagen, die im 
Ausland gelegen sind, trotz der Einhaltung der Voraussetzungen nach Absatz 1, wenn sich 
diese Anlagen in keiner Verwendungsregion befinden. Die Befugnis zur Ablehnung der Re-
gistrierung leitet sich aus § 79a Absatz 3 EEG 2017 ab, wonach die Registerverwaltung ein 
Ermessen hinsichtlich der Ausstellung von Regionalnachweisen für Strom aus Anlagen im 
Ausland hat. Die Ausstellung von Regionalnachweisen für Strom aus solchen Anlagen 
kommt dann nicht in Betracht, wenn die Regionalnachweise in keinem Verwendungsgebiet 
nutzbar sind. Das ist dann der Fall, wenn die Anlage zu keiner Verwendungsregion gehört. 
Die Ausstellung von Regionalnachweisen trotz fehlender Verwendbarkeit ist aus Gründen 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Verwaltung und zum Schutz des Anlagenbetrei-
bers vor wirtschaftlichen Nachteilen abzulehnen. Eine Anlage aber, für deren Stromerzeu-
gung keine Regionalausweise ausgestellt werden dürfen, darf erst gar nicht im Regionalre-
gister registriert werden, aus denselben Gründen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
der Verwaltung und zum Schutz des Anlagenbetreibers vor wirtschaftlichen Nachteilen. 

Zu § 22 (Änderung von Anlagendaten) 

Zu Absatz 1 

In Ergänzung zur allgemeinen Mitteilungspflicht in § 36 enthält § 22 eine besondere Mittei-
lungspflicht für geänderte Daten nach § 19 und § 21. Die Mitteilung hat gemeinsam mit dem 
Datum, ab dem die Änderung für das Register wirksam wird, in vollem Umfang und unver-
züglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern zu erfolgen. Nach Satz 2 wird eine Änderung der 
Postleitzahl am Standort des technischen Zählpunkts der Anlage, ein Datum dass bei der 
Anlagenregistrierung im Regionalnachweisregister anzugeben ist, erst mit Beginn des auf 
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die Änderung folgenden Jahres wirksam. Hintergrund ist, dass aus Gründen der Rechtssi-
cherheit und Vorhersehbarkeit, unterjährige Änderungen, die sich auf die regionale Ver-
wendbarkeit von Regionalnachweisen auswirken können, ausgeschlossen werden sollen. 
So werden Änderungen der Verwendungsregionen und Verwendungsgebiete nach § 5 
auch immer nur zu Beginn eines Kalenderjahres wirksam. 

Zu Absatz 2  

Absatz 2 Satz 1 regelt, welche Daten bei einer Änderung auch durch einen Umweltgutach-
ter oder eine Umweltgutachterorganisation bestätigt werden müssen. Diese Pflicht besteht 
nach dem zweiten Halbsatz des Satz 1 nicht, wenn der zuständige Netzbetreiber des allge-
meinen Versorgungsnetzes die geänderten Daten nach § 39 Absatz 1 der Registerverwal-
tung übermittelt hat. Die Bestätigung hat gemäß Satz 2 spätestens einen Monat nach Be-
kanntwerden der Änderung für den Anlagenbetreiber oder nach Realisierung zu erfolgen. 
Nach Satz 3 werden im Zeitraum zwischen Wirksamwerden der Änderung und Bestätigung 
durch den Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation keine Herkunftsnach-
weise ausgestellt. 

Zu § 23 (Registrierung von Gesamtanlagen) 

§ 23 regelt – in Ergänzung zu § 19 – die Registrierung mehrerer Anlagen als eine Gesamt-
anlage beim Herkunftsnachweisregister oder Regionalnachweisregister. 

Zu Absatz 1 

Wenn mehrere Anlagen im Sinne des § 3 Nummer 1 EEG 2017 über einen gemeinsamen 
geeichten Zähler und einen Zählpunkt mit identischer Bezeichnung in das Stromnetz ein-
speisen und der eingespeiste Strom aus gleichartigen erneuerbaren Energien erzeugt 
wurde (sog. Gesamtanlage), gilt im Rahmen dieser Verordnung die Gesamtheit dieser An-
lagen als eine Anlage. Darüber hinaus würde die für die Ausstellung von Herkunftsnach-
weisen oder Regionalnachweisen wichtige Lieferung der Stromerzeugungsdaten durch die 
Netzbetreiber unmöglich oder zumindest erheblich erschwert, da eine Messung der Strom-
erzeugung jeder einzelnen Anlage im Sinne des § 3 Nummer 1 EEG 2017 nicht erfolgt. So 
liegt es beispielsweise bei einem Windpark, der im Regelfall über einen einzigen Zähler in 
das Stromnetz einspeist. Der Netzbetreiber könnte die Strommengen nicht je einzelne 
Windenergieanlage ermitteln, sondern allenfalls eine rechnerische Zuordnung vornehmen. 
Nach Satz 1 müssen bei der Registrierung der Anlage die Daten für jede Anlage im Sinne 
des EEG 2017 erfasst werden. Damit wird gewährleistet, dass unterschiedliche Eigenschaf-
ten mehrerer Anlagen umfassend erfasst werden.  

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 müssen für Solaranlagen die Daten allerdings nicht für jedes einzelne So-
larmodul erfasst werden, das als Anlage im Sinne des EEG 2017 angesehen werden kann. 
Es wäre in der Konstellation der Solaranlagen für die Zwecke der HkRNDV nicht praktika-
bel, den einzelnen Generator als Anlage zu betrachten. Dies gilt insbesondere für Solaran-
lagen, bei denen das einzelne Solar-Modul als Anlage im Sinne des EEG 2017 gilt. Falls in 
diesem Fall jede einzelne Anlage im Sinne des EEG 2017 beim Herkunftsnachweisregister 
oder Regionalnachweisregister registriert werden müsste, würde dies zu einem unverhält-
nismäßigen Aufwand führen. 

Zu Absatz 3  

Nach Absatz 3 ist auf Herkunftsnachweisen und Regionalnachweisen für Strom aus Anla-
gen, die nach Absatz 1 Satz 1 registriert werden, ein einheitlicher Inbetriebnahmezeitpunkt 
zu vermerken. Maßgeblich ist dabei der früheste Inbetriebnahmezeitpunkt aller einzelnen 
Anlagen im Sinne des § 3 Nummer 1 EEG 2017. 

Zu § 24 (Gültigkeitsdauer der Anlagenregistrierung;  erneute Anlagenregistrierung) 

§ 24 enthält Regelungen zur Gültigkeitsdauer der Anlagenregistrierung im Herkunftsnach-
weisregister und Regionalnachweisregister und zur erneuten Anlagenregistrierung nach 
Ablauf der Gültigkeitsdauer. 
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Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 hat die Anlagenregistrierung eine Gültigkeitsdauer von fünf Jahren. Dies gilt 
sowohl für die erstmalige Anlagenregistrierung nach § 19 oder § 21 als auch für die erneute 
Anlagenregistrierung nach Absatz 2. Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer erlischt die Anlagen-
registrierung. Durch eine Beschränkung der Gültigkeitsdauer der Anlagenregistrierung soll 
gewährleistet werden, dass in regelmäßigen zeitlichen Abständen eine aktive Bestätigung 
der Richtigkeit der im Herkunftsnachweisregister und Regionalnachweisregister gespei-
cherten Daten der Anlage erfolgt. Daneben ist der Anlagenbetreiber gemäß § 22 und § 36 
ohnehin verpflichtet, der Registerverwaltung Änderungen an der Anlage unverzüglich zu 
melden. 

Zu Absatz 2  

Absatz 2 regelt die Frist für den Antrag des Anlagenbetreibers auf erneute Anlagenregist-
rierung. Satz 1 regelt zunächst, dass die erneute Anlagenregistrierung nur für den Zeitraum 
nach Ablauf der vorherigen Anlagenregistrierung gelten kann. Nach Satz 2 kann die erneute 
Anlagenregistrierung frühestens drei Monate vor Ablauf und spätestens drei Monate nach 
Ablauf der Gültigkeitsdauer der ursprünglichen Anlagenregistrierung beantragt werden. 
Eine innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der Gültigkeitsdauer durch Eigenerklärung 
erklärte erneute Anlagenregistrierung hat jedoch nur Wirkung für die Zukunft. Sollte die An-
lagenregistrierung in der Zwischenzeit abgelaufen sein, so verweigert die Registerverwal-
tung für die Zeit zwischen dem Ablauf der Anlagenregistrierung und der Eigenerklärung 
nach Absatz 2 Satz 2 die Ausstellung von Herkunftsnachweisen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt Inhalt und Form der erneuten Anlagenregistrierung. Im Gegensatz zur erst-
maligen Anlageregistrierung nach § 19 oder § 21, bei der gewisse Angaben durch einen 
Umweltgutachter bzw. eine Umweltgutachterorganisation oder den Netzbetreiber bestätigt 
werden müssen, genügt bei der erneuten Anlagenregistrierung gemäß Satz 2 insgesamt 
eine Bestätigung des Anlagenbetreibers gegenüber der Registerverwaltung. Inhaltlich 
muss die Bestätigung die gemachten Angaben nach § 19 Absatz 1 bis 4 oder § 21 umfas-
sen, die auch bei der erstmaligen Anlagenregistrierung anzugeben sind, sie hat also voll-
ständig zu erfolgen. Die Unrichtigkeit der Bestätigung kann einen Ordnungswidrigkeitentat-
bestand nach § 46 Absatz 2 Nummer 1 erfüllen. 

Zu Absatz 4  

Nach Absatz 4 kann nach Ablauf von drei Monaten nach dem Ende der Gültigkeitsdauer 
der ursprünglichen Anlagenregistrierung eine neue Registrierung im Herkunftsnachweisre-
gister nur nach Maßgabe des § 19 und im Regionalnachweisregister nur nach § 21 erfolgen. 

Zu § 25 (Löschung der Anlagenregistrierung und Wech sel des Anlagenbetreibers) 

Zu Absatz 1 

Nach § 19 Absatz 1 Satz 1 wird eine Anlage bei ihrer Registrierung einem Kontoinhaber 
zugeordnet. Sofern die Anlage nicht mehr von diesem Inhaber des Kontos betrieben wird, 
dem die Anlage im Herkunftsnachweisregister zugeordnet ist, ist damit auch die Registrie-
rung der Anlage im Herkunftsnachweisregister nicht mehr wirksam. Gemäß Absatz 1 er-
lischt demgemäß die Registrierung der Anlage, sobald die Anlage nicht mehr von dem Kon-
toinhaber betrieben wird. Diese Information hat der Anlagenbetreiber der Registerverwal-
tung nach Satz 2 elektronisch zu erklären. Die Registerverwaltung löscht die Anlagenregist-
rierung außerdem, wenn der Anlagenbetreiber dies beantragt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält einen Sondertatbestand, bei dessen Vorliegen auch bei einem Wechsel 
des Anlagenbetreibers die Anlagenregistrierung bestehen bleibt. Voraussetzung ist, dass 
der neue Anlagenbetreiber ein Konto beim Register eröffnet hat sowie dass der neue Anla-
genbetreiber die Zuordnung der Anlage zu seinem Konto beantragt hat und die Registrie-
rung der Anlage noch nicht abgelaufen ist (Nummer 1). Die Dauer der Anlagenregistrierung 
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wird durch den Übergang der Anlagenregistrierung auf einen anderen Anlagenbetreiber 
nicht berührt und gilt damit ebenfalls fünf Jahre ab dem Zeitpunkt der letzten Anlagenregist-
rierung. Schließlich muss der neue Anlagenbetreiber nach Nummer 2 durch geeignete Be-
lege, etwa den Vertrag über die Veräußerung der Anlage, den Übergang nachweisen. Die 
Registerverwaltung kann für die Nachweise eine bestimmte Form vorgeben. 

Zu Abschnitt 3 (Übertragung, Entwertung, Löschung u nd Verfall von 
Herkunftsnachweisen und Regionalnachweisen) 

Abschnitt 3 regelt die Übertragung von Herkunftsnachweisen und Regionalnachweisen von 
einem Kontoinhaber an einen anderen Kontoinhaber, die Entwertung der Herkunftsnach-
weise und der Regionalnachweise, die Löschung von Herkunftsnachweisen und Regional-
nachweisen sowie die Verfallerklärung wegen Ablauf der Lebensdauer von Herkunftsnach-
weisen und Regionalnachweisen. 

Zu § 26 (Übertragung von Herkunftsnachweisen) 

§ 26 regelt Voraussetzungen und Rechtsfolge einer Übertragung von Herkunftsnachweisen 
zwischen Kontoinhabern. Dabei regelt der Absatz 1 die Übertragung von Herkunftsnach-
weisen innerhalb des Herkunftsnachweisregisters des Umweltbundesamtes, während Ab-
satz 2 die Übertragung von Herkunftsnachweisen aus dem deutschen Herkunftsnachweis-
register an ein ausländisches Register für Herkunftsnachweise normiert. 

Zu Absatz 1  

Nach Absatz 1 Satz 1 erfordert die Übertragung eines Herkunftsnachweises innerhalb des 
inländischen Registers zunächst den Antrag des Inhabers des Herkunftsnachweises. Ein 
besonderer Antrag oder eine sonstige Willensäußerung des Erwerbers des Herkunftsnach-
weises ist dagegen nicht notwendig. Die Übertragung eines Herkunftsnachweises ist ge-
mäß Satz 1 sowohl auf ein eigenes anderes Konto des antragstellenden Kontoinhabers 
zulässig, falls diese Person über mehr als ein Konto verfügt, als auch auf das Konto eines 
dritten Kontoinhabers. Die Übertragung des Herkunftsnachweises setzt außerdem voraus, 
dass dadurch nicht die Sicherheit, Richtigkeit und Zuverlässigkeit des Registers gefährdet 
wird. Dadurch kann gewährleistet werden, dass rechtsmissbräuchliche Übertragungen aus-
geschlossen werden. Satz 2 enthält konkretisierende Regelbeispiele für eine solche Ge-
fährdung. 

Zu Absatz 2  

Absatz 2 regelt die Übertragung von Herkunftsnachweisen in das Herkunftsnachweisregis-
ter der zuständigen Stelle eines anderen Staates (Export). Vorgesehen ist nach Satz 1 die 
Übertragung von Herkunftsnachweisen in Register von Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, 
Vertragsparteien des Vertrags über die Gründung der Energiegemeinschaft und in das Re-
gister der Schweiz. Die Übertragung erfolgt auf Antrag des Inhabers eines inländischen 
Herkunftsnachweises.  

Zu Absatz 3 

Absatz 3 eröffnet der Registerverwaltung die Möglichkeit, eine Übertragung abzulehnen, 
wenn keine elektronische und automatisierte Schnittstelle zu dem jeweiligen Fremdregister 
besteht. In solchen Fällen wäre die Möglichkeit einer doppelten Nutzung der ohne elektro-
nische und automatisierte Schnittstelle übertragenen Herkunftsnachweise nicht auszu-
schließen. 

Zu Absatz 4  

Der Antrag auf Übertragung ist nach Absatz 4 dann abzulehnen, wenn der Kontoinhaber in 
einer Erwerbskette bei Erwerb des jetzt zu übertragenden Herkunftsnachweises positiv 
wusste, dass der Ausstellung des Herkunftsnachweises keine erzeugte Strommenge aus 
erneuerbaren Energien zugrunde lag. Dies erfasst nicht den bösgläubigen Erwerb als sol-
chen, sondern nur darauffolgende Anträge auf Übertragung. 



 - 106 - Bearbeitungsstand: 17.07.2017  13:57 Uhr 

Zu § 27 (Übertragung und Rückbuchung von Regionalna chweisen) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen für die Übertragung von Regionalnachweisen von ei-
nem Kontoinhaber zu einem anderen Kontoinhaber. Die Übertragung setzt einen Antrag 
voraus. Der Übertragungsantrag kann sich auf einen oder mehrere Regionalnachweise be-
ziehen. Alle Regionalnachweise eines Übertragungsantrags werden nach Satz 2 zu einem 
Übertragungsvorgang gebündelt. 

Die Übertragung setzt nach Satz 1 voraus, dass der abgebende Kontoinhaber gegenüber 
der Registerverwaltung eine Erklärung über den zugrunde liegenden Stromliefervertrag mit 
dem Übertragungsempfänger abgibt. Damit wird sichergestellt, dass Regionalnachweise 
nach § 79a Absatz 5 Satz 3 EEG 2017 nur entlang der vertraglichen Lieferkette des Stroms, 
für den sie ausgestellt worden sind, übertragen werden. Ein Übertragungsantrag ohne 
Stromliefervertrag ist nach Absatz 4 verboten und nach § 46 Absatz 1 Nummer 1 ordnungs-
widrig. Zur Prüfung der Wahrhaftigkeit der Erklärung über den Stromliefervertrag kann die 
Registerverwaltung nach § 42 Absatz 2 stichprobenartig vom abgebenden und empfangen-
den Kontoinhaber die Vorlage von Unterlagen verlangen, die das Bestehen des Stromlie-
fervertrags nach Absatz 1 Satz1 beweisen. 

Nach Satz 1 muss der Stromliefervertrag zwischen abgebenden und empfangenden Kon-
toinhaber mehrere Merkmale erfüllen: Der Stromliefervertrag muss sich auf Stromlieferun-
gen im dem Jahr der Erzeugung der Strommengen, hinsichtlich der die zu übertragenden 
Regionalnachweise ausgestellt worden sind (zeitliche Kopplung). Der Stromliefervertrag 
muss sich zudem auf eine Liefermenge beziehen, die größer oder gleich der Strommenge 
ist, die durch die in dem gesamten Produktionsjahr insgesamt übertragenen Regionalnach-
weise verkörpert wird (mengenmäßige Kopplung). Es ist ausreichend, wenn die Liefer-
menge auf Grundlage des Stromliefervertrages bestimmbar ist. Die konkrete Mengenbe-
stimmung kann in ergänzenden Dokumenten erfolgen. 

Mit diesen beiden Kopplungsmerkmalen soll gewährleistet werden, dass auf Grundlage ei-
nes Stromliefervertrages nicht mehr Regionalnachweise übertragen werden können als 
Strom zu liefern war. Die jahresscharfe zeitliche Kopplung erlaubt es, Regionalnachweise 
deren Erzeugungszeitraum bspw. im Februar liegt gekoppelt an einen Stromliefervertrag 
über Stromlieferungen in einem anderen Zeitraum desselben Jahres, z. B. Mai oder 3. 
Quartal oder 5. Januar zu übertragen. Diese zeitliche Flexibilität ist notwendig, um unange-
messene Eingriffe in den Stromhandel zu vermeiden. Außerdem gleich sie die Nachteile 
der über das Jahr gesehen unterschiedlichen Verfügbarkeit von fluktuierenden erneuerba-
ren Energien aus. 

Schließlich darf durch die Übertragung nicht die Sicherheit, Richtigkeit und Zuverlässigkeit 
des Regionalnachweisregisters gefährdet werden. Diese Anforderung dient dem Miss-
brauchsschutz und ist wie bei den Herkunftsnachweisen zu verstehen.  

Zu Absatz 2 

Absatz 2 benennt Regelbeispiele einer solchen Gefährdung, die etwa dann anzunehmen 
ist, wenn ein zu übertragender Regionalnachweis auf Grundlage falscher Angaben bezüg-
lich der Ausstellungsvoraussetzungen nach § 16 Absatz 1 oder bezüglich der Vorausset-
zungen für die Anlagenregistrierung nach § 21 oder aufgrund falscher Strommengendaten 
nach § 39 Absatz 2 ausgestellt wurde. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt, wie die Registerverwaltung veranlasst werden kann, Regionalnachweise 
zurück zu buchen, beispielsweise weil die übertragenen Regionalnachweise nicht den ver-
traglich geschuldeten Regionalnachweisen entsprechen. Eine Rückbuchung muss stets 
veranlassen, wer Regionalnachweise erhalten hat ohne dass mit dem übertragenden Kon-
toinhaber ein Stromliefervertrag geschlossen wurde (dazu Absatz 3 Satz 1). Die Möglichkeit 
zur Rückbuchung ist erforderlich, weil eine Übertragung nur auf Grundlage eines Stromlie-
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fervertrags möglich ist, und es den Kontoinhabern ermöglicht werden muss, falsche Über-
tragungen rückgängig zu machen. Die Rückbuchung ist die vollständige Umkehrung der 
Übertragung. Sie erfasst sämtliche Regionalnachweise aus dem Übertragungsvorgang. Die 
einzige Ausnahme dazu regelt Satz 2. Regionalnachweise, die vor der Rückbuchung auf 
dem Konto des empfangenden Kontoinhabers verfallen sind, verbleiben auf dem Empfän-
gerkonto und werden nicht auf das Konto des absendenden Kontoinhabers zurück gebucht. 
Denn für verfallen erklärte Regionalnachweise sollen nicht mehr ihren Inhaber wechseln, 
sie sollen endgültig aus dem Markt ausscheiden. Zum Schutz des empfangenden Kontoin-
habers beeinträchtigt aber der Verfall von Regionalnachweisen aus dem Übertragungsvor-
gang das Recht auf Rückbuchung nicht. Die Rückbuchung kann trotz Verfalls durchgeführt 
werden, sie erfasst aber nur die Regionalnachweise die nicht verfallen sind. 

Zu Nummer 1 

Die Rückbuchung setzt einen Antrag des empfangenden Kontoinhabers bei der Register-
verwaltung voraus. Der Antrag ist innerhalb eines Monats seit der Übertragung zu stellen. 
Verspätete Rückbuchungsanträge werden von der Registerverwaltung abgewiesen. Die 
großzügig bemessene Rückbuchungsfrist erlaubt es dem empfangenen Kontoinhaber oder 
seinem Dienstleister, die erhaltenen Regionalnachweise zu prüfen. Es ist aber angemes-
sen, dass das Prüfungs- und Rückbuchungsrecht nicht unbefristet ist, damit der abgebende 
Kontoinhaber irgendwann auch sicher sein kann, dass die Übertragung endgültig ist und er 
nicht mehr mit einer Rückbuchung rechnen muss. 

Zu Nummer 2 

Nach Nummer 2 setzt die Rückbuchung voraus, dass der empfangende Kontoinhaber noch 
über alle Regionalnachweise aus dem Übertragungsvorgang auf seinem Konto verfügt und 
diese noch nicht entwertet oder weiter übertragen hat. Damit wird sichergestellt, dass Rück-
buchungen den gesamten Übertragungsvorgang erfassen. Eine Auswahl der zurück zu bu-
chenden Regionalnachweise ist ausgeschlossen um eine Umgehung der Übertragungsan-
forderungen nach Absatz 1 zu vermeiden. 

Zu Absatz 4  

Absatz 4 regelt einen Verbotstatbestand, der sowohl vom abgebenden Kontoinhaber als 
auch seinem Dienstleister erfüllt werden kann. Er verbietet es dem abgebenden Kontoin-
haber, eine Übertragung zu beantragen, wenn der Stromliefervertrag mit dem empfangen-
den Kontoinhaber nach Absatz 1 nicht besteht. Dieses Verbot ist mit einer Ordnungswidrig-
keit nach § 46 Absatz 1 Nummer 1 bewehrt. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 verpflichtet den empfangenden Kontoinhaber, fristgerecht für die Rückbuchung 
nach Absatz 3 zu sorgen, wenn der erforderliche Stromliefervertrag nicht besteht. Diese 
Regelung dient auch der Umsetzung des Gebots der gekoppelten Übertragung nach § 79a 
Absatz 5 Satz 3 EEG 2017. Empfänger von Regionalnachweisen sind bereits nach § 38 
Absatz verpflichtet, Buchungen auf ihrem Konto auf Richtigkeit zu prüfen. Vor dem Hinter-
grund der zentralen Bedeutung des Kopplungsgebots aus § 79a Absatz 5 Satz 3 EEG 2017 
ist es angemessen die Prüfung zu verlangen, ob für übertragene Regionalnachweise ein 
den Anforderungen des Absatzes 1 Satz 1 genügender Stromliefervertrag mit dem absen-
denden Kontoinhaber besteht. Die Rückbuchung ist dann fristgerecht zu besorgen, wenn 
es mit dem absendenden Kontoinhaber entweder gar keinen Stromliefervertrag gibt oder 
es an der zeitlichen oder mengenmäßigen Übereistimmung des Stromliefervertrages mit 
den übertragenen Regionalnachweisen fehlt. Den empfangenden Kontoinhaber trifft nach 
Absatz 5 die Pflicht die Rückbuchungsfrist nach Absatz 3 Nummer 1 zu wahren und die 
Rückbuchung nicht dadurch zu vereiteln, dass er einzelne Regionalnachweise aus dem 
Übertragungsvorgang weiter überträgt oder entwertet (Absatz 3 Nummer 2). Ein Verstoß 
gegen Absatz 5 ist nicht mit einer Ordnungswidrigkeit bewehrt, kann aber gegebenenfalls 
eine Sanktion nach §§ 47 bis 49 nach sich ziehen. 
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Zu § 28 (Verwendung und Entwertung von Herkunftsnac hweisen) 

§ 28 regelt die Verwendung und Entwertung von Herkunftsnachweisen. In Anknüpfung an 
die Begriffsbestimmung des Herkunftsnachweises in § 3 Nummer 29 EEG 2017 stellt die 
Vorschrift klar, dass die Entwertung von Herkunftsnachweisen stets ausschließlich für die 
Verwendung in der Stromkennzeichnung erfolgt. Eine Entwertung ist stets nur auf Antrag 
möglich. Die Entwertung, die immer auf Antrag und für die Verwendung in der Stromkenn-
zeichnung erfolgt, ist zu unterscheiden vom Verfall von Herkunftsnachweisen (§ 32), des-
sen Eintritt von Amts wegen erklärt wird. Frühere Fassungen dieser Verordnung sowie das 
EEG sprechen insoweit auch von einem Entwerten. Zur besseren Unterscheidbarkeit bei-
der Vorgänge – Entwerten und Verfall, die auch mit unterschiedlichen Rechtsfolgen einher-
gehen, führt der Verordnungsgeber mit der Verfallerklärung eine Begrifflichkeit ein, die sich 
in der Praxis bereits lange bewährt hat. Weiteres zum Verfall steht in der Begründung zu § 
32. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 beschreibt den Begriff der Verwendung eines Herkunftsnachweises. Zunächst 
ergibt sich aus der Vorschrift, dass eine Verwendung von Herkunftsnachweisen nur durch 
den Inhaber des Herkunftsnachweises erfolgen kann und nur für solche Herkunftsnach-
weise, die sich auf dem Konto des Inhabers befinden. Weiter folgt aus Absatz 1, dass nur 
ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen, das Strom aus erneuerbaren Energien an Letzt-
verbraucher liefert, den Herkunftsnachweis verwenden kann. Dies ergibt sich bereits dar-
aus, dass Herkunftsnachweise gemäß ihrer Definition in § 3 Nummer 29 EEG 2017 aus-
schließlich für die Stromkennzeichnung verwendet werden können und die Stromkenn-
zeichnung gemäß § 42 EnWG nur durch Elektrizitätsversorgungsunternehmen durchge-
führt werden kann. 

Herkunftsnachweise, die im Herkunftsnachweisregister der Registerverwaltung registriert 
sind, können nur zur Stromkennzeichnung für Strommengen verwendet werden, die im Gel-
tungsbereich des EEG 2017 an Letztverbraucher geliefert werden. Damit wird die in Artikel 
15 Absatz 4 der Richtlinie 2009/28/EG enthaltene Pflicht umgesetzt, dass die national zu-
ständigen Stellen für Herkunftsnachweise keine sich geografisch überschneidenden Ver-
antwortlichkeiten haben dürfen. Zum Geltungsbereich des EEG 2017 zählt gemäß § 5 Ab-
satz 1 EEG 2017 die Belieferung von Letztverbrauchern im Bundesgebiet einschließlich der 
ausschließlichen Wirtschaftszone. Die Letztverbraucher müssen also den Strom in 
Deutschland oder der ausschließlichen Wirtschaftszone verbrauchen. Die Belieferung von 
Letztverbrauchern im grenznahen Ausland durch ein deutsches Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen ist insofern nicht erfasst; für diese Belieferung sind nicht im deutschen Regis-
ter Herkunftsnachweise zu entwerten. Dies ergibt sich auch bereits aus § 42 EnWG. So 
muss das Elektrizitäts-versorgungsunternehmen in dem Stromkennzeichen auch den Ener-
gieträgermix und die Umweltauswirkungen mit den entsprechenden Durchschnittswerten 
der Stromerzeugung in Deutschland ergänzen. In einem Stromkennzeichen, das ein Letzt-
verbraucher im Ausland erlangt, wären diese Angaben verfehlt. Umgekehrt muss ein aus-
ländisches Elektrizitätsversorgungsunternehmen Herkunftsnachweise beim deutschen Re-
gister entwerten, falls es Letztverbraucher in Deutschland mit Elektrizität beliefert. Dies be-
sagt auch bereits § 109 Absatz 2 EnWG. Insofern benötigt ein ausländisches Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen, das Letztverbraucher in Deutschland mit Elektrizität beliefert, ein 
Konto beim deutschen Herkunftsnachweisregister und hat Herkunftsnachweise, bevor es 
diese entwerten und verwenden kann, auf das deutsche Konto zu importieren. Eine Ent-
wertung von Herkunfts-nachweisen im Ausland für eine Lieferung von Elektrizität an Letzt-
verbraucher in Deutsch-land mit oder ohne Stromkennzeichnung in Deutschland, eine sog. 
Ex-domain-cancellation, ist unzulässig.  

Da die Verwendung nur durch Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die Letztverbraucher 
beliefern, erfolgen kann, muss das Elektrizitätsversorgungsunternehmen selbst den Her-
kunftsnachweis vor Verwendung erwerben und ihn auf seinem Konto verbuchen. Nur von 
dort aus ist die Entwertung mit anschließender Verwendung durch das Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen oder dessen im Herkunftsnachweisregister registrierten Dienstleister 
möglich. Eine Verwendung des Herkunftsnachweises liegt in der Erklärung gegenüber der 
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Registerverwaltung darüber, dass der Herkunftsnachweis für eine an von ihm personenver-
schiedene Letztverbraucher gelieferte Strommenge zur Stromkennzeichnung verwendet 
wird. Wie sich aus der Systematik des § 42 EnWG und § 3 Nummer 18 EnWG ergibt, muss 
der Letztverbraucher vom Elektrizitätsversorgungsunternehmen personenverschieden 
sein. Eine Verwendung setzt voraus, dass auch eine tatsächliche Stromlieferung stattge-
funden hat oder in dem entsprechenden Lieferjahr noch erfolgt. Eine Verwendung setzt 
nicht voraus, dass bereits die konkrete Stromkennzeichnung erfolgt ist. Andernfalls wäre 
die in der Erneuerbare-Energien-Richtlinie enthaltene Vorgabe, wonach eine Verwendung 
spätestens zwölf Monate nach Erzeugung der zugrundeliegenden Strommenge zu erfolgen 
hat, nicht umzusetzen, da die Stromkennzeichnung regelmäßig erst mehr als zwölf Monate 
nach Er-zeugung der entsprechenden Strommenge aus erneuerbaren Energien erfolgen 
kann. Um-gekehrt ist es nach dem Wortlaut des § 42 Absatz 5 Nummer 1 EnWG unzulässig, 
Herkunftsnachweise zeitlich nach Erstellung des Stromkennzeichens zu entwerten und zu 
verwenden („entwertet wurden“). Die Verwendung von Strom aus sonstigen erneuerbaren 
Energien zum Zweck der Stromkennzeichnung setzt voraus, dass Herkunftsnachweise 
durch die Registerverwaltung bereits entwertet worden sind (§ 42 Absatz 5 Nummer 1 
EnWG). Dies bedeutet, dass das Elektrizitätsversorgungsunternehmen Herkunftsnach-
weise zeitlich entwerten muss, bevor es die Stromkennzeichnung veröffentlicht.  

Für welche konkreten Strommengen, die ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen an 
Letztverbraucher liefert, die Verwendung des Herkunftsnachweises erfolgen kann, ergibt 
sich aus Absatz 4. Ein Verstoß gegen Absatz 1 Satz 2 stellt gemäß § 46 Absatz 1 Nummer 
2 eine Ordnungswidrigkeit dar. Satz 3 regelt, wie viele Herkunftsnachweise für eine durch 
das Elektrizitätsversorgungsunternehmen gelieferte Strommenge entwertet werden müs-
sen. Die gelieferte Strommenge, für die Herkunftsnachweise zu verwenden sind, ist immer 
auf volle MWh aufzurunden. Die entwertete Menge an Herkunftsnachweisen darf nicht ge-
ringer sein als die gelieferte Strommenge. Beispiel: Für die Lieferung von Strom aus sons-
tigen erneuerbaren Energien in Höhe von 85,1 MWh müssen 86 Herkunftsnachweise ent-
wertet werden.  

Zu Absatz 2 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass eine Verwendung nur dann erlaubt ist, wenn ein Antrag auf 
Entwertung des Herkunftsnachweises gestellt wird. Damit wird sichergestellt, dass Her-
kunftsnachweise mit der Verwendung entwertet werden und es somit nicht zu einer mehr-
fachen Verwendung von Herkunftsnachweisen kommen kann. Den Antrag auf Entwertung 
muss ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen stellen. Dies ist gerechtfertigt, da der Ge-
setzgeber des EEG 2017 die Verwendung der Herkunftsnachweise nur im Rahmen der 
Stromkennzeichnung zulässt und diese nach § 42 EnWG durch Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen durchgeführt wird. Damit ist es anderen Akteurinnen und Akteuren am Strom-
markt – beispielsweise auch Stromkunden – nicht möglich, Herkunftsnachweise zu entwer-
ten, zu verwenden oder die sonst in ihnen verkörperte Aussage zu nutzen. Der Antrag auf 
Entwertung wird nach § 28 Absatz 2 Satz 2 abgelehnt, wenn das Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen bereits bei Erwerb des Herkunftsnachweises positiv wusste, dass der Aus-
stellung des Herkunftsnachweises keine erzeugte Strommenge aus erneuerbaren Energien 
zugrunde lag. Dies erfasst nicht den bösgläubigen Erwerb als solchen, sondern nur den 
darauffolgenden Antrag auf Entwertung. Satz 3 stellt klar, dass im Fall des Satzes 2 der 
Herkunftsnachweis nicht verwendet werden darf. Zusammen mit dem Ordnungswidrigkei-
tentatbestand des § 46 Absatz 1 Nummer 2 soll dies das gezielte Zusammenwirken von 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen mit Kontoinhabern bei der Transaktion von fehlerhaf-
ten Herkunftsnachweisen und deren anschließende Entwertung unterbinden.  

Zu Absatz 3  

Absatz 3 bestimmt in Satz 1 zur Konkretisierung des § 42 Absatz 5 Nummer 1 EnWG, dass 
das Elektrizitätsversorgungsunternehmen nur für die eigene Stromlieferung, nur für die 
Stromkennzeichnung und nur für die eigene Stromkennzeichnung entwerten darf. Satz 2 
eröffnet dem Verwender die Möglichkeit, im Antrag auf Entwertung ein bestimmtes Strom-
produkt gemäß § 42 Absatz 3 EnWG oder den Namen eines Stromkunden anzugeben, für 
das oder für den der Herkunftsnachweis verwendet werden soll. Gemäß Satz 3 darf der 
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Verwender aus Gründen des Datenschutzes den Namen eines Stromkunden, der eine na-
türliche Person ist, nur dann in dem Antrag auf Entwertung angeben, wenn der Stromkunde 
eingewilligt, also vor dem Antrag zugestimmt hat. 

Zu Absatz 4  

Absatz 4 enthält eine spezielle Regelung dazu, für welche Strommengen ein Herkunfts-
nachweis verwendet werden kann. Demgemäß dürfen Herkunftsnachweise nur für die 
Stromkennzeichnung solcher Strommengen verwendet werden, die im selben Jahr erzeugt 
wurden wie die Strommenge, die dem Herkunftsnachweis zugrunde liegt. Dabei wird auf 
das Ende des Erzeugungszeitraums gemäß § 15 dieser Verordnung abgestellt. Ein Her-
kunftsnachweis, bei dem der Erzeugungszeitraum für die zugrundeliegende Strommenge 
etwa im Oktober 2015 liegt, kann also für die Stromkennzeichnung von Strommengen ver-
wendet werden, die im Jahr 2015 an Letztverbraucherinnen und Letztverbraucher geliefert 
wurden. Die Erklärung über die entsprechende Verwendung des Herkunftsnachweises 
kann noch zwölf Monate nach dem Erzeugungszeitraum und damit bis zum Oktober 2016 
erfolgen. Wann die konkrete Stromkennzeichnung erfolgt, ist durch die Art und Weise der 
Verwendung gemäß § 20 nicht im Einzelnen vorgegeben, sondern richtet sich nach § 42 
EnWG. Die Norm ist zusätzlich bewehrt durch § 46 Absatz 1 Nummer 2. 

Zu § 29 (Verwendung und Entwertung von Regionalnach weisen, Ausweisung in der 
Stromkennzeichnung) 

§ 29 regelt die Verwendung und Entwertung von Regionalnachweisen auf Grundlage von 
§ 79a Absatz 7 und 8 EEG 2017. Die Vorschrift macht auch nähere Vorgaben für die Aus-
weisung des regionalen Zusammenhangs der Stromerzeugung in der Stromkennzeich-
nung. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 erklärt bezüglich der Verwendung und Entwertung von Regionalnachweisen die 
Vorschriften nach § 28 für entsprechend anwendbar, allerdings mit vier Unterschieden, die 
abschließend aufgezählt werden.  

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 ist der Entwertungsantrag nur im Zeitraum vom 1. August bis 15. Dezem-
ber des auf den Erzeugungszeitraum der zu entwertenden Regionalnachweise folgenden 
Kalenderjahres zulässig. Dies hängt mit den für die Stromkennzeichnung von Strom, der 
aus der EEG-Umlage finanziert wird, relevanten Stichtagen zusammen. Der für die Berech-
nung der als EEG-Strom auszuweisenden Strommengen erforderliche EEG-Quotient nach 
§ 78 Absatz 3 steht bis 31. Juli des auf die Stromlieferung folgenden Kalenderjahres zur 
Verfügung. Ohne den EEG-Quotienten können Elektrizitätsversorgungsunternehmen nicht 
wissen, wie hoch die Strommenge ist, die sie an Letztverbraucher in eine Verwendungsre-
gion geliefert haben und nach § 78 EEG 2017 als „Erneuerbare Energien, finanziert aus der 
EEG-Umlage“ ausweisen müssen. Somit ist eine Entwertung vor der Veröffentlichung des 
EEG-Quotienten sinnlos. Das Ende der Entwertungsfrist hängt mit dem Stichtag für die 
Stromkennzeichnung nach § 42 Absatz 1 Nummer 1 EnWG zusammen, wonach die Elekt-
rizitätsversorgungsunternehmen spätestens zum 1. November des auf die Stromlieferung 
folgenden Jahres den Energieträgermix auszuweisen haben. Um auch noch nachträgliche 
Korrekturen der Stromkennzeichnung umsetzen zu können, soll die Entwertung bis 15. De-
zember des auf die Stromlieferung folgenden Kalenderjahres möglich sein. 

Zu Nummer 2 

In Abweichung zu § 28 Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz dürfen nach Nummer 2 Regional-
nachweise nur für die Zwecke der regionalen Grünstromkennzeichnung, also der Auswei-
sung des im regionalen Zusammenhang erzeugten und mit der Marktprämie geförderten 
Stroms nach § 79a Absatz 8 EEG 2017 und § 42 Absatz 5 Satz 2 EnWG verwendet werden. 
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Zu Nummer 3  

Nach Nummer 3 muss in Abweichung von § 28 Absatz 1 Satz 4 für die Entwertung die 
Strommenge, die mittels Regionalnachweisen als aus regionaler Erzeugung stammend 
ausgewiesen werden soll, auf Kilowattstunden aufgerundet werden. Grund ist, dass Regio-
nalnachweisen in Kilowattstunden ausgestellt werden. 

Zu Nummer 4  

Nach Nummer 4 ist im Entwertungsantrag zwingend anzugeben, in welchem Verwendungs-
gebiet nach § 2 Nummer 13 der Regionalnachweis genutzt werden soll. Die Regelung hat 
keine Entsprechung bei den Herkunftsnachweisen, da diese in ganz Deutschland verwen-
det werden dürfen. Regionalnachweise hingegen sind in bestimmten Verwendungsregio-
nen nutzbar. Welche dies sind, bestimmt und veröffentlicht die Registerverwaltung in der 
Allgemeinverfügung nach § 5. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 setzt die Ermächtigung des § 92 Nummer 11 EEG 2017 und des § 14 Absatz 1 
Nummer 9 EEV um. Satz 1 trifft in Konkretisierung des § 42 EnWG allgemeine Aussagen 
zur Gestaltung der Stromkennzeichnung. Er beschreibt zunächst, dass sich die Regelung 
nur mit der Ausweisung des regionalen Zusammenhangs befasst, die für den nach § 78 
Absatz 1 EEG 2017 auszuweisenden Anteil der Stromkennzeichnung „erneuerbare Ener-
gien, finanziert aus der EEG-Umlage“ erfolgen kann, soweit hierfür Regionalnachweise ent-
wertet wurden. Diese Ausweisung hat nach Satz 1 verbraucherfreundlich und deutlich er-
kennbar abgesetzt in grafisch visualisierter Form zu erfolgen. Hintergrund ist erstens, dass 
der Verbraucher erkennen soll, dass die Stromkennzeichnung, die sich sonst nur mit den 
für die Stromproduktion eingesetzten Energieträgern befasst, einen neuen Aspekt aus-
weist, nämlich die Erzeugung des Stroms im regionalen Zusammenhang. Es muss deutlich 
werden, dass sich diese Ausweisung des regionalen Zusammenhangs inhaltlich von den 
Energieträgern unterscheidet, was durch deutlich erkennbare Absetzung erfolgen soll. 
Zweitens soll durch diese Mindestvorgaben eine Vergleichbarkeit der Stromkennzeichen 
mit dargestelltem regionalen Zusammenhang ermöglichen und damit den Zweck der Strom-
kennzeichnung für den Verbraucher erreichen. Um diese Zweckerreichung zu verstärken, 
ermöglicht es Satz 2 der Registerverwaltung, die konkrete Gestaltung vor allem in textlicher 
und grafischer Hinsicht durch Allgemeinverfügung zu regeln. Diese Allgemeinverfügung 
kann nach Satz 3 öffentlich bekannt gemacht werden. Die Allgemeinverfügung nach diesem 
Absatz kann dabei in die Allgemeinverfügung nach § 50 (Nutzungsbedingungen) integriert 
werden oder eigenständig bekannt gemacht werden. 

Zu § 30 (Löschung von Herkunftsnachweisen ) 

Zu Absatz 1 

§ 30 regelt die Fälle, in denen die Registerverwaltung von Amts wegen Herkunftsnachweise 
aus dem Verkehr zieht, indem sie diese löscht. Die HkRNDV verwendete hierfür in der 
früheren Fassung den Begriff „Entwerten von Amts wegen“. Zur besseren Unterscheidung 
der Entwertung von anderen Formen, Herkunftsnachweise aus dem Verkehr zu ziehen, 
führt die HkRNDV nunmehr die Begriffe Löschung und Verfallerklärung ein. Gelöschte Her-
kunftsnachweise haben im Unterschied zu verfallenen Herkunftsnachweisen keine Auswir-
kung auf die Korrektur des ENTSO-E-Energieträgermixes für Deutschland nach § 42 Ab-
satz 4 EnWG. Die Löschung von Herkunftsnachweisen ist ein Mittel der Fehlerkorrektur bei 
Herkunftsnachweisen, die so nicht hätten ausgestellt werden dürfen. 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 löscht die Registerverwaltung Herkunftsnachweise auf Antrag des Konto-
inhabers. Nach Absatz 3 besteht in bestimmten Fällen eine Pflicht, die Löschung von Her-
kunftsnachweisen zu beantragen. 
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Zu Nummer 2 

Nach Nummer 2 löscht die Registerverwaltung von Amts wegen Herkunftsnachweise, die 
dem Anlagenbetreiber ausgestellt wurden, ohne das ihnen eine entsprechende Stromer-
zeugung zu Grunde lag, wenn sich diese Herkunftsnachweise noch auf einem Konto des 
Anlagenbetreibers befinden. Das von der Löschung betroffene Konto kann sich auch auf 
ein anderes als das in der Funktion des Anlagenbetreiberkontos beziehen, wenn die von 
der Entwertung betroffene Person in mehreren Funktionen im Register registriert ist, bei-
spielsweise als Anlagenbetreiber und als Elektrizitätsversorgungsunternehmen, und die 
Herkunftsnachweise auf das Konto der letzteren Funktion übertragen sind. Dieser Lösch-
grund flankiert die Möglichkeit der Registerverwaltung nach § 13 einen negativen Vortrag 
auf dem Konto des Anlagenbetreibers einzutragen, wenn sich die Herkunftsnachweise in 
so einem Fall nicht mehr auf einem Konto des Anlagenbetreibers befinden. Mischtatbe-
stände zwischen § 13 und § 30 Absatz 1 Nummer 2 sind gegeben, wenn noch ohne Strom-
erzeugung ausgestellte Herkunftsnachweise auf dem Konto vorhanden sind, während an-
dere ohne Stromerzeugung ausgestellte Herkunftsnachweise bereits an eine andere Per-
son übertragen wurden. In diesem Fall werden die Herkunftsnachweise auf dem Konto ge-
löscht, daneben nimmt die Registerverwaltung einen negativen Vortrag nach § 13 vor. 

Zu Nummer 3 

Nach Nummer 3 löscht die Registerverwaltung von Amts wegen Herkunftsnachweise, die 
an einem besonders schwerwiegenden und offensichtlichen Fehler leiden. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 stellt klar, dass die Herkunftsnachweise, die die Registerverwaltung nach Absatz 
1 gelöscht hat, dem Kontoinhaber nicht für eine Verwendung in der Stromkennzeichnung 
nach § 28 zur Verfügung stehen. Dies ist über § 46 Absatz 1 Nummer 2 als Ordnungswid-
rigkeit bußgeldbewehrt. 

Zu Absatz 23 

Absatz 3 Satz 1 verpflichtet den Inhaber von Herkunftsnachweisen, unrichtige Herkunfts-
nachweise auf dem Konto löschen zu lassen. Inhaber von Herkunftsnachweisen haben da-
mit die Pflicht, Herkunftsnachweise, die auf der Basis unrichtiger falscher Strommengenda-
ten ausgestellt worden sind oder die an einem besonders schwerwiegenden und offensicht-
lichen Fehler leiden, beseitigen zu lassen, so dass diese nicht mehr entwertet und gegebe-
nenfalls für eine Stromkennzeichnung verwendet werden können. Damit wird auch verhin-
dert, dass die Registerverwaltung im Wege der „Verrechnung“ nach § 13 weniger Her-
kunftsnachweise ausstellt. Im Fall einer Löschung nach diesem Absatz können diese Her-
kunftsnachweise gemäß Satz 2 nicht mehr verwendet werden. Unterstützt wird die Rege-
lung durch die Bewehrung in § 46 Absatz 1 Nummer 2. 

Zu § 31 (Löschung von Regionalnachweisen) 

§ 31 regelt die Löschung von Regionalnachweisen. Es gelten die Vorschriften für die Lö-
schung von Herkunftsnachweisen entsprechend. 

Zu § 32 (Verfall von Herkunftsnachweisen) 

§ 32 regelt, dass der Herkunftsnachweis ohne Antrag des Inhabers des Herkunftsnachwei-
ses von der Registerverwaltung für verfallen erklärt wird, wenn der Herkunftsnachweis nicht 
spätestens zwölf Monate nach dem Erzeugungszeitraum entwertet wird. Damit wird die 
Vorgabe aus § 11 Absatz 2 EEV umgesetzt und in Übereinstimmung mit § 14 geregelt, dass 
für die Bestimmung des Erzeugungszeitraums auf das Ende der Stromerzeugung abzustel-
len ist. Herkunftsnachweise müssen gemäß § 42 Absätze 1 und 5 EnWG bis zur Veröffent-
lichung der Stromkennzeichnung entwertet werden. Dies ergibt sich aus der Formulierung 
„entwertet wurden“ in § 42 Absatz 5 Nummer 1 EnWG. Verfallene Herkunftsnachweise flie-
ßen in den ENTSO-E Energieträgermix nach § 42 Absatz 4 EnWG ein. Satz 2 stellt klar, 
dass verfallene Herkunftsnachweise nicht für die Stromkennzeichnung verwendet werden 
dürfen. Dieses Verwendungsverbot ist mit einer Ordnungswidrigkeit nach § 46 Absatz 1 
Nummer 2 bewehrt. 
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Zu § 33 (Verfall von Regionalnachweisen) 

§ 33 regelt die Verfallerklärung von Regionalnachweisen, für die die Regelungen zum Ver-
fall von Herkunftsnachweisen entsprechend geltend allerdings unter der Maßgabe, dass 
nach § 12 EEV die Verfallerklärung erst 24 Monate nach Ablauf des Erzeugungszeitraums 
stattfindet. Verfallene Regionalnachweise fließen anders als Herkunftsnachweise nicht in 
den ENTSOE-Energieträgermix nach § 42 Absatz 4 EnWG ein. Dieses Verwendungsverbot 
ist mit einer Ordnungswidrigkeit nach § 46 Absatz 1 Nummer 2 bewehrt. 

Zu Abschnitt 4 (Anerkennung und Import von Herkunft snachweisen ) 

Zu § 34 (Anerkennung von Herkunftsnachweisen) 

§ 34 regelt, unter welchen Voraussetzungen Herkunftsnachweise, die in anderen Staaten 
ausgestellt wurden, anerkannt werden. Mit dieser Vorschrift werden die Vorgaben des Arti-
kels 15 Absatz 9 der Richtlinie 2009/28/EG umgesetzt, wonach die Mitgliedstaaten die von 
anderen Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie ausgestellten Herkunftsnachweise anzuer-
kennen haben. Die Vorschrift erfasst auch von der Registerverwaltung ausgestellte Her-
kunftsnachweise, die in das Register eines anderen Staates übertragen worden sind, und 
nunmehr von einem ausländischen Register wieder in das Herkunftsnachweisregister im-
portiert werden sollen. Auch bei einem solchen Re-Import inländischer Herkunftsnachweise 
ist eine Anerkennung erforderlich. 

Zu Absatz 1 

Satz 1 verpflichtet die Registerverwaltung, auf Antrag des Inhabers Herkunftsnachweise 
aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union, anderen Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum, Vertragsparteien des Vertrags über die Gründung 
der Energiegemeinschaft und der Schweiz unter den hier benannten Voraussetzungen an-
zuerkennen. Die Prüfung der Anerkennung findet bereits vor dem Import statt. Ein Import 
findet nicht statt, falls die Anerkennungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. Den Antrag auf 
Anerkennung bei der Registerverwaltung hat dabei das Register zu stellen, welches Her-
kunftsnachweise in das Herkunftsnachweisregister der deutschen Registerverwaltung 
übertragen möchte. Satz 2 verweist auf die Vorgaben des Artikels 15 Absatz 9 der Richtlinie 
2009/28/EG. Danach kann ein Mitgliedstaat die Anerkennung von Herkunftsnachweisen 
aus einem anderen Mitgliedstaat verweigern, wenn er nach Prüfung begründete Zweifel an 
deren Richtigkeit, Zuverlässigkeit oder Wahrhaftigkeit hat. Das Nichtvorliegen von begrün-
deten Zweifeln wird zur Anerkennungsvoraussetzung gemacht. Für eine Anerkennung ist 
danach grundsätzlich erforderlich, dass keine begründeten Zweifel bestehen, das heißt 
keine konkreten Anhaltspunkte vorliegen, die an der Richtigkeit, Zuverlässigkeit oder Wahr-
haftigkeit eines Herkunftsnachweises zweifeln lassen. Die Nummern 1 bis 5 in Satz 3 ent-
halten Beispiele, in denen begründete Zweifel an der Richtigkeit, Zuverlässigkeit oder 
Wahrhaftigkeit eines Herkunftsnachweises in der Regel nicht gegeben sind. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 entspricht den Vorgaben des Artikels 15 Absatz 3 der Richtlinie 2009/28/EG, 
wonach Herkunftsnachweise binnen zwölf Monaten nach der Erzeugung der entsprechen-
den Energieeinheit verwendet und entwertet werden müssen. Die Vorschrift stellt klar, dass 
kein Anspruch auf Anerkennung eines Herkunftsnachweises besteht, wenn im Zeitpunkt 
des Antrags auf Anerkennung die Erzeugung der zugrunde liegenden Strommenge aus 
erneuerbaren Energien bereits mehr als zwölf Monate zurück liegt. Damit soll erreicht wer-
den, dass die Registerverwaltung den Herkunftsnachweis mit seiner Anerkennung nicht 
gleichzeitig entwerten muss, sondern die Entwertung durch das jeweilige Fremdregister, 
aus dem der Herkunftsnachweise übertragen werden soll, erfolgt. 

Zu Nummer 2  

Mit Nummer 2 wird das Doppelverwertungsverbot klarstellend in die Anerkennungsvoraus-
setzungen aufgenommen: Herkunftsnachweise, die bereits verwendet oder entwertet wur-
den, sollen nicht anerkannt und damit eine nochmalige Verwendung oder Entwertung ver-
hindert werden. 
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Zu Nummer 3  

Nummer 3 legt fest, dass im ausstellenden und im exportierenden Staat ein sicheres und 
zuverlässiges System für die Ausstellung, Übertragung, Entwertung und Verwendung von 
Herkunftsnachweisen vorhanden sein muss. 

Zu Nummer 4  

Nummer 4 verlangt, dass im Staat der Erzeugung oder im exportierenden Staat eine Aus-
weisung der im Herkunftsnachweis ausgewiesenen Strommenge als Strom aus erneuerba-
ren Energien gegenüber Letztverbrauchern ausgeschlossen ist. Diese Vorschrift entspricht 
dem Artikel 15 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2009/28/EG, nach dem die Mitglied-
staaten sicherzustellen haben, dass dieselbe Einheit von Energie aus erneuerbaren Quel-
len nur einmal berücksichtigt wird. 

Zu Nummer 5  

Nummer 5 wiederholt die Vorgabe in Artikel 15 Absatz 9 Satz 1 der Richtlinie 2009/28/EG, 
wonach die Anerkennungspflicht der Mitgliedstaaten untereinander auf Herkunftsnach-
weise beschränkt ist, die ausschließlich dem Zweck der Stromkennzeichnung dienen. Da-
bei stellt Nummer 5 auf den ausstellenden und den exportierenden Staat ab. Wegen der 
Handelbarkeit des Herkunftsnachweises muss dieser zunächst im ausstellenden Staat nur 
der Stromkennzeichnung dienen. Dient der Herkunftsnachweis hingegen noch anderen 
Zwecken, so droht bei Entwertung und Verwendung in Deutschland eine doppelte Nutzung 
des Herkunftsnachweises. Gleiches gilt auch für den gegebenenfalls von dem ausstellen-
den Staat unterschiedenen exportierenden Staat, der quasi als Transitstaat für den Her-
kunftsnachweis fungiert. Auch hier kann der Aussagegehalt des Herkunftsnachweises be-
reits Verwendung gefunden haben, was auszuschließen ist. 

Satz 4 verpflichtet die Registerverwaltung im Regelfall, die Übertragung und damit die An-
erkennung von Herkunftsnachweisen zu verweigern, wenn die Übertragung nicht durch 
eine elektronische und automatisierte Schnittstelle angeboten wird, mit der das Herkunfts-
nachweisregister verbunden ist. In solchen Fällen, in denen es an einer elektronischen und 
automatisierten Schnittstelle fehlt, ist nicht auszuschließen, dass es zu einer Doppelver-
wendung eines Herkunftsnachweises kommen kann. Dies gilt beispielsweise für den Ver-
such, einen Import mittels E-Mail und angehängtem elektronischem Dokument, das die 
Ausstellung eines Herkunftsnachweises beinhaltet, zu beantragen. Die E-Mail legt eine lo-
kale Kopie des Dokuments beim Empfänger an und verdoppelt so die möglicherweise ent-
haltene Information über die Ausstellung eines Herkunftsnachweises im Exportstaat. Einen 
solchen Antrag mittels E-Mail lehnt die Registerverwaltung grundsätzlich mangels Nutzung 
einer automatisierten Schnittstelle ab. 

Zu Absatz 2  

Die Vorschrift verpflichtet die Registerverwaltung, entsprechend der Vorgaben in Artikel 15 
Absatz 9 Satz 3 der Richtlinie 2009/28/EG, der Kommission die Verweigerung der Aner-
kennung eines Herkunftsnachweises aus einem anderen Mitgliedstaat einschließlich einer 
Begründung mitzuteilen. 

Zu § 35 (Import anerkannter Herkunftsnachweise) 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 Satz 1 werden Herkunftsnachweise, die nach § 34 anerkannt werden, auf 
das inländische Zielkonto übertragen. Als zusätzliche Voraussetzung zu den Maßgaben 
nach § 34 sieht Satz 2 für die Übertragung vor, dass der deutschen Registerverwaltung von 
der ausländischen registerführenden Stelle mit dem Antrag die Nummer des Zielkontos so-
wie des Ausgangskontos übermittelt werden müssen. Dies ist erforderlich, um den Her-
kunftsnachweis dem Konto des Empfängers korrekt zuordnen zu können. Die Kontonum-
mern sind als sog. Membercode vereinheitlicht. 
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Zu Absatz 2  

Absatz 2 verpflichtet die Registerverwaltung, dem Fremdregister die Ablehnung der Über-
tragung mitzuteilen. Die Vorschrift dient der Sicherheit, Richtigkeit und Zuverlässigkeit be-
stehender Herkunftsnachweissysteme. Die Information soll dem Fremdregister ermögli-
chen, weitere Sachaufklärung zu betreiben und gegebenenfalls bestehende Mängel im Si-
cherheitssystem des Herkunftsnachweisregisters zu beheben. 

Zu Abschnitt 5 (Pflichten von Registerteilnehmern, Nutzern und Netzbetreibern) 

Zu § 36 (Allgemeine Mitteilungs- und Mitwirkungspfl ichten) 

§ 36 enthält eine allgemeine Mitteilungsverpflichtung, die sich an alle Registerteilnehmer, 
deren Nutzer und Netzbetreiber, unabhängig von ihrer Funktion innerhalb des Herkunfts-
nachweisregisters oder Regionalnachweisregisters, richtet und die sich auf die Änderung 
von Daten bezieht, die der Registerverwaltung zwingend mitzuteilen waren. Danach sind 
der Registerverwaltung Datenänderungen unverzüglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern, 
vollständig zu übermitteln. Dies betrifft beispielsweise den sog. Hauptnutzerwechsel: Än-
dert sich bei einer im Herkunftsnachweisregister oder im Regionalnachweisregister re-
gistrierten juristischen Person oder rechtsfähigen Personengesellschaft die für das Register 
handelnde natürliche Person im Sinne des § 6 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2, so ist diese 
Änderung der Registerverwaltung unverzüglich mitzuteilen. Dabei sind auch Unterlagen 
hochzuladen, die die Vertretungsmacht der neuen für die juristische Person oder rechtsfä-
higen Personengesellschaft im Register handelnden natürlichen Person dokumentieren, 
beispielsweise eine neue Vollmacht oder auch neue Registerauszüge. Diese Pflicht trifft 
dann zwar nicht mehr den ausgeschiedenen Hauptnutzer, jedoch die von diesem vertretene 
juristische Person. Auch haben Umweltgutachter der Registerverwaltung mitzuteilen, falls 
sie einen in § 2 Nummer 12 Buchstabe a genannten Zulassungsbereich verlieren, mit dem 
sie im Herkunftsnachweisregister registriert waren. 

Zu § 37 (Pflichten bei der Nutzung des Herkunftsnac hweisregisters oder des 
Regionalnachweisregisters ) 

Der neue § 37 sieht Regeln für die aus informationstechnischen (IT) Gründen sichere Nut-
zung des Herkunftsnachweisregisters und der Regionalnachweisregisters vor. Für das Her-
kunftsnachweisregister stellt die Vorschrift eine Konkretisierung der Vorgabe europäischen 
Rechts dar. Artikel 15 Absatz 5 der Richtlinie 2009/28/EG fordert die Genauigkeit, Zuver-
lässigkeit und Betrugssicherheit des Herkunftsnachweisregisters. Zudem fordert § 79 Ab-
satz 2 Satz 2 EEG 2017 die Registerverwaltung auf, das Herkunftsnachweisregister vor 
Missbrauch zu schützen. Für das Regionalnachweisregister gibt es keine europarechtliche 
Grundlage. Insoweit gründet die Regelung zur IT-Sicherheit auf den Missbrauchsschutz 
nach § 79a Absatz 2 Satz 2 EEG 2017. 

Da die Registerverwaltung lediglich die Software und die Datenbank beeinflussen und ge-
gen Schädigungen und unbefugte Zugriffe von außen schützen kann, haben auch die Ak-
teure, die am Herkunftsnachweisregister oder Regionalnachweisregister arbeiten, ihren 
Beitrag zur IT-Sicherheit zu leisten. Anderenfalls wären die Betrugssicherheit des Her-
kunftsnachweisregisters und des Regionalnachweisregisters nicht zu gewährleisten. Glei-
ches gilt für den Datenschutz aus der Perspektive der Akteure, die das Register nutzen. 
Die wesentlichen Vorgaben zur IT-Sicherheit und zum Datenschutz aus der Perspektive 
der das Register nutzenden Akteure macht § 37. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 statuiert die Verpflichtung für sämtliche Akteure, die mit dem Herkunftsnach-
weisregister oder dem Regionalnachweisregister arbeiten, die im Zusammenhang mit dem 
Betrieb dieser Register erlangten Daten sorgfältig zu behandeln, sie vertraulich zu halten 
und nicht an unbefugte Dritte weiterzugeben. Manche der im Herkunftsnachweisregister 
oder im Regionalnachweisregister enthaltenen Daten unterliegen dem Datenschutz, da es 
sich um personenbezogene Daten oder um Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse handelt. 
Für die Zugangsdaten Benutzername und Passwort enthält Nummer 5 eine Sonderrege-
lung. Um keine Einzelfallprüfung vornehmen zu müssen, haben die Akteure, die mit dem 
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Herkunftsnachweisregister oder dem Regionalnachweisregister arbeiten, sämtliche Daten 
vertraulich zu behandeln und nicht an Dritte weiterzugeben. 

Zu Nummer 2  

An Nummer 1 schließt Nummer 2 an und macht darauf aufmerksam, dass auch die Umge-
bung, die der Akteur schafft, hinsichtlich des Ausschlusses unbefugter Zugriffe eine wich-
tige Rolle spielt. So hat die Arbeit in organisatorischer Hinsicht an einem Ort zu erfolgen, 
an dem der Akteur nicht bei der Nutzung von anderen beobachtet werden kann, beispiels-
weise in öffentlichen Verkehrsmitteln wie dem Zug oder dem sonstigen öffentlichen Raum 
wie einem Café. Beim Verlassen des Arbeitsplatzes ist die Sitzung im Register abzumelden. 
In technischer Hinsicht meint die Umgebung beispielsweise die Nutzung aktueller Viren-
schutzsoftware. Auch darf der Akteur das Herkunftsnachweisregister oder das Regional-
nachweisregister nicht mit demselben informationstechnischen System, beispielsweise 
dem Smartphone, nutzen, mit dem er gleichzeitig die zur Authentifizierung empfangene 
smsTAN erhält; dies schließen auch die Nutzungsbedingungen aus. 

Zu Nummer 3 

Nummer 3 verpflichtet Kontoinhaber, alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um den 
Zugriff von Unbefugten auf ihr Konto zu verhindern. Die ausdrückliche Verpflichtung zur 
Einhaltung von Sicherheitsmaßnahmen dient in erster Linie der Sicherheit, Richtigkeit und 
Zuverlässigkeit des Herkunftsnachweisregisters, denn in der Regel werden Kontoinhaber 
bereits aus eigenem Interesse, d. h. im Rahmen ihrer Obliegenheiten, auf eine sorgfältige 
Kontoführung achten. 

Zu Nummer 4 

Gleiches gilt für Nummer 4 der Vorschrift. Diese enthält die Verpflichtung, den Verlust oder 
den Diebstahl eines Authentifizierungsinstruments sowie die missbräuchliche Nutzung oder 
die sonstige nichtautorisierte Nutzung eines Authentifizierungsinstruments oder eines per-
sönlichen Sicherungsmerkmals unverzüglich gegenüber der Registerverwaltung anzuzei-
gen. Der Begriff des Authentifizierungsinstruments ist dem Recht bereits bekannt, beispiels-
weise aus § 675j BGB, und bedarf hier daher keiner weiteren Erläuterung. Kontoinhaber 
haben außerdem dafür Sorge zu tragen, dass keine unbefugte Person Kenntnis von Pass-
wörtern erhält. Hierzu können die Nutzungsbedingungen weitere konkretisierende Vorga-
ben enthalten, z. B. dahingehend, dass Passwort oder smsTAN nicht außerhalb der beson-
ders gesicherten Internetseiten des Registers eingegeben werden dürfen, dass Maßnah-
men zu treffen sind, um eine unbefugte Nutzung der mobilen Endgeräte zu verhindern, die 
unter den angegebenen Mobilfunknummern erreichbar sind, oder dass das Gerät, mit dem 
eine smsTAN empfangen wird, nicht gleichzeitig für die Durchführung der Transaktion per 
Internet genutzt werden darf. 

Zu Nummer 5  

Die organisatorischen Maßnahmen der Nummer 2 konkretisiert Nummer 5. Danach müssen 
der Registerteilnehmer und dessen Nutzer das informationstechnische System, das sie für 
den Betrieb des Herkunftsnachweisregisters oder des Regionalnachweisregisters nutzen, 
überwachen und die Sicherheit der Nutzungsumgebung gewährleisten. Die genannten Per-
sonen haben sicherzustellen, dass niemand sonst die eingeloggte Sitzung im Herkunfts-
nachweisregister oder im Regionalnachweisregister bei auch beispielsweise kurzzeitigem 
Verlassen des Büros nutzt, um Aktionen darin durchzuführen. Daher haben die genannten 
Personen entweder die Registernutzung abzumelden („Ausloggen“) oder aber das Büro 
abzuschließen, wenn sie den das informationstechnische System nicht beaufsichtigen kön-
nen. 

Zu Nummer 6  

Hinsichtlich der eingesetzten technischen Systeme und Bestandteile sollte sich der Akteur 
in Konkretisierung der Anforderungen der vorhergehenden Nummer 5 nach Nummer 6 an 
denjenigen orientieren, die das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) 
als sicher bewertet und als aktuellen Stand der Sicherheitstechnik bezeichnet. 
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Zu Nummer 7  

Nummer 7 normiert die Geheimhaltungspflicht der Zugangsdaten. Darunter sind der Benut-
zername und das Passwort zu verstehen. Während die Registersoftware das Passwort 
beim Registrierungsprozess nach bestimmten Parametern eigenständig generiert, gibt sich 
der Registerteilnehmer selber ein Passwort nach den Vorgaben, die die Registerverwaltung 
in den Nutzungsbedingungen für dessen Bildung aus Sicherheitsgründen macht. Mithilfe 
von vergebenem Benutzernamen und eigenständig gegebenem Passwort kann sich der 
Teilnehmer des Herkunftsnachweisregisters oder des Regionalnachweisregisters in dieses 
einloggen und Aktionen durchführen. Daher dürfen der Registerteilnehmer und dessen Nut-
zer die Zugangsdaten nicht an andere Personen weitergeben. Sie sind zur Sicherung der 
Funktionsfähigkeit des Herkunftsnachweisregisters oder des Regionalnachweisregisters 
gegenüber allen Teilnehmenden unbedingt geheim zu halten und niemandem gegenüber 
zu offenbaren. So darf beispielsweise der Kontoinhaber die Zugangsdaten nicht an den 
Dienstleister weitergeben, den er beauftragt hat, sein Konto zu führen. Dies ist auch nicht 
erforderlich, da der Dienstleister über eigene Zugangsdaten verfügt und auf die Daten des 
Kontoinhabers nicht angewiesen ist. Da dem Dienstleister die Zugangsdaten des Kontoin-
habers nicht bekannt sein dürfen, ist es ebenfalls grundsätzlich unzulässig, dass der Dienst-
leister das Konto des betreuten Kontoinhabers anlegt, da er so an dessen Zugangsdaten 
gelangt. Dem entspricht, wenn § 7 Absatz 1 Satz 1 davon spricht, dass der Kontoinhaber 
erst zeitlich nach der Kontoeröffnung einen Dienstleister beauftragen darf. Eine Ausnahme 
gilt hinsichtlich des Benutzernamens gegenüber der Registerverwaltung. Für einige Vor-
gänge ist es unabdingbar, dass die Registerverwaltung von der das Register nutzenden 
Person erfährt, wie der Benutzername lautet. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn ein 
künftiger Kontoinhaber versehentlich mehrere Registrierungen vorgenommen hat; in die-
sem Fall sorgt die Benennung des Benutzernamens für die hinreichende Identifizierung des 
zu löschenden Antrags auf Kontoeröffnung. Auch bei der Löschung von Konten dient der 
Benutzername der richtigen Identifizierung. Das Passwort darf die Registerverwaltung hin-
gegen nicht erfahren und erfragen. 

Zu § 38 (Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten der Kontoinhaber) 

In § 38 werden die besonderen Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten der Kontoinhaber nor-
miert. Die darin benannten Verpflichtungen dienen der Sicherheit, Richtigkeit und Zuverläs-
sigkeit des Herkunftsnachweisregisters und des Regionalnachweisregisters. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 verpflichtet Kontoinhaber, ihr Postfach und ihre Konten regelmäßig auf 
Eingänge von Herkunftsnachweisen oder Regionalnachweisen zu überprüfen sowie deren 
Eingänge auf ihrem Konto unverzüglich auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Die Prüfung der Rich-
tigkeit hat dabei so weit zu erfolgen, wie dem Kontoinhaber eine Prüfung mit angemesse-
nem Aufwand möglich ist. Nicht mit angemessenem Aufwand möglich ist dem Kontoinhaber 
beispielsweise die Prüfung der Richtigkeit der einmaligen Kennnummer des Herkunftsnach-
weises gemäß § 9 Nummer 1 EEV oder der einmaligen Kennnummer des Regionalnach-
weises nach § 10 Nummer 1 EEV. Satz 2 erweitert die Prüfpflicht nach Satz 1 auf gestellte 
Anträge: Solche werden im Regelfall automatisiert in der Registersoftware abgearbeitet; 
ausgenommen sind Vorgänge, die der Mitarbeit von Personen bedürfen, beispielsweise die 
Registrierung eines neuen Registerteilnehmers oder die Prüfung der Anerkennung eines 
ausländischen Herkunftsnachweises. Die Dauer der Bearbeitung eines automatisierten 
Vorgangs beläuft sich regelmäßig auf 15 Minuten. Sollte ein automatisierter Antrag auch 
mehrere Stunden nach der Antragstellung nicht bearbeitet sein, so hat der Kontoinhaber 
die Pflicht, sich bei der Registerverwaltung nach dem Stand des Verfahrens zu erkundigen. 

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 sind Kontoinhaber verpflichtet, der Registerverwaltung unverzüglich Unstim-
migkeiten oder Fehler in den im Register über sie gespeicherten Daten mitzuteilen und, 
soweit möglich, zu korrigieren. Die Pflicht bezieht sich nicht nur auf personen- oder unter-
nehmensbezogene Daten des Kontoinhabers, sondern beispielsweise auch um die Anla-
gen- und Kontendaten, die Daten der bevollmächtigten Nutzer und die im Zusammenhang 
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mit der Ausstellung, Übertragung, Anerkennung und Entwertung von Herkunftsnachweisen 
oder der Ausstellung, Übertragung und Entwertung von Regionalnachweisen zu nutzenden 
Daten. Diese Vorschrift dient dazu, dass keine falschen Daten in den Rechtsverkehr gelan-
gen. Ein Verstoß gegen diese Verpflichtung ist nach § 45 Absatz 2 Nummer 2 bußgeldbe-
wehrt. 

Zu Absatz 3  

Absatz 3 verpflichtet Kontoinhaber, der Registerverwaltung das Erlöschen einer gegenüber 
der Registerverwaltung erklärten Bevollmächtigung mitzuteilen. Die Vorschrift erfasst so-
wohl die Nutzerbevollmächtigung als auch die Dienstleisterbevollmächtigung. Eine Ände-
rungsmitteilung hinsichtlich der Bevollmächtigten ist ausdrücklich vorgesehen, damit im In-
teresse der Kontoinhaber, aber auch der Sicherheit, Richtigkeit und Zuverlässigkeit des 
Herkunftsnachweisregister und des Regionalnachweisregisters der Zugriff Unbefugter auf 
Kontovorgänge vermieden wird. 

Zu § 39 (Übermittlungs- und Mitteilungspflichten de r Netzbetreiber und der 
Anlagenbetreiber) 

§ 39 regelt Mitteilungspflichten der Anlagenbetreiber, aber vor allem der Netzbetreiber. 
Netzbetreiber haben danach vor allem Daten über die registrierte Anlage (Stammdaten), 
über die eingespeisten Strommengen aus bei der Registerverwaltung registrierten Anlagen 
(Strommengen) sowie Angaben zur Beanspruchung der EEG-Förderung zu übermitteln. 
Diese Daten sind notwendige Angaben für die Ausstellung von Herkunftsnachweisen und 
Regionalnachweisen. Eine Übermittlung der Daten durch den Netzbetreiber ist notwendig 
und sachgerecht, weil die Daten über die eingespeisten Strommengen und die Förderung 
nach dem EEG 2017 beim Netzbetreiber aktuell, in hoher Qualität und verfügbar vorliegen. 
Zudem hat der Netzbetreiber als unabhängiger, vom Herkunftsnachweisregister und Regi-
onalnachweisregister nicht finanziell profitierender Dritter keine Veranlassung, der Regis-
terverwaltung falsche Daten zu liefern. 

Die Pflichten zur Datenübermittlung treffen zum einen die Betreiber von Netzen der allge-
meinen Versorgung, an deren Netz eine beim Herkunftsnachweisregister oder Regional-
nachweisregister registrierte Anlage angeschlossen ist (Absätze 1 und 2). Erfasst sind auch 
Fälle, in denen Anlagen zur Produktion von Strom aus erneuerbaren Energien direkt in das 
Übertragungsnetz (§ 3 Nummer 35 EEG 2017) einspeisen; dies kann beispielsweise bei 
großen Windparks oder bei Mischfeuerungsanlagen der Fall sein. Zum anderen sind auch 
Betreiber von Arealnetzen zur Übermittlung von Daten verpflichtet, wenn eine beim Her-
kunftsnachweisregister registrierte Anlage an einem solchen Netz angeschlossen ist und 
dem nachgelagerten Netzbetreiber (Verteilernetzbetreiber oder Übertragungsnetzbetrei-
ber) die Daten nicht vorliegen (Absatz 3 Satz 1). Diese Pflicht gilt nur für das Herkunfts-
nachweisregister, da bei im Regionalnachweisregister registrierten Anlagen dem Netzbe-
treiber die Angaben zu den Strommengen und zur EEG-Zahlung stets vorliegen, weil er die 
Marktprämie auszahlt. Liegen weder dem nachgelagerten Netzbetreiber noch dem Areal-
netzbetreiber die Daten vor, so meldet der Anlagenbetreiber selber die Daten (Absatz 6 
Satz 1). Auch beim Arealnetz muss es sich um ein Netz im Rechtssinne handeln, das sich 
vor allem durch eine Vermaschung auszeichnet. Eine Direktleitung zwischen Anlage und 
Verbraucher, wie sie beispielsweise bei der Belieferung einer Mietwohnung durch eine Pho-
tovoltaikanlage auf dem Dach des Mietshauses vorkommt, stellt hingegen kein Netz dar. 
Liegen dem der Direktleitung nachgelagerten Netzbetreiber die Daten über Produktion und 
Verbrauch im Mietshaus vor, so hat er die Daten zu liefern. Im Übrigen meldet die Daten 
der Anlagenbetreiber selber (Absatz 3 Satz 2); im Fall der Datenmeldung durch den Anla-
genbetreiber greift dann eine zusätzliche Gutachterpflicht (Absatz 6 Satz 1). 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 befasst sich mit der Übertragung der Stammdaten einer Anlage durch den Netz-
betreiber. Diese übersendet der Netzbetreiber einerseits, um einen Abgleich mit den von 
dem Anlagenbetreiber übersandten Daten vornehmen zu können. Andererseits soll damit 
auch sichergestellt werden, dass mit dem Stammdatum „Vermarktungsart“ nur für die un-
geförderten Strommengen Herkunftsnachweise ausgestellt, wie es § 79 Absatz 1 Nummer 
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1 EEG 2017 vorsieht, bzw. nur für die Strommengen, für die die Marktprämie beansprucht 
wird, Regionalausweise ausgestellt werden (§ 79a Absatz 1 Nummer 1 EEG 2017). Satz 1 
beschreibt die konkreten Daten, die für die Frage, ob die in einer eindeutig bestimmbaren 
Anlage produzierten Strommengen tatsächlich berechtigt sind, Herkunftsnachweise oder 
Regionalnachweise zu erlangen, erforderlich sind. 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 haben Netzbetreiber den Zählpunkt der Anlage nach § 19 Absatz 1 Satz 
2 Nummer 10 oder Nummer 11 zu übermitteln. Dies dient der eindeutigen Zuordnung der 
Strommengen zur jeweiligen Anlage. Den Zählpunkt identifiziert man mithilfe einer 33stelli-
gen Bezeichnung (Definition nach VDE-Anwendungsregel VDE-AR-N 4400 – Metering 
Code, Ziffer 3.1.49). Der Netzbetreiber hat die Zählpunktbezeichnung zu übermitteln, die 
die Strommenge identifiziert, die Herkunftsnachweise oder Regionalnachweise erlangen 
darf. Im Regelfall und in einfachen Konstellationen handelt es sich dabei um den realen 
Zählpunkt nach § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10 (oftmals auch als „Sammelzählpunkt“ 
oder „technischer Zählpunkt“ bezeichnet). Es kann sich jedoch auch um einen virtuellen 
Zählpunkt oder – bei prozentualer Aufteilung – einen Tranchenzählpunkt nach § 19 Absatz 
1 Satz 2 Nummer 11 handeln. In solchen Fällen ist grundsätzlich der Sammelzählpunkt als 
führender Zählpunkt („child“) sowie der jeweilige virtuelle oder Tranchenzählpunkt („parent“) 
zu übermitteln (siehe hierzu auch: EDI@Energy Anwendungshandbuch Beschreibung der 
mit dem Herkunftsnachweisregister (HKN-R) des Umweltbundesamts (UBA) auszutau-
schenden Daten, http://www.edi-energy.de/) 

Zu Nummer 2  

Nach Nummer 2 muss mitgeteilt werden, ob der Anlagenbetreiber für den Strom eine Zah-
lung nach dem EEG 2017 beansprucht. 

Zu Nummer 3  

Nach Nummer 3 muss der Netzbetreiber die Form der Veräußerung des Stroms im Sinne 
des § 21b Absatz 1 EEG 2017 mitteilen. Da der Netzbetreiber mit dem Anlagenbetreiber 
die Zahlungsansprüche nach dem EEG abrechnet, ist dem Netzbetreiber die jeweils aktu-
elle Vermarktungsart für jeden Monat bekannt. 

Zu Nummer 4  

Es besteht auch eine Pflicht, eine möglicherweise bestehende anteilige Veräußerung mit-
zuteilen, da für die gesamte von der Anlage erzeugte Strommenge die prozentuale Auftei-
lung nach § 21b Absatz 2 EEG 2017 mitzuteilen ist. Der Anlagenbetreiber ist nach § 21b 
Absatz 2 EEG 2017 berechtigt, den Strom in sog. Tranchen aufzuteilen und so an mehrere 
Abnehmer und/oder in verschiedenen Formen der Vermarktung zu veräußern. 

Zu Nummer 5  

Nach Nummer 5 gibt der Netzbetreiber zudem den Bilanzkreis an, den § 4 Stromnetzzu-
gangsverordnung definiert. In Deutschland wird für die Beschreibung des Bilanzkreises der 
sog. Energy Identification Code (EIC-Code) verwendet, eine 16stellige Bezeichnung, die 
der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) im Auftrag des Verbandes 
Europäischer Übertragungsnetzbetreiber (ENTSO-E) vergibt. Die Mitteilung des Bilanzkrei-
ses ist vor allem für die optionale Kopplung von Herkunftsnachweisen nach § 13 Absatz 3 
erforderlich. Da eine prozentuale Aufteilung der Stromlieferung auf mehrere Empfänger zu 
einer Einspeisung in mehrere Bilanzkreise führt, sind gegebenenfalls auch mehrere Bilanz-
kreise anzugeben. 

Zu Nummer 6  

Der Zeitreihentyp, den Nummer 6 dem Netzbetreiber zur Übermittlung aufgibt, beschreibt 
den eingesetzten Energieträger. Er beruht im Wesentlichen auf der Mitteilung Nummer 1 
zur Festlegung „Marktregeln für die Durchführung der Bilanzkreisabrechnung Strom (Ma-
BiS)“ der Beschlusskammer 6 der Bundesnetzagentur, Az.: BK6-07-002 vom 29.09.2009, 
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mit Aktualisierungen und Ergänzungen durch die Arbeitsgruppe EDI@Energy in der „Code-
liste der Zeitreihentypen“. 

Zu Nummer 7  

Die Angabe der Art der Erzeugungsanlage ist notwendig, um eine etwaige Ausstellung von 
Herkunftsnachweisen oder Regionalnachweisen für Strom aus Anlagen, die nicht Erneuer-
bare-Energien Anlagen sind, zu verhindern. 

Zu Nummer 8  

Hier ist anzugeben, ob die Anlage über eine Einrichtung zur registrierenden Lastgangmes-
sung verfügt oder über einen manuell abzulesenden Zähler. 

Zu Nummer 9 

Der Wandler ist anzugeben sowie dessen Wandlerfaktor, falls solche vorhanden sind. 

Ob für die Strommenge bereits ein konkreter Antrag auf die Ausstellung von Herkunfts-
nachweisen oder Regionalnachweisen vorliegt, ist für die Datenlieferpflicht des Netzbe-
treibers unerheblich. Die Mitteilung der Stammdaten erfolgt zeitlich vor der Übermittlung 
der Strommengen. Mit den in Satz 1 genannten Daten hat die Registerverwaltung für die 
gesamten von den Netzbetreibern mitgeteilten Strommengen, für die die Ausstellung von 
Herkunftsnachweisen oder Regionalnachweisen in Betracht kommt, eine Information über 
einen möglichen Zahlungsanspruch nach dem EEG und kann diese eindeutig einer An-
lage zuordnen. Die Pflicht des Netzbetreibers besteht direkt ab Registrierung der Anlage 
durch den Anlagenbetreiber, sobald der Netzbetreiber durch die Registerverwaltung da-
von Kenntnis erhalten hat.  

Nach Satz 2 ist die Registerverwaltung berechtigt, weitere für den Betrieb des Herkunfts-
nachweisregisters oder des Regionalnachweisregisters erforderliche Daten zu bestimmen. 
Diese kann sie in den Nutzungsbedingungen nach § 50 festlegen. Bislang nahm die Bran-
che selber zur Konkretisierung der Anforderungen Festlegungen vor, die in einem 
„EDI@Energy Anwendungshandbuch – Beschreibung der mit dem Herkunftsnachweisre-
gister (HKN-R) des Umweltbundesamts (UBA) auszutauschenden Daten“ niedergeschrie-
ben und von der Bundesnetzagentur für verbindlich erklärt sind. Diese Prozesse und Da-
tenanforderungen der Marktkommunikation werden inhaltlich in 6-Monatszeiträumen ange-
passt. Sie werden in identischer Weise nicht nur für das Herkunftsnachweisregister, son-
dern auch für das Regionalnachweisregister Geltung haben. Aus diesen Anpassungen 
kann sich für die Registerverwaltung die Notwendigkeit ergeben, weitere Daten zu erheben, 
da die Registerverwaltung bemüht ist, sich an die bestehenden Marktprozesse anzubinden, 
um Kosten und Aufwand für die Marktakteure und vor allem die Netzbetreiber zu minimie-
ren. Auf die Dokumente von EDI@Energy könnte die Registerverwaltung aus Vereinfa-
chungsgründen im Rahmen der Allgemeinverfügung verweisen. Der Netzbetreiber hat au-
ßerdem nach § 36 für Anlagen, die bereits im Register registriert sind, eine Änderung der 
in Satz 1 genannten Daten oder in Satz 2 in Bezug genommenen Daten mitzuteilen, bei-
spielsweise die monatlich mögliche Änderung der Veräußerungsform des erzeugten 
Stroms (§ 21b Absatz 1 EEG 2017). Die Daten werden der Registerverwaltung im Rahmen 
der Kommunikation mit den Netzbetreibern bei der Stammdatenübermittlung zugesandt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält in Satz 1 die allgemeine Pflicht der Netzbetreiber zur Übermittlung von im 
Herkunftsnachweisregister registrierten Anlagen ins Netz eingespeisten Strommengen, die 
über einen Zählpunkt einspeisen, der dem jeweiligen Netzbetreiber zugeordnet ist. Auch 
hier gilt, dass darunter alle Strommengen fallen, die nicht der Anlagenbetreiber selbst ver-
braucht, und eine Prüfung, an wen bzw. welche Letztverbraucher der Strom geliefert wird, 
nicht erforderlich ist. Sofern eine Lieferung des Stroms in den Bilanzkreis eines Dritten er-
folgt, kann davon ausgegangen werden, dass der Strom nicht von dem Anlagenbetreiber 
selbst verbraucht wird. 

Der Umfang der Datenübermittlungspflicht hängt nach Satz 2 von der Art und Weise der 
Messung ab. Bei leistungsgemessenen Anlagen im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
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2 EEG 2017 (geeichte registrierende Lastgangmessung) sind die Daten gemäß Satz 2 min-
destens einmal monatlich bis zum 8. Werktag eines Monats für den vorangegangenen Ka-
lendermonat zu übermitteln. Im Laufe der folgenden Wochen können sich in den Abrech-
nungssystemen des Netzbetreibers zum Teil nachträglich Änderungen an der erzeugten 
Strommenge ergeben. Dies beruht auf sog. Datenclearings, die im Rahmen der „Marktre-
geln für die Durchführung der Bilanzkreisabrechnung Strom (MaBiS)“, veröffentlicht als An-
lage 1 zum Beschluss BK6-07-002 der Bundesnetzagentur, vorzunehmen sind. So über-
mittelt der Netzbetreiber 29 Werktage nach dem Stromliefermonat die erste korrigierte 
Menge (Ziffer 1.3.3. MaBiS) und am Ende des achten Monats nach dem Stromliefermonat 
eine letzte Korrektur (Ziffer 2.7. MaBiS, sog. Korrektur-Bilanzkreisabrechnung) der geliefer-
ten Strommengen. Diese Korrekturen, die der Netzbetreiber im Rahmen der Bilanzkreisab-
rechnungen vornimmt, sind im Rahmen des Herkunftsnachweisregisters unbeachtlich, da 
die aufgrund der ersten Strommeldung ausgestellten Herkunftsnachweise bereits sämtlich 
veräußert und auch entwertet sein können. Zudem verlangt die Registerverwaltung die 
Strommengen erst acht Werktage nach dem Ende des Produktionsmonats, so dass bereits 
in der Zwischenzeit ein hinreichendes Datenclearing stattfinden kann. Überprüft ein Um-
weltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation die eingespeisten Strommengen, so 
ist der Prüfmaßstab weder die erste Ist-Einspeisemeldung des Netzbetreibers, noch die 
abschließende Korrektur-Bilanzkreisabrechnung nach Ziffer 2.7. MaBiS, sondern eine 
Strommenge, wie sie der Netzbetreiber nach einem ersten Clearing um den 8. Werktag 
nach dem Liefermonat feststellte. Die Übermittlung hat in Form der einzelnen Viertelstun-
denwerte für den Kalendermonat zu erfolgen. Dies entspricht der üblichen viertelstündli-
chen Auflösung auf dem Elektrizitätsmarkt, so dass der Netzbetreiber für die Meldung kein 
anderes, gegebenenfalls zusätzliche Kosten hervorrufendes Format zu verwenden hat. Für 
nicht leistungsgemessene Anlagen sind die Daten nach Nummer 2 nach Ablesung zum 28. 
Tag des auf die Ablesung folgenden Monats zu übermitteln. Die Daten müssen jedoch min-
destens einmal jährlich als aggregierter Gesamtwert an das Register geliefert werden. Da 
Herkunftsnachweise nur ausgestellt werden, sofern der Strom nicht gefördert wird, besteht 
die Pflicht zur Datenübermittlung gemäß auch nur dann und nur in diesem Umfang. Geför-
derte Strommengen sind der Registerverwaltung nicht mitzuteilen, um das Doppelvermark-
tungsverbot der §§ 79, 80 EEG 2017 konsequent umzusetzen. Die Pflicht, nur ungeförderte 
Strommengen mitzuteilen, spielt vor allem bei Anlagen ohne registrierende Lastgangmes-
sung eine Rolle. So kann es sein, dass der Anlagenbetreiber innerhalb des Zeitraums, für 
den der Netzbetreiber die abgelesenen Daten sendet, die Vermarktungsform wechselte. 
Beispiel: Der Anlagenbetreiber vermarktet den Strom direkt ohne Förderung. Im Mai wech-
selt der Anlagenbetreiber in die EEG-Vergütung und im September zurück in die ungeför-
derte Direktvermarktung. Im Januar des Folgejahres liest der Netzbetreiber den Zähler ab. 
Der Netzbetreiber darf nicht den Wert an die Registerverwaltung übersenden, der sich aus 
dem abgelesenen Wert im Januar des Folgejahres abzüglich des abgelesenen Wertes im 
Januar des Vorjahres ergibt, da diese Strommenge auch geförderte Strommengen enthält. 
Hier muss der Netzbetreiber entweder die geförderten Strommengen vor der Übersendung 
an die Registerverwaltung abziehen oder bei jedem Wechsel der Vermarktungsform den 
Zähler ablesen und der Registerverwaltung den Zählerstand übermitteln. Tut er dies nicht, 
verstößt er gegen diese Pflicht.  

Satz 3 regelt die Übermittlungspflicht des Netzbetreibers für Strommengen, die im Regio-
nalnachweisregister registrierte Anlagen in dessen Netz einspeisen. Die Übermittlungs-
pflicht beschränkt sich auf Strommengen, die der Anlagenbetreiber in der Veräußerungs-
form der Marktprämie nach § 19 EEG 2017 vermarktet, da nur für diese Strommengen Re-
gionalnachweise ausgestellt werden dürfen. Da im Regionalnachweisregister registrierte 
Anlagen über eine Messeinrichtung im Sinne des § 9 Absatz 1 Nummer 2 EEG 2017 ver-
fügen, hat der Netzbetreiber die Strommengen ins Regionalnachweisregister stets nach 
Satz 2 Nummer 1 mindestens einmal monatlich bis zum achten Werktag eines Monats für 
den vorangegangenen Monat in viertelstündlicher Auflösung zu übermitteln. 

Für den Fall, dass weitere Daten für die Ausstellung der Herkunftsnachweise oder Regio-
nalnachweise erforderlich sind, kann die Registerverwaltung nach Satz 4 auch weitere für 
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den Betrieb des Registers erforderliche Daten in den Nutzungsbedingungen nach § 51 be-
stimmen. 

Zu Absatz 3  

Absatz 3 regelt die Pflicht zur Übermittlung der Strommengendaten von Anlagen, die an ein 
Netz angeschlossen sind, das nicht der allgemeinen Versorgung dient. Die Vorschrift gilt 
nur für im Herkunftsnachweisregister registrierte Anlagen. Für das Regionalnachweisregis-
ter ist diese Konstellation irrelevant, da in dem Fall kein Anspruch auf die Marktprämie be-
stünde und somit kein Anspruch auf Regionalnachweise. Satz 1 regelt den Fall, dass die 
Anlage in ein Arealnetz einspeist, insbesondere in ein geschlossenes Verteilernetz nach § 
110 EnWG, und der Strom innerhalb dieses Netzes von dritten Letztverbrauchern ver-
braucht wird. In diesem Fall ist grundsätzlich der Betreiber des Netzes für die allgemeine 
Versorgung, also der Netzbetreiber nach § 3 Nummer 36 EEG 2017, an dessen Netz das 
Arealnetz angeschlossen ist, zur Übermittlung der Strommengendaten verpflichtet, wenn 
ihm die entsprechenden Daten vorliegen, etwa weil er die Messung der außerhalb des Net-
zes der allgemeinen Versorgung verbrauchten Strommengen vornimmt. Der Verteilernetz-
betreiber wird also in erster Linie verpflichtet; nur dann, wenn dem Betreiber des Netzes 
der allgemeinen Versorgung die Daten nicht vorliegen, ist der Arealnetzbetreiber zur Da-
tenlieferung verpflichtet. Zum Umfang der Datenübermittlung gelten die gleichen Regelun-
gen wie bei den von den Betreibern von Netzen für die allgemeine Versorgung zu übermit-
telnden Daten, wonach eine unterschiedliche Datenübermittlungspflicht für leistungsge-
messene und nicht leistungsgemessene Anlagen vorgesehen ist. Liegen auch dem Areal-
netzbetreiber die Daten über die Anlage und die Strommenge nicht vor, trifft den Anlagen-
betreiber die Datenübermittlungspflicht (Absatz 5). Satz 2 regelt den Fall, dass die Anlage 
den Strom ohne Netzdurchleitung an einen Dritten in unmittelbarer räumlicher Nähe liefert 
(§ 21b Absatz 4 Nummer 2 EEG 2017). Bei einem solchen Direktverbrauch ist ebenfalls 
vorrangig der Netzbetreiber, an dessen Netz die Anlage angeschlossen ist, zur Datenüber-
mittlung verpflichtet. Sollten die notwendigen Daten beim Netzbetreiber nicht vorliegen, ist 
nachrangig der Anlagenbetreiber zur Übermittlung der Daten nach den Absätzen 1 und 2 
verpflichtet. Beim Direktverbrauch erfolgt die Datenmeldung entsprechend Absatz 4, also 
mittels von der Registerverwaltung bereitgestellter Formularvorlage bis zu den in Absatz 4 
genannten Stichtagen. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 regelt die Art und Weise der Erfüllung der Mitteilungspflicht im Fall der scheitern-
den Kommunikation über die Daten der Anlage und die Strommengen zwischen Netzbe-
treibern und Registerverwaltung. Die Praxis zeigt, dass die elektronische automatisierte und 
massengeschäftstaugliche Kommunikation auch scheitern kann. So kann entweder der Be-
treiber eines beliebigen Netzes die Anforderungen der Registerverwaltung nicht verarbeiten 
oder der Registerverwaltung gelingt die Umsetzung der Meldung der Netzbetreiber nicht. 
In einigen Fällen ist dem Netzbetreiber auch die festgelegte Art der Kommunikation nicht 
möglich, beispielsweise weil es sich lediglich um einen Betreiber eines kleinen Arealnetzes 
handelt. Unabhängig davon, in welcher Sphäre der beiden Kommunikationspartner die Ur-
sache des Scheiterns der Kommunikation liegt, ist schnelles Handeln beider Seiten – der 
Netzbetreiber wie auch der Registerverwaltung – erforderlich, damit der Anlagenbetreiber 
die Registrierung der Anlage oder die Herkunftsnachweise schnell erlangt. Daher besteht 
bei einem Scheitern der Kommunikation über Stammdaten oder Messwerte nach Absatz 4 
die Pflicht der Netzbetreiber, die Daten über ein Portal der Registerverwaltung mitzuteilen. 
Ansonsten droht der Anlagenbetreiber, Verluste zu erleiden, da die Registerverwaltung An-
träge auf Ausstellung von Herkunftsnachweisen nach Ablauf von zwölf Monaten nach dem 
Stromerzeugungszeitraum und Anträge auf Ausstellung von Regionalnachweisen nach Ab-
lauf von 24 Monaten nach dem Stromerzeugungszeitraum ablehnt. Die Pflicht besteht im-
mer dann, wenn die Daten vollständig oder zum Teil nicht per automatischer elektronischer 
Datenübertragung übermittelt werden. Übermittelt sind die Daten erst dann, wenn sie die 
Registerverwaltung auf dem nach Absatz 4 Satz 1 vorgeschriebenen Weg und in einer wei-
ter verarbeitbaren Fassung erreichen. Wenn die Anlagenstammdaten oder die Strommen-
gen nicht oder nicht vollständig übertragen wurden, besteht die Pflicht für die Netzbetreiber 
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und Arealnetzbetreiber zur Übermittlung über die elektronische Formularvorlage an drei 
Terminen: am 15. Januar, am 15. Mai und am 15. September. An diesen Terminen müssen 
die Netzbetreiber und die Arealnetzbetreiber der Registerverwaltung die fehlenden Anla-
genstammdaten und Strommengen für den jeweils vorhergehenden, durch den früheren 
Termin gerahmten Vier-Monats-Zeitraum (abzüglich der 15 Tage zur Datensammlung und 
-aufbereitung) über die elektronische Formularvorlage senden, am 15. Januar also für Sep-
tember, Oktober November und Dezember, am 15. Mai für Januar, Februar, März und April 
und am 15. September für Mai, Juni, Juli und August. Satz 2 ermöglicht es der Registerver-
waltung im Fall der gescheiterten automatisierten Netzbetreiberkommunikation, den Betrei-
bern von im Regionalnachweisregister registrierten Anlagen eine Formularvorlage zur Ver-
fügung zu stellen, mit der diese selbst die Daten nach Absatz 1 und 2 an die Registerver-
waltung übermitteln können.  

Zu Absatz 5 

Absatz 5 bestimmt, dass nachrangig die Anlagenbetreiber zur Übermittlung der Stammda-
ten und Strommengendaten verpflichtet sind, wenn diese Daten dem Netzbetreiber oder 
ggfs. dem Arealnetzbetreiber ausnahmsweise einmal nicht vorliegen. Dies ist beispiels-
weise der Fall, wenn der Netzbetreiber die Daten aufgrund der Vorgaben der Marktkommu-
nikation nicht übermitteln kann, wie es beispielsweise bei Müllverbrennungsanlagen der 
Fall ist. Soweit bei einer im Herkunftsnachweisregister registrierten Anlage die installierte 
Leistung der Anlage größer ist als 250 Kilowatt, muss die Meldung der Strommengen nach 
den § 10 Absatz 1 Nummer 9 und § 41 von einem Umweltgutachter oder einer Umweltgut-
achterorganisation bestätigt werden, bevor die Ausstellung von Herkunftsnachweisen erfol-
gen kann. 

Zu Absatz 6 

Nach Absatz 6 ist die Registerverwaltung befugt, Kategorien von Anlagen zu bestimmen, 
bei denen Stromerzeugungsdaten durch den Anlagenbetreiber an die Registerverwaltung 
zu übertragen sind. Diese Anlagenkategorien werden in den Nutzungsbedingungen nach § 
51 festgelegt.  

Zu Absatz 7 

Nach Satz 1 kann die Registerverwaltung in den Nutzungsbedingungen den Prozess der 
Registrierung der Netzbetreiber bestimmen. Dieser unterscheidet sich in zweierlei Hinsicht 
vom sonstigen Registrierungsprozess eines Registerteilnehmers: Erstens wird er von der 
Registerverwaltung und nicht vom Netzbetreiber angestoßen, sobald erstmalig eine Anlage 
im Netzgebiet eines Netzbetreibers registriert werden soll. Zweitens unterscheidet sich der 
Registrierungsprozess des Netzbetreibers von dem Prozess anderer Registerteilnehmer 
dadurch, dass er ohne Verfahren zur Identifizierung erfolgt. Satz 1 ermöglicht es der Regis-
terverwaltung zudem, das Datenformat und den Übertragungsweg für die zu übermittelnden 
Daten, vor allem die Anlagenstammdaten nach Absatz 1 und die Strommengen nach Ab-
satz 2 in den Nutzungsbedingungen zu bestimmen. Dabei nimmt die Registerverwaltung 
auf die bereits bestehenden Prozesse der Netzbetreiber Rücksicht und hält den notwendi-
gen Abwicklungsaufwand für die Netzbetreiber möglichst gering. Aus der Möglichkeit zur 
Bestimmung der elektronischen Kommunikation folgt eine Pflicht der Netzbetreiber, sich 
über anstehende Änderungen der für den Aufbau und die Aufrechterhaltung der Kommuni-
kation erforderlichen Daten seitens der Registerverwaltung zu informieren. Satz 2 verpflich-
tet die Netzbetreiber dazu, der Registerverwaltung aktiv die für den Aufbau der nach Satz 
1 festgelegten elektronischen Kommunikation erforderlichen Daten zur Verfügung zu stel-
len. Diese orientieren sich an den bereits am Strommarkt zwischen den Marktpartnern aus-
getauschten unternehmensbezogenen Daten, wie sie beispielsweise in Abschnitt 2 der 
„EDI@Energy Kommunikationsrichtlinie – Verfahrensbeschreibung zur Abwicklung des 
Austauschs von EDIFACT-Dateien“, Version 2.2 vom 1.10.2012 beschrieben sind. Es han-
delt sich bei den Daten vor allem um Angaben zu dem jeweils für die Marktkommunikation 
zuständigen Ansprechpartner mit seiner E-Mail-Adresse, um die E-Mail-Adresse, die für die 
Marktkommunikation reserviert ist, und die Marktpartneridentifikationsnummer. Diese 
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Pflicht der Netzbetreiber aktualisiert sich erst, sobald die Registerverwaltung an den Netz-
betreiber herantritt. In diesem Fall hat der Netzbetreiber jedoch unverzüglich die Anforde-
rung der Registerverwaltung zu beantworten. Damit die Vorschrift nicht ins Leere läuft, ha-
ben Netzbetreiber der Registerverwaltung Änderungen der Daten nach Satz 3 aktiv und 
unverzüglich mitzuteilen und die geänderten Daten elektronisch zur Verfügung zu stellen. 
Dies gewährleistet die Aufrechterhaltung der festgelegten Kommunikation. Da die Daten, 
die die Netzbetreiber der Registerverwaltung zu übermitteln haben, zu schützen sind, sind 
sie zu verschlüsseln. Satz 4 ermächtigt die Registerverwaltung, den Netzbetreibern ein be-
stimmtes Verschlüsselungsverfahren vorzuschreiben, das bei der Datenübermittlung zu 
verwenden ist. Diese Auswahl der Verschlüsselung erfolgt unter Berücksichtigung der Hin-
weise und Veröffentlichungen des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik. 
Die Verschlüsselung ist nach Satz 5 aktuell zu halten. Die Registerteilnehmer haben der 
Registerverwaltung also bei Ablauf der Verschlüsselungszertifikate die neuen Zertifikate zu 
übermitteln. In Verbindung mit Satz 3 ergibt sich die Pflicht zur Aufrechterhaltung der Kom-
munikation und damit zur aktiven und rechtzeitigen Mitteilung der geänderten Verschlüsse-
lungsdaten durch den Netzbetreiber an die Registerverwaltung.  

Zu § 40 (Begutachtungspflichten bei im Herkunftsnac hweisregister registrierten 
Biomasse- und Mischfeuerungsanlagen) 

§ 40 enthält Pflichten der Betreiber von Biomasse- und Mischfeuerungsanlagen, durch Um-
weltgutachter oder Umweltgutachterorganisationen Ermittlungen, Prüfungen und Nach-
weise erbringen zu lassen. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 beschreibt die Prüf- und Mitteilungspflicht bei Biomasseanlagen und Mischfeue-
rungsanlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt (§ 10 Absatz 1 Num-
mer 8), dass die Strommenge, für die der Anlagenbetreiber die Ausstellung von Herkunfts-
nachweisen beantragen wird, aus erneuerbaren Energien produziert worden sein muss. Die 
besondere Nachweispflicht zur Vorlage eines Umweltgutachtens entfällt für genannte An-
lagen mit einer installierten Leistung bis 100 kW. Der Anlagenbetreiber hat den erforderli-
chen Nachweis durch einen Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation zwin-
gend zeitlich vor der Ausstellung der Herkunftsnachweise zu erbringen. Durch diese Nach-
weispflicht soll gewährleistet werden, dass Herkunftsnachweise nur für Strom aus erneuer-
baren Energien ausgestellt werden. Bei reinen Biomasseanlagen sind hier besondere 
Nachweisanforderungen erforderlich, da in vielen Biomasseanlagen auch ohne weiteres 
sonstige, nicht erneuerbare Energieträger eingesetzt werden können. Bei den Mischfeue-
rungsanlagen erweist sich die Ermittlung des Anteils an erneuerbaren Energien am Brenn-
stoff, für dessen Strom Herkunftsnachweise ausgestellt werden können, als vergleichs-
weise komplex (vgl. bereits Begründung zu § 10 Absatz 1 Nummer 8). 

Die Aufgabe des Umweltgutachters oder der Umweltgutachterorganisation ist folgende: Bei 
Mischfeuerungsanlagen hat der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation 
die in der Anlage produzierte Strommenge und die Anteile erneuerbarer Energien am Ener-
giegehalt der eingesetzten Brennstoffe (biogener Anteil) zu ermitteln und der Registerver-
waltung zu übermitteln. Zu bestätigen ist hinsichtlich der Strommenge die Brutto-Strom-
menge, die insgesamt in der Anlage in dem betreffenden Monat erzeugt wurde, einschließ-
lich nicht biogener Anteile des eingesetzten Brennstoffs. Weiterhin hat der Umweltgutachter 
oder die Umweltgutachterorganisation den Anteil an erneuerbaren Energien am eingesetz-
ten Brennstoff zu ermitteln. Der Anteil ist dabei nicht massenbezogen, sondern energiebe-
zogen zu ermitteln. Die Ermittlung erfolgt nach dem Stand der Technik. Für Müllverbren-
nungsanlagen und Ersatzbrennstoffwerke beschreibt DIN EN 15440 in der jeweils aktuellen 
Fassung Methoden. Unschärfen der jeweils angewandten Methode sind hinzunehmen und 
durch Erfahrungswerte auszugleichen. Auch weitere Methoden, die dem Stand der Technik 
entsprechen, sind anwendbar. Bei Mischfeuerungsanlagen, die Biomethan einsetzen, kann 
der Anlagenbetreiber den Nachweis gegenüber der Umweltgutachter oder der Umweltgut-
achterorganisation auch mittels eines Auszugs aus dem Biogasregister führen. Diesen so 
ermittelten biogenen Anteil gibt der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation 
als prozentualen Anteil am Energiegehalt des insgesamt eingesetzten Brennstoffs in der 
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Registersoftware an. Dass die gutachterliche Prüfung einmal im Kalenderjahr erfolgen soll, 
hängt mit der Pflicht der Registerverwaltung zusammen, einen Antrag auf Ausstellung eines 
Herkunftsnachweises nach § 10 Absatz 1 Nummer 8 wegen Zeitablaufs abzulehnen, falls 
die Stromerzeugung bereits länger als 12 Monate zurückliegt.  

Das zu Mischfeuerungsanlagen Gesagte gilt mit Modifikationen auch für reine Biomasse-
anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt. Im Gleichlauf zu den 
Mischfeuerungsanlagen hat der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation 
bei reinen Biomasseanlagen vor der Ausstellung der Herkunftsnachweise die Anteile er-
neuerbarer Energien der eingesetzten Brennstoffe sowie die erzeugte Netto-Strommenge 
zu ermitteln und der Registerverwaltung zu übermitteln.  

Die Prüfung durch den Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation ist eine Vo-
raussetzung für die Ausstellung von Herkunftsnachweisen. Die Begutachtung stellt damit 
eine Obliegenheit für den Anlagenbetreiber dar. Eine Sanktionierung für den Fall, dass der 
Anlagenbetreiber die erforderliche Begutachtung nicht durchführen lässt, erübrigt sich da-
mit. Satz 2 ermöglicht es der Registerverwaltung, für die Ermittlung der Anteile erneuerbarer 
Energien der eingesetzten Brennstoffe Vorgaben zu treffen, die die gutachterliche Ermitt-
lung vereinfachen. Diese Vorgaben, die die Registerverwaltung in den Nutzungsbedingun-
gen macht, entheben dabei nicht von einem gutachterlichen Prüfverfahren. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält zur Ermöglichung und Erleichterung der Prüfung und Nachweisführung 
durch den Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation nach Absatz 1 eine 
Pflicht des Anlagenbetreibers einer Biomasseanlage oder einer Mischfeuerungsanlage, 
dem Umweltgutachter oder der Umweltgutachterorganisation eine Dokumentation über die 
eingesetzten Brennstoffe oder Einsatzstoffe der Anlage, ein sogenanntes Einsatzstoff-Ta-
gebuch vorzulegen. Es muss sich dabei um eine systematische, chronologische und voll-
ständige Sammlung aller relevanten Nachweisdokumente über die in der Anlage zur Strom-
produktion verbrannten Stoffe handeln. Bei Müllverbrennungsanlagen kann das gemäß § 
49 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), das durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 27. März 2017 (BGBl. I S. 567) geändert worden ist, zu führende 
Register als Einsatzstoff-Tagebuch genutzt werden. Die Menge wird im Regelfall massebe-
zogen erfasst und nicht volumenbezogen. Dies entspricht beispielsweise im Bereich der 
Abfallentsorgung den zu machenden Angaben in den Begleitscheinen als Beleg zum Nach-
weis der Entsorgung von Abfällen, siehe Anlage 1 zur Verordnung über die Nachweisfüh-
rung bei der Entsorgung von Abfällen (NachwV) vom 20. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2298), 
die durch die zuletzt durch Artikel 7 der Verordnung vom 2. Dezember 2016 (BGBl. I S. 
2770) geändert worden ist. Die Einheit bezieht sich auf die angegebene Menge. Hinsichtlich 
der Herkunft der eingesetzten Stoffe ist für Biomasse, die selbst erzeugt wurde (z. B. Rinde 
und Hackschnitzel im Sägewerk), ein Eigenbeleg ausreichend. Führen bedeutet ein fortge-
setztes, dauerhaftes Vorhalten der einzelnen relevanten Dokumente in einem Einsatzstoff-
Tagebuch. Die bloße ad hoc Erstellung aus Anlass der Prüfung durch einen Umweltgutach-
ter oder eine Umweltgutachterorganisation reicht insofern nicht aus, so dass der durch den 
Anlagenbetreiber geforderte Nachweis als nicht erbracht anzusehen ist. Nach Satz 2 ist das 
Einsatzstoff-Tagebuch außerdem für einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren aufzube-
wahren, um auch nachträglich noch eine Kontrolle der Einsatzstoffe zu ermöglichen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 präzisiert die Aufgaben, die dem Umweltgutachter oder der Umweltgutachteror-
ganisation zukommen, sowie die Art und Weise, wie diese zu erfüllen sind. Dabei wird in 
Satz 1 klargestellt, dass der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation im Auf-
trag des Anlagenbetreibers tätig wird. Absatz 3 nimmt Rückgriff auf die Verpflichtungen und 
Gepflogenheiten, die im Übrigen hinsichtlich der Arbeit der Umweltgutachter und der Um-
weltgutachterorganisation gelten. So beschreibt beispielsweise § 7 UAG die Fachkunde, 
über die der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation verfügen muss, um 
seine ihm oder ihr obliegende Aufgabe ordnungsgemäß zu erfüllen. Die hier unter Anderem 
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geforderten Fachkenntnisse in Methodik, Durchführung und Beurteilung der Umweltbe-
triebsprüfung präzisiert Absatz 3. Nach Satz 1 muss der Umweltgutachter oder die Umwelt-
gutachterorganisation die nach Absatz 2 vorgelegten Unterlagen auf Plausibilität hin prüfen. 
Mangelt es an der hinreichenden Plausibilität, so muss der Umweltgutachter oder die Um-
weltgutachterorganisation den Anlagenbetreiber hierauf hinweisen und um Nachbesserung 
bitten. Erfolgt diese nicht oder nicht hinreichend, so fehlen dem Umweltgutachter oder der 
Umweltgutachterorganisation die erforderlichen Tatsachen, auf deren Grundlage er oder 
sie die Arbeit durchführt; hier bleibt nur die Ablehnung des von dem Anlagenbetreiber be-
antragten Begehrs. Die Plausibilisierung berechtigt den Umweltgutachter und die Umwelt-
gutachterorganisation nach Satz 1, den Anlagenbetreiber um weitere Dokumente zu bitten, 
um diese mit den vorgelegten Unterlagen ins Verhältnis zu setzen. Satz 1 benennt dabei 
ausdrücklich das Betriebstagebuch, in dem der Anlagenbetreiber sämtliche relevanten Be-
triebsvorgänge aufzeichnet. Es können auch vergleichbare Dokumente vorgelegt werden, 
wenn diese vollständig, chronologisch sortiert und inhaltlich hinreichend aussagekräftig 
sind. Vergleichbare Dokumente sind beispielsweise Lieferscheine oder Verträge über die 
Brennstofflieferung.  

Satz 2 sieht vor, dass der Umweltgutachter und die Umweltgutachterorganisation in zeitli-
chen Abständen von längstens 15 Monaten die reine Biomasseanlage oder die Mischfeue-
rungsanlage, bei der er oder sie die Ermittlung, Prüfung oder Bestätigung vorzunehmen 
hat, zu besuchen und in Augenschein zu nehmen hat. Diese Inaugenscheinnahme ist in 
der Praxis wesentlich, um mithilfe des gewonnenen Eindrucks die Plausibilität der vorge-
legten Unterlagen besser einschätzen und die Ermittlung und Prüfung richtig vornehmen zu 
können. Der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation vermerkt den Besuch 
nach Satz 2 an der vorgesehenen Stelle in der Registersoftware. Der Umweltgutachter und 
die Umweltgutachterorganisation kann selbstverständlich auch häufiger die Anlage besu-
chen.  

Satz 3 regelt die Rechtsfolge einer unterbliebenen Inaugenscheinnahme: Der Strom gilt 
dann als nicht aus erneuerbaren Energien produziert. Satz 4 stellt klar, dass nach einer 
Unterbrechung der Inaugenscheinnahme von mehr als 15 Monaten diese nur für Strom-
mengen der letzten 12 Monate nachgeholt werden kann. Diese Beschränkung ergibt sich 
aus der auf 12 Monate begrenzten Lebensdauer eines Herkunftsnachweises und der dem 
Herkunftsnachweis zugrundeliegenden Strommenge (§ 10 Absatz 1 Nummer 7). 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 Satz 1 regelt, dass der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation in 
der Zwischenzeit zwischen den Besuchen der Anlage die Ermittlung, Mitteilung und Prüfung 
der erneuerbaren Anteile an den eingesetzten Brennstoffe nicht vor Ort an der Anlage vor-
nehmen müssen, sondern beispielsweise im Umweltgutachterbüro anhand der vorgelegten 
Unterlagen. Voraussetzung ist jedoch, dass dies die hinreichende Prüfung der Ermittlungs- 
und Bestätigungsvoraussetzungen nicht gefährdet. Sollte der Umweltgutachter oder die 
Umweltgutachterorganisation eine solche Gefährdung gewärtigen, so bedarf es doch des 
Besuchs vor Ort an der Anlage.  

Satz 2 macht deutlich, dass die Ausstellung von Herkunftsnachweisen bei Biomasseanla-
gen auch aus anderen den Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation betref-
fenden Gründen ausgeschlossen sein kann, vor allem dann, wenn relevante Anlagendaten 
geändert worden sind. Hier ist es durchaus möglich, dass der Umweltgutachter und die 
Umweltgutachterorganisation aus diesen anderen Gründen die Anlage besuchen muss, 
wenn auch nicht aus dem Grunde der Vorgaben des § 40. Nach Satz 3 kann die Register-
verwaltung die Prüfungen des Umweltgutachters und der Umweltgutachterorganisation ih-
rerseits kontrollieren. Gegenstand dieser stichprobenartigen Prüfung ist dabei die Frage, 
ob die Registerverwaltung tatsächlich nur für Strom, der aus erneuerbaren Energien produ-
ziert wurde, Herkunftsnachweise ausstellte. Dabei geht Satz 4 davon aus, dass vor allem 
die unterjährig, also die nicht vor Ort an der Anlage vorgenommene Ermittlung, Prüfung und 
Mitteilung des Umweltgutachters und der Umweltgutachterorganisation fehleranfällig ist. In-
sofern tritt die Registerverwaltung an die Seite der Zulassungsstelle für Umweltgutachter, 
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in Deutschland also der Deutschen Akkreditierungs- und Zulassungsgesellschaft für Um-
weltgutachter mbH (DAU) mit Sitz in Bonn mit deren Prüfpflicht nach § 15 UAG. Satz 10 
schließlich erlaubt es der Registerverwaltung, sich zum Zwecke der Prüfung nach Satz 4 
Unterlagen oder Gutachten nach § 42 vom Anlagenbetreiber vorlegen zu lassen. 

Zu § 41 (Tätigkeit von Umweltgutachtern und Umweltg utachterorganisationen) 

§ 41 enthält den Rahmen für die Tätigkeit der Umweltgutachter und Umweltgutachterorga-
nisationen, die eine Reihe von Aufgaben bei der Bestätigung von Daten im Rahmen des 
Herkunftsnachweisregisters haben. Im Rahmen des Regionalnachweisregisters haben Um-
weltgutachter oder Umweltgutachterorganisationen keine Aufgaben. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 führt zunächst in Satz 1 die Vorschriften auf, die Daten enthalten, die die Konto-
inhaber durch einen Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation bestätigen 
lassen müssen. Die Pflichten der Kontoinhaber ergeben sich unmittelbar aus den entspre-
chenden Vorschriften der Verordnung. Satz 2 regelt, dass Umweltgutachter oder Umwelt-
gutachterorganisationen jeweils nur in dem Zuständigkeitsbereich tätig werden können, der 
ihrer Zulassung entspricht, also Umweltgutachter mit einer Zulassung für den Bereich Was-
serkraft nur bei Wasserkraftanlagen, Umweltgutachter mit einer Zulassung für den Bereich 
Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Energien nur bei erneuerbare Energien-Anlagen 
einschließlich Wasserkraftanlagen und Umweltgutachter für den Bereich Abfall nur bei An-
lagen, die Strom aus der thermischen Verwertung von Abfällen und Ersatzbrennstoffen er-
zeugen. Eine Ausnahme gilt nach zweiten Halbsatz für reine Biomasseanlagen und Misch-
feuerungsanlagen, beispielsweise Müllverbrennungsanlagen oder Ersatzbrennstoffkraft-
werke, bei denen auch Umweltgutachter und Umweltgutachterorganisationen mit dem Zu-
lassungsbereich für Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Energien (NACE-Code 
35.11.6) Erklärungen und Bestätigungen abgeben können. Dies liegt darin begründet, dass 
es hierbei vor allem um die Ermittlung biogener Anteile an den eingesetzten Brennstoffen, 
beispielsweise Abfällen, geht, eine Aufgabe, die sehr eng mit den erneuerbaren Energien 
verknüpft ist. 

Zu Absatz 2  

Nach Satz 1 muss der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation die nach 
Absatz 1 erfolgenden Bestätigungen auf der Grundlage einer Begutachtung machen. Dafür 
sind beispielsweise die Anlage vor Ort, die Planungs- und Genehmigungsunterlagen, die 
Stromlieferverträge, das Einsatzstoff-Tagebuch oder das Abfallregister in Augenschein zu 
nehmen. Die dabei gewonnenen wesentlichen Erkenntnisse, die entscheidungsbegründen-
den Tatsachen und die daraus abgeleiteten Schlussfolgerungen sowie deren Grundlagen 
sind in einem Gutachten schriftlich oder elektronisch niederzulegen. Das Gutachten des 
Umweltgutachters oder der Umweltgutachterorganisation muss nach Satz 2 in nachvoll-
ziehbarer Weise Inhalt und Ergebnis der Prüfung erkennen lassen und eine fachlich fun-
dierte Bewertung enthalten. Der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation 
muss also in dem Gutachten die Grundlage der Prüfung und den Weg zum gefundenen 
Ergebnis darlegen. Dabei hängen der Umfang und die Tiefe der Darstellung von dem Un-
tersuchungsgegenstand ab. Sofern einzelne Tatsachen oder Daten ohne intensive Prüfung 
durch den Umweltgutachter oder der Umweltgutachterorganisation bestätigt werden kön-
nen, ist eine ausführliche Darstellung nicht erforderlich. Allein der Verweis auf durch Dritte 
ermittelte Werte (beispielsweise von biogenen Anteilen) in einem anderen wissenschaftli-
chen Gutachten sind jedoch solange unzulässig, wie das für das Herkunftsnachweisregister 
erstellte Gutachten keine Aussagen dazu macht, dass die an der besichtigten Anlage vor-
gefundene Situation mit der im in Bezug genommenen Gutachten übereinstimmt oder we-
nigstens vergleichbar ist. Die Registerverwaltung benötigt die Bestätigung des Umweltgut-
achters oder der Umweltgutachterorganisation, also das Ergebnis der Begutachtung wie 
auch das Gutachten. Nach Satz 3 ist das Ergebnis der Begutachtung des Umweltgutachters 
oder der Umweltgutachterorganisation in elektronische Formularvorlagen einzugeben, die 
die Registerverwaltung zur Verfügung stellt. Wesentlicher Zweck der Tätigkeit des Umwelt-
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gutachters oder der Umweltgutachterorganisation ist es, der Registerverwaltung be-
stimmte, in der Verordnung genannte Daten zu bestätigen. Diese Daten werden in dem 
elektronisch geführten Herkunftsnachweisregister verwendet, um die Ausstellung, Übertra-
gung und Entwertung der Herkunftsnachweise durchführen zu können. Damit die Daten 
dem elektronisch geführten Register unmittelbar zur Verfügung stehen, sind sie vom Um-
weltgutachter oder der Umweltgutachterorganisation elektronisch zu übermitteln und in ent-
sprechende Formularvorlagen einzutragen. Ebenso ist das Gutachten, das den Vorgaben 
nach den Sätzen 1 und 2 genügen muss, an der entsprechenden Stelle im Register hoch-
zuladen (z. B. als pdf-Dokument) und so der Registerverwaltung in elektronischer Form 
vorzulegen. In den von der Registerverwaltung zur Verfügung gestellten Formularvorlagen 
kann die Registerverwaltung die nach dieser Verordnung zu übermittelnden Daten weiter 
konkretisieren. 

Zu Absatz 3  

Satz 1 stellt klar, dass der Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation bei der 
Tätigkeit nach dieser Verordnung im Auftrag desjenigen tätig wird, dessen Angaben zu er-
mitteln und/oder zu bestätigen sind, also im Auftrag des Anlagenbetreibers oder des Kon-
toinhabers. Auch die Kosten für die Tätigkeit des Umweltgutachters oder der Umweltgut-
achterorganisation sind von demjenigen zu tragen, dessen Angaben zu bestätigen sind, 
und nicht von der Registerverwaltung. Im Rahmen ihrer Prüftätigkeit sind Umweltgutachter 
und Umweltgutachterorganisationen darauf angewiesen, von den Anlagenbetreibern und 
sonstigen Kontoinhabern unterstützt zu werden. Satz 2 macht dies zu einer Obliegenheit 
der Anlagenbetreiber und sonstigen Kontoinhaber. Zur Unterstützung haben die genannten 
Personen unverzüglich richtige und vollständige Daten zur Verfügung zu stellen. 

Zu § 42 (Vorlage weiterer Unterlagen durch Anlagenb etreiber und Kontoinhaber) 

Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit, insbesondere um zu vermeiden, dass die Kosten in 
Zusammenhang mit der Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien durch die Teil-
nahme am Herkunftsnachweisregister und am Regionalnachweisregister steigen, wird von 
Registerteilnehmern grundsätzlich keine Verifizierung der zur Registrierung einer Anlage 
zu übermittelnden Daten verlangt. Die Vorschrift des § 42 räumt der Registerverwaltung die 
Möglichkeit ein, sich auf Nachfrage stichprobenhaft die Richtigkeit der bei der Anlagenre-
gistrierung und weiteren Aktionen im Herkunftsnachweisregister und im Regionalnachweis-
register übermittelten Daten mittels vorgelegter Unterlagen oder Umweltgutachten belegen 
zu lassen. 

Zu Absatz 1 

Um die Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung als auch die Richtigkeit der Angaben 
kontrollieren zu können, ermächtigt Satz 1 die Registerverwaltung, Registerteilnehmer aus-
zuwählen und aufzufordern, die Richtigkeit der an das Register übermittelten Daten nach-
zuweisen. Dies betrifft die Registrierung von Anlagen im Herkunftsnachweisregister und im 
Regionalnachweisregister, die Ausstellung der Herkunftsnachweise und der Regionalnach-
weise sowie die erneute Anlagenregistrierung. 

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 darf die Registerverwaltung Kontoinhaber im Regionalnachweisregister auf-
fordern, die mit dem Antrag auf Übertragung des Regionalnachweises abzugebende Erklä-
rung, dass zwischen abgebendem und empfangendem Kontoinhaber ein Stromliefervertrag 
vorliegt, zu belegen. Die Registerverwaltung ist berechtigt, den Nachweis nach eigenem 
Ermessen von dem abgebenden, von dem empfangenden Kontoinhaber oder von beiden 
Kontoinhabern zu verlangen. Ein Nachweis kann beispielsweise durch die Vorlage des 
Stromliefervertrages sowie gegebenenfalls ergänzender Abrechnungsunterlagen erbracht 
werden. 

Zu Absatz 3  

Absatz 3 bestimmt mögliche weitere Nachweisunterlagen. So kann ein Gutachten eines 
Umweltgutachters oder einer Umweltgutachterorganisation, eines Wirtschaftsprüfers oder 
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einer vergleichbaren Gewährsperson durch die Registerverwaltung angefordert werden. 
Die Entscheidung, ob eine Bestätigung durch die Vorlage weiterer Unterlagen ausreicht 
oder ob weitere Gewährspersonen mit der Bestätigung der Daten zu beauftragen sind, steht 
im Ermessen der Registerverwaltung. Auch darf diese in den Nutzungsbestimmungen die 
Art und Weise der Nachweiserbringung regeln. Satz 3 bestimmt, dass der aufgeforderte 
Kontoinhaber die Pflicht hat, die angeforderte Bestätigung in der angeforderten Form un-
verzüglich, also ohne schuldhaftes Zögern der Registerverwaltung elektronisch zu übermit-
teln. 

Zu Absatz 4  

Absatz 4 regelt die Rechtsfolge einer Verletzung der Verpflichtungen nach Absatz 1. Die 
Registerverwaltung kann nach Satz 1 diejenigen Herkunftsnachweise oder Regionalnach-
weise, die sie aufgrund nicht bestätigter Daten ausstellte, löschen. Diese sind dann für den 
Kontoinhaber nicht mehr verwendbar (Satz 2). 

Zu Absatz 5  

Absatz 5 sieht vor, dass die Registerverwaltung dem betroffenen Anlagenbetreiber die Kos-
ten für die Vorlage der Unterlagen und für die Beauftragung eines Umweltgutachters oder 
einer Umweltgutachterorganisation in angemessenem Umfang ersetzen kann. Dies kann 
insbesondere dann erfolgen, falls die Kosten eine unzumutbare Härte für den Anlagenbe-
treiber darstellen. Eine unzumutbare Härte kann beispielsweise dann gegeben sein, wenn 
durch die für den Umweltgutachter oder die Umweltgutachterorganisation anfallenden Kos-
ten der Betrieb der registrierten Anlage unwirtschaftlich wird. Die Beweislast hierfür liegt 
beim Anlagenbetreiber. Voraussetzung für die Kostenerstattung ist in jedem Fall ein Antrag 
des Betroffenen. 

Zu Abschnitt 6 (Datenschutz) 

Zu § 43 (Verarbeitung und Nutzung von personenbezog enen Daten ) 

§ 43 stellt klar, dass die Registerverwaltung die genannten personenbezogenen Daten für 
den Betrieb des Herkunftsnachweisregisters (Absatz 1) und des Regionalnachweisregisters 
(Absatz 2) verarbeiten und nutzen darf. Beschränkt wird diese Befugnis durch den daten-
schutzrechtlichen Erforderlichkeitsgrundsatz. Die Registerverwaltung ist in diesem Zusam-
menhang nicht befugt, Daten zu verarbeiten und zu nutzen, welche für die Registerführung 
nicht notwendig sind. 

Zu § 44 (Datenübermittlung) 

Die Registerverwaltung darf Daten an Stellen übermitteln, die in § 44 abschließend aufge-
führt werden. Ermächtigungsgrundlage hierfür ist die Möglichkeit, das Verfahren zu regeln 
(§ 92 Nummer 3 EEG 2017, § 14 Absatz 1 Nummer 4 EEV). Die Datenübermittlung ist in 
vielen Bereichen zur Durchführung der Verfahren essenziell.  

Dies betrifft beispielsweise den Datenabgleich zwischen dem Herkunftsnachweisregister, 
dem Regionalnachweisregister und dem Marktstammdatenregister der Bundesnetzagentur 
(Absatz 3), die Übertragung der Herkunftsnachweise auf ein Register eines anderen Staa-
tes durch Datenübermittlung an die registerführende Stelle des anderen Staates Absatz 1 
Nummer 2 Buchstabe a, b und c) sowie die Association of Issuing Bodies als die Stelle, die 
die Schnittstelle für den internationalen Handel betreibt (Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e), 
oder die Datenübermittlung an Organe und Einrichtungen der EU (Absatz 1 Nummer 2 
Buchstabe d), da eine Nichtanerkennung eines ausländischen Herkunftsnachweises der 
EU-Kommission mitzuteilen ist, § 34 Absatz 2 in Umsetzung des Artikel 15 Absatz 10 der 
Richtlinie 2009/28/EG.  

Für Daten des Regionalnachweisregisters gilt eine eingeschränkte Datenübermittlungs-
möglichkeit nach Absatz 2 Satz 1. Hintergrund ist, dass die Regionalnachweise ausschließ-
lich in Deutschland existieren, so dass eine Übertragung an Stellen in anderen Staaten 
wegfallen. In Erweiterung des Absatz 1 Nummer 1 kann die Registerverwaltung Daten über 
ausgestellte Regionalnachweise einschließlich der personenbezogenen Daten nach Absatz 
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2 Satz 2 an den jeweils für die Marktprämie auszahlungspflichtigen Netzbetreiber übermit-
teln, damit dieser prüfen kann, ob ein Anlagenbetreiber seiner Meldepflicht nach § 71 Num-
mer 2 Buchstabe b) EEG 2017 nachgekommen ist, und er die Verringerung des anzulegen-
den Wertes nach § 53b EEG 2017 berechnen kann. Diese Datenübermittlung des Regis-
terführers an den jeweils zuständigen Netzbetreiber sieht bereits § 79a Absatz 9 Satz 2 
Nummer 2 EEG 2017 vor. 

Die Übermittlung der Daten erfolgt verschlüsselt nach dem jeweils aktuellen Stand der 
Technik. Dabei wird der Schutzbedarf von personenbezogenen Daten und Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen entsprechend berücksichtigt. Den aktuellen Stand der Technik de-
finiert das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik. 

Zu § 45 (Löschung von Daten) 

§ 45 Satz 1 sieht vor, dass sämtliche von der Registerverwaltung erhobenen Daten unver-
züglich gelöscht werden, sobald sie für die Führung des Registers nicht mehr erforderlich 
sind. Bei der Umsetzung dieser Norm werden die internen Verwaltungsvorschriften, die die 
Aufbewahrung von Schriftgut regeln, ebenso berücksichtigt wie beispielsweise die Verjäh-
rungsfristen zur Verfolgung des Umsatzsteuerbetrugs. Bei den zu löschenden Daten han-
delt es sich sowohl um Daten, die im Zusammenhang mit der Anlagenregistrierung und 
Kontoeröffnung, als auch mit der Ausstellung, Übertragung, Anerkennung, Verwendung 
und Entwertung von Herkunftsnachweisen an das Herkunftsnachweisregister übermittelt 
wurden. Satz 2 stellt klar, dass die Vorschrift auch für Daten im Regionalnachweisregister 
gilt. 

Zu Abschnitt 7 (Ordnungswidrigkeiten) 

Zu § 46 (Ordnungswidrigkeiten) 

Mit § 46 wird die Möglichkeit zur Einführung von Ordnungswidrigkeitstatbeständen im Zu-
sammenhang mit Herkunftsnachweisen und Regionalnachweisen umgesetzt. Er führt die 
bußgeldbewehrten Tatbestände werden auf und stellt damit die Ausfüllungsnorm zur Buß-
geldvorschrift des § 86 EEG 2017 dar. Einer gesonderten Ermächtigung durch die EEV 
bedarf es zur Festlegung der bußgeldbewehrten Tatbestände nicht. Ausreichend ist die in-
haltliche Bezugnahme auf die Tatbestände der Blankettnormen des § 86 Absatz 1 Nummer 
4 Buchstaben b und c EEG 2017. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 86 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b 
EEG 2017, die von der Registerverwaltung mit einer Geldbuße bis zu 200.000 Euro geahn-
det werden können. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 legt bezüglich Herkunftsnachweisen fest, dass der Verstoß gegen die Verbote 
nach § 10 Absatz 4 Ausstellungsanträge zu stellen ordnungswidrig ist. § 10 Absatz 4 zählt 
enumerativ die verbotenen Ausstellungsanträge auf. Nach § 10 Absatz 4 Nummer 1 ist dem 
Anlagenbetreiber die Beantragung von Herkunftsnachweisen für eine Strommenge unter-
sagt, für die er bereits eine Zahlung nach dem EEG (Einspeisevergütung, Marktprämie oder 
Managementprämie) in Anspruch genommen hat. § 10 Absatz 4 Nummer 2 sieht vor, dass 
der Antrag auf Ausstellung eines Herkunftsnachweises bußgeldbewehrt ist, wenn für die 
entsprechende Strommenge bereits ein für die Stromkennzeichnung im Inland oder Aus-
land verwertbarer Nachweis ausgestellt wurde. Gleiches gilt bei der vorangegangenen Aus-
stellung eines Herkunftsnachweises im Sinne des § 31 des Kraft-Wärme-Kopplungsgeset-
zes. Nummer 1 betrifft weiterhin Fälle, in denen ein Herkunftsnachweis entgegen § 10 Ab-
satz 4 Nummer beantragt wird, obwohl nach Registrierung der Anlage keine entsprechende 
Strommenge aus erneuerbarer Energie erzeugt wurde. Der Tatbestand ist sowohl erfüllt, 
wenn die Strommenge nicht aus erneuerbaren Energiequellen erzeugt wurde als auch 
wenn die Strommenge zwar aus erneuerbaren Energien stammt, ihr Erzeugungszeitraum 
aber vor der Anlagenregistrierung liegt. Schließlich ist von Nummer 1 erfasst, das Verbot 
nach § 10 Absatz 4 Nummer 4, einen Herkunftsnachweis für Strommengen zu beantragen, 
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hinsichtlich derer die Registerverwaltung mitgeteilt hat, dass diese zum Ausgleich des ne-
gativen Vortrags nach § 13 genutzt werden soll. 

Bezüglich Regionalnachweisen regelt Nummer 1 Ordnungswidrigkeiten in Bezug auf ver-
botene Ausstellungsanträge nach § 16 Absatz 3 und verbotene Übertragungsanträge nach 
§ 27 Absatz 4. Sie erfasst den Fall, dass der Anlagenbetreiber oder sein Dienstleister ent-
gegen § 16 Absatz 3 einen Regionalnachweis für eine Strommenge beantragt, für die ent-
weder kein Anspruch auf die Marktprämie nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz be-
steht, die vor dem Kalendermonat der Anlagenregistrierung erzeugt wurde oder hinsichtlich 
der die Registerverwaltung mitgeteilt hat, dass diese zum Ausgleich des negativen Vortrags 
nach § 13 genutzt werden soll, sanktioniert. Ebenfalls sanktioniert wird der Fall, dass eine 
Übertragung von Regionalnachweisen beantragt wird, ohne dass ein Stromliefervertrag mit 
dem Empfänger besteht (§ 27 Absatz 4). Der Empfänger wird nicht mit einem Bußgeld be-
langt, da er die Buchung nicht angestoßen hat. Ihn trifft nur eine nicht bußgeldbewehrte 
Pflicht, die Rückbuchung zu beantragen. Die Norm hat den Zweck, die strengen Vorgaben 
aus § 79a Absatz 5 Satz 2 EEG 2017 zu bewehren, nachdem Regionalnachweise nur ent-
lang der vertraglichen Lieferkette des Stroms, für den sie ausgestellt worden sind, übertra-
gen werden dürfen. 

Zu Nummer 2  

Nummer 2 sanktioniert den Verstoß gegen verschiedene, in der Verordnung geregelte Ver-
wendungsverbote für Herkunftsnachweise und Regionalnachweise.  

Nach Nummer 2 zunächst eine Verwendung von Herkunftsnachweisen ordnungswidrig, die 
nicht den Vorgaben von § 28 entspricht, und soll gewährleisten, dass Herkunftsnachweise 
in Übereinstimmung mit Artikel 2 Buchstabe j der Richtlinie 2009/28/EG und § 3 Nummer 
29 EEG 2017 nur zum Zweck der Stromkennzeichnung verwendet werden. Auch die Sank-
tionierung einer Doppelverwendung von Herkunftsnachweisen ist Zweck dieser Vorschrift.  

Nach § 28 Absatz 1 ist für die Verwendung eines Herkunftsnachweises lediglich eine Ver-
wendungserklärung gegenüber der Registerverwaltung notwendig, das heißt, der Verwen-
dung muss die Registerverwaltung nicht vorab zustimmen. Da die Registerverwaltung da-
mit erst im Nachhinein von der Verwendung Kenntnis erlangt und überprüfen kann, wann 
der entsprechende Strom erzeugt und ob die in § 28 Absatz 2 Satz 1 vorgesehene Entwer-
tung beantragt wurde, ist eine Zuwiderhandlung bußgeldbewehrt.  

Daneben sanktioniert die Norm die Entwertung von Herkunftsnachweisen in Fällen, in de-
nen dem Erwerber schon beim Erwerb des jeweiligen Herkunftsnachweises bekannt war, 
dass eine entsprechende Strommenge aus erneuerbaren Energien nicht erzeugt wurde, § 
28 Absatz 2 Satz 3. Damit werden über den in Nummer 1 benannten Tatbestand der Bean-
tragung auch die darauffolgenden Transaktionen erfasst. Die Vorschrift sanktioniert damit 
zwar nicht den bösgläubigen Erwerb als solchen; bußgeldbewehrt wird aber eine darauffol-
gende Verwendung. Die Regelung ist notwendig, da falsche Angaben in den Anträgen auf 
Übertragung und Entwertung von der Registerverwaltung gegebenenfalls mangels Kennt-
nis nicht in jedem Fall entdeckt werden können. Es soll insbesondere gezieltes Zusammen-
wirken von Kontoinhabern bei der Transaktion von fehlerhaften Herkunftsnachweisen ge-
ahndet und unterbunden werden. 

Weiterhin stellt Nummer 2 den Fall unter Geldbuße, dass das Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen den Herkunftsnachweis für die Kennzeichnung von Strommengen nutzt, die in 
einem anderen Kalenderjahr geliefert wurden als der Strom, der dem Herkunftsnachweis 
zugrunde liegt, produziert wurde. Das in § 28 Absatz 4 ausgesprochene Gebot ist erforder-
lich, um die zeitliche Verwendungsbeschränkung des Herkunftsnachweises zu unterstüt-
zen. 

Auch sanktioniert Nummer 2 den Fall, dass der Kontoinhaber nach § 30 Absatz 1 Nummer 
1 zwar die Löschung beantragt, jedoch nicht mit dem Ziel der Beseitigung eines fehlerhaften 
Herkunftsnachweises, sondern dem Ziel der Verwendung. Die Verwendung eines derart 
gelöschten Herkunftsnachweises ist jedoch nach § 30 Absatz 2 ausgeschlossen. Da die 
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Verwendung allein in der Erklärung gegenüber der Registerverwaltung besteht und die Re-
gisterverwaltung damit erst im Nachhinein von einer möglichen Verwendung Kenntnis er-
langt, ist eine Zuwiderhandlung bußgeldbewehrt.  

Abschließend darf ein verfallener Herkunftsnachweis nach § 32 Satz 2 nicht verwendet 
werden, eine Zuwiderhandlung ist bußgeldbewehrt. 

Parallele Vorschriften gelten für die Verwendung von Regionalnachweisen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 86 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe c 
EEG 2017, die von der Registerverwaltung mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro geahndet 
werden können. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 sanktioniert den Verstoß gegen verschiedene Daten- und Nachweisübermitt-
lungspflichten. 

In Nummer 1 ist die Sanktionierung einer Verletzung der Mitteilungspflichten der Anlagen-
betreiber bei der Änderung von Anlagendaten nach § 22 Absatz 1 Satz 1 im Herkunftsnach-
weisregister oder im Regionalnachweisregister vorgesehen. Die Vorschrift verlangt, dass 
geänderte Daten der Registerverwaltung unverzüglich und vollständig zu übermitteln sind. 
Dies ist eine für die Richtigkeit und Zuverlässigkeit des Registers unabdingbare Vorausset-
zung, deren Einhaltung der Bußgeldbewehrung bedarf. 

Daneben sanktioniert Nummer 1 die Verletzung von Mitteilungspflichten der Netzbetreiber, 
Arealnetzbetreiber und Anlagenbetreiber nach § 39. Der Betrieb des Registers beruht in 
erheblicher Weise auf einer richtigen, rechtzeitigen und vollständigen Datenlieferung durch 
Netzbetreiber, wie sie sich aus § 39 ergibt. 

Abschließend bewehrt die Norm das Unterlassen der zur Verfügungsstellung von Unterla-
gen nach § 42 Absatz 3 Satz 3. Dies betrifft Fälle, in denen Anlagenbetreiber der Register-
verwaltung nicht unverzüglich Gutachten von Umweltgutachtern und Umweltgutachterorga-
nisationen, Wirtschaftsprüfern oder sonstigen Gewährspersonen oder andere geeignete 
Unterlagen vorlegen. Die Bußgeldbewehrung soll gewährleisten, dass die Pflicht zur Über-
mittlung von Nachweisen ernst genommen wird. 

Zu Nummer 2  

Hier wird der Verstoß gegen bestimmte Mitteilungspflichten sanktioniert. Die Regelung dient 
der Sicherstellung der Richtigkeit und Zuverlässigkeit des Herkunftsnachweisregisters und 
des Regionalnachweisregisters. Im Einzelnen betrifft dies die Pflicht der Anlagenbetreiber 
der Registerverwaltung anzuzeigen, dass sie den Betrieb einer im Herkunfts- oder Regio-
nalnachweisregister registrierten Anlage aufgegeben haben (§ 25 Absatz 1 Satz 2). Wei-
terhin erfasst die Vorschrift die Pflicht aller Kontoinhaber zu prüfen, ob ihre Anträge durch 
die Registerverwaltung bearbeitet worden sind, und bei Zweifel hierüber der Registerver-
waltung Mitteilung zu machen (§ 38 Absatz 1 Satz 2). Gleichfalls umfasst ist die Pflicht von 
Kontoinhaber zur Mitteilung von Unstimmigkeiten und Fehlern hinsichtlich der im Register 
über sie gespeicherten Daten (§ 38 Absatz 2). Auch ist ein Erlöschen von Bevollmächtigun-
gen anzuzeigen (§ 38 Absatz 3). Die Mitteilung über Fehler und Unstimmigkeiten ist Vo-
raussetzung für etwaige Berichtigungen durch die Registerverwaltung und damit unerläss-
lich für die Richtigkeit des Registers. Die Bußgeldbewehrung soll gewährleisten, dass die 
Mitteilungsverpflichtung und damit auch eine vorausgehende Überprüfung ernst genom-
men werden. 

Zu Abschnitt 8 (Sperrung und Schließung des Kontos,  Ausschluss von der 
Teilnahme an den Registern) 

Zu § 47 (Sperrung und Entsperrung des Kontos) 

§ 47 eröffnet der Registerverwaltung die Möglichkeit, ein Konto im 
Herkunftsnachweisregister oder im Regionalnachweisregister vorübergehend zu sperren. 
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Die Vorschrift dient dazu, die Richtigkeit und damit die Zweckerreichung des 
Registersystems zu gewährleisten, indem die Ausstellung von Regional- und 
Herkunftsnachweisen auf ein Konto, deren Übertragung auf und von einem Konto und 
deren Entwertung kurzfristig unterbunden wird, wenn sonst die Sicherheit, Richtigkeit und 
Zuverlässigkeit des Herkunfts- oder Regionalnachweisregistersystems gefährdet werden 
würde. Während Absatz 1 und 2 die Voraussetzungen der Kontosperrung regelt, 
beschreibt Absatz 3 die Rechtsfolgen. Die Aufhebung der Kontosperrung als actus 
contrarius ist zuletzt in Absatz 4 geregelt 

Zu Absatz 1 

Die Registerverwaltung ist in zwei Fällen zur Kontosperrung verpflichtet, nämlich zum ei-
nen, wenn der Kontoinhaber die Sperrung seines Kontos beantragt (Nummer 1) und zum 
anderen, wenn der begründete Verdacht besteht, dass in Zusammenhang mit der Nutzung 
des Kontos eine Straftat begangen wurde oder beabsichtigt ist (Nummer 2). Die Sperrung 
kann in diesem Zusammenhang auch dazu dienen, die Ausstellung von Herkunftsnachwei-
sen oder Regionalnachweisen, deren Übertragung und Entwertung bis zur Aufklärung einer 
Straftat zu verhindern. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 benennt die antragsunabhängigen Voraussetzungen für eine Kontosperrung. Sind 
diese gegeben, soll die Registerverwaltung das Konto sperren. In Ausnahmefällen kann die 
Registerverwaltung von einer Kontosperrung auch absehen. 

Zu Nummer 1 

Die Nummer 1 versetzt die Registerverwaltung in die Lage, bei dem Vorliegen eines be-
gründeten Gefahrenverdachts für die Sicherheit, Richtigkeit und Zuverlässigkeit des Her-
kunftsnachweisregisters schnell zu reagieren. Die vorübergehende Stilllegung des Kontos 
soll verhindern, dass Herkunftsnachweise oder Regionalnachweise, deren Weitergabe oder 
Entwertung die Richtigkeit des Herkunftsnachweisregisters oder des Regionalnachweisre-
gisters gefährden würde, zu Gunsten des Kontos ausgestellt oder auf das Konto oder von 
diesem Konto auf ein anderes Konto übertragen oder entwertet werden.  

Eine Sperrung nach Nummer 1 kommt insbesondere in Betracht, wenn die Gefahr besteht, 
dass Herkunftsnachweise oder Regionalnachweise ausgestellt und dem Konto gutge-
schrieben werden, obwohl die ausgewiesene Strommenge nicht oder nicht aus erneuerba-
rer Energie oder nicht in der ausgewiesenen Art und Weise erzeugt wurde. Die Sperrung 
soll verhindern, dass solche Herkunftsnachweise oder Regionalnachweise in den Rechts-
verkehr gelangen, d. h. an Dritte übertragen oder entwertet werden. 

Zu Nummer 2  

Die Nummer 2 ermächtigt die Registerverwaltung ein Konto zu sperren, wenn in Zusam-
menhang mit dem Konto trotz Bekanntgabe eines Gebührenbescheides und vorangegan-
gener Aufforderungen Gebühren nach der Herkunfts- und Regionalnachweis-Gebührenver-
ordnung in nicht unerheblicher Höhe nicht gezahlt worden sind. Die Regelung soll unter 
anderem sicherstellen, dass die Finanzierung des Herkunftsnachweisregisters und des Re-
gionalnachweisregisters als notwendiger öffentlicher Aufgabe nicht gefährdet wird. Eine 
nicht unerhebliche Höhe nicht gezahlter Gebühren beginnt regelmäßig bei 500 Euro. Die 
Erhebung von Mahngebühren oder Säumniszuschlägen oder die Vollstreckung der offenen 
Geldsumme bleiben von der Möglichkeit der Erhebung von Bußgeldern unberührt. 

Zu Nummer 3  

Nach Nummer 3 soll die Registerverwaltung ein Konto sperren, wenn sich im Nachhinein 
herausstellt, dass bei der Kontoeröffnung und der Kontoführung falsche Angaben oder un-
vollständige Angaben gemacht worden sind. Für eine Sperrung nach Nummer 3 ist es er-
forderlich, dass es sich um rechtserhebliche Daten handelt und eine Korrektur durch den 
Kontoinhaber nicht abgewartet werden kann, weil durch die Weiterführung des Kontos die 
Weiterverbreitung fehlerhafter rechtserheblicher Daten droht. 
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Zu Absatz 3  

Absatz 3 regelt die Wirkung der Kontosperrung. Nach Satz 1 unterrichtet die Registerver-
waltung den Kontoinhaber von der Sperrung. Satz 2 legt fest, dass während der Kontosper-
rung Herkunfts- oder Regionalnachweise weder zu Gunsten des Kontos ausgestellt noch 
auf das Konto oder von dem Konto übertragen noch vom Kontoinhaber entwertet werden 
können. In Satz 3 klargestellt, dass der Zugriff auf das Postfach auch während der Sperrung 
möglich ist, um zu verdeutlichen, dass die Sperrung des Kontos vor allem dessen Schutz 
und den Schutz des Registers bezweckt. Der Zugang zu den im Postfach eingestellten Do-
kumenten soll während dieser Zeit für den Kontoinhaber weiterhin möglich sein. Insofern 
ist die Sperrung des Kontos von der Sperrung des Zugangs zum Register zu unterscheiden. 
Satz 4 macht deutlich, dass im Stadium der Sperrung des Kontos der Kontoinhaber zwar 
nicht über seine Herkunftsnachweise oder Regionalnachweise verfügen kann. Diese ver-
fallen jedoch auch ohne Antrag, sobald ihre Lebensdauer abgelaufen ist. 

Zu Absatz 4  

Absatz 4 legt fest, dass die Kontosperrung nach Wegfall des Grundes, der die Sperrung 
verursacht hat, aufzuheben ist. Die Registerverwaltung unterrichtet den betroffenen Konto-
inhaber von der Aufhebung der Sperrung. 

Zu § 48 (Schließung des Kontos) 

§ 48 eröffnet der Registerverwaltung die Möglichkeit, auf Antrag oder von Amts wegen ein 
Konto zu schließen und so den Kontoinhaber von einer weiteren Teilnahme am Herkunfts-
nachweisregister oder am Regionalnachweisregister – zumindest mit diesem Konto – aus-
zuschließen. 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 schließt die Registerverwaltung das Konto, wenn kein Bedarf mehr für des-
sen Fortführung besteht. Nach Nummer 1 schließt die Registerverwaltung ein Konto auf 
Antrag des Kontoinhabers. Nummer 2 regelt die antragsunabhängige Schließung durch die 
Registerverwaltung für Fälle, in denen der Kontoinhaber als juristische Person oder als 
rechtsfähige Personengesellschaft aufgelöst wurde. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt die Möglichkeit der Registerverwaltung, ein Konto von Amts wegen zu 
schließen, wenn eine dauerhafte Gefahr für die Sicherheit, die Richtigkeit oder die Zuver-
lässigkeit des Registers von dem Konto ausgeht. Im Gegensatz zu 
§ 47 Absatz 2 Nummer 1, welcher für eine Kontosperrung nur das Vorliegen eines begrün-
deten Verdachts einer Gefahr verlangt, ist für den Ausschluss vom Register das Vorliegen 
einer dauerhaften Gefahr erforderlich. 

Zu Absatz 3  

Mit der Schließung des Kontos in einem der beiden Register verliert der Kontoinhaber nach 
Satz 1 die Möglichkeit des Zugangs zu seinem Konto. Gleiches gilt auch für die Nutzer des 
Kontoinhabers. Vorhandene Zuordnungen zu Anlagen erlöschen gemäß Satz 2 mit Konto-
schließung. 

Zu § 49 (Ausschluss von der Teilnahme an den Regist ern, erneute Teilnahme nach 
Ausschluss) 

§ 49 versetzt die Registerverwaltung in die Lage, neben Registerteilnehmern auch bevoll-
mächtigte Nutzer von der Teilnahme am Herkunftsnachweisregister und am Regionalnach-
weisregister auszuschließen. Ohne die Erweiterung des Personenkreises würde regelwid-
riges Verhalten der Bevollmächtigten den Registerteilnehmern zwar zugerechnet und damit 
deren Ausschluss begründet werden, die regelwidrig handelnde Person selbst könnte je-
doch weiterhin durch Neuregistrierung am Herkunfts- oder Regionalnachweisregister teil-
nehmen. Durch ihr Verhalten könnte sie so die Sicherheit, Richtigkeit und Zuverlässigkeit 
des Herkunftsnachweisregisters gefährden. Bevollmächtigte Nutzer werden stets stellver-
tretend für die Registerteilnehmer tätig, d. h. ihr Handeln und dessen Folgen richten sich 
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nach den allgemeinen Regelungen der Stellvertretung im BGB (§§ 164 bis 181 BGB). In 
der Regel wird dem Vertretenen nach § 164 BGB das Handeln des Vertreters zugerechnet, 
d. h. die Folgen von Verstößen treffen grundsätzlich den Registerteilnehmer. Um zu verhin-
dern, dass regelwidrig handelnde Bevollmächtigte weiterhin im Rahmen des Herkunfts-
nachweisregisters tätig bleiben, umfasst diese Vorschrift auch die Vertreter. 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 hat die Registerverwaltung den Ausschluss von der Teilnahme am Her-
kunftsnachweisregister oder Regionalnachweisregister zu verfügen, wenn Registerteilneh-
mer sowie bevollmächtigte Nutzer eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit begangen haben, 
die in Zusammenhang mit der Nutzung des Herkunftsnachweisregisters oder Regional-
nachweisregisters steht. Dabei führt schon die einmalige Begehung einer Straftat zum Aus-
schluss. 

Zu Absatz 2 

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen für den Ausschluss von der Teilnahme am Herkunfts-
nachweisregister und am Regionalnachweisregister. Der Ausschluss von Registerteilneh-
mern sowie bevollmächtigten Nutzern ist nur möglich, wenn diese gegen Vorgaben versto-
ßen haben, die für die Sicherheit, Richtigkeit oder Zuverlässigkeit des Herkunftsnachweis-
registers maßgeblich sind. 

Bei der gebundenen Ermessensentscheidung wird die Registerverwaltung aufgrund der er-
heblichen Folgen für den Registerteilnehmer sowie für den bevollmächtigten Nutzer eine 
umfangreiche Abwägung aller Umstände vorzunehmen haben. Als Grundlage für die Ent-
scheidung werden vergangene Tatsachen, d. h. Zustände in der Vergangenheit, heranzu-
ziehen sein, wobei diese zeitlich nicht weit zurück liegen dürfen und einen Bezug zur Teil-
nahme am Register haben müssen. Im Einzelnen werden dabei unter anderem die Schwere 
des Verstoßes sowie dessen Auswirkungen für die nach Artikel 15 Absatz 9 der Richtlinie 
2009/28/EG geforderten Sicherheit, Richtigkeit oder Zuverlässigkeit des Herkunftsnach-
weisregisters zu berücksichtigen sein; diese Maßstäbe gelten auch im Rahmen des Regio-
nalnachweisregisters. Bei der Bewertung ist ein Prognosemaßstab zugrunde zu legen. 

In den Nummern 1 bis 3 des Satzes 2 werden Regelbeispiele für die in Betracht kommen-
den Verstöße benannt. 

Zu Nummer 1 

Die ausschlussbegründende Handlung nach Nummer 1 besteht darin, als Registerteilneh-
mer oder Nutzer eine Ordnungswidrigkeit durch die Nutzung der Herkunfts- oder Regional-
nachweisregisters begangen zu haben. Das Regelbeispiel wird insbesondere dann erfüllt, 
wenn die Registerverwaltung eine Geldbuße nach § 46 verhängt hat. Im Unterschied zu 
Absatz 1 führt aber nicht schon das erstmalige Begehen einer Ordnungswidrigkeit zwingend 
zum Ausschluss.  

Zu Nummer 1  

Die ausschlussbegründende Handlung in den Nummern 2 und 3 besteht darin, Unbefugten 
den Zugriff auf Registervorgänge zu verschaffen. Hintergrund für die Benennung als Re-
gelbeispiel ist, dass durch Verschaffung des unbefugten Zugangs neben der Gefährdung 
der Sicherheit, Richtigkeit oder Zuverlässigkeit des Systems im Einzelnen auch das Ver-
trauen der gesamten Registerteilnehmer und der Öffentlichkeit in dessen Sicherheit oder 
Zuverlässigkeit geschädigt wird. 

Zu Nummer 2  

Nummer 3 erweitert Nummer 2 dahingehend, dass auch die Verschaffung des Kontozu-
gangs zugunsten unbefugter Dritter einen Ausschluss ermöglicht. 
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Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Wirkung des Ausschlusses der Registerteilnehmer und legt fest, dass 
während des Ausschlusses der Zugang zum Herkunftsnachweisregister oder Regional-
nachweisregister nicht mehr möglich ist und ein gegebenenfalls vorhandenes Konto mit der 
Folge der Löschung der noch vorhandenen Herkunftsnachweise oder Regionalnachweise 
geschlossen wird; so gelöschte Herkunftsnachweise gehen in den Residualmix ein. Wie 
auch bei § 48 Absatz 3 Satz 2 erlöschen mit der gegebenenfalls erfolgenden Kontoschlie-
ßung vorhandene Zuordnungen von Anlagen. 

Zu Absatz 4 

Absatz 2 stellt klar, dass auf schriftlichen Antrag in begründeten Fällen einer neuerlichen 
Teilnahme der vom Registerbetrieb ausgeschlossenen Person stattzugeben ist. Vorausset-
zung für eine Aufhebung des Ausschlusses ist, dass von der ausgeschlossenen Person 
keine Gefahr für die Sicherheit, Richtigkeit oder Zuverlässigkeit des Herkunftsnachweisre-
gisters oder Regionalnachweisregisters mehr ausgeht. Eine Registrierung kann nach Auf-
hebung des Ausschlusses unter Berücksichtigung der jeweils einschlägigen Regelungen (§ 
6 für Kontoinhaber im Herkunftsnachweisregister, § 7 für Kontoinhaber im Regionalnach-
weisregister, § 8 für Dienstleister in beiden Registern und § 9 für Umweltgutachter im Her-
kunftsnachweisregister) erneut erfolgen. 

Zu Absatz 5  

Im Falle eines begründeten Verdachts der missbräuchlichen oder nicht autorisierten Ver-
wendung des Authentifizierungsinstruments kann der jeweilige Zugang gesperrt werden. 
Absatz 5 autorisiert die Registerverwaltung unabhängig vom Antrag des Registerteilneh-
mers, dessen Zugang oder den Zugang eines Nutzers zum Register vorübergehend zu 
sperren. Die Vorschrift dient dem Schutz der nach Art. 15 Absatz 9 der Richtlinie 
2009/28/EG für das Herkunftsnachweisregister geforderten Sicherheit, Richtigkeit oder Zu-
verlässigkeit des Registers, die identisch für das Regionalnachweisregister gilt, und ermög-
licht, dass die Registerverwaltung bei Unstimmigkeiten in Zusammenhang mit identifizier-
baren Zugangsdaten den Zugriff über die entsprechenden Zugangsdaten kurzfristig unter-
bindet und dadurch eine mögliche Beeinträchtigung der Richtigkeit des Registers verhin-
dert. Voraussetzung für die Zugangssperre ist, dass der begründete Verdacht einer nicht 
autorisierten oder einer missbräuchlichen Verwendung des Authentifizierungsinstruments 
besteht. Satz 2 sieht vor, dass die Registerverwaltung die betroffene Person unverzüglich 
über die Sperrung des Zugangs informiert und unverzüglich nach Wegfall des für die Sper-
rung verantwortlichen Grundes die Sperrung aufhebt. 

Zu Abschnitt 9 (Sonstige Vorschriften) 

Zu § 50 (Ausschluss des Widerspruchsverfahrens) 

Nach § 50 wird das Widerspruchsverfahren gegen Maßnahmen und Entscheidungen der 
Registerverwaltung nach dieser Verordnung ausgeschlossen. Rechtliche Grundlage für 
diesen Ausschluss bilden die Verordnungsermächtigungen in § 92 Nummer 3 und 4 EEG 
2017. Hiernach ist der Verordnungsgeber insbesondere befugt, das Verfahren für die Aus-
stellung, Anerkennung, Übertragung und Entwertung von Herkunftsnachweisen und Regi-
onalnachweisen zu regeln. Die umfassende Befugnis zur Regelung des Verwaltungsver-
fahrens beinhaltet auch die Befugnis zum Ausschluss des Widerspruchsverfahrens, wel-
ches einen Teil des Verwaltungsverfahrens darstellt. Die Verordnung ist zudem auch nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ein geeigneter Ort, das Wider-
spruchsverfahren nach § 68 Absatz 1 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung auszuschlie-
ßen (BVerfGE 84, 34). Ein Widerspruchsverfahren wäre in dem Massenverfahren zur Aus-
stellung, Anerkennung, Entwertung und Übertragung von Herkunftsnachweisen und Regi-
onalnachweisen nicht praktikabel und würde die Effektivität in diesem elektronischen und 
automatisierten Verfahren erheblich beeinträchtigen. Ausreichender Rechtsschutz ist über 
den Klageweg gewährleistet. Unberührt bleiben beispielsweise die Regelungen des Um-
weltauditgesetzes über Rechtsbehelfe gegenüber Maßnahmen der Zulassungsstelle. 
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Zu § 51 (Nutzungsbedingungen) 

§ 51 ermächtigt die Registerverwaltung, durch Allgemeinverfügung Nutzungsbedingungen 
zu erlassen. Nach Satz 1 ist die Registerverwaltung berechtigt, durch Allgemeinverfügung, 
die nach Satz 2 öffentlich bekanntgemacht werden kann, weitere konkretisierende Bedin-
gungen und Spezifikationen zur Nutzung des Registers zu erlassen. Die Vorschrift stellt 
klar, dass es sich bei den Regelungen, die im Rahmen der Registerführung erlassen wer-
den können, nur um Konkretisierungen und Spezifikationen handeln wird. Die Nutzungsbe-
dingungen kann die erlassende Registerverwaltung ebenso wie die Allgemeinverfügung 
nach § 5, also die Benennung der Regionen, oder die Allgemeinverfügung nach § 29 Absatz 
2, also die Regelung der Gestaltung der Stromkennzeichnung, öffentlich bekannt machen 
(Satz 2). Die Nutzungsbedingungen können – auch nachträglich – mit Nebenbestimmungen 
im Sinne des § 36 VwVfG versehen werden, beispielsweise mit einem Widerrufsvorbehalt. 
Sämtliche Allgemeinverfügungen nach § 5, § 29 und § 51 kann die Registerverwaltung un-
abhängig voneinander erlassen, aber auch in eine Allgemeinverfügung integrieren. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Herkunfts- und Regionaln achweis-Gebührenverordnung) 

Für die Änderung der Gebührenverordnung sind nur redaktionelle Anpassungen an die Ver-
ordnung vorgesehen. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Insgesamt wird die neue Verordnung konzeptionell, strukturell und sprachlich neu gestaltet, 
um die Anwenderfreundlichkeit zu verbessern. Regelungen werden verstärkt unter inhaltli-
chen Gesichtspunkten zusammengefasst. 

Wegen der umfassenden strukturellen Änderungen erfolgt die Neuregelung nicht in Form 
einer Änderung der bestehenden Verordnung, sondern durch eine Ablösungsverordnung. 


